
Wirtschalt 

und Gesellschaft 

0\erlag rac 

Inhalt 

Editorial 
Kammerjäger und 
andere Kritiker 

Michael Mesch 
Vom Wettbewerbskorporatismus 
zur transnationalen Koordination 
der Lohnpolitik in der EU? (Teil 1) 

Volker Grossmann 
Lohnungleichheit in den USA, 
Arbeitslosigkeit in Europa 

Markus Steiner 
Arbeitsangebot von 
Frauen in Österreich 

Richard Hennessey 
Die EU-Regionalpolitik 
muß föderaler werden 

J. Vecemik, A. Wörgötter 
Arbeitsmarktpolitik in 
Ost-Mitteleuropa 

25. Jahrgang (1999), Heft 4 Wien 



WIRTSCHAFT UND GESELLSCHAFT 
25. Jahrgang (1999), Heft 4 

Inhalt 

Editorial 
Kammerjäger und andere Kritiker . . . ....... . . . . . . .......... . . . . . ........... . . . . . . . . . . . ......... . . . . . .. 381 

Michael Mesch 
Vom Wettbewerbskorporatismus zur transnationalen Koordination 
der Lohnpolitik in der EU? (Teil 1 )  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  387 

Volker Grassmann 
Lohnungleichheit in den USA, Arbeitslosigkeit in Europa: 
Wirklich zwei Seiten derselben Medaille? . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  423 

Markus Steiner 
Das Arbeitangebotsverhalten von Frauen in Österreich .... . . . . .......... . . . . . . . . . . .... . . . . .  449 

Richard Hennessey 
DieEU-Regionalpolitik muß föderaler werden . . . ........ . . . . . . . . . ......... . . . . . ............. . . . .  471 

Jii'i Vecernik, Andreas Wörgötter 
Arbeitsmarktpolitik in Ost-Mitteleuropa . . . ....... . . . . . . . .. . . .... . . . . . .. . . . ..... . . . . . .. . .... . . . .. . . . . 497 

Berichte und Dokumente 

Manfred Füllsack 
Von staatlich garantierter zu inoffizieller Beschäftigung. 
Zur postsowjetischen Arbeitsmarktsituation in Rußland .. . . . . . . . . . . ........ . . . . . . . . ....... 509 

Bücher 

Wolfgang File, Claus Köhler (Hrsg.), Macroeconomic Gauses of 
Unemployment: Diagnosis and Policy Recommendations 
(Michael Mesch) . . ........ . . . . . . . ........ . . . .... . . . . . . . ........... . . . . . ........ . . . . . . . . . . ........ . . . .. . . . ...... 519 

Fritz Helmedag, Norbert Reuter (Hrsg.), DerWohlstand der Personen. 
Festschrift zum 60. Geburtstag von Karl Georg Zinn (Hella Hoppe) . . . . ...... . . . . . . . .  522 

Hartmut Berg (Hrsg.), Globalisierung der Wirtschaft: Ursachen-
Formen- Konsequenzen (Roland Marcon) .......... . . . . . . ......... . . . . . . . . ....... . . . . . .. . . . . . . . .  526 

Hans Dietrich von Loeffelholz, Günter Köpp, Ökonomische Auswirkungen 
der Zuwanderungen nach Deutschland (Kai Biehl) ........ . . . . . . . . ......... . . . .. . ......... . . .. 529 



Helmut Steiner, Der Kurzschluß der Marktwirtschaft. lnstrumentalisierung 
und Emanzipation des Konsumenten (Norbert Reuter) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . .  531 

Gertraude Miki-Horke, Historische Soziologie der Wirtschaft 
(Peter Berger) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 535 

Friedrich-Wilhelm Henning (Hrsg.), Die Regionen des ehemaligen 
Habsburgerreiches und ihre heutigen Wirtschaftsbeziehungen 
(Andreas Weigl) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  538 

Ekkehard Völkl, Rumänien. Vom 1 9. Jahrhundert bis in die Gegenwart; 
Hans-Joachim Härtel, Roland Schönfeld, Bulgarien. Vom Mittelalter bis 
zur Gegenwart (Martin Mailberg) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  540 

Jahresregister 1 999 . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  544 

Materialien zu ,Wirtschaft und Gesellschaft' . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . 549 

Unsere Autoren: 

Volker Grossmann ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für 
Volkswirtschaftslehre der Universität Regensburg. 

Richard Hennessey ist Mitarbeiter der Wirtschaftspolitischen Abteilung der 
Kammer für Arbeiter und Angestellte für Salzburg. 

Michael Mesch ist Mitarbeiter der Wirtschaftswissenschaftlichen Abteilung der 
Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien. 

Markus Stein er ist freier Wirtschaftsforscher, Mitarbeiter von Sozial Global im 
Bereich Organisationsentwicklung-Informationsmanagement und assoziiertes 
Mitglied des Beraternetzwerks Wien (bnw). 

Ji!ä Vecernik ist Mitarbeiter des Instituts für Soziologie an der Akademie der 
Wissenschaften in Prag. 

Andreas Wörgötter ist Leiter der Abteilung für Transformationsökonomie des 
Instituts für Höhere Studien (IHS) in Wien. 



25 . Jahrgang ( 1 999), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

Editorial 

Kammerjäger und andere Kritiker 

I. 

Es wird nun anscheinend zu einer regelmäßigen Erscheinung, 
daß im Zusammenhang mit Nationalratswahlen in Österreich die 
Debatte über die Sozialpartnerschaft neu auflebt. Wenn es 1 990 
und 1 994 dazu aktuelle Anlässe im Bereich der Verbände selbst 
gab, 1  so wird man diesmal derartiges kaum behaupten können. 
Vielmehr war das schlechte Wahlergebnis der Parteien der (frü­
heren) Großen Koalition ausreichend Grund für die Behauptung, 
"mit der Großen Koalition sei auch die Sozialpartnerschaft abge­
wählt worden", oder milder, der Wahlausgang sei auch ein Denk­
zettel für die Sozialpartnerschaft. Neu in diesem Zusammenhang 
ist, daß die Kritik aus dem Bereich der Verbände selbst kommt, 
und zwar von der I ndustriellenvereinigung ( IV). Auch wenn dieser 
traditionell nur der Status eines "halben Sozialpartners" zukommt, 
da die IV in den meisten Gremien nicht aus eigenem Recht, son­
dern durch Nominierung der Wirtschaftskammer (WKÖ) vertre­
ten ist, ist diese Kritik von innen allein schon für d ie Medien ein hin­
reichendes Anzeichen dafür, daß in der Sozialpartnerschaft und in 
ihren Verbänden manches "n icht stimmt". War als einzelner Ver­
band 1 994/95 die Arbeiterkammer im Zentrum der Kritik gestan­
den, so hat die mehr oder weniger zufäll ige Aufdeckung. auf­
klärungsbedürftiger Praktiken mit Spenden diesmal d ie WKO und 
ihre gesamte Organisation stärker ins Gerede gebracht. Die 
Eigendynamik der politischen Auseinandersetzung auf der partei­
politischen Ebene trägt das Ihre dazu bei ,  daß sich wiederum eine 
"Grundsatzdiskussion" entwickelt. Da fühlt sich plötzlich der an­
sonsten verbandspol itisch unbedarfte und eigentlich auch unbe­
hell igte Musikhistoriker bemüßigt, seiner Kritik am "Kammer­
unwesen" beredten Ausdruck zu verleihen, und d ie I nfragestellung 
der Pfl ichtmitgliedschaft erhält in solchen Diskussionen unver­
meidl icherweise neuen Auftrieb. Es erübrigt sich, al le themati­
schen und personellen Fixstarter in dieser Diskussion anzuführen. 
Es kann h ier auch nicht darum gehen, die Argumente pro und 
kontra allerwesentlichen Institutionen und Aspekte der Österreichi­
schen Verbändelandschaft wiederzukauen - dazu sei auf ein­
schlägige Publikationen verwiesen.2 Lediglich aufzwei Fragen soll 
näher eingegangen werden. 
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II. 

Hat sich an den Befunden über die Sozialpartnerschaft als 
Bestimmungsfaktor der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
Österreichs in den letzten Jahren etwas geändert? Die hartnäckig 
vorgebrachten Behauptungen über die "Versteinerung der Struk­
turen", welche d ie Sozialpartnerschaft angeblich bewirken sol l ,  
müßten,  wenn ihnen ein Wahrheitsgehalt zukommen soll ,  einen 
Niederschlag in der Entwicklung konkreter Indikatoren finden. 

Alle einschlägigen Indikatoren zeigen h ier das Gegenteil . Die 
jüngste Untersuchung des Instituts für Wirtschaftsforschung über 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Österreichischen 
Wirtschaft, gemessen an Arbeitskosten,  Produktivitäts- und 
Lohnstückkostenentwicklung, zeigt mittelfristig eine markante 
Verbesserung: d ie Lohnstückkosten in Österreich sind gegenüber 
bei dem gewichteten Durchschnitt der Handelspartner von 1 995 
bis 1 998 um ca. 7% gesunken, gegenüber der EURO-Zone um 
6%,  wobei Wechselkurse, aber auch eine überdurchschnittlich 
hohe Produktivitätssteigerung in Österreich dieses Ergebnis be­
wirkt haben.3 

Auch beim Wirtschaftswachstum schneidet Österreich im eu­
ropäischen Vergleich gut ab. Das BIP steigt in Österreich mit 2,6% 
im Durchschnitt der Jahre 1 996/2000 geringfügig rascher als im 
EU-Durchschnitt (2,4%). Dies ist umso bemerkenswerter, als 
Österreich mit dem dritthöchsten Pro-Kopf-Einkommen in der EU 
zu den Ländern zählt, für d ie nach der Konvergenzhypothese ein 
eher unterdurchschnittliches Wachstum zu erwarten wäre. Die 
Passivierung der Leistungsbilanz ist teils buchungstechnisch er­
klärbar, teils durch den Nettotransfer zur EU.  Daß sich solche De­
fizite nicht kurzfristig abbauen lassen, ist ein häufig beobachtetes 
Phänomen und beeinträchtigt das positive Gesamtbild nicht. 

Die volle Funktionsfähigkeit des in Österreich praktizierten Sy­
stems der Lohnpolitik wurde durch den jüngsten Lohnabschluß in 
der Metallindustrie neuerlich unter Beweis gestellt. Die Widersin­
nigkeit der Forderungen nach Dezentralisierung aus - glücklicher­
weise nicht sehr maßgeblichen - Kreisen auf der Unternehmer­
seite kann durch ein aktuelles Beispiel aufgezeigt werden: im an­
geblich so vorbildlichen Großbritannien mit seinen dezentralen 
Artsbeziehungen stiegen die Löhne im Unternehmenssektor 1 998 
durchschnittlich um 6,9% (bei einem nominellen B IP-Wachstum 
von 4,6% ). Auch 1 999 wird der nominelle Lohnzuwachs in Groß­
britannien deutlich über jenem in Österreich l iegen. Immerhin ist 
nach dem letzten Lohnabschluß die Kritik am Metaii-Lohnab­
schluß aus dem Unternehmerlager, wenn man von einigen noto­
rischen Kritikastern absieht, diesmal eher zurückhaltend gewe­
sen . Der letzte Abschluß ebenso wie d ie Lohnpol itik der letzten 
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Jahre erweisen sich in ihrer mittelfristigen Orientierung am ge­
samtwirtschaftlichen Produktivitätsspielraum als den Wettbe­
werbsverhältnissen und Entwicklungen weitgehend optimal ent­
sprechend. Dies trägt ganz entscheidend zum anhaltend hohen 
Vertrauen der Bevölkerung in die wirtschaftspolitische Sachkom­
petenz der Sozialpartner bei ,  das sich seit vielen Jahren in den re­
gelmäßig durchgeführten Umfragen zeigt. 

Man wird die eifernde Minderheit der Kritiker dennoch kaum von 
der Unsachlichkeit ihrer Kritik überzeugen können, ist diese doch 
weitgehend von ideologischen Motiven getragen. Es sollte aber in 
der öffentlichen Diskussion stärker bewußt gemacht werden, daß 
hier Ideologen ihre Spielchen treiben. 

111. 
Ein weitgehend neuer Aspekt in der gegenwärtigen Diskussion 

ist die Organisationsstrukturdebatte, die sich zuletzt über das Sy­
stem der Wirtschaftskammer entwickelt hat. Die Kritik an Größe 
und Struktur von deren Funktionärsapparat geht dabei in die glei­
che Richtung wie die Polemik des reich aus Nordamerika heimge­
kehrten Erbonkels, die sich nur auf arbeitnehmerseitige Organisa­
tionen bezog: daß wir auch in Österreich "nicht die vielen tausen­
den Funktionäre brauchen". Wenn man dabei von der vordergrün­
digen Intention absieht, daß h ier auch der Neid auf vermutete Ga­
gen geweckt werden soll ,  die es gar nicht gibt (Betriebsrat ist kei­
ne honorierte Funktion) oder die sich in bescheidenem Rahmen 
halten, so ist doch auch eine grundsätzliche Frage der I nteres­
senvertretung angesprochen, die zu thematisieren die Verbände 
sich nicht scheuen sollten. 

Wenn die Interessenvertretungen für sich in Anspruch nehmen, 
daß sie die Anliegen und Bedürfnisse ihrer Mitglieder besser erfas­
sen und artikul ieren können als jede staatl iche Behörde, welche 
diese immer nur "von außen" erforschen kann,  so beruht ihr An­
spruch bei einer hochdifferenzierten Interessenlage auf einer d if­
ferenzierten Repräsentation dieser vielfältigen Interessen inner­
halb der Organisation. Daraus resultiert unmittelbar eine relativ 
feingegl iederte Binnenstruktur der Organisationen sowohl nach 
sachlichen und territorialen Gesichtspunkten. Wenn es gleichzei­
tig zu einem internen Interessenausgleich und zu Prioritätenset­
zungen innerhalb umfassend definierter Gruppen kommen soll (im 
Sinne von Mancur Olson's "encompassing organizations"), muß 
es auch eine hierarchische Zusammenfassung hin zu einer reprä­
sentativen Verbandsspitze geben. Es ist unmittelbar evident, daß 
dafür eine Handvoll von Funktionären nicht ausreichend sein kann. 
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Die hochdifferenzierte Organisationsstruktur kann dabei recht 
unterschiedl iche formale Ausprägungen annehmen . Auf Arbeit­
geberseite führt das - neuerdings al lerd ings durch die IV zuneh­
mend in Frage gestellte - Repräsentationsmonopol der WKÖ zu 
einer stark verzweigten Struktur. ln der Arbeiterkammer gibt es ab­
solut und erst recht im Verhältnis zur großen Zahl der Vertretenen 
wenige Funktionäre. Auf Arbeitnehmerseite besteht jedoch der 
Dualismus ÖGB/AK, wobei d ie d ifferenzierte Gl iederung nach 
sachl ichen Gesichtspunkten sich in der Gewerkschaftsorgani­
sation findet.4 

Die Notwendigkeit einer starken Binnendifferenzierung umfas­
sender Verbände bedeutet natürlich nicht Starrheit d ieser Binnen­
differenzierung. Wenn es heute nur mehr wenige Notenstecher 
oder Hutmacher gibt, dann ist die entsprechende Organisations­
untereinheit aufzulösen, während andererseits für neue Tätig­
keitsbereiche neue Untereinheiten etabliert werden müssen. Es ist 
eine Aufgabe primär der Großorganisationen selber, für eine den 
aktuellen wirtschaftlichen und sozialen Strukturen entsprechende 
Organisationsstruktur zu sorgen. Mangelnde Kongruenz führt zu 
begründeter Kritik, ebenso die Hypertrophie durch Weiterführung 
überholter Einheiten. ln dieser Hinsicht ist sicher Reformbedarf 
gegeben. Aber mehrere tausend Funktionäre werden es auch 
nach einer Straffung auf jeden Fall weiterh in sein .  Die Kritik mün­
det letztl ich in d ie Frage, welche Vorstellung von Repräsentativität 
und Legitimität dem System von Interessenvertretungen zugrun­
de gelegt wird. 

IV. 

Die Organisation von Prozeß und Institutionen der Interessen­
vertretung orientiert sich in Österreich am Modell einer demokra­
tisch-parlamentarischen Struktur. Legitimität und Repräsentativi­
tät werden durch Wahlen gewährleistet. Dies setzt ein Mindest­
maß an Beteil igung voraus - daher die Bemühungen der Organi­
sationen in den letzten Jahren, die Wahlbeteil igung wieder zu er­
höhen. 

Das Gegenmodell dazu ist das US-amerikanische Lobby-Sy­
stem. Verbandsbi ldung ist in d iesem System grundsätzlich nur 
freiwi l l ig, die Verbändelandschaft ist extrem partikularistisch , um­
fassendere Verbände sind - vom nationalen Gewerkschaftsver­
band abgesehen - nicht von Bedeutung. Die eigentliche Lobby­
Tätigkeit wird nicht von ehrenamtlichen Funktionären und oft nicht 
einmal von Verbandsangestellten ausgeübt, sondern auch von 
selbständigen Lobbyisten und Agenturen. Wieso "tausende Lob­
byisten" in irgendeiner Weise besser sein sollen als die kritisierten 
"tausenden Funktionäre", ist bisher von den Proponenten nicht er-
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klärt worden - es ist jedoch ein glatter Schwindel , so zu tun, als ob 
das Lobby-System ohne oder fast ohne Funktionsträger arbeiten 
kann .  Der Unterschied besteht aber n icht zuletzt darin, daß für die 
Gewichtung der einzelnen Interessen die Finanzkraft im Lobby­
System eine viel größere Rolle spielten als im Repräsentativsy­
stem. Aber das stört sicherlich diejenigen am allerwenigsten, für 
welche die "Goldene Regel" darin besteht, daß derjenige die Re­
gel macht, der das Gold hat. 

Um nicht Bekanntes zu wiederholen, sollen h ier n icht Unter­
schiede zwischen partiku laristischem und umfassendem Interes­
sensystem diskutiert werden.5 Aber klar ist, daß in der Effizienz­
beurtei lung das umfassende System besser abschneidet, auch 
wenn mache Manager das Gegenteil behaupten . Den Managern 
sei die Kompetenz für Unternehmerische Effizienz durchaus zu­
gestanden - sie können aber keine besondere Kompetenz dafür 
beanspruchen, was dieser Begriff in komplexeren wirtschaftli­
chen, politischen und gesellschaftl ichen Zusammenhängen be­
deutet. Daher sollten sich besonders Politiker davor in acht neh­
men, die Management-Rhetorik unbesehen für ihren Bereich zu 
übernehmen. 

Anmerkungen 
1 Editorial WuG 21/1 (1995). 
2 Editorial WuG 19/1 (1993), Mesch (1995), Teufelsbauer (1994). 
3 Guger (1999). 
4 Zur Organisationsstruktur von WKÖ, AK und ÖGB: Chaloupek (1999). 
5 Siehe dazu Mesch (1995), Gerlieh (1995). 
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Vom Wettbewerbskorporatismus zur 
transnationalen Koordination der 

Lohnpolitik in der EU? (Teil 1) 

Michael Mesch 

1. Einleitung 

Der Grad der Öffnung einer Volkswirtschaft zählt zu den wichtigsten Rah­
menbedingungen für die jeweilige Lohnpolitik. Die fortschreitende Internatio­
nalisierung der Produktion und der Märkte blieb daher nicht ohne Folgen für die 
Ausrichtung der Lohnpolitik in den westeuropäischen Ländern. Der erhöhte 
Öffnungsgrad dieser Volkswirtschaften bewirkte, daß jeweils sowohl die 
Lohnverhandlungen in den Branchen des exponierten Sektors als auch die 
makroökonomisch orientierte Lohnpolitik (Verhandlungen auf zentraler Ebe­
ne oder gesamtwirtschaftliche Koordination der Branchenverhandlungen) 
verstärkt auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit der inländischen Produ­
zenten zu achten hatten. Vergleiche zwischen der Entwicklung der Arbeits­
kosten und insbesondere der Lohnstückkosten im Inland sowie den entspre­
chenden Trends in den wichtigsten Handelspartnerländern, ausgedrückt in 
gemeinsamer Währung, gewannen entsprechend an Bedeutung. 

Die großen Fortschritte in der wirtschaftl ichen Integration Europas in den 
neunziger Jahren verstärkten die obengenannten Tendenzen. Die Verwirk­
l ichung des Binnenmarkts hatte u.a. zur Folge, daß bislang geschützte Be­
reiche der einzelnen Volkswirtschaften dem Wettbewerb ausgesetzt wur­
den. Und mit der Umsetzung der Europäischen Währungsunion erhöht sich 
erstens die Transparenz im Bereich der innereuropäischen Lohn-, Arbeits­
kosten- und Lohnstückkostenunterschiede, steht zweitens das Instrument 
der Abwertung gegenüber den Währungen anderer Mitgl iedsländer n icht 
mehr zur Verfügung und wird drittens die Geldpolitik in den Händen des 
ESZB europäisiert. 

Gleichgültig , welches Szenario (erfolgreiches Politikbündel und demge­
mäß Abbau der Arbeitslosigkeit; deflationäre Tendenz mit anhaltender 
Wachstumsabschwächung; symmetrische oder asymmetrische Schocks) 
für die wirtschaftliche Entwicklung der EU unterstellt wird , eine trans­
nationale Koordination der Lohnverhandlungen innerhalb der Währungsuni­
on wäre von Vorteil für die gesamtwirtschaftl iche Dynamik Europas, oder 

387 



Wirtschaft und Gesellschaft 2 5 .  Jahrgang ( 1 999), Heft 4 

negativ formuliert: Käme in der Währungsunion eine grenzüberschreitende 
Koordinierung der Lohnpolitik nicht zustande, so könnte dies erhebliche so­
ziale und ökonomische Kosten hervorrufen: 

Das Szenario einer Wachstumsabschwächung und deflationären Gefahr 
durch wettbewerbsorientierte Lohnpolitik (,Wettbewerbskorporatismus'): 
Angesichts hoher Arbeitslosigkeit und verschärften Wettbewerbs besteht in 
der EWU für d ie Mitgliedsländer ein noch stärkerer Anreiz, durch eine 
wettbewerbsorientierte Lohnpolitik, welche die Nominallohnzuwächse kon­
tinuierlich unterhalb des jeweil igen (erwarteten) Fortschritts der gesamtwirt­
schaftl ichen Arbeitsproduktivität und der von der EZB angestrebten Inflati­
onsrate hält, eine Verbesserung der preisl ichen Konkurrenzfähigkeit der 
heimischen Produkte auf den in- und ausländischen Märkten zu suchen . 
Die Gefahr, infolge einer Währungsaufwertung die solcherart errungenen 
Wettbewerbsvorteile wieder einzubüßen,  besteht ja unter den neuen Bedin­
gungen n icht mehr! ln vielen Ländern müßte dazu gar keine lohnpolitische 
Kurskorrektur erfolgen, es gälte ledigl ich, die bisherige Linie beizubehalten. 
Die in mehreren EU-Ländern vereinbarten ,Sozialen Pakte' dienten in erster 
Linie dem Zweck, eine wettbewerbsorientierte Lohnpolitik herbeizuführen. 
Die zu erwartende breite Nachahmung einer derartigen Lohnpolitik aber 
würde die reale Abwertung jener Länder, die zuerst diesen Kurs einschlu­
gen, zunichte machen . Für die EU insgesamt ist eine solche lohnpol itische 
Strategie mithin n icht zielführend, denn sie würde die monetäre Stabil ität in 
der EWU untergraben ,  den Zuwachs der Kaufkraft der Löhne und damit der 
Massenkaufkraft dämpfen oder diese sogar senken , eine deflatorische Lük­
ke aufreißen oder verstärken und daher das Wachstum bremsen. Eine 
transnationale Koordination der Lohnverhandlungen mit dem Ziel, eine 
produktivitätsorientierte Lohnpol itik zu erreichen, würde die genannten Ge­
fahren der Entstehung oder Verstärkung einer deflatorischen Lücke bannen. 

Erweist sich hingegen die makroökonomische Politik in der EU als erfolg­
reich , steigt der Beschäftigtenstand aufgrund von anhaltendem Wirt­
schaftswachstum oberhalb der Beschäftigungsschwelle und sinkt die Ar­
beitslosigkeit, so bestünde die Gefahr, daß sich diese Strategie mit zuneh­
mendem Erfolg selbst unterhöhlte, sofern eine transnationale Koordination 
der Lohnverhandlungen unterbliebe: Mit partiellen Arbeitskräfteknappheiten 
in mehr und mehr Bereichen würden im Fall unkeordin ierter Lohnverhand­
lungen Lohn-Lohn- und Lohn-Preis-Lohn-Spiralen in Gang gesetzt, welche 
der Notenbank Veranlassung zur I ntervention gäben. Das Erreichen des 
Stabil itätszieles wäre dann mit beträchtlichen realen Kosten in Gestalt hö­
herer Arbeitslosigkeit verbunden. 

Das stärkste Interesse an einer transnationalen Koordination der Lohn­
verhandlungen in der EU haben die Gewerkschaften .  Für sie gi lt es, die In­
tegration der Produktmärkte und die wachsende Mobil ität des Kapitals inner­
halb Europas mit einer analogen Ausdehnung ihrer organisatorischen und 
koordinativen Reichweite zu beantworten ,  weil jene Arbeitsmarktpartei ei­
nen strategischen Vorteil besitzt, deren Aktionsradius das größere Segment 
des Arbeitsmarkts abdeckt. 
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Es ist daher keineswegs überraschend, daß die ersten Ansätze zu einer 
grenzüberschreitenden Koordinierung der nationalen Lohnverhandlungen 
von den Gewerkschaften ausgehen . Uni laterale Koordination auf Gewerk­
schaftsseite ist weniger voraussetzungsvoll als andere Arten der Koordina­
tion , insbesondere ist sie n icht von der Mitwirkung der Arbeitgeberseite und 
von EU-Instanzen abhängig. 

Die sich langsam verbreitende Erkenntnis der ökonomischen Funktiona­
l ität transnationaler Koordination der Lohnverhandlungen in der EU und das 
starke Interesse eines europäischen Akteurs sind frei l ich keine hinreichen­
den Bedingungen dafür, daß auch tatsächl ich alle Voraussetzungen für de­
ren auf Dauer angelegte Verwirkl ichung geschaffen werden. Im  vorl iegen­
den Beitrag sind somit die Diskussion der Funktional ität, die Analyse der 
Voraussetzungen und die Erwägungen über die Chancen der dauerhaften 
Real isierung zu unterscheiden . 

Bevor die ökonomische Zweckmäßigkeit und die Voraussetzungen trans­
nationaler Koordin ierung der Lohnverhandlungen in der EU diskutiert wer­
den , ist es erforderl ich, die bestehenden europäischen und nationalen Insti­
tutionen, Instrumente und Organisationen im Bereich der Geld-, Fiskal- und 
Lohnpolitik (mehr oder weniger) ausführlich zu analysieren, denn erstens 
bilden diese die Rahmenbedingungen bzw. den Ausgangspunkt aller Bemü­
hungen zur Schaffung der Voraussetzungen für die grenzüberschreitende 
Koordin ierung der Lohnentwicklung sowie die Umsetzung letzterer und 
schränken die Handlungsspielräume der betreffenden Akteure ein.  Und 
zweitens kann die ökonomische Funktional ität der Lohnkoordination nur vor 
dem Hintergrund dieser Institutionen erörtert werden .  

Im Kapital 2 wird daher die Ausgangssituation in Westeuropa dargelegt 
und analysiert: die Institutionen und Instrumente der Geld-, der Fiskal- und 
der Lohnpol itik, die organisatorischen Strukturen der Gewerkschaften sowie 
die wichtigsten ökonomischen Entwicklungen der jüngsten Vergangenheit. 

Der zweite Teil dieses Artikels, der im Heft 1 /2000 erscheinen wird, befaßt 
sich zunächst mit der ökonomischen Funktional ität der transnationalen Ko­
ordination der Lohnverhandlungen in der Währungsunion: Im Kapitel 3 wer­
den ihre Vorteile in verschiedenen Entwicklungsszenarien diskutiert. Im  fol­
genden Kapitel wird die Frage erwogen,  welchem substantiellen Prinzip die 
Lohnkoordinierung folgen sol l ,  um Wirtschafts- und Beschäftigungs­
wachstum in Europa zu begünstigen (produktivitätsorientierte Lohnpolitik). 
Sollen Reibungsverluste zwischen Geld-, Fiskal- und Lohnpolitik in der 
Währungsunion mögl ichst vermieden werden ,  so gilt es, die Kooperation 
zwischen den Trägern dieser Politikbereiche auf europäischer Ebene zu in­
tensivieren (KapitelS). ln Kapitel 6 schließl ich werden die Voraussetzungen 
auf nationaler und europäischer Ebene für eine unilaterale grenzüberschrei­
tende Koordination der Lohnverhandlungen auf Gewerkschaftsseite erörtert 
sowie die ersten Ansätze zu deren Umsetzung kurz dargelegt. 
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2. Zur Ausgangssituation: Wirtschaftspolitische Instrumente, 
Institutionen und Wirtschaftsentwicklung 

Die Kapitel 2 . 1  und 2.2 befassen sich mit den Institutionen und I nstrumen­
ten der Geld- und der Fiskalpolitik. Die Geldpolitik ist das einzige auf EWU­
Ebene zentralisierte Instrument der Wirtschaftspolitik. Problematisch für die 
I nteraktion zwischen Geld- und Lohnpolitik erscheint die mangelnde Trans­
parenz der vorläufig vom EZB-Rat gewählten geldpolitischen Strategie. Die 
Handlungsspielräume der nationalen Fiskalpolitik der einzelnen Mitglieds­
länder werden durch den Maastrichter Vertrag und den Stabil itäts- und 
Wachstumspakt stark eingeschränkt. 

Den Kern des ersten Teil dieses Beitrags bildet das Kapitel 2.3 zur Lohn­
politik auf nationaler Ebene. (Supranationale Organisationsstrukturen der 
Gewerkschaften und Ansätze zur transnationalen Koordination der Lohnver­
handlungen in der EU werden erst im zweiten Teil thematisiert.) Das Unter­
kapitel 2.3.2 behandelt die gewerkschaftlichen Organisationsstrukturen in 
den Ländern Westeuropas. Diese Strukturen unterscheiden sich wesent­
l ich im Hinblick auf wichtige Merkmale wie den Organisationsgrad ; 
Segmentation, Konkurrenz und Konzentration des Verbändesystems; 
innerverbandliehe Konzentration und Zentralisierung; Vertretung von 
Arbeitnehmerinteressen im Betrieb; Rollenverständnis und Tei lnahme an 
der gesamtwirtschaftl ichen Wirtschafts- und sozialpolitischen Steuerung. 

Auch in bezug auf die institutionelle Ausgestaltung des Lohnver­
handlungssystems bestehen zwischen den westeuropäischen Ländern er­
hebliche Unterschiede (Unterkapitel 2.3.3). Wichtige Gemeinsamkeiten sind 
jedoch , daß Kollektiwertragsverhandlungen über Löhne und Arbeitsbedin­
gungen auf mehreren Ebenen geführt werden, zumeist auf der Branchen­
und auf der Betriebsebene, und daß Branchentarifverhandlungen der domi­
nante kollektive Lohnsetzungsprozeß sind (Ausnahme: Großbritannien). 
Sehr unterschiedlich sind die Formen der gesamtwirtschaftl ichen Koordi­
nation der Lohnverhandlungen. Die Außenseiterrolle fällt auch h ier Großbri­
tannien zu, denn lediglich dort sind die (überwiegend auf der Betriebsebene 
stattfindenden) Lohnverhandlungen unkoordiniert. Ein vergleichender Über­
bl ick über die wichtigsten Änderungstendenzen der Lohnverhandlungs­
systeme Westeuropas in den achtziger und neunziger Jahren (Unterkapitel 
2.3.6) führt zu dem Ergebnis, daß gleichzeitig zwei scheinbar widersprüch­
l iche Tendenzen bestanden: zum einen eine gewisse, überwiegend kontrol­
l ierte Dezentralisierung der Tarifverhandlungen (Tarifverbände der 
Branchenebene delegierten Kompetenzen an die Betriebsebene; siehe 
Unterkapitel 2.3.3), zum anderen eine Zentralisierung insofern, als in meh­
reren Ländern auf nationaler Ebene ,Soziale Pakte' zwischen den Sozial­
partnern und der Regierung vereinbart wurden (Unterkapitel 2 .3.5). Tat­
sächlich sind die beiden Tendenzen komplementär, denn die Aufwertung der 
Betriebsebene erhöht die Anpassungsfähigkeit der Betriebe an marktliehe 
und technische Veränderungen, und die Sozialen Pakte dienen der gesamt­
wirtschaftl ichen Kontrolle der Lohnentwicklung sowie strukturellen Refor-
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men der Sozial- und der Arbeitsmarktpolitik, der öffentl ichen Haushalte und 
der Standortpolitik. 

Der Staat übt in bezug auf das Lohnverhandlungssystem in unterschied­
licher Weise und Intensität drei Funktionen aus: die Festlegung der gesetz­
l ichen Rahmenbedingungen, die Abstimmung der Lohnpolitik mit anderen 
Feldern der Wirtschafts- und Sozialpolitik im Rahmen der gesamtwirt­
schaftl ichen Steuerung sowie die Rolle des Arbeitgebers im öffentlichen 
Sektor (Unterkapitel 2.3.4 ). 

Neben den obengenannten Institutionen und Organisationsstrukturen 
werden die ökonomischen Tendenzen in der EU entscheidende Rahmen­
bedingungen für die Versuche bilden, eine transnationale Koordination der 
Lohnverhandlungen in die Wege zu leiten (Kapitel 2.4 ). ln den letzten Jah­
ren stand einer nominellen Konvergenz (Nominallohnsteigerungsrate, I nfla­
tion; siehe Unterkapitel 2.4. 1 )  eine reale Divergenz (anhaltend große Unter­
schiede in der Arbeitslosenrate bei insgesamt hohem Niveau derselben; 
siehe Unterkapitel 2.4.2) gegenüber. Und als Ergebnis der wettbewerbs­
orientierten Lohnpolitik blieb der Reallohnzuwachs hinter dem gesamtwirt­
schaftl ichen Produktivitätsfortschritt zurück ( Unterkapitel 2.4. 3 ). 

2.1 Geldpolitik 

Die Geldpolitik ist das einzige europäisierte wirtschaftspolitische Instru­
ment: Mit dem Eintritt in d ie dritte Stufe der Europäischen Währungsunion 
(EWU) am 1 . 1 . 1 999 übernahm das Europäische System der Zentralbanken 
(ESZB), gebildet aus der Europäischen Zentralbank (EZB) und den nationa­
len Zentralbanken, d ie Verantwortung für d ie einheitliche Geldpolitik inner­
halb der EWU. 

Die EZB ist eine (instrumentel l) unabhängige Notenbank. Langfristige 
empirische Untersuchungen1 zeigen, daß die Inflationsrate in Ländern mit 
höherem Grad der Unabhängigkeit der Notenbank tendenziell n iedriger ist. 
An dieser Stelle kann nicht auf alle Argumente, welche dieses Ergebnis be­
gründen, eingegangen werden. Im gegebenen Zusammenhang ist das Pro­
blem der zeitlichen Inkonsistenz zwischen Geldpolitik und Lohnverhandlun­
gen hervorzuheben: Tarifverhandlungspartner, die an der Glaubwürdigkeit 
des geldpolitischen Kurses der Notenbank zweifeln ,  fügen den ausgehan­
delten Löhnen und Preisen einen Risikozuschlag hinzu, um sich gegen et­
waige höhere Inflation, welche die realen Löhne und Erträge senkte, zu 
schützen.  Ein höherer Grad der Unabhängigkeit der Notenbank rückt das 
Ziel der Preisstabil ität in den Vordergrund (conservatism effect), stärkt die 
Glaubwürdigkeit einer preisstabil itätsorientierten Geldpolitik (credibility 
effect) und veranlaßt die Tarifpartner tendenziell zu einem Verzicht auf den 
obengenannten Risikozuschlag. Das Resultat ist eine n iedrigere Inflations­
rate ohne negative realwirtschaftl iche Effekte. 

Dem Zusammenwirken von unabhängiger Notenbank und Tarifpartnern 
kommt mithin besondere Bedeutung zu, wenn es darum geht, zufrieden­
stellende Ergebnisse im Hinbl ick auf I nflation und Arbeitslosigkeit zu erzie-
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len (siehe unten 3.2.2). Infolgedessen ist die Transparenz der Notenbank­
politik wesentl ich. 

Der EU-Vertrag von Maastricht legt als vorrangiges Ziel des ESZB die Ge­
währleistung von Preisstabil ität fest (Art. 1 05 Abs. 1 ). Darüber h inaus hat 
das ESZB die Erreichung der Vertragsziele eines nachhaltigen Wirtschafts­
wachstums und eines hohen Beschäftigungsniveaus zu unterstützen, so­
fern dies ohne Beeinträchtigung des Zieles der Preisstabil ität möglich ist. 

Für die Festlegung der geldpolitischen Strategie sowie die Auslegung der 
geldpolitischen Instrumente ist der EZB-Rat, der sich aus den Direktoriums­
mitgl iedern sowie den Präsidenten der nationalen Notenbanken zusam­
mensetzt, verantwortl ich . Im Oktober 1 998 entschied sich der EZB-Rat für 
eine flexible geldpolitische Strategie: Die mittelfristig zu sichernde Preissta­
bil ität wird definiert als jährl icher Anstieg des Harmonisierten Verbrau­
cherpreisindex für das Euro-Währungsgebiet um weniger als 2%. Die be­
sondere Rolle der Geldmenge wird durch die Bekanntgabe eines stabil itäts­
gerechten quantitativen Referenzwertes für das Wachstum eines breiten 
monetären Aggregats hervorgehoben. 

Das ESZB legte sich somit angesichts fehlender empirischer Grundlagen 
und theoretischer Probleme nicht auf eine bindende Zielregel fest. Die Stra­
tegie des ESZB ist keine lnflationszielstrategie, da weder ein I nflationsziel 
noch eine Inflationsprognose verlautbart wird. Sollte das ESZB in der Pra­
xis dennoch eine Inflationszielstrategie verfolgen, so wäre diese Strategie 
wenig transparent! 

Die geldpolitischen Instrumente des ESZB lassen sich untergliedern in die 
drei Kategorien Offenmarktgeschäfte, ständige Fazil itäten und Mindest­
reservesätze. Deutliche Signale für ihren geldpolitischen Kurs kann die EZB 
vor allem mittels der im Mengentender durchgeführten zweiwöchigen Offen­
marktgeschäfte (sog. Hauptfinanzierungsoperationen) und des Zinssatzes 
der Übernachtliqu idität (sog. Spitzenrefinanzierungsfazil ität) aussenden. l n  
einer Reihe von empirischen Untersuchungen haben sich d iese Leitzins­
sätze als wichtige Größen für Produktion und Einkommen erwiesen. Sie 
sind bedeutende Indikatoren für die Kreditkosten der Nicht-Banken.  Die fi­
nanziellen Verbindlichkeiten des privaten Unternehmenssektors bestehen 
großteils aus Bankkrediten mit variablen Zinssätzen. Und die Geschäftsban­
ken kalkulieren ihre Kreditzinsen, auch für längere Laufzeiten, häufig auf der 
Grundlage der genannten Leitzinssätze. 

Die gegenwärtige geldpolitische Strategie des ESZB ist - wie bereits fest­
gehalten - wenig transparent. Dies führt dazu, daß es den ausgesandten 
geldpolitischen Signalen an Klarheit mangelt. Auf seiten der empfangenden 
Marktteilnehmer, insbesondere der Tarifpartner, kann es unter diesen Um­
ständen zu falschen Interpretationen kommen, die realwirtschaftl iche Kon­
sequenzen haben könnten. 

Der Transparenz - und damit der Verständlichkeit und Eindeutigkeit der 
Signale und dem Zusammenwirken zwischen Geld- und Lohnpol itik - för­
derlich wäre die Veröffentl ichung von Inflationsziel und Inflationsprognose 
im Rahmen einer flexiblen lnflationszielstrategie2 oder einer ähnlichen Stra-
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tegie mit multivariabler Zielfunktion. Gemäß der flexiblen lnflationsziel­
strategie minimiert die Notenbank d ie Inflationslücke (Abweichung der aktu­
ellen Rate vom lnflationsziel) und die Outputlücke (Abweichung des aktuel­
len Outputs vom potentiellen Output). Wird beispielsweise eine negative 
Outputlücke erwartet, so kann die EZB eine Zinssenkung begründen, ohne 
gleichzeitig Inflationserwartungen zu erwecken. Auch die von vielen Seiten 
geforderte Veröffentlichung der Protokolle des EZB-Rates und eine höhere 
Bereitschaft dieses Gremiums, die geldpolitische Strategie zu erläutern und 
die Beweggründe für einzelne Maßnahmen darzulegen, wären der Transpa­
renz der Geldpolitik dienlich. Die genannten Schritte würden den Tarifpart­
nern eine bessere Einschätzung des geldpolitischen Kurses ermöglichen 
und Reibungsverluste durch Fehlinterpretationen vermindern . 

2.2 Fiskalpolitik 

Eigentlich sollte der Wegfall des währungspol itischen Instrumentariums 
und der nationalen Geldpolitik in der EWU die Rolle der nationalen 
Fiskalpolitik für die wirtschaftl iche Stabil isierung aufwerten. Doch tatsäch­
l ich sind die Handlungsmöglichkeiten der nationalen Fiskalpolitik aus meh­
reren Gründen stark eingeschränkt: 

Erstens existiert in einigen EU-Ländern nach wie vor ein erhebliches 
strukturelles (nicht konjunkturbedingtes) Budgetdefizit.3 Da derartige Defi­
zite, die zu einem stetig steigenden Anteil der öffentlichen Verschuldung in 
Relation zum jeweil igen BIP führen, mit wesentlichen Nachteilen verbunden 
sind, besteht in diesen Ländern Konsolidierungsbedarf: Zinsen- und 
Tilgungsdienst belasten gegenwärtige und künftige Haushalte; hoch­
verschuldete Ökonomien sind anfäl l iger gegenüber Schocks; hohe Ver­
schuldung ist verteilungspolitisch bedenklich. 

Zweitens sind aufgrund der intensiven außenwirtschaftliehen Verflech­
tung der EU-Staaten die Sickerverluste expansiverfiskalischer Maßnahmen 
sehr hoch. I nnerhalb eines gemeinsamen Währungsraums können somit 
selbst große Länder im Alleingang keine effektive antizyklische Fiskalpolitik 
verfolgen. 

Drittens beschränken die im Maastrichter Vertrag enthaltenen Kon­
vergenzkriterien und die Bestimmungen des ,Stabil itäts- und Wachstums­
paktes' den Spielraum nationaler Fiskalpolitik: 

Der Maastrichter Vertrag legt eine Netto-Kreditaufnahme der öffentlichen 
Hände von weniger als 3% des BIP und einen Brutto-Gesamtschuldenstand 
von weniger als 60% des BIP als Kriterien für den Eintritt in d ie dritte Stufe 
der EWU fest. Vor allem aufgrund der günstigen konjunkturellen Umstände 
hielt sich der Beschäftigungsrückgang wegen der von allen EU-Ländern 
gleichzeitig gesetzten restriktiven fiskalpol itischen Maßnahmen zur Erfül­
lung der Konvergenzkriterien (bzw. zur ohnehin notwendigen Budget­
konsolidierung) in Grenzen.4 

Der Stabi l itätspakt soll die Mitgliedsländer mittelfristig zu einem nahezu 
ausgegl ichenen Budget (oder sogar zu einem Überschuß) veranlassen. 
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Gemäß den Paktbestimmungen ist die Überschreitung der 3%-Grenze nur 
erlaubt, wenn ein außergewöhnliches, exogen verursachtes Ereignis oder 
eine schwere Wirtschaftskrise (BIP-Schrumpfung um mehr als 2%) eintritt. 
Im  Falle eines übermäßigen Defizits und n icht ausreichender Bemühungen 
um einen Abbau sollen monetäre Sanktionen verhängt werden. Allerdings 
wird erst d ie Praxis zeigen, wie diese Regelungen gehandhabt werden. Die 
Entscheidung darüber, ob ein die Überschreitung des Limits gestattender 
Ausnahmefall vorliegt, hat der Rat der Finanzminister mit qualifizierter Mehr­
heit zu treffen. 

l n  jenen Ländern, in denen kein strukturelles Budgetdefizit besteht, läßt 
der Stabil isierungspakt noch Spielraum für eine expansive Fiskalpolitik im 
Falle einer Rezession. Schätzungen ermittelten, daß ein Rückgang des BIP 
um 1% das Budgetdefizit um 0,5 b is 0 ,7% des B IP erhöht (automatische 
Stabilisatoren). 5 

Kritisiert werden u.a. folgende Aspekte bzw. wahrscheinliche Konsequen­
zen des Stabil itätspaktes: 1 . ) Zwischen einer Kreditaufnahme zur Finanzie­
rung von öffentlichen Investitionen und jener zu konsumtiven Zwecken wird 
nicht unterschieden. Vorgeschlagen wird die Zulassung der Überschreitung 
der 3%-Marke, falls die zusätzliche Verschuldung (verbindlich zu definieren­
de) investive Zwecke hat.6 2 . )  Der Pakt setzt kaum Anreize zur Konsolidie­
rung in jenen Phasen, in denen sie am sinnvollsten wäre, nämlich in 
Hochkonjunkturphasen, sondern ist auf die Einhaltung der Obergrenzen 
auch bei schwacher wirtschaftl icher Entwicklung ausgerichtet_? 3.) lnfolge 
der bereits angesprochenen Siekarverluste expansiver nationaler 
Fiskalpolitik steigt die Gefahr prozyklischen Verhaltens der Mitgliedsländer.8 
Diesem Problem könnte durch engere europäische Koordinierung der 
Fiskalpolitik begegnet werden. Der Stabil itätspakt siehtjedoch keine Schritte 
in diese Richtung vor (siehe dazu Kap. 5 im Teil 2). 4 . )  Ganz allgemein ist 
es verfehlt, für al le Länder und für jede Zeitperiode geltende fiskalische Kri­
terien in der Form einer bestimmten Quote bestimmen zu wollen.9 Sinnvol­
le quantitative fiskalische Bestimmungen sind nur unter Berücksichtigung 
der realen Wachstumsrate, der I nflationsrate und des nominellen Zinssat­
zes definierbar. 5.)  Es ist ferner prinzipiell problematisch, d ie Ü berschrei­
tung der 3%-Grenze von einem prognostizierten B IP-Rückgang um einen 
bestimmten Prozentsatz abhängig zu machen, denn Prognosewerte än­
dern sich, wie sich in den letzten Jahrzehnten in vielen Ländern zeigte, nicht 
selten innerhalb weniger Monate teilweise erheblich. 6.) Ein ,Stabil itäts- und 
Wachstumspakt' sollte eine koordinierte, wachstumsorientierte Wirt­
schaftspolitik10 in den Vordergrund stellen: Eine Kombination aus expansi­
ver Geldpolitik, die für günstige Wachstumsbedingungen sorgt, und einer 
Fiskalpolitik, welche die resultierenden Steuermehreinnahmen zum 
Schuldenabbau verwendet, hätte - wie das Beispiel der USA zeigt - den 
größten Konsolidierungseffekt 

Angesichts des beschränkten Handlungsspielraums der nationalen 
Fiskalpolitik und der Gefahr prozyklischen Verhaltens der M itgl iedsländer 
erhebt sich zwangsläufig die Frage, wie es unter den derzeitigen Bedingun-
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gen um eine zentralisierte europäische Fiskalpolitik, die auf dem gemeinsa­
men EU-Budget beruht, steht, bzw. - falls sich ersteres als unrealistisch 
erweist - um eine enge Koordination der Fiskalpolitiken der Mitgliedsländer. 
Für eine zentralisierte oder zumindest koordinierte EU-Fiskalpolitik würde 
das Problem der Siekarverluste expansiver Maßnahmen kaum bestehen, 
denn die Außenverflechtung von Euroland ist wesentlich geringer als jene 
der einzelnen Mitgliedsländer. 

Aufgrund der geringen Größe (ca. 1 ,2% des EU-Sozialprodukts) und in­
stitutioneller Beschränkungen (fünfjährige Budgetierungsperiode, Verpfl ich­
tung zum ausgeglichenen Haushalt) kann das EU-Budget keine gesamt­
europäische Stabi lisierungsfunktion übernehmen . Und die EU-Struktur­
fonds und der Kohäsionsfonds sind keine brauchbaren Instrumente einer 
europäischen Stabilisierungspolitik; sie dienen der Verbesserung der Ent­
wicklungsbedingungen von Problemregionen, nicht aber der Anpassung an 
länderspezifische Schocks. Alles in allem bleibt festzustel len, daß gegen­
wärtig in der EU kein nennenswerter innereuropäischer Finanzausgleich zur 
Absorption länderspezifischer Schocks vorgesehen ist. Um einen zwi­
schenstaatl ichen Stabil isierungsmechanismus in Kraft zu setzen ,  der zu­
mindest jenem in den USA entspräche, müßten erstens die für den 
Ressourcentransfer bestimmten Mittel aufgestockt werden11 und zweitens 
eine Institution (europäisches Wirtschaftsministerium) geschaffen werden ,  
die eine ökonomisch funktionale Fiskalpolitik auf europäischer Ebene orga­
nisieren könnte. 

Die gesamteuropäische Kooperation der nationalen Fiskalpolitiken ist 
derzeit als eher schwach einzuschätzen. Sie erfolgt im Ecofin-Rat sowie im 
Euro-1 1 -Rat und orientiert sich an den jeweils geltenden wirtschaftspoliti­
schen Leitl inien. 

Das Fehlen zentralisierter oder ausreichend koordinierter europäischer 
Fiskalpolitik birgt mehrere Gefahren in sich. Auf die Ineffektivität unkeordi­
n ierter expansiver Maßnahmen einzelner Mitgliedsländer und die Anreize zu 
prozyklischem Verhalten wurde bereits hingewiesen. Dies könnte zur Fol­
ge haben , daß in einer schweren Rezession keine ausreichend aktive 
Fiskalpol itik betrieben wird, da die Koordination zu langsam erfolgt - sofern 
sie überhaupt gelingt. 

2.3 Lohnpolitik 

Obwohl auch die Lohnpolitik für den Erfolg der EWU wichtig ist, blendet sie 
der Maastrichter Vertrag weitgehend aus. Während für die nationalen 
Fiskalpolitiken eine gewisse, wenn auch schwache Koordination mögl ich 
erscheint, so fehlen dafür im Bereich der Lohnpol itik von seiten der EU jeg­
liche institutionelle Vorkehrungen. Die Lohnpolitik in der EU bzw. in der EWU 
ist somit fragmentiert, auf der nationalen Ebene angesiedelt. Die Chancen 
für eine transnationale Koordination der Lohnverhandlungen würden mit ei­
ner zunehmenden strukturellen Angleichung bestimmter Element der natio­
nalen Arbeitsbeziehungssysteme steigen .  
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2.3.1 Unterschiede und Übereinstimmungen zwischen den nationalen 

Lohnverhandlungssystemen 

Gegenwärtig sind die strukturellen Unterschiede zwischen den nationalen 
Lohnverhandlungssystemen erheblich: Lohnverhandlungen erfolgen je­
weils im Rahmen eines historisch gewachsenen lnstitutionensystems, die 
nationalen Gewerkschaften (und auch die Arbeitgeberverbände) divergieren 
in ihren organisatorischen Strukturen und Kapazitäten, z.T. auch in ihrem 
politischen Selbstverständnis, und die nationale Tarifpolitik ist in jeweils spe­
zifischer Weise in das nationalstaatl iche Wirtschafts- und Sozialsystem 
eingebettet, erfüllt dabei verschiedene Regelun�_sfunktionen. l n  der Folge 
werden insbesondere jene Divergenzen (bzw. Ubereinstimmungen) zwi­
schen den Institutionen und Organisationen der nationalen Arbeits­
beziehungssysteme dargelegt, die für die Chancen der Verwirkl ichung 
transnationaler Koordination der Lohnverhandlungen von wesentlicher Be­
deutung sind. 

2.3.2 Gewerkschaftliche Organisationsstrukturen auf nationaler 

Ebene 

Die nationalen Gewerkschaften Westeuropas unterscheiden sich im Hin­
blick auf organisationsstrukturelle und andere Merkmale wesentlich : 
1 . ) Der Organisationsgrad ist der wichtigste Indikator für die Repräsentati­

vität und die Marktmacht der Gewerkschaften. Die länderweise Streuung 
des gewerkschaftl ichen Netto-Organisationsgrades (Anteil der beschäf­
tigten Mitglieder an der Gesamtzahl der unselbständig Beschäftigten) ist 
innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes sehr hoch und nahm im 
Zeitraum 1 980-95 zu . Die polaren Fälle waren 1 995 Frankreich ( 1 0%) 
und Schweden (87%, siehe Tabelle 1 ). Insgesamt sank der Netto­
Organisationsgrad im EWR von durchschnittlich 41  ,8% im Jahre 1 980 
auf 32% 1 995. 12 
Die länderweise Veränderung des Organisationsgrades kann weitgehend 
durch drei institutionelle Variablen13 erklärt werden: Am wichtigsten ist der 
rechtl ich (durch Gesetz oder Tarifvertrag) abgesicherte Zugang der Ge­
werkschaften zu den Betrieben, denn dieser gewährleistet direkten Kon­
takt zu den Mitgliedern, Rekrutierung von neuen Mitgliedern und das Ange­
bot selektiver Anreize. Die Existenz einer von den Gewerkschaften verwal­
teten Arbeitslosenversicherung bildet d ie Voraussetzung für einen sehr 
hohen Organisationsgrad. Die Beteiligung an sozio-ökonomischen Ent­
scheidungsprozessen im Rahmen von neo-korporatistischen Arrange­
ments schließlich sichert den Gewerkschaften Anerkennung auf nationa­
ler Ebene und schafft ein günstiges Umfeld für deren Stabil ität. 
Auch innerhalb der einzelnen Länder sind die Unterschiede im Hinblick 
auf den gewerkschaftlichen Organisationsgrad erheblich, und zwar zwi­
schen den Wirtschaftsbereichen und zwischen den Beschäftigten­
gruppen . Im Durchschnitt ist der Organisationsgrad der Gewerkschaf-
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Tabelle 1 :  Gewerkschaftlicher Organisationsgrad und Erfassungs­
grad der Kol lektivverträge in Westeuropa ca. 1 995 

Netto-Organisationsgrad(1l Erfassungsgrad d. 
d. Gewerksch. Koll.verträge 

Gesamtwirtsch., in % Marktsektor, in % 

Belgien 49,7 82 
Dänemark 78,3 52 
Deutschland 29, 1  80 
Finnland 78,4 67 
Frankreich 1 0,0 75 
Griechenland 24,3 kA 
Großbritannien 32, 1  40 
Irland 49, 1  70 
Italien 44,8 90 
Niederlande 25,7 79 
Norwegen 57,7 62 
Österreich 41 ,7 97 
Portugal 28,4 79 
Schweden 87,6 72 
Schweiz 22, 1  50 
Spanien 18,6 67 
gew. Durchschnitt 32,0 68 

(1) Netto-Organisationsgrad der Gewerkschaften = Anteil der beschäftigten Gewerk­
schaftsmitglieder an der Gesamtzahl der unselbständig Beschäftigten in der jeweiligen 
Gesamtwirtschaft in Prozent, 1 995. 
(2) Von Kollektiwerträgen erfaßte Beschäftigte in % der Gesamtzahl der unselbständig Be­
schäftigten im jeweiligen Marktsektor, ca. 1 995. 
Quellen: Organisationsgrad: Visser (1 999) 90; Erfassungsgrad: Visser ( 1 999) 93 und die 
dort angegebenen Quellen; Portugal: Traxler (1 996) 274; Irland: Ebbinghaus, Visser 
(1 997b) 344; Italien: Burgess (1 997) 1 1 4. 

ten im öffentlichen Sektor höher als im privaten,  unter den Arbeitern hö­
her als unter den Angestellten, in der Sachgüterproduktion höher als im 
privaten Dienstleistungssektor, in den Großbetrieben höher als in den 
Kleinbetrieben, unter Beschäftigten im Normalarbeitsverhältnis höher als 
unter jenen in atypischen Arbeitsverhältnissen. 

2.) Segmentierung, Konkurrenz und Konzentration in den nationalen ge­
werkschaftlichen Verbändesystemen: Im  Durchschnitt existieren je 
Land in Westeuropa drei Gewerkschaftsdachverbände, Österreich stellt 
in dieser Hinsicht also einen Extremfall dar. Die organisatorischen 
Trennl inien verlaufen meist zwischen Arbeitern und Angestellten, zwi­
schen privatem und öffentlichem Sektor, oder sie sind politischer Art. 
Konkurrierende Verbände erschweren selbstredend die lohnpolitische 
Koordination. Spannungen zwischen politisch unterschiedlich ausge­
richteten Verbänden nahmen in den letzten Jahren allerdings eher ab, 
die Kooperation zwischen den Dachverbänden einzelner Länder ver­
stärkte sich im allgemeinen. 
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Im  Durchschnitt der westeuropäischen Länder erfaßt der größte 
Gewerkschaftsdachverband rund 60% der organisierten Beschäftig­
ten.14 ln nahezu allen westeuropäischen Ländern nahm der Mitgliederan­
teil des jeweils stärksten Dachverbandes ab. Dieser Rückgang ist auf 
die Probleme, Angestellte zu integrieren , zurückzuführen. Die Tatsache, 
daß sich zwischen den nationalen Dachverbänden die Gewichte zu La­
sten der Arbeitergewerkschaften aus der I ndustrie und zugunsten der 
Angestelltengewerkschaften und insbesondere jener der öffentlich Be­
diensteten verschob, ist lohnpolitisch bedeutsam: Auf Gewerkschaften 
des geschützten Sektors wirken in weit geringerem Maße Anreize zu ei­
ner zurückhaltenden Lohnpolitik ein als auf jene des exponierten Sek­
tors. 

3 . )  Innerverbandliehe Konzentration: Die Schwierigkeiten, die I nteressen 
innerhalb der Verbandsdomäne zu vereinheitlichen, erhöhen sich mit 
steigender Anzahl der Mitg l iedsverbände. l n  den westeuropäischen 
Gewerkschaftsdachverbänden nahm die Konzentration (gemessen am 
Mitgl iederanteil , welchen jeweils die größten vier Teilorganisationen auf 
sich vereinen) zwischen 1 985 und 1 995 zu . 1 5  Dieser Konzentrations­
prozeß war das Ergebnis von Fusionen von Einzelgewerkschaften .  
Auch innerhalb der in allen Berufsgruppen rekrutierenden Dachverbän­
de verloren die Arbeitergewerkschaften an relativer Bedeutung gegen­
über den Angestelltenorganisationen und vor allem den Gewerkschaften 
der öffentlich Bediensteten. 

4.) Entscheidend für das Ausmaß der Zentralisierung einer Gewerkschafts­
organisation ist, aufwelchen Ebenen die Kollektiwertragsverhandlungen 
geführt werden (siehe unten 2.3.3), inwieweit Vereinbarungen, welche 
auf nationaler oder Branchenebene getroffen wurden, auf Betriebsebene 
durchgesetzt werden können, und wo die Entscheidungen über Arbeits­
konflikte fallen (siehe ebenfalls unten 2.3.3). 
Ausreichende Kontrolle der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, 
welche die Verhandlungen auf der Branchenebene führen, über die be­
triebliche Ebene bildet eine notwendige Bedingung für die Effektivität von 
überbetrieblichen Lohnsetzungsmechanismen (z.B .  Kontrolle über den 
Streikfonds). Für eine effektive Abstimmung der Branchen- und der 
Betriebsebene sind jeweils in beiden Richtungen funktionierende 
Informationsflüsse zwischen den Ebenen , vertikale innerverbandl iehe 
Koordination (z.B. Belegschaftsvertreter aus Großunternehmungen prä­
sent in Verhandlungskomitees auf der Branchenebene) und Konfl ikt­
lösungsmechanismen wichtig. Auch in bezug auf d ieses Merkmal be­
stehen zwischen den europäischen Gewerkschaften signifikante Unter­
schiede. 

5.) Die Vertretung der Arbeitnehmerinteressen in den Betrieben erfolgt in 
den EU-Ländern entweder durch Gewerkschaftsvertreter (eindimensio­
nales System) oder durch Gewerkschaften und Betriebsräte (duales Sy­
stem), wobei im letztgenannten Fall Art und Intensität der Kooperation 
zwischen den beiden Arbeitnehmervertretungen länderweise d ifferieren. 
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Allerdings weist die Vertretung der Arbeitnehmerinteressen (durch wel­
ches Organ auch immer) in den Betrieben erhebliche und länderweise 
stark unterschiedl iche Lücken auf, wie eine von Sisson u .a .  (1 999) 40f 
zitierte Erhebung der Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Le­
bens- und Arbeitsbedingungen aus dem Jahr 1 997 belegt. Demnach 
bestehen mehr oder weniger große Vertretungslücken nicht bloß, wie zu 
erwarten wäre, in Kleinbetrieben, sondern auch in größeren Betrieben 
Uenen mit mehr als 25 bzw. 50 Beschäftigten): Gemäß der Erhebung 
fehlte im Schnitt der zehn erfaßten Länder in einem Drittel der größeren 
Betriebe jegliches Vertretungsorgan der Beschäftigten.  

6 . )  Große Unterschiede zwischen den EU-Ländern bestehen auch im Hinblick 
auf die makroökonomische Konzertierung. ln neokorporatistisch geprägten 
Ländern räumt der Staat den Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden 
institutionalisierte Mitspracherechte in den wirtschafts- und sozialpoliti­
schen Politikfeldern ein und beteiligt sie an der Durchführung. Im Rahmen 
von etatistischen (z.B. F) und neoliberalen (z.B.  GB) Systemen, wo diese 
Form der Teilhabe der Verbände an der staatlichen Willensbildung nicht be­
steht, müssen letztere ihren Einfluß auf andere Weise zur Geltung bringen. 

7 . )  Sign ifikante Divergenzen zwischen den westeuropäischen Gewerk­
schaften existieren ferner in bezug auf Größe und finanzielle Ressour­
cen, auf Mobil isierungsmuster, auf das Rollenverständnis und die Hal­
tung gegenüber den Arbeitgebern und deren Verbänden (Konfl ikt- oder 
Konsensorientierung). 

2.3.3 Institutionelle Merkmale der nationalen 

Lohnverhandlungssysteme 

Die Lohnfestsetzung kann durch gesetzliche Regelung, durch Tarifvertrag 
auf betriebl icher oder überbetriebl icher Ebene (Fiächentarifvertrag: Bran­
che, Region , Gesamtwirtschaft), durch informelle betriebl iche Vereinba­
rung (customs and practices in GB) oder durch Einzelvertrag erfolgen. Ta­
rifautonomie besteht nicht in allen Mitgliedstaaten; in einigen sind lohnpoliti­
sche Interventionen des Staates häufig . Der rechtl iche und faktische Gel­
tungsbereich von Tarifverträgen ist unterschiedlich normiert; in Großbritan­
nien und Irland sind informelle Vereinbarungen von erheblich größerer Be­
deutung als auf dem Kontinent.16 

1 . ) Tarifverhandlungsebenen: ln  al len Ländern Westeuropas werden Kol­
lektivvertragsverhandlungen über Löhne und Arbeitsbedingungen auf meh­
reren Ebenen geführt, zumeist auf der Branchen- und auf der Betriebs­
ebene. Mit Ausnahme Großbritanniens sind überal l Branchentarifver­
handlungen der dominante kollektive Lohnsetzungsprozeß. Dieses Faktum 
ist im Hinbl ick auf die Chancen der praktischen Umsetzung einer trans­
nationalen Koordinierung der Lohnpolitik in der EU möglicherweise von her­
ausragender Bedeutung. 

Branchenverhandlungen bedürfen aus mehreren Gründen der Ergänzung 
durch Verhandlungen in den einzelnen Betrieben. Nur dort können die kon-
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kreten betrieblichen Arbeitsbedingungen ausgehandelt werden. Außerdem 
dienen die Betriebsverhandlungen der Umsetzung der auf höherer Ebene 
vereinbarten Lohnregelungen und erfüllen die Funktion des ,profit-sharing', 
das in übertarifl ichen Lohnzuschlägen resultiert, bzw. des , loss-sharing', 
welches in Vereinbarungen über den Abbau übertarifl icher Lohnzuschläge, 
temporäre Kurzarbeit, Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnausgleich usw. zum 
Ausdruck kommt. Letztlich sind Betriebsverhandlungen wichtig, da von ih­
nen an die betreffenden Arbeitnehmer Anreize für erhöhte Arbeitsan­
strengungen ausgehen . 

Allerdings nahm in den letzten Jahren die relative Bedeutung der Betriebs­
ebene im Rahmen der Lohnverhandlungen zu. Diese Dezentral isierung 
ging in Großbritannien unkentreli iert (unorganisiert) vor sich, in vielen ande­
ren Fällen aber kontroll iert17 (organisiert): Ersteres bedeutet, daß Dezentra­
lisierung als Folge des Zerfalls der Regelungskompetenz der übergeordne­
ten Ebene vonstatten geht. Von kontroll ierter Dezentralisierung ist dann zu 
sprechen, wenn die Tarifverbände der Branchenebene auf der Grundlage 
von Rahmenabkommen bzw. Öffnungsklauseln bestimmte Regelungs­
kompetenzen an die Betriebsebene delegieren. Auf d iese Weise erhalten 
die Verhandlungspartner auf der Betriebsebene die Möglichkeit, jeweils ad­
äquate Anpassungsstrategien zu suchen, während gleichzeitig die Steue­
rungskapazität der Tarifpartner auf der Branchenebene im wesentlichen 
gewahrt bleibt. Der Mikro-Korporatismus, also die institutionalisierten und 
informellen Kontakte zwischen Belegschaftsvertretern (Betriebsräten, ge­
werkschaftlichen Vertrauenspersonen) und dem Management, war für eine 
konsensorientierte Umsetzung der Anpassungsmaßnahmen wesentl ich . 

Dezentralisierung der Lohnverhandlungen ist somit nicht mit einer Schwä­
chung der die Branchenverhandlungen führenden Tarifverbände gleichzu­
setzen,  solange die Dezentralisierung in kontroll ierter Form erfolgt und die 
Koordinationskapazitäten der Verbände nicht überfordert werden. Eine 
notwendige Voraussetzung dafür, daß kontrollierte Dezentralisierung nicht 
letztlich zu unkentreli ierter wird, ist die weitgehende Unterbindung von op­
portunistischem Verhalten im jeweil igen Wirtschaftsbereich . Diese beruht 
auf staatl ichen Allgemeinverbindl ich-keitserklärungen, staatlichen Ver­
pfl ichtungshilfen und/oder organisatorischer Stärke der Gewerkschaften 
bzw. Arbeitgeberverbände (siehe unten Punkt 3 und Abschnitt 2.3.4, 
Punkt 4). 

Das in den meisten mittel- und nordeuropäischen Ländern verfolgte 
qualitätszentrierte Wettbewerbskonzept (Hochtechnik, hohes Quali­
fikationsniveau, hohe Produktqualität) harmonisiert mit dem Muster organi­
sierter Dezentral isierung: I ndem letztere einerseits einen verbindlichen, 
unternehmensübergreifenden Rahmen für die Festlegung der Löhne und 
Arbeitsbedingungen setzt, andererseits für ausgewählte Themen die Re­
gelung den betrieblichen Akteuren überläßt, erhält sie die Voraussetzun­
gen für Prozesse der Ressourcenmobil isierung (Bereitstel lung kollektiver 
Güter) auf überbetrieblicher Ebene und schafft die Grundlagen für 
Ressourcenmobilisierung auf betrieblicher Ebene. 
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Triebkräfte der Dezentralisierung der Kollektiwertragsverhandlungen waren 
in der Regel Großunternehmungen aus dem exponierten Sektor, welche 
größeren Freiraum für Anpassungen der Lohnstrukturen, der Arbeitszeitre­
gelungen, der Arbeitsorganisation usw. an marktliehe und technische Ver­
änderungen suchten . 

ln  der Mehrheit der EU-Länder sind die Unternehmer offensichtlich nicht an 
einer vollständigen Dezentralisierung der Verhandlungen über die Arbeitsbe­
dingungen interessiert: Sie forderten und erreichten stärkere Flexibilität in den 
Betrieben, und die Verhandlungssysteme paßten sich diesen Erfordernissen 
an. Gleichzeitig sind sie aber auch am Fortbestand von überbetriebl ichen 
Verhandlungsstrukturen interessiert, wo über jene Arbeitsbedingungen ent­
schieden wird, die nicht dem Wettbewerb (zwischen Betrieben der gleichen 
Branche) unterliegen sollen, wo über d ie Bereitstellung von öffentlichen Gü­
tern verhandelt wird, die für die Wettbewerbsfähigkeit der jeweiligen nationa­
len Wirtschaft unabdingbar sind, und wo die Voraussetzungen für dauerhaf­
ten sozialen Frieden stets aufs neue zu schaffen sind.18 

2.)  Erfassungsgrad der Tarifverträge: Mitte der neunziger Jahre wurden im 
Durchschnitt rund 70% der unselbständig Beschäftigten des Marktsektors 
der EWR-Länder von Tarifverträgen erfaßt. 19 Die länderbezogene Streuung 
war beträchtlich, und auch in dieser Hinsicht verzeichnete Großbritannien mit 
nur 40% einen Extremwert. Die Entwicklungstendenzen der kollektiv­
vertraglichen Erfassungsrate seit 1 980 waren in Westeuropa uneinheitlich. 

3 . )  Eine gesamtwirtschaftliche Koordination der Lohnverhandlungen be­
darf sowohl der horizontalen Koordination Uene zwischen Lohnverhandlun­
gen in verschiedenen Branchen) als auch der vertikalen Koordination Uene 
zwischen verschiedenen Verhandlungsebenen: nationale Ebene, Branche, 
Betrieb). 

Im Hinbl ick auf die horizontale Koordination sind in den westeuropäischen 
Ländern sechs verschiedene Formen20 festzustellen: 
- Unkocrdiniert sind die Lohnverhandlungen lediglich in Großbritannien. 
- Koordination im Rahmen von Lohnrunden (pattem bargaining): Den Lohn-

verhandlungen in einem bestimmten Wirtschaftsbereich , zumeist in ei­
nem exportorientierten Industriezweig (z.B. Metal l industrie in Österreich 
und Deutschland), kommt dabei eine Schlüsselfunktion (Lohnführer­
schaft) zu. Die übrigen Verhandlungsbereiche orientieren sich an der dor­
tigen Vereinbarung. 

- Koordination durch den Staat (Bsp. Frankreich); 
- Koordination innerhalb der Dachverbände der Gewerkschaften und/oder 

der Arbeitgeber (intraverbandliche Koordination); 
- Koordination durch zentrale Abkommen zwischen den Dachverbänden 

der Gewerkschaften und der Arbeitgeber (zwischenverbandliche Koordi­
nation ; z.B. phasenweise Niederlande); 

- Koordination durch dreiseitige Abkommen zwischen der Regierung und 
den Dachverbänden von Gewerkschaften und Arbeitgebern (z.B.  I rland). 
Vertikale Koordination beruht neben den oben bereits angeführten inner­

gewerkschaftlichen Informations- und Abstimmungsmechanismen auf den 
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folgenden arbeitsrechtlichen Normierungen: 
- rechtl iche Durchsetzbarkeit kollektiwertraglicher Bestimmungen;  
- Friedensverpfl ichtung während der Laufzeit eines Kollektiwertrags; 
- spezielle Friedensverpfl ichtung für Belegschaftsvertreter in den Betrie-

ben; 
- gewerkschaftliches StreikmonopoL 

Derartige rechtliche Regelungen verhindern, daß kollektiwertragliche Be­
stimmungen durch opportunistisches Verhalten auf der betrieblichen Ebe­
ne untergraben werden, und sichern somit die Steuerungsfähigkeit der Ver­
handlungspartner auf der übergeordneten Ebene. 

2.3.4 Die Rollen des Staates 

ln  bezug auf das Lohnverhandlungssystem übt der Staat drei verschiede­
ne Funktionen aus: Erstens setzt der Staat die gesetzlichen Rahmenbedin­
gungen für die Arbeitsbeziehungen fest (oder verzichtet bewußt auf eine In­
tervention), wobei neben prozeduralen auch substantiel le Regelungen 
(Mindestlöhne, Arbeitszeitregeln etc.) ,  letztere zumeist in der Form von 
Mindeststandards, getroffen werden. Zweitens kann - worauf bereits hinge­
wiesen wurde - der Staat tätig werden, um eine Abstimmung der Einkom­
menspolitik mit anderen Feldern der Wirtschafts- und Sozialpolitik im Rah­
men der makroökonomischen Steuerung der nationalen Wirtschaft zu er­
reichen. Und drittens nimmt der Staat im öffentlichen Sektor die Rolle des 
Arbeitgebers ein. 
1 . ) Im Hinblick auf direkte materielle Staatsinterventionen in die Lohnbildung 

im privaten Sektor lassen sich in Westeuropa die folgenden Formen21 
feststellen: Dem etatistischen Regulierungstyp zuzuordnen sind die ein­
seitig-autoritative Lohnfestlegung durch den Staat (Suspendierung der 
Tarifautonomie), die Zwangsschl ichtung durch staatl ichen Schieds­
spruch und die Lohnführerschaft des öffentlichen Sektors. Hingegen be­
ruht die staatliche Einflußnahme auf die Lohnpolitik im privaten Sektor im 
Rahmen von zwei- (Regierung und Gewerkschaften) oder dreiseitigen 
(Regierung und Tarifpartner) Rahmenabkommen (sog. Sozialen 
Pakten) auf gesamtwirtschaftlicher Ebene auf dem Konkordanzprinzip. 
Im Falle freiwil l iger Schlichtung durch den Staat ähnelt der Status des 
letzteren jenem in der Konzertierung. 
Während Formen der etatistischen Intervention des Staates im Lohn­
setzungsprozeß des privaten Sektors in den neunziger Jahren seltener 
wurden, gewannen Soziale Pakte (siehe unten 2.3.6) mit lohnpolitischen 
Zielsetzungen an Bedeutung.22 

2 . )  Aufgrund des hohen Beschäftigtenanteils des öffentlichen Sektors, der 
starken gewerkschaftlichen Präsenz ebendort, der budgetären Proble­
me der Staaten und der Lage desselben im geschützten Wirtschaftsbe­
reich ist der Lohnbildung im öffentlichen Sektorverstärkte Aufmerksam­
keit zu schenken. Sie erfolgt in Westeuropa entweder durch Tarifvertrag 
oder durch autoritative Regelung von seiten des Staates, wobei al ler-
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dings in vielen Ländern informelle Verhandlungen mit den Gewerkschaf­
ten der öffentlich Bediensteten stattfinden oder d iese zumindest konsul­
tiert werden . ln den meisten EU-Ländern ist mittlerweile der Tarifvertrag 
der dominante Regelungstyp.23 
Die Lohnregelung findet auf verschiedenen Ebenen (zentrale, regiona­
le, lokale, Abteilungsebene) statt. Schritte in Richtung Dezentral isierung 
wurden nur in wenigen Ländern unternommen, was wohl mit der Unsi­
cherheit über die Effekte derartiger Maßnahmen und der Erfahrung vie­
ler öffentlicher Arbeitgeber zusammenhängt, daß Reformen auch inner­
halb des bestehenden Rahmens der Arbeitsbeziehungen in Gang ge­
bracht werden können. 
Alles in allem sind die lohnpolitischen Regelungsmechanismen im öf­
fentlichen Sektor im Querschnittsvergleich stark unterschiedl ich , wei­
sen aber eine bemerkenswerte längerfristige Stabil ität auf. 

3.) Mindestlöhne werden in ein igen westeuropäischen Ländern per Gesetz, 
in anderen durch Tarifverträge, in mehreren Fällen auf beide Arten fest­
gelegt.24 

4.)  Eine der im Hinblick auf die Steuerungsfähigkeit wichtigsten Funktionen 
der gesetzl ichen Rahmenbedingungen der Arbeitsbeziehungen ist die 
Unterbindung von opportunistischem Verhalten der Arbeitsmarkt­
parteien. Staatliche Allgemeinverbindlichkeitserklärungen, die den Gel­
tungsbereich der Flächentarifvertragsnormen auch auf die von den Ver­
bänden nicht erfaßten Bereiche ausdehnen, verhindern Wettbewerbs­
verzerrungen, welche den Fortbestand der Flächentarifverträge gefähr­
den (siehe unten Kap. 6.3). Derartige Allgemeinverbindl ichkeits­
erklärungen (bzw. ihre funktionalen Äquivalente wie die Pflichtmitg lied­
schaft der Unternehmungen in der Wirtschaftskammer in Österreich) 
existieren in zehn von sechzehn EWR-Ländern, wobei der von diesen 
Regelungen erfaßte Anteil der Arbeitnehmer stark divergiert.25 

5.) Ein weiteres Kollektivgutproblem des Tarifvertrags betrifft die Durchset­
zung der Regelungen desselben. Selbst bei so gut wie umfassender 
Geltung eines Flächentarifvertrags können Arbeitnehmer und Arbeitge­
ber Anreizen unterl iegen , Normen zu brechen. Der Unterbindung von 
opportunistischem Verhalten dieser Art dienen staatliche Verpflichtungs­
hilfen (rechtliche Erzwingbarkeit von Tarifverträgen, Friedenspfl icht, ge­
werkschaftl iches Streikmonopol), auf die bereits oben im  Zusammen­
hang mit der vertikalen Koordin ierung der Lohnverhandlungsebenen 
hingewiesen wurde. Auch im Hinblick auf das Vorhandensein derartiger 
rechtl icher Verpfl ichtungshilfen unterscheiden sich die EU-Länder deut­
l ich .26 

6.) Letztlich sei auf d ie internationale Vielfalt in der rechtl ichen Regelung der 
Arbeitskonflikte (Streik- und Aussperrungsrecht) hingewiesen. 

403 



Wirtschaft und Gesellschaft 25. Jahrgang ( 1 999), Heft 4 

2.3.5 Soziale Pakte 

Der Fortbestand bzw. die Wiederbelebung einkommens-, wirtschafts­
und sozialpol itischer Konzertierung und Rahmenvereinbarungen (,Soziale 
Pakte') auf gesamtwirtschaftlicher Ebene zwischen dem Staat und den Ta­
rifpartnern ist eines der bemerkenswertesten Phänomene im Bereich der 
nationalen Arbeitsbeziehungen der EU-Länder in den achtziger und 
neunziger Jahren. Das von manchen Autoren bereits vor längerer Zeit aus­
gerufene oder gar beschworene 'Ende des Neokorporatismus' erwies sich 
als voreiliger Nachruf. ln einigen Mitgliedstaaten der EU gingen organisierte 
Dezentralisierung und Aufwertung der gesamtwirtschaftlichen Ebene Hand 
in Hand. 

Je stärker Konzertierung und Verhandlungen zwischen Regierung und 
Sozialpartnern institutionalisiert sind, auf eingespielten Abläufen beruhen 
und die Akteure eine Konsensorientierung internalisiert haben, desto mehr 
wird die Kompromißfindung zu einer Routineangelegenheit, welche den 
Abschluß spezifischer Pakte im allgemeinen überflüssig macht. D ie Verein­
barung von Sozialen Pakten war daher zu beobachten einerseits in Län­
dern, wo neokorporatistische Kooperation in geringem Maße institutionali­
siert und eingespielt ist, und andererseits in Ländern mit neokorporatisti­
scher Tradition, wo es um besonders drängende oder langfristig bedeutsa­
me Themen ging.27 

Die Ursachen der zahlreichen Versuche zwei- und dreiseitiger gesamt­
wirtschaftlicher Konzertierung und Vereinbarungen waren die hohe Arbeits­
losigkeit, d ie budgetären Probleme, die finanzielle Krise des Sozialstaats, 
d ie Währungsturbulenzen in der ersten Hälfte der neunziger Jahre, die Voll­
endung des Binnenmarkts sowie zuletzt die Konvergenzkriterien des 
Maastrichter Vertrags und d ie Bestimmungen des Wachstums- und 
Stabil itätspakts, welche beide im H inblick auf die EWU beschlossen wur­
den.28 

Die obengenannten Probleme veranlaßten die betreffenden Regierungen 
dazu, mit Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden über die Einkom­
menspolitik, über Maßnahmen zur Hebung der Wettbewerbsfähigkeit der 
jeweiligen Volkswirtschaft, über d ie Budgetkonsolidierung und über Refor­
men in der Arbeitsmarkt- und in der Sozialpolitik in Verhandlung zu treten 
und Vereinbarungen zu treffen. Je näher der Termin des angestrebten Ein­
tritts in die dritte Stufe der EWU rückte, umso stärker trat die Erfü llung der 
Konvergenzkriterien in den Vordergrund, und die beitrittswil l igen Regierun­
gen sahen sich konfrontiert mit dem bevorstehenden Verlust des national­
staatlichen geld- und währungspol itischen Instrumentariums und einem 
engen fiskalpol itischen Korsett. Angesichts dieser E inschränkungen der 
Handlungsmögl ichkeiten suchten sie durch eine Wiederbelebung bzw. 
Stärkung neokorporatistischer Kooperationsmuster eine gewisse Autono­
mie für ihre Politik zurückzugewinnen, denn das erfolgreiche Bestehen der 
nationalen Wirtschaften in der EWU wird nicht zuletzt von der Kooperation 
mit den Tarifpartnern abhängen: "Especially in the event that monetary 
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unification is accomplished, they (the member governments, M.M.)  will have 
to rely more and more on the negotiated consent of their respective social 
partners in order to obtain the ,voluntary and active assent' that is so 
important for competitive success."29 Zudem boten mit den Sozialpartnern 
abgestimmte Maßnahmenpakete (z.B. betreffend d ie Budgetkonsolidierung 
oder d ie Reform des Sozialstaats) den Regierungen den Vorteil einer brei­
teren Unterstützung für unpopuläre, aber längerfristig unumgängliche poli­
tische Vorhaben . 

Wenngleich sich die Sozialpakte in Westeuropa nach Inhalten und For­
men deutlich unterschieden, lassen sich einige wichtige gemeinsame Merk­
male hervorheben : 
1 . ) Einkommenspolitische Vereinbarungen bildeten in allen Fällen zentrale 

Bestandteile der Sozialen Pakte. Dies ist n icht weiter verwunderl ich, 
denn im Hinbl ick auf den verschärften Wettbewerb auf den internationa­
len Produktmärkten ist neben der Flexibil ität auf der Mikroebene die Kon­
trolle der gesamtwirtschaftl ichen Lohnentwicklung wesentlich. 30 Das 
Hauptziel der lohnpolitischen Übereinkommen stellte zumeist die Ver­
besserung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit durch eine Senkung 
der Lohnstückkosten dar, und zwar durch Nominallohnzuwachsraten 
wenig über der I nflationsrate sowie häufig auch durch Reduktion der 
Lohnnebenkosten (Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung u .a.) .  ln 
einigen Ländern (z.B. in Italien) waren, um derartige Ziele überhaupt in 
Angriff nehmen zu können, tiefgreifende institutionelle Reformen notwen­
dig: Sie d ienten dazu , die Steuerungsfähigkeit des Gesamtsystems 
durch eine Verbesserung der horizontalen und vertikalen Koordination 
der Lohnverhandlungen zu erhöhen. Auch auf die Lohnentwicklung im öf­
fentl ichen Sektor wurde häufig Bezug genommen (etwa durch Refor­
men des Lohnsetzungsprozesses oder durch die Entkoppelung der 
dortigen Lohnentwicklung von jener im privaten Sektor). 
l n  Ergänzung zu den lohnpolitischen Aspekten wurde in vielen Fällen die 
Bereitstellung von kollektiven Gütern wie berufliche Aus- und Weiterbil­
dung, Forschung und Entwicklung, Infrastrukturinvestitionen etc. in die 
Wege geleitet, welche längerfristig zu einem rascheren Produktivitäts­
fortschritt beitragen . Ein qual itätszentriertes Wettbewerbskonzept be­
ruht somit auf Konzertierung und Vereinbarungen: Diese reduzieren die 
Unsicherheit der Akteure und ermöglichen die Bereitstellung von kollek­
tiven ,Wettbewerbsgütern' ;  beides sind wichtige Voraussetzungen für 
langfristige Investitionen in Innovation und Qualitätsverbesserung. 

2 . )  Soziale Pakte beinhalten Vereinbarungen über Strategien zur Überwin­
dung der Arbeitsmarktkrise, zur Verbesserung der Anpassungsfähigkeit 
des Lohnverhandlungssystems, zur Reform des Sozialstaats usw. und 
sind daher längerfristig angelegt. 31 

3.) Einkommens-, Steuer-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik stehen in wech­
selseitiger Abhängigkeit voneinander. I nfolgedessen beschränken sich 
die strategieorientierten Sozialpakte notwendigerweise n icht auf einen 
der genannten Bereiche, sondern betreffen eine Reihe von Politikfeldern: 
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Nur dieser Ansatz ermöglicht umfassende, koordinierte Maßnahmen­
bündel. Zudem ist d ie Einigung, die im Rahmen von dreiseitigen Ver­
handlungen ein besonderes schwieriges Unterfangen darstellt, bei ei­
nem breiteren Themenbereich eher zu erzielen, da hier der wechselsei­
tige Abtausch von Zugeständnissen aus verschiedenen Pol itikfeldern 
möglich ist. 

4.) Den Verhandlungen üb�r die konkreten Maßnahmen des Pakts, d.h. über 
d ie Vertei lung von Kosten und Nutzen ,  geht in der· Regel die 
Konzertierung zwischen Regierung und Tarifpartnern voraus. Konzer­
tierung32 bedeutet, daß d ie Akteure einander über ihre Absichten und 
Handlungsspielräume unterrichten ,  ihre Annahmen und Erwartungen 
darlegen sowie verhandlungsrelevante Informationen austauschen. Sie 
schafft günstigere Voraussetzungen für effektive Verhandlungen, indem 
der Dialog über den Zustand der Wirtschaft und dessen Interpretation 
getrennt wird von Verhandlungen über konkrete Maßnahmen . 
Konzertierung d ient aber vor allem auch dazu, die Vortei le kooperativer 
Lösungen herauszustellen und gemeinsame Gewinnzonen ausfindig zu 
machen. 
Die in einen auf Dauer angelegten sozialen Dialog eingebundenen Akteu­
re sind über die Absichten der jeweils anderen Teilnehmer besser infor­
miert und können deren Handlungsspielräume besser einschätzen. Bei­
des ist wesentlich für die Entstehung bzw. Aufrechterhaltung von 
wechselseitigem Vertrauen zwischen den Dialogpartnern. Längerfristi­
ge Zielsetzungen können in Verhandlungen eher erreicht werden, wenn 
ein Klima des Vertrauens besteht: Die Akteure sind unter diesen Bedin­
gungen eher bereit, kurzfristige Konzessionen zu machen,  um länger­
fristig einen Vorteil zu erreichen . Gegenseitiges Vertrauen, eine länger­
fristige Perspektive und die Einbeziehung mehrerer Politikfelder begün­
stigen einen Reformprozeß, welcher nicht durch Veto-Positionen der ei­
nen oder anderen Seite blockiert wird. 

5.) Effektivität und Dauerhaftigkeit der Paktierung sind erstens abhängig davon, 
ob der Staat bereit und fähig ist, auf das Regulierungsmonopol für einen be­
stimmten Bereich zu verzichten und diese Regulierung in Abstimmung mit 
den Sozialpartnern vorzunehmen. Die Fähigkeit des Staates, Abkommen 
der Sozialpartner, welche dem Gemeinwohl dienen, anzuerkennen und ver­
bindlich zu erklären (z.B. durch Allgemeinverbindlichkeitserklärung von 
Flächentarifverträgen) bzw. im Falle eines Scheiterns der Paktver­
handlungen zu inteNenieren, schränkt opportunistisches Verhalten von sei­
ten der anderen Akteure ein und senkt die Wahrscheinlichkeit kostspieliger 
Verteilungskonflikte. Zweitens sind die organisationsstrukturellen Charakte­
ristika wesentlich. Nur im Zusammenwirken mit umfassenden Verbänden, 
welche kompromißorientiert verhandeln und hinreichend steuerungsfähig 
sind (d.h. bindende Entscheidungen treffen und auch durchsetzen können), 
ist dauerhafte Paktierung möglich. 

Ihrer Form und ihren wichtigsten Inhalten gemäß sind Soziale Pakte eine 
bedeutende Manifestation des 'Angebotskorporatismus' (F. Traxler)33 der 
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achtziger und neunziger Jahre. Dieser beinhaltet d ie Übertragung gewisser, 
für die Wettbewerbsfähigkeit und d ie längerfristige Wirtschaftsentwicklung 
wichtiger Kompetenzen an die Sozialpartner, wobei die konkrete Regelung 
dieser Materien auf unterschiedlichen Ebenen (Gesamtwirtschaft, Branche, 
Region, Betrieb) stattfindet. Stärker als in den siebziger Jahren kommt den 
Sozialpartnern daher (neben der d istributiven) eine regulative Funktion zu. 

Letztlich sei auf die Frage eingegangen, aus welchen Gründen die Ge­
werkschaften den Pakten zustimmten, die ihnen kurzfristig sichere Nach­
teile (Verzicht auf das volle Ausschöpfen des durch den Produktivitäts­
fortschritt definierten Spielraums für verteilungsneutrale Lohnzuwächse) 
und längerfristige, aber vage Vorteile (in Form der durch das Gesamtpaket 
intendierten Beschäftigungszunahme) in  Aussicht stel lten. Nur in wenigen 
Fällen erhielten die Gewerkschaften auch kurzfristige Zugeständnisse (z.B. 
Lohnsteuersenkung, Arbeitszeitverkürzung). 

Erstens war die Durchsetzungsfähigkeit der Arbeitnehmerverbände 
durch d ie hohe Arbeitslosigkeit geschwächt, zweitens drohten von Regie­
rungsseite einseitige lohnpolitische Interventionen, und drittens sind für die 
Gewerkschaften längerfristig und strategisch ausgerichtete strukturelle 
Reformen, an deren Konzeption und Durchführung sie beteiligt sind, allemal 
günstiger als solche, die ohne Konsultation und Verhandlungen erfolgen. Sie 
tauschten mithin auch kurzfristige materiel le Konzessionen gegen länger­
fristige Vorteile prozeduraler Art, näml ich die institutionalisierte Einbindung 
in d ie Wirtschafts- und sozialpolitischen Entscheidungsprozesse auf natio­
naler Ebene. Viertens wurden Konfliktstrategien als Alternative zur Pakt­
teilnahme von den betreffenden Gewerkschaften entweder prinzipiell abge­
lehnt oder als n icht erfolgversprechend beurteilt. 

Mit ihrer Zustimmung zu den Sozialen Pakten akzeptieren d ie Gewerk­
schaften die Priorität der Bemühungen um die Wettbewerbsfähigkeit der je­
weiligen Volkswirtschaft. Dieser neue, ,wettbewerbskorporatisti-sche' Kam­
prarniß zwischen Arbeit und Kapital stellt die Aufteilung von ökonomischen 
Risiken und entsprechender Verantwortung unter den geänderten, durch 
größere Unsicherheiten gekennzeichneten Bedingungen und die Suche 
nach gemeinsamen Gewinnzonen in den einzelnen Problemfeldern in den 
Vordergrund. 34 

2.3.6 Konvergenz der nationalen Lohnverhandlungssysteme in 

Westeuropa? 

Im Hinblick auf die Chancen der Realisierung transnationaler Koordinati­
on der Lohnverhandlungen ist die Frage, ob die nationalen Arbeits­
beziehungssysteme in der EU konvergieren oder signifikante Divergenzen 
fortbestehen , von hoher Relevanz. Konvergenz bedeutet, daß sich be­
stimmte Institutionen der nationalen Arbeitsbeziehungssysteme in die glei­
che Richtung verändern (Konvergenz im weiteren Sinn) oder sich in Form 
und Inhalt weitgehend angleichen (Konvergenz i .e.S.). 
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Die Konvergenzthese in ihrer neoliberalen Ausprägung besagt, daß sich 
die Arbeitsbeziehungssysteme aller hochentwickelten Länder als Folge der 
fortschreitenden Internationalisierung der Märkte zunehmend vereinheitli­
chen, und zwar in Richtung Disorganisierung und Dezentral isierung.35 

Wichtige Akteure der grenzüberschreitenden wirtschaftl ichen I ntegration 
sind die transnationalen Konzerne (TNKs). Diese können auf verschiedene 
Art und Weise zur europaweiten Homogenisierung der Arbeitsbezie­
hungen36 beitragen: 

Erstens sind TNKs in der Lage, den Wettbewerb der Standorte auszunüt­
zen und jenes Arbeitsbeziehungssystem zu wählen, welches d ie jeweils 
günstigste Kosten-Nutzen-Relation verspricht. Da zwischen den EU-Mit­
gl iedsländern die Lohnunterschiede größer sind als die Produktivitätsunter­
schiede, droht dieses 'regime-shopping' soziales Dumping nach sich zu 
ziehen. Zweitens können TNKs unter der Androhung der Produktions­
verlagerung (Exit-Option) überall bestimmte Standards der Arbeitsorgani­
sation,  Arbeitszeitformen etc. (beste Praktiken im Hinblick auf die Unter­
nehmenserträge) durchsetzen.  Und drittens bevorzugen große TNKs 
konzernspezifische Human-Resource-Management-Strategien, welche 
entsprechende nationale Usancen verdrängen. Die beiden letzten Punkte 
bedeuten, daß TNK-Töchter nicht mehr alle Aspekte der nationalen Arbeits­
beziehungen des jeweil igen Standorts übernehmen, sondern in weiten Be­
reichen eigene, konzernspezifische Regelungen anwenden . 

Aus diesen Beobachtungen über das Verhalten von TNKs wäre abzulei­
ten, daß die Arbeitsbeziehungen in der Branche X des Landes Y eher hete­
rogener werden , da die Konzerne unterschiedl iche Unternehmens­
strategien verfolgen . Gleichzeitig aber konvergieren die betrieblichen 
Arbeitsbeziehungen in al len EU-Töchtern eines bestimmten TNK. Zuneh­
mender intra-nationaler Diversität stünde somit zunehmende internationa­
le Konvergenz der Arbeitsbeziehungen gegenüber.37 

l n  Ergänzung zu dieser Hypothese eines beträchtlichen Einflusses der 
TNKs auf die nationalen Arbeitsbeziehungen werden jedoch gewichtige Ar­
gumente vorgebracht, welche die Widerstandsfähigkeit nationaler Arbeits­
beziehungssysteme38 gegenüber homogenisierenden Kräften betonen: 

Erstens beruhen die Arbeitsbeziehungen in einem bestimmten TNK auf 
dem nationalen Arbeitsbeziehungssystem des jeweil igen Ursprungslandes. 
Zweitens bleiben viele Aspekte eines nationalen Arbeitsbeziehungssystems 
durch TNKs unberührt. Drittens führt die empirische Evidenz vor Augen, daß 
soziales Dumping innerhalb der EU wenig relevant ist, denn TNKs orientie­
ren sich bei Standortentscheidungen n icht nur an Lohnstückkosten­
vergleichen und der Kostenintensität von Arbeitsschutzbestimmungen. Er­
folg auf internationalen Märkten ist mit ganz unterschiedl ichen ,national 
business systems' (spezifischen nationalen Konfigurationen von Arbeits­
beziehungssystem, Beschäftigungssystem und Wirtschaftsregime) zu er­
zielen. Viertens bildet die Vorstellung heimatloser, weltweit aktiver Großkon­
zerne, die schon bei relativ geringen Unterschieden in den nationalen Pro­
duktionsbedingungen Standortwechsel durchführen, keine adäquate Aus-
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gangsthese über die Entwicklung der europäischen Volkswirtschaften.  Der 
Großteil der Wertschöpfung und Beschäftigung findet in Wirtschaftsberei­
chen statt, deren Unternehmungen sich durch enge nationale, regionale 
oder lokale Bindungen auszeichnen und daher weiterhin an der jeweil igen 
Infrastruktur, den jeweiligen Institutionen, kollektiven Gütern und Verbands­
strukturen des Arbeitsbeziehungssystems interessiert sind. Und die 
Beschäftigungszuwächse erfolgen überwiegend in diesen Wirtschaftsbe­
reichen, näml ich im Dienstleistungssektor und in den kleinen und mittleren 
Unternehmungen der Sachgüterproduktion. Regime shopping stellt für d ie 
betreffenden Unternehmungen keine verfügbare Option dar, sie benötigen 
Beschäftigte vor Ort und können sich infolgedessen nicht von den jeweili­
gen lnfrastrukturbedingungen, Institutionen etc. lösen.40 

Auch die EU ist ein Akteur, dessen Entscheidungen sich auf die nationalen 
Arbeitsbeziehungen homogenisierend auswirken könnten. Tatsächlich hat die 
EU in bezug auf die für die Lohnsetzung relevanten Institutionen bislang nur 
in indirekter Weise (durch Beschleunigung der wirtschaftl ichen Integration), 
nicht aber direkt zu einer Konvergenz i .w.S. beigetragen. Ausschlaggebend 
dafür ist, daß Lohnfragen nicht zum Geltungsbereich des Sozialkapitels des 
EU-Vertrags gehören; somit existieren keine europäischen Normen für Ko­
alitionsbildung, Tarifautonomie und länderübergreifende Arbeitskonflikte. 

Ganz allgemein haben die eigentümlichen Politikmuster der EU de facto 
der Erhaltung bestehender funktionsfähiger nationaler Arbeitsbeziehungs­
systeme und damit der Diversität letzterer gedient. Erstens ist in d iesem 
Zusammenhang das besondere Gewicht des Prinzips der E instimmigkeit 
bzw. der qual ifizierten Mehrheit zu nennen, wodurch Minderheiten günstige 
Bedingungen vorfinden, Entscheidungen zu blockieren. Die Durchsetzung 
gewisser gemeinsamer Mindeststandards im Bereich der Arbeitsmarkt­
und Sozialpolitik setzt jedoch zwingend Entscheidungen voraus! Zweitens 
wird diese Tendenz durch das Prinzip der wechselseitigen Anerkennung 
nationaler Regelungen (als Alternative zu deren Harmonisierung) noch ver­
stärkt. Und drittens unterstützen verschiedene EU-Regulierungen , z.B. die 
,Kristoffersen-Kiausel' , gemäß der Mitgliedsländer die nationale Durchfüh­
rung von Richtl in ien unter bestimmten Bedingungen an d ie Sozialpartner 
delegieren können, ebenfalls den Fortbestand nationaler Differenzierungen 
der Arbeitsbeziehungsinstitutionen. 

Es ist daher nicht weiter verwunderlich, daß die EU bislang nur in wenigen 
Teilbereichen der Arbeitsbeziehungen direkt zur Konvergenz der betreffen­
den nationalen Institutionen beigetragen hat, vor allem in der Arbeitsmarkt­
politik und in Fragen des Arbeitnehmerschutzes und der Gleichbehandlung. 
So ist davon auszugehen , daß der intensive Vergleich arbeitsmarkt­
politischer Programme und ihrer jeweil igen Effektivität zu einer Diffusion der 
besten Praktiken führen wird. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß im westeuropäischen 
Ländervergleich die Anpassungsreaktionen der nationalen Arbeitsbe­
ziehungssysteme erheblich divergierten: Grundsätzl ich gleiche Problemla­
gen ( Internationalisierung, Differenzierung der Arbeitnehmer- und der Unter-
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nehmerinteressen) wurden von diesen unterschiedlich verarbeitet und hat­
ten daher auch verschiedene Auswirkungen auf d ie I nstitutionen der 
Arbeitsbeziehungen.41 

Diese Befunde der komparativen Länderstudien stützen die These von 
der Pfadabhängigkeit der Entwicklung dieser Institutionen: Die nationalen 
Arbeitsbeziehungssysteme sind in das jeweilige Wirtschafts- und Sozial­
system und in den weiteren gesellschaftlichen Kontext eingebunden. Erfolg­
reiche, d .h .  längerfristig effektive Anpassungen an die neuen Rahmenbedin­
gungen erfordern unterschiedliche, nämlich mit den jeweiligen Kontexten 
vereinbare, aber (vor allem im Hinblick auf die Stärkung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit) funktional äquivalente Maßnahmen. Die Unterschie­
de in den konkreten Reformen hängen also wesentlich von den bestehen­
den institutionellen Ausstattungen und den Präferenzen der nationalen Ak­
teure ab. 

Koalitionsfreiheit und Tarifautonomie, welche in den meisten Ländern 
Westeuropas die institutionellen Grundlagen der Arbeitsbeziehungen sind , 
räumen den Arbeitsmarktparteien ungleich mehr Freiräume in der Gestal­
tung ihrer I nteressen ein als die Institutionen anderer Bereiche den dortigen 
Akteuren.42 

Jedenfalls stehen die Ergebnisse der komparativen Untersuchungen in  
einem deutlichen Gegensatz zur obengenannten Konvergenzthese vom 
Verfall des Neokorporalismus und dem Aufstieg deregulierter und dezentra­
lisierter Arbeitsbeziehungsformen zum dominanten Regelungsmodus. 

Nach wie vor bestehen große Unterschiede zwischen den nationalen 
Arbeitsbeziehungssystemen der EU-Länder. Was den Bereich der 
Lohnverhandlungsinstitutionen betrifft, so ist eine Konvergenz i .w.S . dahin­
gehend festzustellen, daß die betriebliche Ebene an Bedeutung gewann. 
Gleichzeitig mit dieser Dezentralisierung erfolgte in vielen Ländern eine Auf­
wertung der nationalen Ebene der Arbeitsbeziehungen. Diese entgegen­
gerichteten Tendenzen stehen nur scheinbar im Widerspruch zueinander, 
denn sie dienen beide - sofern die nationalen Verbände ausreichende 
Steuerungsfähigkeit besitzen - der Anpassungsfähigkeit des jeweiligen 
Gesamtsystems. 

Von komparativen Analysen zu wenig berücksichtigt werden die oben er­
wähnten Trends zu interner Diversifikation nationaler Arbeitsbeziehungs­
systeme. Die Internationalisierung und ihre Akteure zeitigen in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen eines Landes unterschiedl iche Auswirkungen auf die 
Arbeitsbeziehungen, da die Anforderungen jeweils verschieden sind. Dies 
ist gleichbedeutend mit einer gewissen europaweiten Konvergenz i .w.S. der 
Arbeitsbeziehungen in einzelnen Branchen .43 Die Ansätze zu trans­
nationaler Koordination der Lohnverhandlungen in einigen Branchen (siehe 
Teil 2 des Artikels) und der sektorale Soziale Dialog über qualitative Aspek­
te der Arbeitsbedingungen könnten diese Tendenz verstärken. 
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2.4 Ausgewählte Indikatoren der Wirtschaftsentwicklung in der EU 

Im folgenden soll kurz auf einige Indikatoren der wirtschaftlichen Entwick­
lung in der EU in den letzten Jahren und des gegenwärtigen Zustands einge­
gangen werden, denn die ökonomischen Tendenzen werden wichtige Rah­
menbedingungen für die Versuche bilden, eine transnationale Koordination 
der Lohnverhandlungen in der EWU herbeizuführen (siehe Kap. 6 im Teil 2). 

2.4.1 Nominelle Konvergenz und reale Divergenz 

l n  den neunziger Jahren verlangsamte sich der Preisauftrieb in allen EU­
Ländern deutl ich. Die Zuwachsrate der Verbraucherpreise in der EU 1 5  
sank von jahresdurchschnittl ich 4.4% 1 986-90 und 4 , 1 %  1 991-95 auf 1 ,5% 
1 998 und 1 ,3% (Prognose) 1 999 (siehe Tabelle 2). 

Gemäß postkeynesianischer Auffassung wird die Inflation vorwiegend von 
der Nominallohnentwicklung bestimmt. Liegen die Lohnabschlüsse über 
der Produktivitätszunahme, so sind die Unternehmungen mit höheren 
Lohnstückkosten konfrontiert. Unter der Annahme unvollkommener Kon­
kurrenz (mark-up-Preisbi ldung) steigt dann das Preisniveau im entspre­
chenden Maße. 

Tatsächlich verringerte sich der nominelle Lohnauftrieb in den letzten Jah­
ren signifikant. Die nominelle Zuwachsrate der Einkommen aus unselbstän­
diger Arbeit in der EU 1 5  sank von jahresdurchschnittlich 6,2% 1 986-90 und 
5,0% 1 991 -95 auf 2,3% 1 998 und 2,9% (Prognose) 1 999 (siehe Tabelle 3). 

Nach der Unterzeichnung des Maastrichter EU-Vertrags im Februar 1 992 
stand für alle Länder die Erfüllung der dort vereinbarten Konvergenzkriterien 
im Vordergrund: Die Preisstabil itäts-Klausel besagt, daß die I nflationsrate 
nicht mehr als 1 ,5 Prozentpunkte über dem entsprechenden Schnitt der drei 
Länder mit dem geringsten Preisauftrieb liegen dürfe. ln der Folge wurde die 
I nflation in den Hartwährungsländern, insbesondere in Deutschland, zur 
Orientierungsmarke für die übrigen EU-Staaten. Die Stabilitätserfolge in die­
sen Ländern beruhten jeweils auf der I nteraktion zwischen Notenbank (der 
Deutschen Bundesbank) und koordiniertem Lohnverhandlungssystem. l n  
dem jeweiligen Ankerabschluß (Metallbranche) wurde das anspruchsvolle 
(Preis-)Stabil itätsziel berücksichtigt, und die folgenden Tarifabkommen der 
Lohnrunde orientierten sich an d ieser Vereinbarung. 

l n  jenen Ländern , deren Lohnverhandlungssystem nicht d iese Anpas­
sungsfähigkeit besaß, konnte die Dämpfung des Preisauftriebs nur unter 
lnkaufnahme hoher realwirtschaftlicher Kosten ( in Form gestiegener Ar­
beitslosigkeit) erreicht werden .  Da die Lohnverhandler auf das geänderte 
Inflationsziel nicht rasch reagierten, sah sich die Geldpolitik zu einem restrik­
tiveren Kurs veranlaßt Die resultierenden höheren Arbeitslosenzahlen 
dämpften in der Folge die Nominallohnabschlüsse. 

Aufgrund der unterschiedl ichen Anpassungsfähigkeit der nationalen 
Lohnverhandlungssysteme in der EU ging somit in den neunziger Jahren 
nominelle Konvergenz einher mit Divergenz in den Arbeitslosenraten .44 
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� Tabelle 2: Preisdeflator des privaten Verbrauchs (prozentuelle Veränderung gegenüber dem Vo�ahr) � ,_ N ;:!. 
1986-90 1 991-95 1996 1997 1998 1999 2000 

"' (") 
Prognose Prognose 

::r "" :::-
c: 
::> 

B 2,4 2,7 2,0 1,6 0,7 1 ,0 1 ,3 
Q. 
C'l 
n 

DK 3,8 1,7 1 ,4 1,9 1,8 2,3 2,2 "' 
� 

1 , 5  
;:;; 

D 3,5 1 ,9 1,7 0,9 0,7 1 ,3 0 
=-"" 

G R  1 7,6 13,8 8,3 5,5 4,7 2,5 2,2 :::::> 

E 6,6 5,6 3,5 2,5 2,0 1 ,8 1,9 

F 2,9 2,3 1,9 1 ,4 0,9 0,5 1,1 

IRL 3,2 2,5 1,4 0.9 2,1 2,2 2,7 
6,1 5,7 4,4 2,6 2,3 1,8 1,9 

NL 0,9 2,5 1,9 4,0 4,8 1,8 1,8 

A 2,0 3,0 2,8 2,0 0,9 1 , 1  1,3 

p 12,2 7,7 3,6 2,0 2,9 2,2 2,1 IV 
U\ 

FIN 4,5 3,0 1 ,6 1,9 1 ,5 1,0 1 , 1  ._. "" 
::r 

s 6,7 4,7 1 ,2 2,2 0,6 0,8 1,0 ... 
� "" 
::> 

UK 5,4 4,2 3,1 2,5 2,0 2,0 2,0 :JQ ""' -
EU-15 4,4 4,1 2,8 2,2 1 ,6 1 ,3 1,6 

'-D 
'-D 
'-D '-' 

EUR-11 3,7 3,9 2,6 2,0 1,5 1 ,2 1,5 ::c 
0 

Quelle: Eurostat, Prognosewerte aus dem FrOhjahr 1999 :::::> 
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Tabelle 3: Einkommen aus u nselbständiger Arbeit je abhängig Beschäftigten tv 
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Während die Arbeitslosenquote 1 998 in den Niederlanden bei 4% und in  
Österreich bei 4,4% lag, betrug sie in Spanien 1 8,8% (Tabelle 4). 

2.4.2 Hohe Arbeitslosigkeit 

Neben der Divergenz der nationalen Arbeitslosenquoten ist festzuhalten, 
daß die durchschnittliche Arbeitslosenrate in der EU 1 5  in der ersten Hälfte 
der neunziger Jahre auf zweistellige Werte anstieg und sich seither kaum 
verringerte: 1 990 bel ief sich d iese Quote auf 8, 1 %  (1 986-90 jahres­
durchschnittl ich 8,9%), erhöhte sich im Gefolge der Rezession von 1 993 
auf 1 1 ,4% im Jahre 1 994 ( 1 99 1 -95 jahresdurchschnittlich 1 0,0%) und lag 
1 998 immer noch bei 1 0,0%, 1 999 (Prognose) bei 9,6% (siehe Tabelle 4). 

Aus postkeynesianischer Sicht,45 welche Kreislaufzusammenhänge in 
den Vordergrund stellt, ist der Anstieg der Arbeitslosigkeit seit Mitte der Sieb­
ziger Jahre in erster Linie eine Konsequenz der hohen Realzinsen und der 
Unsicherheit der privaten Investoren: 

Die Notenbanken reagierten auf die importierte Teuerung und die inflatio­
när wirkenden Verteilungskämpfe im Gefolge der beiden Ölpreisschocks mit 
hohen Zinsen, zugleich erhielt - entsprechend der übernommenen 
monetaristischen Doktrin - Preisniveaustabil ität Vorrang gegenüber dem 
Vol lbeschäftigungszieL Hinzu kamen Handelsbilanz- und Staatsdefizite ei­
niger großer Länder (v.a .  USA) sowie heftige Währungsturbulenzen. Da in 
der Folge die Inflation etwas rascher zurückging als die Zinssätze, stiegen 
die Realzinsen. Diese übten anhaltend dämpfenden Einfluß auf die Sach­
kapitalinvestitionen aus: 

Mittel- und längerfristig ist die Relation zwischen Zinssatz und Wachs­
tumsrate des Sozialprodukts von wesentlicher Bedeutung für die l n­
vestitionsbereitschaft der Unternehmungen: Wie bereits oben festgestellt, 
besteht der überwiegende Teil der Finanzverbindlichkeiten des Unter­
nehmenssektors der kontinentaleuropäischen Länder aus variabel verzin­
sten Bankkrediten.  Die Finanzierungskosten des Schuldenbestands und 
der zukünftigen Investitionen des Unternehmenssektors werden deshalb in 
höherem Maße durch die Entwicklung des Kreditzinses bestimmt als durch 
jene des Anleihezinses. Die Kreditzinsen wiederum werden weitgehend 
durch die Refinanzierungskosten der Geschäftsbanken und damit durch die 
Leitzinsen der Notenbanken determiniert. 

Liegt der (Kredit-)Zinssatz über der Wachstumsrate des B IP, so erfordert 
ein intersektorales (zwischen Gläubiger- und Schuldnersektoren) und inter­
temporales (langfristige Konstanz der Relationen von Forderungen/Schu l­
den zum B IP) Gleichgewicht, daß erstens d ie Unternehmungen und der 
Staat jeweils weniger (netto) Kredite aufnehmen, als sie Zinsen für Alt­
schulden bezahlen, also Primärüberschüsse erzielen, und zweitens die pri­
vaten Haushalte, als sie an Zinserträgen einnehmen , so daß permanent 
(netto) Liquidität von Unternehmungen und Staat zu den Haushalten fließt. 
Dies dämpft das Nachfragewachstum, weil die Nachfrageneigung der 
Schuldnersektoren höher ist als jene der Gläubigersektoren. Aus diesen 
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Tabelle 4: Arbeitslosigkeit (in Prozent der zivilen Erwerbsbevölkerung) 

1986-90 1991-95 1996 

B 8,7 8,5 9,7 
DK 6,4 8,6 6,8 
D 5,9 7,3 8,9 
G R  6,6 8,3 9,6 
E 18,9 20,9 22,2 
F 9,7 1 1  '1 12,4 
IRL 15,5 14,5 1 1 ,6 
I 9,6 10,3 12,0 
NL 7,4 6,4 6,3 
A 3,4 3,7 4,3 
p 6,1 5,6 7,3 
FIN 4,2 13,5 14,6 
s 2,0 7,2 9,6 
UK 9,0 9,5 8,2 
EU-15 8,9 10,0 10,8 
EUR-11 9,4 10,4 11,6 

� 
V: Quelle: Eurostat. Prognosewerte aus dem Frühjahr 1999 
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Gründen muß die gesamtwirtschaftliche Investitions- und Sparquote bei ei­
nem positiven Zins-Wachstums-Differential niedriger sein als bei einem ne­
gativen .  Das wiederum dämpft das Angebotswachstum. 

Ende der siebziger Jahre fand ein ,Regimewechsel' statt; danach lagen in 
allen westeuropäischen Ländern die Kreditzinsen über der Wachstumsra­
te des B IP. Hauptursache für das anhaltend hohe Zinsniveau und damit für 
das positive Zins-Wachstums-Differential war die Geldpolitik der Notenban­
ken. Die Lohnquote ging längerfristig zurück, die Unternehmungen verwen­
deten ihre überdurchschnittlich wachsenden Gewinne jedoch nicht für hö­
here Realkapitalinvestitionen, sondern für eine dauerhafte Verringerung ih­
rer Netto-Kreditaufnahme. 46 Das Bestreben der Unternehmungen, ihre 
Schuldenquote zu stabil isieren, sorgte mithin dafür, daß sich die Primär­
bilanz des Unternehmenssektors drehte und d ieser einen permanenten 
Primärüberschuß erzielte. Die hohen Realzinsen machten zudem Investi­
tionen in Finanzanlagen und kurzfristige spekulative Transaktionen auf den 
Finanzmärkten attraktiver. Unter diesen Bedingungen reduzierten die Unter­
nehmungen ihre Realkapitalinvestitionen stärker, als für eine Stabil isierung 
ihrer Schulden relativ zum BIP notwendig gewesen wäre. Ihr Realkapital­
stock und ihre Finanzverbindl ichkeiten wuchsen demnach langsamer als 
d ie Gesamtwirtschaft. 

Schwächeres Wachstum, zunehmende Arbeitslosigkeit und hohe Zins­
sätze l ießen die Budgetdefizite ansteigen. (Da d ie Haushalte auch unter 
dem neuen Regime einen Primärüberschuß aufrechterhielten, mußte der 
Staat - bei unveränderter Leistungsbilanz - ,automatisch' einen Anstieg sei­
nes Primärdefizits47 ,erleiden', die Staatsschulden stiegen rascher als das 
B IP.)  Da die höheren Defizite des Gesamtstaats auf Dauer n icht durchzu­
halten waren, schwenkten die Regierungen zu restriktiver Fiskalpolitik um, 
von der zuallererst d ie öffentlichen Investitionen betroffen waren. Die Maas­
trichter Konvergenzkriterien verstärkten diese Ausrichtung. Die Gleichzei­
tigkeit der Konsolidierungsbemühungen der meisten westeuropäischen 
Länder erhöhte die Wirkung auf die aggregierte Nachfrage in der EU.  

Unter den beschriebenen Verhältnissen vermochten die Gewerkschaften 
den durch den Produktivitätsfortschritt umrissenen Spielraum für kosten­
neutrale Lohnerhöhungen n icht mehr auszuschöpfen (siehe unten 2.4.3). 
Die Real löhne und die Massenkaufkraft stiegen infolgedessen nur noch 
schwach . 

Und da alle EU-Länder versuchten, die Schwäche der Inlandsnachfrage 
durch Exportzuwächse zu kompensieren, stieß diese Strategie innerhalb Eu­
ropas an ihre Grenzen. Hinzu kam, daß in den achtziger und neunziger Jahren 
viele europäische Währungen - besonders jene des DM-Blocks - über länge­
re Zeit gegenüber dem US-Dollar überbewertet waren. Weiters bewirkte die 
Phase flexibler Wechselkurse nach dem Zusammenbruch des EWS 1 992 
wegen der zusätzlichen Unsicherheiten für Investoren und der damit einherge­
henden höheren Risikoprämien erhebliche Wachstumseinbußen. 

Als Resultat stieg die Arbeitslosigkeit ab der zweiten Hälfte der siebziger 
Jahre von Rezession zu Rezession: Konjunkturelle Arbeitslosigkeit verfe-
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Tabelle 5: Reale Lohnstückkosten (prozentuelle Veränderung gegenüber dem Vorjahr)C1l 

1961-73 197 4-85 1 986-90 1991-95 

B 0,4 0,3 -1,3 

DK 0,2 -0,4 -0,2 

0* 0,5 -0,3 -0,8 

GR -3,2 1 ,3 -0,8 

E 0,5 -0,8 -0,7 

F -0,1 0,4 -1,6 

IRL -0,4 -0,2 -1,1 

I 0,1 --0,1 --0,6 

NL 1 , 1  --0,9 -0,3 

A -0,2 0,6 -0,4 

p 0,1 0,1 -1,4 

FIN --0,4 0,1 --0,2 

s --0,2 -0,1 0,8 

UK 0,0 --0,3 0,9 

EU-15 0,0 --0,3 --0,7 
EUR-1 1 0,2 -0,4 -1,1 

i:> 
C1> Lohnstückkosten preisbereinigt mit dem BIP-Deflator 

::::; Quelle: Eurostat, Prognosewerte aus dem FrOhjahr 1999 
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stigte sich zu struktureller, die Zusammensetzung des von Arbeitslosigkeit 
betroffenen Personenkreises wurde ungünstiger, womit sich der Abbau im­
mer schwieriger gestaltete. 48 

2.4.3 Zurückbleiben des Reallohnzuwachses hinter dem 

Produktivitätsfortschritt 

Seit Anfang der achtziger Jahre bleibt (mit Ausnahme der Jahre 1 990 und 
1 991 , dem Ende einer langen Hochkonjunkturphase) die durchschnittl iche 
Reallohnentwicklung hinter dem Fortschritt der gesamtwirtschaftlichen Ar­
beitsproduktivität in der EU 1 5  zurück. 49 (Die gesamtwirtschaftlichen realen 
Lohnstückkosten in nationaler Währung sanken in der EU 1 5  1 974-85 
jahresdurchschn ittlich 0,3%, 1 986-90 0,7%, 1 991 -95 0,9%, 1 996 0,5%, 
1 997 1 ,0% und 1 998 1 ,3%; siehe Tabelle 5). Dahinter standen vor allem Zu­
geständnisse der durch d ie hohe Arbeitslosigkeit geschwächten Gewerk­
schaften, die mit der Hoffnung verbunden waren, die verbesserte preisliche 
Wettbewerbsfähigkeit der Exporte werde über kurz oder lang zusätzl iche 
Beschäftigung u nd höhere Wachstumsraten bewirken.50 Die Sozialen 
Pakte, die regelmäßig eine Vereinbarung über zurückhaltende Lohn­
entwicklung beinhalteten, dienten vor allem diesem Zweck (siehe oben 
2.3.5). Diese Rechnung einer wettbewerbsorientierten Tarifpolitik ging aller­
dings n icht unbedingt auf, hing ab von den Folgen auf die Wechselkurse. 

Tatsächlich erwiesen sich die Exporte (insbesondere die Warenexporte) 
zumeist als preiselastisch. Der Versuch, reale Lohnstückkostensenkungen 
in nationaler Währung dauerhaft in eine reale Abwertung zu überführen, schei­
terte, falls ein im Gefolge der Exportzuwächse eintretender Leistungsbilanz­
überschuß eine Aufwertung nach sich zog. Diese machte die mühsam errun­
genen Wettbewerbsvorteile zunichte, und der Druck auf die Gewerkschaften 
bestand fort. So verlor Deutschland nach dem Zusammenbruch des EWS 
1 992 seine Lohnstückkostenvorteile durch Aufwertung der DM. 51 

Anmerkungen 
1 Siehe u.a. Hall ( 1 994) 8; Hall, Franzese ( 1 998) 530. Nicht thematisiert werden von der­

artigen Untersuchungen die kulturellen Besonderheiten und gesellschaftlichen Präfe­
renzen, welche jeweils die Entscheidung für bestimmte institutionelle Arrangements 
mitbestimmen. Zugespitzt ließe sich formulieren, daß jene Volkswirtschaften, die eine 
hohe Präferenz für Preisstabilität haben, eine unabhängige Notenbank wählen. 

2 Zur Effizienz und Transparenz einer flexiblen Inflationszielstrategie siehe Brandner, 
Schuberth ( 1 999). Vgl. auch Guger et al. ( 1 999) 631 . 

3 Das strukturelle Budgetdefizit des Gesamtstaats laut OECD-Definition betrug 1 998 bei­
spielsweise in Deutschland und Italien jeweils 1 ,4%, in Frankreich 2,4%, in Österreich 
und in den Niederlanden jeweils 2,0%; OECD Economic Outlook (June 1 999) 255. 

4 Siehe dazu Marterbauer, Walterskirchen (1 999) und Rossmann (1 999). Faktoren, wel­
che die negativen Beschäftigungseffekte dämpften, waren sinkende Zinssätze, die rück­
läufige Sparquote der Haushalte und in einigen Ländern Abwertungseffekte. 

5 Ochel (1 997) 1 7. 
6 Priewe ( 1 999) 1 53. 
7 DIW (1 997) 24. 
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8 Heine, Herr (1 999) 543. 
9 Zusammenfassend: ebendort 542. 
10 DIW (1 997) 25. 
1 1  Zusammenfassend: Beigewum (1 996) 44. 
12 Visser ( 1 999) 89f. Der Netto-Organisationsgrad ist allerdings kein ausreichender I ndi­

kator für den Einflußbereich und die Marktmacht der Gewerkschaften. Ein weiterer I ndi­
kator für den gewerkschaftlichen Einflußbereich ist der Erfassungsgrad der Kollektiv­
verträge. Dieser ist im Marktsektor der meisten Länder höher als der Netto­
Organisationsgrad, vor allem wegen der größeren Reichweite der Arbeitgeberverbän­
de und wegen der Allgemeinverbindlichkeitsmechanismen. Daß der Netto­
Organisationsgrad kein geeigneter Maßstab für die Marktmacht der Gewerkschaften ist, 
zeigt sich daran, daß empirische Studien eine nach Branchen und Berufen breite Streu­
ung der Lohndifferentiale zwischen den jeweiligen Bereichen, die Kollektivverträgen 
unterliegen, und jenen ohne kollektive Lohnfestsetzung ausweisen. Vgl. Flanagan 
(1 999) 1 1 65 .  

13 Ebbinghaus, Visser (1 999) 95. 
14 Visser (1 999) 95. 
15  Ebendort 97. 
16 Kowalsky (1 999) 334. 
17 Vgl. Traxler (1 995) 1 90. 
18 Ferner, Hyman (1 998) XVI .  
19 Visser (1 999) 93; siehe auch Traxler (1 996) 274. 
2D Traxler (1 999) 121 . 
21 Traxler (1 998b) 244f. 
22 Vgl .  Ferner, Hyman (1 998). 
23 Traxler (1 998b) 237f. Unter dem Begriff ,öffentlicher Sektor' werden hier alle hoheitlich er­

brachten Leistungen erfaßt. Verstaatlichte Unternehmen bleiben daher außer Betracht. 
24 Vgl. OECD Employment Outlook 1 998 (Paris 1 998) Chapter 2; Minimum pay in 1 8  

countries, in: EIRR 225 (1 992) 14ff. 
25 Visser (1 999) 92. 
26 Traxler ( 1 998b) 255. 
27 Traxler (1 997c) 28. Ob die Zusammenarbeit in jenen Ländern, wo neokorporatistische 

Kooperation in geringerem Maße institutional isiert und eingespielt ist, nachhaltig bleibt, 
wird sich allerdings erst erweisen müssen. 

28 Zu den Ursachen und Zielen Sozialer Pakte siehe insbesondere: Ferner, Hyman (1 998); 
Hassel (1 998); Ebbinghaus, Hassel (1 999); Grote, Schmitter (1 999); Visser (1 999). 

29 Grote, Schmitter (1 999) 58. 
3° Ferner, Hyman ( 1 998) XX. 
31 Hassel (1 998) 627. 
32 Siehe Visser (1 999) 87f. 
33 Traxler (1 997a). 
34 Streeck (1 998b). 
3S Traxler (1 995) 1 6 1 .  
36 Ferner, Hyman (1 998) XI I I .  
37 Zu  dieser Schlußfolgerung gelangen auch Streeck (1 998b) und Marginson, Sisson 

(1 998). 
38 Ferner, Hyman (1 998) XIV. 
4° Crouch (1 999) 37. 
41 Zu diesem Schluß gelangen die komparativen Evaluierungsprojekte von Ferner, Hyman 

(1 998) XXI I ;  Ebbinghaus, Visser (1 997b) und Traxler (1 995) 207. 
42 Traxler (1 995) 207. 
43 Hansen, Steen Madsen, Ströby Jensen (1 997) 364. 
44 Vgl. Heylen, van Poeck (1 995) 575. 
45 Siehe dazu u.a. Heine, Michael; Herr, Hansjörg, Volkswirtschaftslehre (München 1 999); 

Schulmeister (1 996). 
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46 Siehe Nowotny (1 999) 353 und Schulmeister (1 996). 
47 Höhere Budgetdefizite waren somit (via automatische Stabilisatoren) eine Folge und 

nicht die Ursache schwächeren Wachstums! 
46 Der Anstieg der Arbeitslosigkeit in Deutschland in den neunziger Jahren war das Ergeb­

nis von politikinduzierten negativen Angebotsschocks im Osten (extrem überbewertete 
Währung, hoher Lohnanstieg) und negativer Nachfrageschocks im Westen 
(unkoordinierte, widersprüchliche und prozyklische Makropolitik nach der Vereinigung: Fi­
nanzierung der Transfers in die neuen Bundesländer durch Hinnahme eines wesentlich 
größeren Defizits und höhere Sozialversicherungsabgaben; gleichzeitig extrem restrikti­
ve Geldpolitik der Bundesbank (1 990-93) zur Dämpfung der konjunkturellen Überhitzung; 
resultierende Aufwertung der DM im Gefolge der EWS-Krise 1 992; ab 1 994 Fiskalpolitik 
zunehmend restriktiv) sowie der gestiegenen Kluft (tax wedge) zwischen Brutto- und Net­
to-Lohn als Ergebnis der Entscheidung der Regierung, einen Teil der Vereinigungskosten 
über das Sozialversicherungssystem zu finanzieren: siehe Lindlar, Scheremet (1 998). 

49 Schulten (1 998) 483f, 488. 
50 Beispielsweise zeigen empirische Berechnungen für Österreich, daß eine Verbesse­

rung der internationalen preislichen Wettbewerbsfähigkeit der Industrie zu einer Be­
schleunigung des Wirtschaftswachstums führt; siehe Guger u.a. ( 1 999) 632. Die nie­
derländische Wirtschaft profitierte in den achtziger und neunziger Jahren von einer rea­
len Abwertung, da die sehr zurückhaltende Lohnpolitik nicht von einer Aufwertung ge­
genüber der DM begleitet wurde. 

51 Vgl. Heise u.a. ( 1 999) 292. 
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Lohnungleichheit in den USA, 
Arbeitslosigkeit in Europa: 

Wirklich zwei Seiten derselben 
Medaille? 

Volker Grossmann* 

1. Einleitung 

ln  den letzten beiden Jahrzehnten kam es in den meisten OECD-Ländern 
zu steigender Unterbeschäftigung und/oder einer deutlichen Zunahme der 
Lohndispersion.  Wie aus Tabelle 1 hervorgeht, sind insbesondere in den 
USA und Großbritannien die Lohndifferentiale der männlichen Arbeitskräfte 
mit hoher Qualifikation relativ zu denen mit mittlerer Qualifikation sowie die 
der männlichen Arbeiter mit mittlerer Qualifikation relativ zu denen mit ge­
ringer Qualifikation (letztere werden im folgenden als 'unqualifizierte Arbeits­
kräfte' bezeichnet) seit Anfang der achtziger Jahre stark angestiegen. Hin­
gegen sind diese Lohndifferentiale beispielsweise in Deutschland, Öster­
reich und Schweden in etwa konstant geblieben.1 

Wie sich zudem aus Tabelle 2 entnehmen läßt, ist die Arbeitslosenquote 
unqual ifizierter Männer in beinahe allen OECD-Ländern deutlich gestie­
gen.2 

Im Gegensatz zu den USA sind in vielen Ländern aber auch deutl iche 
Anstiege der Arbeitslosenquoten der Qual ifizierteren zu verzeichnen .3 Al­
lerdings ist das Niveau der Unterbeschäftigung der Unqual ifizierten in al­
len Ländern (mit Ausnahme Ital iens) deutlich höher als das der Qual ifizier­
ten. 

Eine abnehmende relative Beschäftigung unqualifizierter Arbeitskräfte bei 
gleichzeitig sinkenden, oder zumindest nicht steigenden , relativen Löhnen 
deutet auf eine signifikante Verschiebung der relativen Arbeitsnachfrage zu­
ungunsten unqual ifizierter Arbeiter h in .  Die meisten Ökonomen machen 
technologische Veränderungen wie die sog. "Computerrevolution" für diese 
Entwicklung verantwortl ich . Um die technologischen Veränderungen 
modelltheoretisch abzubilden, wird übl icherweise argumentiert, daß sich 
die Produktionsfunktion, welche hoch- und unqualifizierte Arbeit als Argu­
mente enthält, geändert habe. Dabei stellt man sich vor, technischer Fort-
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Tabelle 1 :  Entwicklung der relativen Löhne männlicher Arbeiter in 
einigen OECD-Ländern 

1980 1983 1988 1993 

Deutschland 09/05 - 1 ,63 1 ,65 1 ,64 

05/01 - 1 ,46 1 ,42 1 ,37 

Großbritannien 09/05 1 ,62 1 ,70 1 ,78 1 ,84 

05/01 1 ,55 1 ,60 1 ,70 1 ,74 

Frankreich 09/05 2,03 2,06 2 , 12 2, 1 3  

05/01 1 ,66 1 ,62 1 ,62 1 ,61 

Italien 09/05 1 ,43 1 ,46 1 ,56 ( 1989) 1 ,65 (1 994) 

05/01 1 ,63 1 ,53 1 ,39 (1 989) 1 ,60 ( 1994) 

Japan 09/05 1 ,63 1 ,65 1 ,70 1 ,71 

05/01 1 ,60 1 ,64 1 ,64 1 ,61 

Kanada 09/05 1 ,67 ( 1981 ) - 1 ,71 1 ,73 

05/01 2,07 ( 1981 ) - 2,23 2, 1 9  

Österreich 09/05 1 ,62 - 1 ,67 -

05/01 1 ,63 - 1 ,65 -

Schweden 09/05 1 ,61 1 ,55 1 ,57 1 ,62 

05/01 1 ,31 1 ,30 1 ,34 1 ,36 

USA 09/05 1 ,76 1 ,86 1 ,99 2,00 

05/01 1 ,85 1 ,98 2,05 2,06 

Quelle: OECO (1 996) Tab. 3. 1 .  
09, 05, 0 1  bezeichnen die oberen Schranken des neunten, fünften bzw. ersten 
Perzentils der Bruttolohnverteilung (z.B. 05 bezeichnet den Medianlohn). 
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schritt führe zu einer Veränderung der relativen Grenzproduktivität zwischen 
beiden Produktionsfaktoren zuungunsten der Unqual ifizierten. Diese 
Technologieänderung wird als "verzerrter technologischer Wandel" ("ski/1-
biased technological change") bezeichnet. Hinsichtlich der unterschiedli­
chen Arbeitsmarktentwicklungen innerhalb der OECD hat Paul Krugman 
( 1 994) folgendes, inzwischen weitestgehend akzeptiertes Bild geprägt. Ge­
geben diese Art technologischer Veränderung, hänge es nun von der Stär­
ke der Regul ierung (bzw. der "Flexibil ität") des Arbeitsmarktes ab, ob eine 
Verschiebung der relativen Arbeitsnachfrage vornehmlich zu einer stärke­
ren Lohndispersion oder aber zu höherer Arbeitslosigkeit der Unqualifizier­
ten führt. So würden institutionelle Regelungen die zur Vermeidung höherer 
Unterbeschäftigung nötige Lohnspreizung verhindern, beispielsweise durch 
hohe Minimumlöhne. Da insbesondere in Europa Arbeitsmärkte als stark 
regul iert gelten (was auch als "Eurosklerosis" bezeichnet wurde), bringt 
Krugman ( 1 994) dieses Argument folgendermaßen auf den Punkt:4 

"I [ . . .  ] take it as a maintained hypothesis that the European un­
employment problern and the U. S. inequality problern are two sides of the 
same coin." 

Gemäß d ieser auch als Krugman-Hypothese bezeichneten Sichtweise 
gäbe es also empirisch einen 'trade-off zwischen der Arbeitslosigkeit der 
Unqualifizierten und der Lohnungleichheit innerhalb der OECD. 

Der vorl iegende Aufsatz stellt zunächst die Kernpunkte der Diskussion zu 
den Ursachen der verschlechterten Arbeitsmarktsituation unqualifizierter 
Arbeiter dar. Dabei wird insbesondere auf die Debatte eingegangen, ob zu­
nehmender Außenhandel der OECD mit Entwicklungsländern oder techno­
logischer Fortschritt überwiegend zu dieser Entwicklung beigetragen haben. 
l n  der Tat scheinen Technologieveränderungen die Hauptursache der beob­
achteten Änderungen der relativen Arbeitsnachfrage in der OECD zu sein .  
Weiterhin wird argumentiert, daß das in den meisten OECD-Ländern vor­
herrschende Unterbeschäftigungsproblem sich jedoch nicht durch die sog. 
Krugman-Hypothese fassen läßt. Die empirische Evidenz scheint vielmehr 
auf eine Änderung der Arbeits- bzw. Firmenorganisation, die auf technologi­
schen Fortschritt zurückzuführen ist, hinzuweisen. Es werden daher erste 
Ansätze diskutiert, die d iese Entwicklung in eine makroökonomische Per­
spektive bringen. 

Der Aufsatz ist wie folgt gegliedert. Im nächsten Abschnitt werden empi­
rische Studien zu den Ursachen einer verschlechterten Arbeitsmarkt­
situation der Unqualifizierten diskutiert. Im  dritten Abschnitt werden einige 
Fakten aufgezeigt, die mit der oben angesprochenen Krugman-Hypothese 
nicht vereinbar sind. l n  Abschnitt 4 wird argumentiert, daß Ansätze, die Än­
derungen der Firmenorganisation (insbesondere hervorgerufen durch tech­
nologische Veränderungen) betrachten ,  vielversprechendere Ergebnisse 
l iefern (bzw. liefern könnten). Der letzte Abschnitt faßt die Diskussion dieser 
Arbeit zusammen und zieht einige wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen. 
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Tabel le 2 :  Entwicklung der Arbeitslosenquoten der hoch- und gering 
qualifizierten Männer (Alter: 25-64) in einigen OECD-Ländern (Durch­
schnitt über die Jahre) 

(in %) Qualifikation 1979-82 1987-90 Nach 1990 

Deutschland (A) hoch 1 ,6 2,9 2,4 ( 1991 ) 

gering 4,5 7,6 6,2 (1 991 ) 

Großbritannien hoch 3,9 4,0 6,6 (1 992) 

gering 12,2 1 3,5 1 6,9 (1992) 

Frankreich hoch 2,1 (1 982) 2,6 5,9 (1993) 

gering 6,5 ( 1982) 1 0,8 1 3,6 ( 1993) 

Italien (B) hoch 8,5 8,4 8,6 (1 992) 

gering 4,4 5,9 5,6 (1 992) 

Japan hoch 1 ,6 (1 979) 1 ,4 1 ,2 (1 992) 

gering 2,9 ( 1979) 4,1  2,6 (1 992) 

Kanada hoch 2,4 (1 979) 3,4 5,3 (1993) 

gering 8,3 (1 979) 1 1 ,3 1 6,6 (1993) 

Österreich (C) hoch 1 , 1 1 ,0 1 ,3 (1991 ) 

gering 4,9 3,9 3,7 ( 1991 ) 

Schweden hoch 0,9 1 ,0 4,2 (1 993) 

gering 3,1 2,4 1 0,4 (1993) 

Spanien hoch 7,9 8,8 10.7 ( 1993) 

gering 1 3,5 1 7,7 24,0 (1993) 

USA hoch 2,1 2 ,1  2,8 ( 1991 ) 

gering 9,4 9,8 1 1 ,0 (1991 ) 

Quelle: Nickeil und Bell ( 1 997) Tab. 1 0.2. 
(A) Nach Tätigkeit anstatt nach guter oder geringer Qualifikation. (8) 1 983-86 anstatt 1 979-82. 
(C) Nach Tätigkeit anstatt nach guter oder geringer Qualifikation; 1 983-86 anstatt 
1 979-82. 
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2. Was hat die Arbeitsmarktsituation der Unqualifizierten 
verändert? 

2.1 'Globalisierung' versus technologischer Wandel 

Insbesondere zwei Hypothesen sind zur Erklärung der veränderten 
Arbeitsmarktsituation der Unqualifizierten diskutiert worden : zunehmender 
Außenhandel mit Entwicklungsländern und (verzerrter) technologischer 
Fortschritt. Bevor wir uns empirischen Tests beider Hypothesen zuwenden, 
möchte ich zunächst einige Anmerkungen zu deren theoretischer Grundla­
ge machen. 

Verzerrter technologischer Fortschritt wird in der Regel durch die Ände­
rung einer neoklassischen Produktionsfunktion mit hoch- und unqualifizier­
ter Arbeit als Produktionsfaktoren dargestellt.5 Dabei könnte man prinzipi­
ell zwischen zwei Arten technologischen Fortschritts unterscheiden. Zum 
einen mag technischer Fortschritt dazu führen, daß qualifizierte Arbeitskräfte 
produktiver werden in Tätigkeiten, die zuvor schlechter ausgebildete Arbei­
ter ausgeführt haben . Ein Beispiel aus dem produzierenden Gewerbe wäre 
das Durchführen von vormaligen Routinetätigkeiten durch Industrieroboter, 
deren Bedienung und Wartung nun eine Ingenieurausbildung erfordern. Zum 
anderen mögen qualifizierte Arbeitskräfte Tätigkeiten nun effizienter ausfüh­
ren ,  in denen sie zuvor auch schon eingesetzt worden sind , beispielswei­
se durch eine Weiterentwicklung von Computersoftware. Mit anderen Wor­
ten könnte man von 'extensivem' versus ' intensivem' verzerrten technolo­
gischen Wandel sprechen .6 Diese Unterscheidung kann etwa mittels einer 
(häufig empirisch geschätzten) CES-Produktionsfunktion folgendermaßen 
dargestellt werden. Die Produktion eines homogenen Gutes in einer reprä-
sentativen Firma sei gegeben durch y = a( bh (eh h )P + b1 ( e1 t)P )11 P ; 

p < 1 ; a, bh , b1 , eh , e1 > 0 .  Dabei bezeichne y die Produktionsmenge sowie 
h und I die eingesetzten Arbeitsstunden hoch- bzw. unqualifizierter Arbeit. 
Die relative Grenzproduktivität co (bzw. der relative Lohn bei vollkommenem 
Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt) zwischen h und I ist somit gegeben 
durch w = t(h l l)-IIa , wobei a = (1 - p )- 1 und t = be(a-I)Ia mit 
b = bh I b1 und e = eh I e 1 . Der Parameter t spiegelt technologische Bedin­
gungen oder aber das durchschnittl iche relative Ausbildungsniveau der bei­
den Typen von Arbeit wider, und cr bezeichnet die Substitutionselastizität 
zwischen den beiden Produktionsfaktoren. Einen Anstieg in b kann man nun 
als 'extensiven' ,  einen Anstieg in  c als ' intensiven' verzerrten technologi­
schen Fortschritt bezeichnen. Offenbar ändert sich die relative 
Grenzproduktivität zugunsten der qualifizierten Arbeiter im Falle eines An­
stiegs in c nur für den Fall einer hohen Substitutionselastizität a > 1 . ( ln  der 
Tat implizieren die meisten Schätzungen von CES-Produktionsfunktionen 
für cr einen Wert zwischen 1 und 2 . )  Kahn und Lim (1 998) machen einen er­
sten Versuch , empirisch zwischen Änderungen in b und c zu diskriminieren. 
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Zur Vereinfachung werde ich in diesem Papier allerdings im folgenden im­
mer dann von verzerrtem technologischen Fortschritt sprechen, wenn die 
relative Grenzproduktivität zugunsten der qualifizierten Arbeitskräfte steigt. 
( Im obigen Beispiel wird dies durch einen wie auch immer gearteten Anstieg 
in t impliziert). 

Die Globalisierungsthese zur Verschlechterung der Arbeitsmarktsituation 
der Unqualifizierten in der OECD stützt sich in der Regel auf die Standard­
version des Heckscher-Ohlin-Samuelson (HOS)-Modells. So haben 
OE CD-Länder aufgrund ihrer hohen Ausstattung mit qualifizierten Arbeits­
kräften (relativ zu der Ausstattung mit unqualifizierten Arbeitskräften) gegen­
über Entwicklungsländern einen komparativen Vorteil in der Produktion von 
Gütern, die intensiv in hohe Ausbildung erfordernder Arbeit sind. Demnach 
führe eine Liberalisierung des Außenhandels mit Entwicklungsländern un­
ter den üblichen Annahmen zu steigender Lohndispersion in den OE CD­
Ländern. Gemäß des HOS-Grundmodells sind bekanntlich neben der 
Faktorausstattung in erster Linie die für d ie einzelnen Sektoren spezifi­
schen Technologien ausschlaggebend für d ie Löhne. Wie Leamer ( 1 994, 
1 996) im Lichte der Debatte über einen verzerrten technologischen Fort­
schritt feststellt, hätte eine solche Technolog ieänderung dagegen zumin­
dest unter der Annahme einer kleinen offenen Volkswirtschaft (d .h .  für ge­
gebene Güterpreise) keine eindeutige Auswirkung auf die Lohndispersion 
und könne daher nicht Ursache für die beobachteten OE CD-Arbeitsmarkt­
änderungen sein.  Krugman (1 995) hingegen argumentiert, daß ein weltweit 
auftretender verzerrter technologischer Wandel die Lohndispersion sehr 
wohl erhöhe, da dieser auch die relativen Güterpreise nachhaltig ändere. Im 
Anhang der vorl iegenden Arbeit werden beide Argumente in einer Version 
des HOS-Modells, in der verzerrter technologischer Wandel abgebildet ist, 
dargestellt. 

Eine Möglichkeit, empirisch zu diskriminieren, ob in erster Linie technolo­
gische Faktoren oder zunehmender Außenhandel mit Entwicklungsländern 
für die angesprochenen OECD-Arbeitsmarktentwicklungen verantwortlich 
sind, ist die Analyse von Lohn- und Beschäftigungsveränderungen auf Indu­
strie- oder Firmenebene. Falls Handelsliberalisierung eine steigende Lohn­
dispersion innerhalb eines hervorgerufen hat, müßte man gemäß des 
HOS-Modells beobachten, daß zum einen die relative Beschäftigung quali­
fizierter Arbeitskräfte in allen I ndustrien gesunken ist und zum anderen eine 
Reallokation von Arbeitern hin zu Industrien, die intensiv qualifizierte Arbeits­
kräfte nutzen, stattgefunden hat (vgl .  die formale Darstellung im Anhang). 
Diese Hypothesen sind in  einigen prominenten Studien getestet worden 
(z.B .  Berman et al .  ( 1 994 ); Machin et al .  ( 1 996); Berman et al .  ( 1 998); 
Machin und van Reenen ( 1 998)). Die Ergebnisse sprechen eindeutig gegen 
die Außenhandelsthese. Der Anteil der nicht in der Produktion tätigen, über­
wiegend gut ausgebildeten Arbeitskräfte ist in allen Ländern deutlich gestie­
gen.7 Laut Machin und van Reenen ( 1 998), Tabelle I hat sich der 
Beschäftigungsanteil der nicht in der Produktion tätigen Arbeitskräfte zwi­
schen 1 977 und 1 989 beispielsweise in den USA von 26, 1 %  auf 30,3%, in 
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Großbritannien von 27,8% auf 32,5% und in Deutschland von 29,2% auf 
32,7% erhöht. Ein ebenfalls robustes Ergebnis aller Studien ist ein deutlicher 
Anstieg des Lohnkostenanteil der nicht in der Produktion tätigen Arbeiter in al­
len Ländern. Das Lohndifferential zwischen nicht in der Produktion tätigen zu 
den in der Produktion tätigen Arbeitern hat sich in den achtziger Jahren ins­
besondere in den USA und Großbritannien deutlich erhöht, während in den 
meisten anderen Ländern nur eine moderate Änderung festzustellen ist. Die­
se auf Mikrodaten basierenden Ergebnisse sind konsistent mit den in Tabelle 
1 und 2 dargestellten aggregierten Daten. Der entscheidende Punkt aber ist, 
daß sowohl die Änderungen der Beschäftigungs- und Lohnkostenanteile der 
nicht in Produktion tätigen Arbeitskräfte überwiegend innerhalb und nicht zwi­
schen Industrien bzw. Firmen stattgefunden haben.8 Dies aber steht in Wi­
derspruch zu der gemäß der Standardversion des HOS-Modells erwarteten 
Änderung der Industriestruktur durch eine Handelsliberalisierung. 

Als weiteres Argument gegen die Außenhandelsthese ist angeführt wor­
den , daß sektorspezifische Wachstumsraten der Import- und Export­
mengen nur einen geringen und statistisch oft nicht signifikanten Einfluß auf 
die Änderungsraten der relativen Lohnkosten der n icht in der Produktion tä­
tigen Arbeitskräfte haben. Dies ist leicht nachzuvollziehen , wenn man sich 
vor Augen hält, daß der durchschnittliche Anteil der Importe von Industrie­
produkten der OECD aus Entwicklungsländern bezogen auf das B IP  bei­
spielsweise im Jahr 1 994 ledigl ich 1 ,6% betragen hat. 9 Zudem ist es nicht 
verwunderlich , daß Studien, die untersuchen, wieviele unqualifizierte Arbei­
ter hätten beschäftigt werden können, wenn die importierten Gütermengen 
im Inland statt in Entwicklungsländern produziert worden wären, ebenfalls 
nur einen geringen Einfluß der Importe auf die relative Arbeitsnachfrage fin­
den. 10  Wood (1 998) weist allerdings darauf hin, daß aufgrund der überaus 
niedrigen Löhne in Entwicklungsländern die Arbeitsmenge eines importier­
ten Gutes mit einem bestimmten Wert weitaus größer ist, als wenn dieser 
Wert im Inland geschaffen worden wäre. Nach Korrektur d ieser statisti­
schen Verzerrung findet er, daß die relative Nachfrage nach gut ausgebilde­
ten Arbeitnehmern hierzulande aufgrund verstärkten Außenhandels mit Ent­
wicklungsländern um immerhin 20% gestiegen ist. 

Gemäß dem HOS-Modell sind Änderungen der relativen Faktorpreise und 
n icht Handelsvolumina die theoretisch entscheidenden Variablen für eine 
Quantifizierung des Handelseffektes auf die relativen Löhne. Daher lohnt es 
sich einen Blick auf direkte Tests des HOS-Modells zu werfen.11 Zunächst 
einmal sei angeführt, daß es nach wie vor umstritten ist, daß in OECD-Län­
dern die relativen Preise von Gütern, d ie intensiv in unqual ifizierter Arbeit 
sind , tatsächlich gefallen sind. 12 ln OECD (1 997) Kap. 4 wird allerdings dar­
auf hingewiesen , daß Handel mit Entwicklungsländern aufgrund folgender 
Faktoren zumindest als Ursache für die sich verschlechternde Ar­
beitsmarktsituation der unqual ifizierten Arbeiter in Frage kommt. Erstens 
würden in Sektoren, in denen die OE CD-Länder Netto-Importeure sind, un­
terdurchschnittlich hohe Löhne gezahlt, während Exportsektoren durch 
überdurchschnittlich hohe Löhne gekennzeichnet seien . Zweitens seien die 
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im Importwettbewerb stehenden Sektoren in der Tat intensiv in unqualifizier­
ter Arbeit. Drittens sei der durchschnittliche Importpreis relativ zum durch­
schnittl ichen Exportpreis innerhalb der OECD um beinahe 1 2% gesunken. 
Trotz allem findet auch die in OECD ( 1 997) veröffentlichte Studie einen sehr 
moderaten Effekt des relativen Handelspreises auf die relativen Löhne der 
unqualifizierten Arbeitskräfte (mit einer Elastizität von etwa 0, 1 2) sowie auf 
die relative Beschäftigung (mit einer Elastizität von 0,2; Tab. 4.8) . 13  

Zudem ist es n icht mit dem Stolper-Samuelson Theorem vereinbar, daß 
es auch in Entwicklungsländern sinkende relative Löhne für Unqualifizierte 
zu geben scheint. 14 Beißinger und Möller ( 1 999) führen den geringen Er­
klärungswert der Standardversion des HOS-Modells allerdings auf die un­
realistische Annahme perfekter Faktor- und Gütermärkte zurück. Unter der 
Annahme unvollkommener Märkte zeigen sie in einem Modell mit einem in­
ländischen Sektor, der intensiv in qualifizierter Arbeit ist, und einem auslän­
dischen Sektor, der intensiv in unqualifizierter Arbeit ist, daß ein Anstieg des 
relativen Exportpreises zu einer Reallohnerhöhung im Inland, aber zu einer 
Reallohnsenkung im Ausland führt. Ebenso steigt in diesem Modell nach ei­
ner solchen Preisänderung d ie Beschäftigung der Qualifizierten im Inland, 
während die Beschäftigung der Unqualifizierten im Ausland fällt. Feenstra 
( 1 998) weist zudem darauf hin ,  daß sogar die Standardversion des HOS­
Modell die Arbeitsmarktänderungen zu einem weitaus größeren Anteil als 
bisher d iskutiert erklären könnte, wenn man nicht nur den Konsumgüter­
handel, sondern auch den deutlich zunehmenden Handel mit I nvestitions­
gütern berücksichtigte. Zudem gäbe es im Zuge der 'Giobal isierung' eine 
starke Tendenz zur Verlagerung der Produktionsstätten in Länder mit nied­
rigem Lohnniveau (sog. 'Outsourcing'). 1 5  

Welchen Anteil eine 'Giobalisierung' der Gütermärkte an der verschlech­
terten Arbeitsmarktsituation der Unqual ifizierten auch haben mag , wird 
das zu erklärende Residuum in der Regel als Evidenz für die Bedeutung 
technologischen Wandels gedeutet (mangels einer besseren Erklärung). 
Um diese unbefriedigende Beweislage etwas zu verbessern, hat man den 
Einfluß von sektorspezifischen Ausgaben für F&E sowie der Nutzung von 
Computern und der Computerinvestitionen auf die Änderungsraten der 
Lohnanteile der n icht in der Produktion beschäftigten Arbeitskräfte unter­
sucht. So finden Machin et al .  ( 1 996), daß die Ausgaben für F&E (bezogen 
auf den Wert der Gesamtproduktion) einen Anteil von 83% in Schweden, 
27% in den USA und 1 9% in Großbritannien an der Lohnentwicklung der 
nicht in der Produktion beschäftigten Arbeitskräfte erklären. Berman et al. 
( 1 994) finden für die USA, daß die Computerinvestitionen (bezogen auf die 
Gesamtinvestitionen) und der F&E Ausgaben (bezogen auf den Gesamt­
erlös) einen Anteil von 70% an d ieser Entwicklung erklären kann.  Laut Au­
tor et al. ( 1 998) Tab. IV hat sich der Anteil der Beschäftigten,  die an ihrem 
Arbeitsplatz direkt einen Computer verwenden, in den USA von 25, 1 %  im 
Jahre 1 983 auf 46,6% im Jahre 1 993 erhöht. Je höher die Änderungsrate 
der Computernutzung innerhalb einer I ndustrie war, desto stärker sind d ie 
Lohnkostenanteile der Arbeitnehmer mit Co/lege-Abschluß gestiegen.16 
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Allerd ings sei darauf h ingewiesen, daß die verwendeten Technolog ie­
variablen nicht notwendigerweise Änderungen der relativen Produktivität 
qualifizierter und unqualifizierter Arbeitskräfte abbilden. Vielmehr belegen 
diese Studien , daß Tätigkeiten , d ie nicht d irekt mit der Produktion verbun­
den sind, aufgrund technischen Fortschritts zunehmend an Bedeutung 
gewinnen. Anders ausgedrückt, sind technologische Änderungen offen­
sichtl ich mit einer Reorganisation von Firmen bzw. I ndustrien verbun­
den. 1 7  Um diesen Umstand modelltheoretisch abzubilden und somit eine 
Analyse durchzuführen, die den aufgezeigten Arbeitsmarktentwicklungen 
gerecht wird , benötigt man aber eine Model i ierung der Firmenorganisation 
bzw. von Tätigkeiten außerhalb des direkten Produktionsprozesses. Dies 
ist mittels einer Änderung in einer neoklassischen Produktionsfunktion 
(siehe oben) aber n icht darstel lbar. Wie sich im vierten Abschn itt noch 
herausstellen wird, kann  eine d ifferenziertere Sichtweise des Produk­
tionsprozesses zu einem deutlich besseren Verständnis der Arbeits­
marktänderungen beitragen. 

2.2 Arbeitsangebotsfaktoren 

Wie Gregg und Manning ( 1 997) argumentieren , sind durch technologi­
schen Fortschritt hervorgerufene Änderungen der relativen Nachfrage nach 
gut qual ifizierten Arbeitern keine ungewöhnl iche Entwicklung, sondern 
"probably synonymaus with the process of industrialization". 18  Daß man 
aber gerade in jüngster Vergangenheit deutliche Lohn- und Beschäftigungs­
änderungen zuungunsten gering qualifizierter Arbeiter beobachtet, hänge 
insbesondere mit dem n icht in gleichem Maße zunehmendem relativen An­
gebot an gut ausgebildeten Arbeitskräften ab. Diesbezüglich stellt Robert 
Topel im Hinbl ick auf Arbeitsmarktentwicklungen in den USA fest:19 

" l n  general ,  rising overall wage dispersion has been concomitant with 
increases in wage differentials based on Observable proxies for skil l ,  such 
as experience, education and occupation. This is strong evidence that 
increases in inequal ity are driven by a steady increase in the relative 
demand for skil led Iabor, which has outrun the i ncreasing supply of such 
Iabor." 

Laut Johnson ( 1 997) 54 hat sich in den USA das relative Arbeitsangebot 
(d .h .  das Verhältnis eines I ndikators für Arbeiter mit mindestens einer 'Co/­
/ege'-Ausbildung zu denen mit höchstens 'High Schoo/'-Ausbildung) von 
1 970 bis 1 993 mehr als verdoppelt. Während dies zwischen 1 970 und 1 979 
aber noch zu einem durchschnittlichen Rückgang des relativen Lohnes um 
jährlich 0, 7% geführt hat, ist zwischen 1 979 und 1 989 sowie zwischen 1 989 
und 1 993 ein jährlicher Anstieg von 1 ,3% bzw. 1 , 1 %  zu verzeichnen. 2° Für 
Deutschland finden Abraham und Hauseman (1 995) Tab. 1 1 . 1 0, daß der 
Anteil der 20 bis 60 Jahre alten Bevölkerung mit Berufsausbildung oder 
Hochschulabschluß zwischen 1 976 und 1 989 von 61 % auf 72,2% gestie­
gen ist. Dies hat sicherlich zu den stabilen Lohndifferentialen in Deutschland 
beigetragen. Gottschalk und Smeeding ( 1 997) weisen darauf hin, daß es in 
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der Tat innerhalb der OECD einen systematisch negativen Zusammenhang 
zwischen Änderungen des relativen Angebots qualifizierter Arbeitskräfte 
und der Lohndispersion gibt. So sei in den USA und Kanada der Anstieg der 
Co/lege-Absolventen vergleichsweise gering gewesen, was mit dem star­
ken Anstieg der sog 'Co/lege-Prämie' seit den achtziger Jahren konsistent 
ist. 

Neben Ausbildung kann prinzipiell auch d ie Immigration unqualifizierter 
Arbeiter zu einer veränderten Arbeitsmarktsituation beitragen . Al lerdings 
weist Topel ( 1 997) darauf hin, daß ein Einfluß von Immigration auf die Lohn­
dispersion in den USA nicht einmal lokal auszumachen ist, obwohl es bei­
spielsweise in den siebziger Jahren in Los Angeles und Miami zu lokal stark 
konzentrierter Zuwanderung gekommen ist (30% bzw. 40% des Arbeitsan­
gebotswachstums ). Grund h ierfür ist wohl eine hohe geographische Mobi­
l ität von (einheimischen) Arbeitern, die mögliche lokale Arbeitsmarkteffekte 
von Immigration aufheben. 

Substantiel len E influß auf die sich verschlechternde Arbeitsmarkt­
situation der unqual ifizierten ,  männl ichen Arbeiter in den USA hat laut 
Topel ( 1 993, 1 994) h ingegen die zunehmende Teilnahme qual ifizierter 
Frauen am Erwerbsleben. Allerd ings würde dies gute Substitutions­
mögl ichkeiten zwischen diesen Gruppen voraussetzen .  Dies aber wird 
selbst von Topel ( 1 997) insbesondere deshalb als "somewhat 
counterintuitive" bezeichnet, da qual ifizierte Frauen in der Regel in ande­
ren Berufen und Industrien in den Arbeitsmarkt eintreten als in diejenigen, 
in denen unqualifizierte Männer beschäftigt sind. 

2.3 Institutionelle Faktoren 

Natürlich könnten auch institutionelle Arbeitsmarktregelungen (Minimum­
löhne,  Einfluß von Gewerkschaften bei Lohnverhandlungen, Kündigungs­
schutzregelungen etc.) sowie Regul ierungen auf Produktmärkten für die 
Lohn- und Beschäftigungsentwicklungen der Unqualifizierten eine Rolle 
spielen . 

So könnte eine steigende Lohndispersion in den USA durch eine 
Arbeitsmarktderegul ierung hervorgerufen worden sein .  Beispielsweise ar­
gumentieren Fortin und Lemieux ( 1 997), daß die Varianz der logarithmier­
ten Löhne in den USA zwischen 1 979 und 1 988 bei Männern um 24,2% und 
bei Frauen um 32, 1 %  weniger gestiegen wäre, wenn der reale Minimum­
lohn konstant geblieben wäre.21 Card und Krueger ( 1 995) finden ebenfalls, 
daß sinkende Minimumlöhne in den USA 20-30% des Anstiegs der Lohn­
dispersion der achtziger Jahre erklären können. 

Zudem führen Fortin und Lemieux (1 997) an, daß der Anteil der in Gewerk­
schaften organisierten Arbeiter in den USA zwischen 1 979 und 1 988 von 
24% (bzw. 31 % bei den männlichen Arbeitern) auf 1 7% (bzw. 21 %) gefallen 
ist. Dies würde 21 ,3% des Anstiegs in der Varianz der logarithmierten Löh­
ne bei männlichen Arbeitskräften in diesem Zeitraum erklären. (Für die 
Lohnvarianz der Frauen hätte d ies jedoch keine Erklärungskraft). Damit 
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konsistent ist die Feststellung von Blau und Kahn ( 1 996), daß die Löhne im 
unteren Bereich der Lohnverteilung in den USA weitaus weniger kompri­
miert sind als in den meisten anderen OECD-Ländern. Dies führen die Au­
toren insbesondere darauf zurück, daß in den USA Lohnverhandlungen wei­
testgehend dezentral geführt würden, während die Gewerkschaftsmacht in 
vielen OECD-Ländern stärker ausgeprägt sei als in den USA. 

Angesichts der steigenden Lohndispersion in den "flexiblen" USA macht 
Siebert ( 1 997), der üblichen Argumentation folgend, stärkere Arbeitsmarkt­
regulierungen in Europa für die steigende europäische Arbeitslosigkeit ver­
antwortl ich, allerdings ohne eine empirische Analyse der Rolle der von ihm 
angeführten institutionellen Veränderungen für die europäischen Arbeits­
markentwicklungen durchzuführen. Berger ( 1 998) hingegen findet, daß die 
Arbeitsmarktregulierung auch in Deutschland seit Beginn der achtziger Jah­
re eher abgenommen hat. 

3. Probleme mit der Krugman-Hypothese 

Gemäß der in der Einleitung dargestellten Krugman-Hypothese ist im Fal­
le von (technologisch bedingten) Änderungen der relativen Arbeitsnachfrage 
jedoch nicht eine zunehmende Arbeitsmarktregulierung, sondern allein deren 
Existenz hinreichend für eine höhere Arbeitslosigkeit der Unqualifizierten. 

So schreibt Horst Siebert ( 1 997) hinsichtlich der Rolle von Lohnspreizung 
für d ie Beschäftigung:22 

"lt is striking that in the 1 980s and 1 990s, relative wages have become 
more differentiated in the United States and the United Kingdom, while 
d ifferentiation has remained largely unchanged in European countries. [ . . .  ] 
lt is hard to conceive that the European Iabor force is so much more 
homogeneaus with respect to qualifications than the U.S. Iabor force that no 
additional wage differentiation is necessary. This is also contradicted by the 
fact that a I arge portion of the unemployed in Europe consists of the low­
skilled ,  whose employment status would presumably benefit most from 
greater wage differentiation ." 

Der hier, wie so oft in d iesem Zusammenhang, angestellte Vergleich zwi­
schen USA und Großbritannien auf der einen Seite und den als überegul iert 
geltenden europäischen Arbeitsmärkten auf der anderen Seite greift aller­
dings viel zu kurz. Richtig ist zwar, daß die Lohnungleichheit in den USA, 
Großbritannien und auch Kanada sehr viel stärker zugenommen hat als in 
allen anderen OECD-Ländern. Allerdings ist im angelsächsischen Bereich 
die Arbeitslosenrate der unqual ifizierten (männl ichen) Arbeiter sowohl ab­
solut als auch relativ zu den Qual ifizierten keinesfalls geringer. Noch offen­
kundiger wird das Beschäftigungsproblem bei den Unqual ifizierten in den 
USA und Großbritannien, wenn man auch diejenigen Personen hinzurech­
net, die sich (nach eigenen Angaben oft aufgrund von Resignation) nicht 
mehr auf Jobsuche befinden (Tabelle 3).23 

Danach war Anfang der neunziger Jahre in beiden Ländern ungefähr je ein 
Drittel der Unqual ifizierten ohne Beschäftigung. Nimmt man die Krugman-
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Tabelle 3: Entwicklung der Anteile der nicht beschäftigten, hoch­
und gering qual ifizierten Männer in Großbritannien und USA 
(Alter: 25-64} 

(in %) Qualifikation 1979-82 1987-90 1991 1992 
Groß- hoch 6,8 8,7 1 1 ,5 1 3,4 

britannien gering 20,3 29,5 32,7 34,7 

USA hoch 6,7 7,6 8,3 -
gering 28,3 31 ,0 32,4 -

Quelle: Nickeil und Bell ( 1 997) Tab. 1 0.6. 

Hypothese ernst, impl izierte dies n icht nur, daß ebenso in den USA und 
Großbritannien substantielle Arbeitsmarktrigiditäten vorherrschten,  sondern 
auch, daß verzerrter technologischer Fortschritt in diesen beiden Ländern 
in weitaus höherem Ausmaß stattgefunden habe als in allen anderen. Bei­
des ist aber eher unplausibel.24 Wie man außerdem aus Tabelle 2 entneh­
men kann,  verläuft die Entwicklung der Arbeitslosenrate der qual ifizierten 
Arbeitskräfte etwa proportional zu der der Unqualifizierten. Auch d ies wür­
de man bei einem 'trade-off zwischen relativen Löhnen und relativer Be­
schäftigung nicht unbedingt erwarten. 

Ergebnisse empirischer Tests zur Bedeutung von Arbeitsmarktrigiditäten 
für die (relative) Arbeitslosigkeit der Unqualifizierten sind zudem mit der 
Krugman-Hypothese absolut unverträglich. Erstens finden Nickeil und Bell 
( 1 995) keinen signifikanten Zusammenhang zwischen Änderungen der re­
lativen Löhne und Änderungen der relativen Beschäftigung unqualifizierter 
Arbeiter. Zweitens scheinen Minimumlöhne so gut wie keinen Effekt auf die 
Beschäftigung zu haben.25 Der Einfluß von Gewerkschaften ist kontro­
vers.26 Zwar findet Nickeil ( 1 997) einen negativen Einfluß der Gewerk­
schaftsdichte (Anteil der in Gewerkschaften organisierten Arbeitnehmer) 
und des Anteils der Arbeitnehmer, für die die von den Gewerkschaften aus­
gehandelten Löhne gelten, auf die Gesamtbeschäftigung. Dies sagt aber 
noch nichts über die Rolle von Gewerkschaften auf die relative Beschäfti­
gung aus. Beispielsweise interpretieren Machin et al .  ( 1 996) ihre Ergebnis­
se sogar dahingehend, daß der Rückgang der relativen Beschäftigung un­
qualifizierter Arbeiter in Ländern mit großem Gewerkschaftseinfluß langsa­
mer vonstatten geht als dort, wo Gewerkschaften keine große Rolle (mehr) 
spielen. 

4. Firmenorganisation und Insidermacht 

Die im letzten Abschnitt zitierte Evidenz bedeutet natürlich n icht, daß es 
keinen trade-offzwischen Lohnsteigerungen und Beschäftigung insgesamt, 
d.h.  ohne Differenzierung nach Ausbildungsgruppen, gäbe. Ganz im Gegen­
tei l .  So findet beispielsweise Freeman ( 1 988) mittels einer 1 9  OECD-Län­
der umfassenden Querschnittsanalyse, daß die Änderung der Gesamt­
beschäftigung negativ von der Wachstumsrate der Reallöhne abhängt. Eine 
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solche inverse Relation ist auch bei der Betrachtung einzelner I ndustrien 
festzustellen. Die in der Krugman-Hypothese zum Ausdruck kommende 
Einschätzung, technologischer Fortschritt führe in den "flexiblen" USA zu 
Lohnspreizung, in dem "regu lierten" Europa aber zu Arbeitslosigkeit, basiert 
somit möglicherweise auf der Betrachtung der europäischen Arbeitslosen­
rate insgesamt und nicht d ie der Unqualifizierten. Eine zur Krugman-Hypo­
these alternative Erklärung der OECD-Arbeitsmarktentwicklungen der letz­
ten beiden Jahrzehnte sollte indes konsistent mit den folgenden sti l isierten 
Fakten sein: 
(i) Innerhalb der OE CD-Länder ist der Anteil der nicht in der Produktion tä­

tigen (bzw. der qual ifizierten) Arbeitskräfte in beinahe allen Industrien 
gestiegen. 

( i i )  ln manchen Ländern ist sowohl der relative Lohn als auch die relative 
Beschäftigung unqualifizierter Arbeiter stärker gesunken als in anderen 
Ländern. Mit anderen Worten: Es gibt es keinen ' trade-off zwischen 
Lohngleichheit und Beschäftigung der Unqualifizierten . 

( i i i) Die Lohnungleichheit ist nicht nur zwischen, sondern auch innerhalb der 
Gruppen von Arbeitnehmern mit ähnl icher Ausbildung gestiegen. 27 

( iv) Minimumlöhne haben bestenfal ls einen moderaten Effekt auf die Be­
schäftigung der Unqual ifizierten. 

(v) Die meisten OE CD-Länder haben auch einen substantiellen Anstieg der 
Arbeitslosigkeit bei den besser Qualifizierten zu verzeichnen. 

Punkt (i) weist im Zusammenhang mit Fallstudien einzelner Unterneh­
men28 darauf hin ,  daß insbesondere eine Reorganisation der Firmen und 
Industrien stattgefunden hat. Die Darstellung eines verzerrten technologi­
schen Wandels mittels einer neoklassischen Produktionsfunktion ist hinge­
gen zu oberflächlich, da sie den Produktionsprozeß als 'b/ack box' auffaßt. 
Zum Verständnis der beobachteten Arbeitsmarktentwicklungen ist es viel­
mehr notwendig, in diese 'b/ack box' zu schauen . Ein vielversprechender 
Ansatz ist daher eine Analyse des Zusammenhangs zwischen Änderungen 
der Firmenorganisation, Lohnungleichheit und Arbeitslosigkeit. 

Lindbeck und Snower ( 1 996) argumentieren, daß der zunehmende Ge­
brauch von lnformationstechnologien eine weniger hierarchisch geglieder­
te Organisationsstruktur der Firmen erlauben und vielseitig ausgebildete 
Arbeiter bevorzugen würde. Aufgrund verringerter Kommunikationskosten 
könnten demnach Beschäftigte, die verschiedene Tätigkeiten an ihrem Ar­
beitsplatz ausüben , voneinander lernen . Allgemein gesprochen, könnten 
also positive externe Effekte zwischen gut ausgebildeten Arbeitern insbe­
sondere dann genutzt werden, wenn man diese nicht mehr so speziell ein­
setzte. Aghion und Howitt ( 1 998) Kap. 9.2 führen zudem an, daß dies eine 
stärkere Organisation der Arbeit in Teams ermögliche. Diese könnten nun 
ohne weitere Hierarchieschichten direkt von den Verantwortl ichen kontrol­
liert werden. Sie argumentieren außerdem, daß eine solche Zentral isierung 
des Managements bei gleichzeitiger Dezentral isierung anderer Tätigkeiten 
mit der Explosion der Managergehälter in den letzten Jahren in Verbindung 
stehen könnte, 29 da die Manager nun größere Verantwortung für das direk-
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te Ergebnis tragen würden .  Es würden aber auch mehr Entscheidungs­
rechte an die Teamleiter delegiert, was ebenfalls zu Lohnunterschieden in­
nerhalb der Gruppen ähnlich ausgebildeter Arbeiter führen würde. 

Im Lichte der Krugman-Hypothese interessanter ist aber der Zusammen­
hang zwischen den durch technologischen Fortschritt hervorgerufenen Än­
derungen der Arbeitsorganisation und der Arbeitsmarktsituation unqualifi­
zierter Arbeiter. Lindbeck und Snower ( 1 996) zeigen, daß durch Organisa­
tionsänderungen der relative Lohn unqualifizierter bzw. nur auf eine Tätigkeit 
spezialisierter Arbeiter sowie deren Beschäftigung sinken kann.  Walther 
( 1 997) weist allerdings darauf hin, daß die Qual ifikation von Beschäftigten 
zumindest zwei Dimensionen hat. Einerseits seien vermutlich die Mindest­
anforderungen an vielseitig verwendbares Wissen, welche beispielsweise 
Teamarbeit überhaupt erst produktiv machten (z.B. Allgemeinbildung, Kom­
munikationsfähigkeit), im Zeitablauf gestiegen, andererseits seien Spezia­
l isierung bzw. spezifisches Wissen notwendig , um die bereits von Adam 
Smith ( 1 937) in seiner 1 776 erschienenen Abhandlung 'An inquiry into the 
nature and causes of the wea/th of nations' betonten positiven Effekte einer 
Arbeitsteilung wirksam werden zu lassen. Eine nur eindimensionale Be­
trachtung der Arbeitsqualifikation im Sinne von den in Lindbeck und Snower 
( 1 996) modellierten lnformationskomplementaritäten verschiedener Tätig­
keiten suggeriert jedoch fälschl icherweise, daß Spezial isierung in einer 
komplexer werdenden Arbeitswelt unwichtiger würde. Zudem setzt das 
Lindbeck-Snower-Modell eine exogene Anzahl an Arbeitsplätzen voraus. 
Falkinger ( 1 999) hingegen leitet eine negative Abhängigkeit der Beschäfti­
gung (für eine gegebene Verteilung von Fähigkeiten der Arbeiter) von den 
Ausbildungsanforderungen an spezifisches Wissen her. Hierzu paßt die 
sog. '0-Ring'-Theorie von Kremer ( 1 993}, die ihren Namen dem für die Ex­
plosion der Raumfähre 'Challenger' verantwortlichen Bauteil zu verdanken 
hat. Die Idee ist, daß die Fähigkeit der am wenigsten qualifizierten Arbeiter 
ein besonderes Gewicht in der Produktionsfunktion erhält, was dazu führt, 
daß eine qualifizierte Arbeitskraft nicht durch Unqualifizierte ersetzt werden 
kann. Wenn also eine Komponente des Produktionsprozesses nicht perfekt 
ausgeführt wird, reduziert dies die Produktivität aller anderen Tätigkeiten er­
heblich, wie gut diese auch immer ausgeführt werden. Komplexere Firmen­
organisationen, in denen viele verschiedene Tätigkeiten vorgenommen wer­
den, benötigen daher eine homogene Gruppe gut ausgebildeter Arbeitskräf­
te. Kleine Abweichungen in der Produktivität der Arbeitskräfte können gro­
ße Lohnunterschiede verursachen. Dies führt selbst bei einer symmetri­
schen Verteilung der Fähigkeiten zu einer schiefen Einkommensvertei­
lung.30 Man kann sich leicht vorstellen, daß eine Erweiterung dieses Ansat­
zes um technologischen Fortschritt, der mehr Tätigkeiten im Produktions­
prozeß und somit Produkte höherer Qualität erlaubt, eine sich dramatisch 
verschlechterte Arbeitsmarktsituation der Unqualifizierten erklären kann.  

Falkinger und Grassmann ( 1 999) zeigen, daß erhöhte Qualifikationsan­
forderungen in modernen Firmenorganisationen zu einem grundsätzlichen 
Beschäftigungsproblem unqualifizierter Arbeiter führen können. ln dem Mo-

436 



25. Jahrgang ( 1 999), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

dell wird zwischen organisatorischen und direkt mit der Produktion zusam­
menhängenden Tätigkeiten unterschieden. Notwendig für die Produktion ist 
h ierbei die Einrichtung von Arbeitsplätzen bzw. der Aufbau einer Organisa­
tion von in monopolistischem Wettbewerb stehenden Firmen unter perfek­
ter Voraussicht des Gütermarktgleichgewichtes. l n  der Firmenorganisation 
bzw. Supervision sind nur gut ausgebildete, in der Produktion sowohl qual i­
fizierte als auch unqual ifizierte Arbeitskräfte tätig . Dabei kann es bei im 
Gleichgewicht bei rationalen Erwartungen trotz völlig flexibler Löhne ( ! )  zu 
Arbeitslosigkeit unqualifizierter Arbeiter kommen. Der Grund für d ieses Er­
gebnis ist, daß der Nominallohn der unqualifizierten Arbeiter für die Beschäf­
tigung überhaupt keine Rolle spielt, da d ie Firmen Preise mit einem mark­
up über die Grenzkosten setzen .31 Die realen Profite der Firmen hängen 
vielmehr negativ von dem relativen Lohn der Qualifizierten ab, da diese in 
der Organisation beschäftigt sind und somit deren Löhne n icht über die 
Preise weitergegeben werden können. Mit anderen Worten: Die für die Be­
schäftigung relevanten Kosten der Organisation eines Arbeitsplatzes sind 
n icht notwendigerweise identisch mit den Lohnkosten des beschäftigten 
Arbeiters. Dieses Argument spielt vor allem für den ersten Arbeitsmarkt eine 
Rolle, in dem Firmen oft eine komplexe Organisationsstruktur haben. Der 
Reallohn gut ausgebildeter Beschäftigter kann nun aus zwei Gründen zu 
hoch sein ,  um Vollbeschäftigung zu erlauben. Erstens können qual ifizierte 
Arbeitskräfte einen knappen Faktor mit dementsprechend hohen Preis dar­
stellen. Zweitens mag der Lohn der Qual ifizierten nicht hinreichend flexibel 
sein. Es ist wohlbekannt, daß Insider-Outsider-Modelle der Arbeitslosigkeit, 
z .B.  Lindback und Snower ( 1 988}, sowie verschiedene Effizienzlohn­
theorien, z.B. Stigl itz (1 985), insbesondere für die besser Qual ifizierten eine 
große Bedeutung haben, da eine Vermeidung hoher Fluktuationsraten durch 
hohe Löhne zu Einsparungen von Einarbeitungskosten führt. ln dem Modell 
von Falkinger und Grassmann ( 1 999) kann es in letzterem Szenario nun 
neben der Arbeitslosigkeit der Unqual ifizierten auch zu Unterbeschäftigung 
der Qual ifizierten kommen. Da beide Ausbildungsgruppen komplementär in 
der Produktion sind, wird nun aufgrund der mangelnden Lohnflexibil ität der 
Qualifizierten das Arbeitslosigkeitsproblem bei den Unqualifizierten im Ver­
gleich zu dem Regime völl ig flexibler Löhne noch verschärft. 

Bei Berücksichtigung von Änderungen in der Arbeitsorganisation ergibt 
sich somit ein recht differenziertes Bild der grundsätzl ichen Ursachen der 
Arbeitslosigkeit und der Lohnentwicklungen in entwickelten Ländern. So ist 
der zunehmende Gebrauch von Computern und lnformationstechnologien 
in Firmen einhergegangen mit einer Reallokation qualifizierter Arbeitskräfte 
zu nicht direkt mit der Produktion verbundenen Tätigkeiten .32 Darunter fal­
len sicherlich d ie Koordination und Supervision von einzelnen Arbeitsschrit­
ten sowie Teams, firmenspezifische Ausbildung, Aufbau und Betreuung von 
Netzwerken etc. Die Computerrevolution konnte somit nur durch eine Re­
organisation der Arbeit zu Produktivitätsfortschritten führen. So zeigt 
Grassmann ( 1 999) unter der Annahme nicht perfekter Substituierbarkeit 
qual ifizierter und unqualifizierter Arbeitskräfte in der Produktion, daß die 
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Arbeitsnachfrage nach Unqualifizierten aufgrund einer Reallokation qualifi­
zierter Arbeitskräfte zu F&E (und zu anderen, die totale Faktorproduktivität 
erhöhenden, aber nicht direkt mit der Produktion verbundenen Tätigkeiten) 
sinkt. Während beispielsweise in einer traditionellen Firma Produktdesign 
und Herstellung sequentiell vor sich ging, spricht man heute vom 'parallel 
processing' mit H ilfe von CAD/CAM.33 Dies hat höhere Ausbi ldungsan­
forderungen an alle im ersten Arbeitsmarkt beschäftigbaren Arbeitskräfte 
zur Folge. Dies gi lt vor allem für die Arbeit in Teams, die ein höheres Maß an 
Kommunikationsfähigkeit und sozialer Kompetenz erfordert als traditionell 
hierarchische Organisation bzw. Produktion.34 

Obwohl diese Sichtweise mit allen oben genannten stilisierten Fakten ver­
einbar ist, bleibt die Frage, was die unterschiedlichen Entwicklungen zwi­
schen, z.B. ,  den USA und Großbritannien aufder einen Seite vielen europäi­
schen Ländern auf der anderen Seite erklärt. Genauer gefragt, erstens war­
um ist der Anstieg der Lohndispersion in den angelsächsischen Ländern 
trotz ähnlicher Arbeitslosenraten der Unqualifizierten höher als in anderen 
OECD-Ländern, und warum gibt es zweitens in den USA im Gegensatz zu 
vielen anderen Ländern beinahe Vollbeschäftigung bei den besser Qualifi­
zierten? Zur Beantwortung der ersten Frage kann man zunächst auf die in 
Abschnitt 2.2 angesprochenen Angebotsentwicklungen von Arbeitskräften 
mit hoher und mittlerer Qualifikation innerhalb der OECD verweisen. Zudem 
gibt es Anhaltspunkte, daß die Qualität der primären Ausbildung , d .h .  die 
durchschnittliche Produktivität der wenig Qualifizierten, in den angelsächsi­
schen Ländern deutlich geringer ist als in vielen anderen OECD-Ländern. 
ln Tabelle 4 sind beispielsweise die Ergebnisse internationaler Mathematik­
tests bei 1 3-jährigen Schülern im OECD-Ländervergleich aufgeführt, die mit 
dieser Vermutung konsistent sind. 

Tabel le 4: Durchsch nittl iche erzielte Punkte 1 3jähriger Schüler in 
i nternationalen Mathematiktests im Ländervergleich in verschiede­
nen Jahren 

1963-4 1981 1 990 
(aus 70 Pu nkten) (aus 1 00 Punkten) (aus 1 00 Punkten) 

Deutschland 25 - -

England 1 9  47 60 
Frankreich 18 53 64 

Japan 31 62 -

Niederlande 24 57 -

Schweiz - 71 
USA 16 45 55 

Quelle: Prais (1 995) Kap. 4. 
Da die Tests der betrachteten drei Zeiträume (1 963-4, 1 981 und 1 990) nicht identisch wa­
ren,  läßt sich aus den Daten lediglich ein Querschnittsvergleich der OECD-Länder ziehen. 
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So zeigt sich das über die Zeit hinweg stabile Muster, daß Schüler in den 
USA und Großbritannien im Vergleich zu den westeuropäischen Ländern 
und Japan in der Regel deutlich schlechter abschneiden. Aufgrund der sich 
vermutlich ergebenden Produktivitätsunterschiede würde man somit stär­
kere Arbeitsmarkteffekte für Unqual ifizierte im angelsächsischen Bereich 
vermuten (bei weltweit g leicher Verschiebung der relativen Arbeitsnachfrage 
zugunsten Qual ifizierter).35 Die zweite Frage ist indes weniger leicht zu be­
antworten.  Ein Grund für d ie niedrige Arbeitslosenrate der Qualifizierten in 
den USA könnte deren geringere Insidermacht im Vergleich zu anderen Län­
dern sein. Das gleiche gi lt für Österreich, wo ebenfalls eine bemerkenswert 
niedrige Unterbeschäftigungsrate der Hochqual ifizierten vorherrscht.36 So 
findet Walther ( 1 996), daß Deutschland im Vergleich zu den USA einen 
stärkeren Zusammenhang zwischen der Wachstumsrate unselbständiger 
Beschäftigung und der Wachstumsrate der realen Lohnstückkosten auf­
weist. Für Österreich ist dieser Zusammenhang zwar ebenfalls etwas stär­
ker a ls in den USA, aber in manchen Jahren sind die realen Lohnstückko­
sten in Österreich trotz steigender Beschäftigung sogar gefallen. Walther 
( 1 996) kommt daher zu dem Schluß, daß vor allem Deutschland als typi­
sche "Insider-Outsider-Ökonomie" klassifiziert werden kann.  Es bleibt aller­
d ings die Frage, warum dies so ist bzw. warum beschäftigungslose Qua­
l ifizierte nicht mit den weniger gut Qual ifizierten um Jobs konkurrieren. 
Möglicherweise nehmen qual ifizierte Arbeitskräfte in vielen Ländern auf­
grund generöserer Arbeitslosenunterstützung als in den USA und Öster­
reich keine Stellen an,  für die sie "überqualifiziert" sind. l n  der Tat scheint 
d ie Höhe der Arbeitslosenunterstützung positiv mit der aggregierten 
Arbeitslosenrate korreliert zu sein .  37 Man beachte aber, daß dieses Argu­
mente eine Arbeitsmarktrigid ität betrifft, die für besser Qual ifizierte rele­
vant sind, während gemäß der Krugman-Hypothese entgegen der empi­
rischen Evidenz Minimumlöhne oder eine starke Verhandlungsmacht 
Unqual ifizierter für die hohen Arbeitslosenraten in Europa verantwortlich 
gemacht werden. 

5. Schlußfolgerungen 

Im  Rahmen dieser Arbeit wurde argumentiert, daß die unter Ökonomen 
inzwischen weitestgehend akzeptierte Krugman-Hypothese sowohl einen 
zu groben theoretischen Hintergrund hat als auch bei genauerer Betrach­
tung mit der empirischen Evidenz unvereinbar ist. Vielmehr ist zu erklären, 
daß 
* Tätigkeiten, die nicht direkt mit der Produktion zusammenhängen, in den 

vergangenen beiden Jahrzehnten an Bedeutung gewonnen haben; 
* in den meisten OE CD-Ländern nicht nur die Arbeitslosigkeit der Unquali­

fizierten deutlich gestiegen ist; 
* Arbeitsmarktrigid itäten, die potentiell zu Lohnkompression führen (insbe­

sondere Minimumlöhne ), einen nur geringen Einfluß auf die Arbeitslosen­
quote haben; 
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* es keine (negative) Korrelation zwischen relativen Lohn- und relativen 
Beschäftigungsänderungen gibt; 

* Länder mit wenig (und immer weniger) regul ierten Arbeitsmärkten eine 
hohe und im Zeitablauf ebenfalls gestiegene Unterbeschäftigung unquali­
fizierter Arbeiter haben. 
Die Tatsache, daß die Lohndispersion in den USA und Großbritannien 

stärker gestiegen ist als in den meisten anderen OE CD-Ländern , kann zu­
mindest drei verschiedene Ursachen haben: einen Rückgang des realen 
Minimumlohnes in den USA, ein vergleichsweise geringer Anstieg der Zahl 
der College-Absolventen in den achtziger Jahren sowie eine vergleichswei­
se schlechte primäre Ausbildung an öffentlichen Schulen der USA. 

Im Rahmen der staatlich geförderten Bildung sollte daher aus arbeitsmarkt­
politischer Sicht nicht nur auf die sekundäre und tertiäre Bildung, sondern ins­
besondere auch auf die Qualität der primären Ausbildung geachtet werden. 
So liegen die durchschnittlichen Reallöhne unqualifizierter Arbeiter in 
Deutschland etwa doppelt so hoch wie in den USA, was sich aber aufgrund 
der in ähnlichem Ausmaß vorhandenen Produktivitätsunterschieden nicht in 
den Unterbeschäftigungsraten unqualifizierter Arbeiter widerspiegelt. 

Als Ursache einer Verschlechterung der Arbeitsmarktsituation unqual ifi­
zierter Arbeiter scheint eine Liberalisierung des OECD-Außenhandels mit 
Entwicklungsländern keine große Rolle zu spielen. Statt dessen scheint es 
plausibel, daß technologischer Wandel überwiegend für dieses Phänomen 
verantwortlich ist. Im Rahmen dieses Übersichtsartikels ist argumentiert 
worden,  daß man zum besseren Verständnis der Arbeitsmarktwirkungen 
technologischen Wandels insbesondere dessen Auswirkungen auf die Or­
ganisation der Arbeit untersuchen sollte. So kann eine Reorganisation der 
Arbeit in Firmen mit relativ komplexer Organisationsstruktur, also in dem 
sog. ersten Arbeitsmarkt, höhere Qualifikationsanforderungen für alle Arbei­
ter zur Folge haben. l n  dem Modell von Falkinger und Grassmann ( 1 999) 
führt dies beispielsweise dazu, daß es trotz flexibler Löhne zu substantiel­
ler Arbeitslosigkeit kommen kann.  Somit könnte weder Niedrig lohnpol itik 
noch eine Erhöhung der 'Arbeitsanreize' durch Kürzungen der Sozialhi lfe 
etc. zumindest im ersten Arbeitsmarkt n icht den gewünschten Be­
schäftigungseffekt für Arbeitskräfte ohne oder nur mit geringer Qualifikation 
haben. Während man in Europa oft wenig differenziert vom amerikanischen 
Beschäftigungswunder spricht, scheinen renommierte Arbeitsmarkt­
ökonomen wie Richard Freeman es besser zu wissen:38 

" [ . . .  ] neither the raw unemployment or employment figures nor 
regressions support the notion that the 1 980s 'experiment' of lowering the 
minimum wage succeeded in generating jobs for low-skill workers. [ . . .  ] 
What the evidence for different ski l l  groups in the US calls into question is 
the notion that increasing inequality was needed in addition to sluggish 
aggregate real wage growth for the US job creation 'miracle'." 

Statt dessen deuten neuere theoretische Ansätze als auch d ie empiri­
sche Evidenz darauf hin ,  daß erhöhten Qualifikationsanforderungen auch 
nur mit einer Qualifizierung der Arbeitskräfte begegnet werden kann.  
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Anhang: HOS Grundmodell mit verzerrtem technologischen 
Wandel 

Angenommen, die Technologien zur Produktion Y der beiden Güter 1 und 
2 können durch linear homogene Produktionsfunktionen mit qualifizierter und 
unqualifizierter Arbeit, h und /, als Produktionsfaktoren dargestellt werden: 

(A. 1 )  

wobei IC; = hi / Ii ,  .t'i(K; ,t) = F; (K; ,l,t) , i = 1,2 (die üblichen Konkavitäts­
annahmen seien erfüllt); t bezeichne einen technologischen Parameter, der 
die relative Grenzproduktivität zugunsten qualifizierter Arbeit ändert (bzw. 
'verzerrt'), also 

()GRS;(hi,li,t) 
> O 

dt ' (A.2) 

oFf(h;,l; ,t)  1 oh; 
wobei GRSlh;,l;,t) = 

dF(h· /. t)l ()J. , i = 1,2 . Bei vollkommener 
I P P  

t 
Konkurrenz ergibt sich aus dem Gewinnmaximierungskalkül der Firmen in 
beiden Sektoren, daß 

Wh 
= w = GRS. = 

() fi(Ki , t)l dl\; . 
Wt t fi(K;,t) - K;dfi(IC; , t )l  dK:i ' l  = 1,2. (A.3) 

wobei wh und w1 die Nominallöhne der qualifizierten bzw. unqualifizierten Ar­
beiter bezeichnen. (A.3) definiert nun eine eindeutige Beziehung r<; ( w, t) mit 

dK;(ro, t) 
O 

ihc;(W,t) 
O (A.4) dro < und dt 

> , i = 1,2 . 

2 ? ., 
[Beachte, daß dKi I dw = (/; - IC; d /; I dK;) I (/;()-fi I dJ<t) < 0 , da 

()2 fi I dl<? < 0 und d1<; I dt > 0 wegen (A.2)]. Die Güterpreise seien mit 

Pt und P2 notiert. Da für den Lohn qualifizierter Arbeiter 

(A.S) 

gilt, folgt 

(A.6) 
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Gut 1 sei nun relativ intensiv in qualifizierter Arbeit, also 

1C 1 (w,t) > K" 2 (w,t) für alle w > 0 und t. Dann definiert (A.6) einen Zusam­

menhang w(p,t) mit 

dw(p,t) 0 
dp 

> 
. 

(A.7) 

[Beachte, daß unter Verwendung von (A.3) und K"1 (ro,t) > K"2 (w,t) nach 

einigen Umformungen ()w I ()  p = (ro + K"J )(m + K2 ) I (C�JJ(Kt - 7C2)) > 0 

folgt). Betrachten wir nun zwei Länder A und B. ln (dem typischen OECD-) 
Land A sei die relative Ausstattung mit qualifizierter Arbeit höher als in (dem 
typischen Entwicklungs-) Land B. Daraus folgt bei identischen Technologi-

en in beiden Ländern, daß w
A 

< m8 , wobei roA und m8 die relativen Löh­

ne qualifizierter Arbeiter bei Autarkie des Landes A bzw. des Landes B be­

zeichnen. Wegen (A. 7) gilt fOr die relativen Autarkiepreise p A und p 8 die 

Relation p A < p
8

. Land A hat also einen komparativen Vorteil in Gut 1 und 
• 

Land B in Gut 2. Für den relativen Weltmarktpreis p nach einer Handels-

liberalisierung gilt dann pA < p .. < p8. Gemäß (A.7) folgt für das Lohn­

differential m * nach Handelsliberalisierung w
A 

< w 
• 

< ro8 , d.h. die Lohn­
dispersion steigt (fällt) in dem Land, welches über eine höhere (geringere) 
Ausstattung qualifizierter Arbeiter verfügt. Gemäß (A.4) fällt (steigt) ceteris 
paribusdie relative Nachfrage nach qualifizierter Arbeit in Land A (Land B). 
Mit identischen und homothetischen Präferenzen in beiden Ländern expor­
tiert Land A das Gut 1 ,  welches intensiv in qualifizierter Arbeit ist, und impor­
tiert Gut 2. Nach Handelsliberalisierung würde also in Land A eine Real­
lokation von Arbeitern hin zu dem Sektor, der Gut 1 produziert, stattfinden. 
Dies ist die übliche Argumentation. 

Bezüglich des verzerrten technologischen Fortschritts t läßt sich folgen­
des feststellen. Nehmen wir zunächst an. beide Länder seien hinreichend 

* 
klein, so daß der Weltmarktpreis p unabhängig ist von t. ln diesem Fall 
aberfolgt aus (A.6) trotz der Annahme in (A.2) nicht notwendigerweise, daß 
das Lohndifferential c:o mit t steigt39 Im allgemeinen gilt hingegen, daß der 

* 
Weltmarktpreis p von tabhängt, d.h. 

dw
· 

aw
"' 

ap
· ()(J/ -- = --. -- + -- . 

dt ()p dt dt 

Es ist leicht zu zeigen, daß gilt: 

dw • 
-- > 0  H f: • • C •  >-E ' 
dt w,p p,t w,t, 
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* * * * * * wobei t: .  · = (am l ap )p I m , t: *  = (ap l at)t l p und w,p p,t 
t: w t = ( am � I at)t I m* Preiselastizitäten bezeichnen. Falls also t; .t > 0 ' � 
gilt, ist der Gesamteffekt verzerrten technologischen Fortschritts {a .n .  ein 

* 
Anstieg in t) auf das Lohndifferential m um so eher positiv, je stärker der 

* 
relative Weltmarktpreis p positiv auf eine Veränderung von t reagiert. [Be-

achte t: • •  > 0 wegen (A.7)]. Dies ist die formale Darstellung des im Text w,p 
angesprochenen Argumentes von Krugman. 

Anmerkungen 
* Ich danke Josef Falkinger und Josef Zuckerstätter herzlich für wertvolle Hinweise. 

1 Eine hervorragende Darstellung dieser Trends im Lichte der neueren Literatur über den 
Zusammenhang von Lohn- bzw. Einkommensverteilung und Wirtschaftswachstum fin­
det sich in Knell ( 1 998). 

2 Laut Tabelle 2 bilden Österreich und Japan offenbar Ausnahmen. Allerdings ist gemäß 
OECD (1 997) Tab. 4.1 b die Arbeitslosigkeit der Unqualifizierten in Österreich von 3,4% 
im Jahre 1 989 auf 4,8% im Jahre 1 994 gestiegen . 

3 Die Veränderungen der Arbeitslosenquoten der Qualifizierten sind in etwa proportional 
zu den Veränderungen der Arbeitslosenquote insgesamt; vgl .  Nickeil und Bell ( 1 996). 

4 Krugman (1 994) 37. 
5 Während die relative Produktivitätsänderung in dem Modell von Gregg und Manning 

(1 997) exogen ist, endogenisiert Acemouglu (1 998) die Technologiewahl in Abhängig­
keit von der Verfügbarkeit gut ausgebildeter Arbeitskräfte. 

6 Johnson (1 997). 
7 Nicht direkt zur Produktion gehörige Tätigkeiten umfassen das Management, die 

Supervision von Arbeitern, Verwaltung, Vertrieb, Wartung der Maschinen, Forschung & 
Entwicklung etc. 

8 Dabei wird eine Dekomposition der aggregierten Änderung MN von Löhnen und Be­
schäftigung nicht in Produktion tätiger Arbeitskräfte in eine Änderung zwischen und in­
nerhalb der Industrien {bzw. Firmen) vorgenommen, die sich formal folgendermaßen 
darstellen läßt: MN = "LM};N + 'I.  MN Si , wobei im Falle von Beschäftigungs­
änderungen Si den Anteil der in ' lndlilstrie 'i tätigen Arbeitskräfte an der Gesamtanzahl 
der Beschäftigten aller Industrien und PN, den Anteil der nicht in Produktiol"!_tätigen.Ar­
beitskräfte in Industrie i an der Gesamtbeschäftigung in Industrie i angibt. Si und PN, 
bezeichnen den Durchschnitt dieser Variablen über die beiden, miteinander vergliche­
nen Zeitpunkte. Beispielsweise kommen Machin et al. ( 1996) Tab. 3A zu dem Schluß, 
daß zwischen 1 973 und 1 989 in den USA über 80%, in Großbritannien fast 90% und in 
Schweden etwa 70% der Lohn- und Beschäftigungsveränderungen der nicht in Produk­
tion tätigen Arbeitskräfte innerhalb Industrien stattgefunden haben. 

9 0ECD (1 997) 97. 
10 Siehe z.B. Katz und Murphy (1 992). 
11 Ein guter Überblick über diese Studien findet sich in OECD (1 997) Kap. 4. 
12 Für die USA verneinen dies beispielsweise Lawrence und Slaughter (1 993), während 

Sachs und Shatz (1 996) eine signifikante Änderung finden. Für Frankreich, Deutsch­
land, Italien und Großbritannien finden Neven und Wyplosz (1 996) keine überzeugen­
de Evidenz für eine relative Preisänderung. 

13 OECD (1 997) Tab. 4.8. Dabei wird zudem für die totale Faktorproduktivität von Import­
relativ zu Exportsektoren kontrolliert, um die (für das HOS-Modell relevanten) sektoralen 
Technologieentwicklungen zu erfassen. 
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14 Evidenz für eine solche Entwicklung findet sich in Hanson und Harrison (1 995); Robbins 
( 1 996). 

15Zudem argumentiert Thurow (1 998) in Bezug auf die USA, daß sich Arbeitsmarkt­
situation der unqualifizierten Arbeiter insbesondere aufgrund zunehmenden Handels 
innerhalb der OECD verschlechtert habe. ln  den Industriesektoren beschäftigte 'High 
Schoof-Absolventen hätten in den USA bis in die siebziger Jahre hinein aufgrund der 
durch den Zweiten Weltkrieg bedingten wirtschaftlichen Schwäche anderer Industrie­
nationen höhere Löhne erzielen können als ähnlich qualifizierte Arbeiter in beispiels­
weise Japan oder Deutschland. Der Druck des durch den verstärkten Handel mit ande­
ren OECD-Ländern verursachten Faktorpreisausgleichs hätte daher die Löhne der Ar­
beitskräfte mit mittlerer Qualifikation am stärksten sinken lassen. ln der Tat sei der größ­
te inländische Marktverlust amerikanischer Unternehmen gerade in der Automobil­
branche, den Zulieferbetrieben für Maschinen sowie im Stahlsektor zu verzeichnen ge­
wesen, also den Industrien, die die größten Anteile von 'High Schoo/'-Absolventen an 
der Gesamtbeschäftigung gehabt hätten.  ln  der Tat machten Importe innerhalb der 
OECD 1 994 durchschnittlich etwa 80% aller Importe aus (9,2% des BIP), wobei dieser 
Anteil in den USA mit 70% etwas geringer ausfiel [OECD (1 997)]. 

16 Autor et al. ( 1 998) Tab.VI. 
17 Evidenz hierzu findet sich z.B. in den Fallstudien von Hammer und Champy ( 1 993). 
18 Gregg, Manning (1 997) 1 1 78. 
19 Topel (1 997) 54. 
20 Johnson (1 997) Tab. 2 .  
21 Nach Angaben der Autoren betrug dieser im Jahre 1 979 $ 2,90, aber 1 989 nur noch $ 

2,01 (in Preisen von 1 979). 
22 Siebert ( 1 997) 45f. 
23 Für die Entwicklung dieser Art von Unterbeschäftigung in den USA und die von den be­

troffenen Personen angegebenen Gründe siehe auch Murphy und Topel (1 997). 
24 Murphy und Topel (1 997) argumentieren, daß steigende Unterbeschäftigung der Un­

qualifizierten in den USA weitestgehend freiwillig sei, da aufgrund fallender Reallöhne 
(vgl. ihre Fig. 6) das Arbeitsangebot zurückgegangen wäre. Dies setzt allerdings ein hin­
reichend elastisches Arbeitsangebot voraus. Die Autoren untersuchen daher den Zu­
sammenhang zwischen durchschnittlichen Stundenlöhnen von zehn Ausbildungs­
gruppen und durchschnittlich gearbeiteten Wochen pro Jahr zwischen 1 967 und 1 994. 
Den gefundenen positiven Zusammenhang interpretieren sie dann als stabile, elasti­
sche Arbeitsangebotsfunktion (vgl. ihre Fig. 5). Es sei al lerdings angemerkt, daß die­
ser Zusammenhang ebenfalls konsistent ist mit der Tatsache, daß die Unterbeschäf­
tigung bei Arbeitskräften mit besserer Ausbildung deutlich geringer ausfällt (vgl. ihre 
Fig. 4) und mag daher lediglich ein Gleichgewichtsphänomen darstellen. Die für das 
Arbeitsangebot relevante Größe dürfte zudem nicht der Reallohn, sondern der Reallohn 
relativ zu der Höhe der Arbeitslosenunterstützung sein. Diese beträgt in den USA zur 
Zeit 50% des letzten Lohns und wird nur sechs Monate gewährt. Die angegebenen 
Unterbeschäftigungsraten beziehen sich aber auf Personen, die seit mindestens ei­
nem Jahr ohne Beschäftigung sind. 

25 Freeman (1 996); Machin, Manning (1 996, 1 997). Minimumlöhne scheinen allerdings für 
die Jugendarbeitslosigkeit eine Rolle zu spielen. Dies gilt insbesondere für Frankreich 
[Katz et al. (1 995)]. 

26 Pencavel ( 1 991 ) 44. 
27 Katz et al. ( 1 995); Gottschalk, Smeeding (1 997). 
28 Hammer-Champy (1 993). 
29 Dies gilt vor allem in den USA [Abowd und Bognanno (1 995) Fig. 2 .1 ] .  
3 °  Kremer und Maskin (1 996) zeigen ausgehend von dieser Idee, wie die Wahl der Firmen­

organisation von der verfügbaren Technologie und dem Angebot an gut ausgebildeten 
Arbeitskräften abhängt. 

31 Dies ist zumindest dann der Fall, wenn die erwartete reale Nachfrage keine bindende 
Beschränkung hervorruft. Solche Nachfragebeschränkungen könnten beispielsweise 
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bei hohen Minimumlöhnen auftreten,  die das Preisniveau hinreichend stark erhöhen. 
Prinzipiell könnte dieses Problem aber durch Nachfragepolitik behoben werden. Zu­
dem scheinen, wie bereits oben erwähnt, Minimumlöhne keine besondere Rolle für die 
Unterschbeschäftigung in der OECD zu spielen. 

32 Vgl. Abschnitt 2. 1 .  
33 Snower (1 999). 
34 Eine weitere Diskussion hierzu findet sich in Krenn (1 999). 
35 Eine weitere Diskussion darüber findet sich in Nickeil und Bell ( 1 996); Gregg und 

Manning (1 997). 
36 Vgl. Tabelle 2. 
37 Nickel (1 997). 
38 Freeman (1 995) 68-70. 
39 Leamer (1 994, 1 996). 
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Das Arbeitsangebotsverhalten von 
Frauen in Österreich 

Markus Steiner 

1. Einleitung 

Die vorliegende Arbeit soll dem Umstand Rechnung tragen, daß die em­
pirische Untersuchung des Frauenerwerbsverhaltens und dessen Verände­
rung in Österreich in den neunziger Jahren nur wenig betrieben worden ist. 
Dies muß aber unter folgenden Aspekten als Vernachlässigung gewertet 
werden. 

Zum einen geben die augenscheinlichen Verschiebungen in der Erwerbs­
beteiligung von Frauen Anlaß, auch die Verschiebungen in den Determinan­
ten, die dafür verantwortlich sind, neu zu spezifizieren. Zum anderen ist das 
Thema der Frauenbeschäftigung - wenn auch nicht explizit - in den Natio­
nalen Plan für Beschäftigung Österreichs eingegangen. Die Erkenntnis, der 
Diskriminierung auf den Arbeitsmärkten entgegenwirken zu müssen, greift 
also zunehmend Platz. 

Ein weiterer Grund für die Analyse ist der Umstand, daß die Veränderung 
sozialer Rahmenbedingungen sich auch auf partnerschaftl iehe und famil iä­
re Bindungen auswirkt, was wiederum Frauen in prekäre Lebensumstände 
bringen kann.  Das betrifft sowohl Mehrfachbelastungen durch Arbeit und 
Kindererziehung von Alleinstehenden als auch die mangelnde rechtliche 
und materielle Absicherung im Alter für Frauen mit keinen oder zu wenigen 
Versicherungsjahren. Hier gi lt es, mögliche Steuerungsmaßnahmen aufzu­
decken. 

Die folgenden Abschnitte beinhalten zunächst einen internationalen Ver­
gleich der Eckdaten von Frauenbeschäftigung vor allem mit Ländern aus 
der EU. Es wird eine Diskussion der theoretischen Erklärungsansätze an­
geschlossen ,  die mit den Österreichischen Arbeitsmarktdaten auf deren Er­
klärungspotential geprüft werden. Im Anschluß wird das empirische Modell 
vorgestellt, mit dem aus dem Mikrozensus der "Europäischen Arbeitskräfte­
erhebung" Österreichs die Parameter für Frauenerwerbsbeteil igung ge­
schätzt und interpretiert werden. 
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2. Status und internationaler Vergleich der Erwerbsquoten 

2.1 Allgemeine Entwicklungen 

l n  den westlichen Industrienationen steigt die Erwerbsbeteiligung der 
Frauen spätestens seit den achtziger Jahren deutl ich. Wie der World 
Labour Report 1 998 der I L01 belegt, nähern sich die Beschäftigungsquoten 
von Frauen jenen der Männer in den OE CD-Nationen - aber doch auf recht 
unterschiedliche Weise wie Geschwindigkeit (Tabelle 1 ). 

Traditionell hoch ist seit jeher die Erwerbsbeteiligung von Frauen in den 
nordeuropäischen Staaten Dänemark, Finnland und Schweden,  die auch 
deutlich über jener der USA liegt. Unter den exemplarisch ausgewählten 
Nationen bildeten 1 980 Belgien, Italien und die Niederlande die Schlußlich­
ter. Sie schlossen in der Folgeperiode bis 1 996 jedoch deutlich auf. 

ln der Reihung der Veränderungen der Erwerbsquoten in Prozentpunkten 
gehen niedrige Werte im Jahre 1 980 mit hohen Veränderungen in der Fol­
ge einher. Durchbrachen wird dieser Zusammenhang von Schweden, das 
trotz hohen Niveaus der Frauen-Erwerbsbeteiligung 1 980 seither eine Ver­
änderung deutlich über dem Median angeführter Vergleichsländer aufweist. 

Tabelle 1 :  E rwerbsbeteiligung international laut ILO 
Frauen 

Veränd. 
1 980 1 996 %-Punkte 

Niederlande 24,9 36,8 1 1 ,9 

Norwegen 38,2 46,8 8,6 

Schweden 44,0 5 1 ,3 7,3 

Italien 25,7 32,6 6,9 

us 39, 1 45,4 6,3 

Belgien 26,6 32,7 6 , 1  

U K  36,3 42,4 6 , 1  
Dänemark 46, 1  5 1 ,4 5,3 
Deutschland 36,6 4 1 , 1  4,5 

Frankreich 34,7 38,7 4,0 
Österreich 34,5  36,9 2,4 

Finnland 45,4 47,4 2,0 

Mittel (ungew.) 36,0 42,0 6,0 

Max 46, 1  5 1 ,4 1 1 ,9 
Min 24,9 32,6 2,0 

Median 36,5 41 ,8 6,1 

Erwerbsbeteiligung in Prozent der Gesamtbevölkerung 
Quelle: ILO (1 998) 264f 

Männer 

1 980 1 996 

55,1  56,5 

57,0 56,3 

57,4 57,0 

55,1  56,6 

58,2 56,4 

54,2 50,4 

60,0 57,6 

60,3 60,9 

60,2 59,4 

54,2 51 ,0 

56,7 56,8 

55,9 54,5 

57,0 56, 1  

60,3 60,9 

54,2 50,4 

56,9 56,6 

Veränd. 
%-Punkte 

1 ,4 

-0,7 

-0,4 

1 ,5 

-1 ,8 

-3, 8  

-2,4 

0,6 

-0,8 

-3,2 
0,1  

-1 ,4 

-0,9 

1 ,5 

-3,8 

-0,8 

Unter den ausgewählten Nationen liegt in der Reihung nach der Prozent­
punkt-Veränderung von 1 980 auf 1 996 nur Finnland mit 2,0 hinter Österreich 
mit 2,4%-Punkten, hatte aber 1 980 mit einer Quote von 45,4% ein Niveau, 
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das Österreich auch 1 996 nicht erreichen konnte. Nach den Berechnungen 
der ILO konnte Österreich seine Position in der Frauenerwerbsbeteiligung 
im unteren Drittel der vergleichbaren Industrienationen daher nicht verbes­
sern und hat durch die deutlich unterdurchschnittliche Zunahme sogar an 
Boden verloren. 

Gegen den internationalen Trend hat sich hingegen die Erwerbsquote der 
Männer in Österreich sogar erhöht. Sie lag noch 1 980 mit 56,7% unter dem 
Schnitt der verglichenen Länder (57,0%). Im Untersuchungszeitraum legte 
d ie Männerbeschäftigung mit +0, 1 %-Punkten entgegen der durchschnittli­
chen Abnahme von 0,9%-Punkten auf 56,8% zu. Positive Wachstumsraten 
weisen unter den Vergleichsländern nur noch Italien, die Niederlande und 
Dänemark aus. 

Tabelle 2:  Erwerbs- und Ausbildungsquoten 1 997 
Frauen im Alter zwischen 1 5  und 24 Jahren 

Erwerbs-
quote 

Finnland 28,3 
Frankreich 21 ,9 
Belgien 21 ,8 
Dänemark 63,4 
Schweden 31 ,4 
Deutschland 41 ,9 
Spanien 20,0 
Niederlande 55,4 
Luxemburg 32, 1  
Portugal 32,6 
Irland 35,6 
Griechenland 19,4 
Italien 20,3 
Österreich 51 ,4 
UK 53,5 
EU 1 5  32,7 
Pearson Corr. -0,262 

Ausbildungs-
quote 11  

72,8 
69, 1  
67,8 
67,7 
67,2 
66,4 
65,4 
63,0 
60,8 
59,4 
58,7 
58,2 
56,8 
54,2 
47, 1  
61 ,5 

(0,33) 
1 l Anteile der in Ausbildung (Schule, Universität, andere berufsbezogene Ausbildung) 

befindlichen Personen der Altersgruppe 
Quelle: EUROSTAT, Erhebung über Arbeitskräfte 1 9972 

Die EU ROSTAT-Erhebung über Arbeitskräfte 1 9973 weist Österreich eine 
wesentlich bessere Stellung zu. Im Vergleich zu den EU 1 5-Staaten mit ei­
ner Frauen-Erwerbsquote4 von 45,6% an den Personen ab 1 5  Jahren liegt 
Österreich mit 48,7% deutlich über dem Durchschnitt. 5 Höhere Quoten 
weisen Dänemark (59,0%), Schweden (56,5%), Finnland (54,7%), Großbri-
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tannien (53,2%), die Niederlande (50,6%) und Portugal (49,4%) auf; abge­
schlagen liegen dagegen Italien und Griechenland mit 34,8% und 36,2%. 

Die Frauen-Erwerbstätigenquote liegt in Österreich mit 4 7,0% um 7,1 %­
Punkte über dem Wert der EU-1 5 von 39,9% an der Wohnbevölkerung ab 
1 5  Jahren. Sie liegt damit nur wenig unter der von Finnland, Schweden und 
Großbritannien, aber beträchtlich unter der von Dänemark mit 55,2%. Eine 
wesentliche Determinante dafür dürfte unter anderen in der hohen Erwerbs­
quote bei Frauen zwischen 1 5  und 24 Jahren zu finden sein .  Der Wert von 
55,4% für Österreich liegt auffallend über dem EU 1 5-Schnitt von 32, 7%. 

Die hohen Erwerbstätigenquoten korrelieren leicht negativ mit den Quo­
ten der Ausbildungsbeteiligung von Frauen in dieser Altersgruppe. 

ln der EU 1 5 1iegt die Ausbildungsbeteiligung der 1 5- bis 24-jährigen Frau­
en bei 61 ,5%, Österreich erreicht dagegen einen Wert von 54,2%. Nur das 
Vereinigte Königreich hat eine noch geringere Ausbildungsquote bei Frau­
en dieser Altersgruppe. Am deutl ichsten ist der Abstand Österreichs zur EU 
15 in der Altersgruppe von 1 9  bis 22 Jahren, in der die Ausbildungsquote 
26% unter dem Durchschnitt liegt. 

2.2 Erwerbsquoten nach Familienstand 

Die nach dem Familienstand differenzierten Erwerbsquoten zeigen in 
Österreich wie auch in den anderen Ländern der Gemeinschaft deutliche 
Unterschiede. Eindeutig ist das Nord-Süd-Gefälle mit äußerst n iedrigen 
Quoten in Italien, Griechenland und Spanien und hohen in Finnland, Schwe­
den und Dänemark. 

Österreich l iegt mit48,7% in der oberen Hälfte, zeigt aber bei ledigen Frauen 
mit 62,2% einen ausgeprägten Abstand zum EU-Durchschnitt von 54,2%. Der 
Österreichische Wert fürverwitwete und geschiedene Frauen weist keinen prä­
gnanten Unterschied zur entsprechenden Erwerbsquote der EU 1 5  auf. 

Die zum Teil deutlichen internationalen Unterschiede lassen sich "vor allem 
auf differierende demografische Muster wie auf statistische Anteils­
häufigkeiten zurückführen".6 Eine genauere Unterscheidung ist durch die feh­
lende Differenzierung zwischen "verwitwet" und "geschieden" im internatio­
nalem Vergleich kaum möglich, soll aber Gegenstand genauerer Abgrenzung 
in der folgenden empirischen Untersuchung auf nationaler Ebene sein. 

2.3 Erwerbstätigkeit nach Wirtschaftssektoren 

Die Vertei lung der Erwerbstätigen in der EU 1 5  auf d ie Wirtschafts­
sektoren Land- und Forstwirtschaft, Industrie und verarbeitendes Gewerbe 
sowie Dienstleistungen war 1 997 5,0%: 29,5%: 65,5%. 7 Durch stark abwei­
chende Struktur mit starkem Gewicht des Agrarsektors stechen h ier Grie­
chenland ( 1 9,8%), Portugal ( 1 3,3%) und Frankreich ( 1 0,9%) hervor. 

Österreich ist trotz noch immer traditioneller Strukturen mit einer Gewich­
tung von 6,9%: 29,6%: 63,5% in Europa in bezug auf die Tertiärisierung im 
Mittelfeld positioniert. Der Anteil des Dienstleistungssektors l iegt um 2, 1 %-
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Tabelle 3:  Erwerbsquoten nach Familienstand 

Frauen Gesamt Ledig Verheiratet Verwitwet, 
Geschieden 

Belgien 41 ,0 43,8 46,8 20,2 
Dänemark 59,0 72,5 63,7 28,5 
Deutschland 48,2 58,9 51 ,9 26,7 
Finnland 54,7 56,2 63,4 31 ,7 
Frankreich 48,2 52,4 52,6 30, 1  
Griechenland 36,2 44,4 39,0 16,3 
Irland 42,7 52,6 41 ,5 1 7, 1  
Italien 34,8 43,6 35,8 14,9 
Luxemburg 38, 1  52, 1  37,6 22,8 
Niederlande 50,6 70,7 48,2 25,5 
Österreich 48,7 62,2 51 ,4 25,4 
Portugal 49,4 46,7 56,4 29, 1  
Schweden 56,5 60,5 64,5 34,5 
Spanien 36,7 48,0 35,8 1 7,9 
UK 53,2 63,2 57,5 32,4 

EU 1 5  45,6 54,2 48,3 25,7 
Quelle: EUROSTAT 1 9978 

Punkte unter dem europäischen Schnitt, die Verschiebung ist in Österreich 
aber deutlicher ausgefallen. 

Diese Struktur hat auch spürbaren Einfluß auf die Frauenbeschäftigung 
in Österreich . Frauen sind mit einem Anteil von 7,7% vergleichsweise stark 
in der Land- und Forstwirtschaft beschäftigt, leicht unterdurchschnittl ich in 
der Industrie, aber mit 77,6% (gegenüber 80, 1 %  im Gemeinschaftsschnitt) 
deutlich geringer im Dienstleistungsbereich vertreten.  

Unter den Ländern mit  den höchsten Frauenerwerbsquoten finden sich 
wiederum Dänemark und die Niederlande mit entsprechenden Anteilen des 
tertiären Sektors von 83,8% und 88,3%. 

Weitere Verschiebungen zum tertiären Sektor, der Frauenbeschäftigung 
tendenziell begünstigt, wie in obengenannten beiden Ländern sollten in den 
nächsten Jahren auch in Österreich positive Wirkungen zeigen.9 

3. Theoretische Ansätze 

3.1 Drei-Phasen-Theorie 

Das Drei-Phasen-Modell von Myrdai/Kiein10 betont in seinem Erklärungs­
ansatz das sich mit dem Lebensalter verändernde Erwerbsverhalten von 
Frauen. Die erste Phase beginnt mit dem Eintritt ins Erwerbsfähigenalter 
und endet mit der Geburt des ersten Kindes. Es folgt die Phase der Kinder-
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Tabelle 4: Erwerbsverteilung nach Geschlecht und Sektoren 1 997 

Frauen Land- u. Industrie u .  V. Dienstleistungen 1) Forstwirtschaft Gewerbe 

Belgien 2,1 1 3,2 84,7 
Dänemark 1 ,7 14,5 83,8 
Deutschland 2,6 1 8,9 78,5 
Griechenland 23, 1  1 3,4 63,5 
Spanien 6,1  1 3,6 80,2 
Frankreich 3,4 14,5 82,2 
Irland 3,5 1 7,2 79,3 
Italien 5,9 21 ,4 72,7 
Luxemburg 1 ,2 6,6 92, 1  
Niederlande 2,4 9,4 88,3 
Österreich 7,7 14,6 77,6 
Portugal 1 5,2 20,3 64,5 
Finnland 5,3 1 3,9 80,8 
Schweden 1 ,7 1 1 ,7 86,6 
UK 1 , 1 1 3,2 85,7 
EU 1 5  4,0 1 5,9 80, 1  
Männer 

Belgien 3,0 37,4 59,6 
Dänemark 5,5 36,0 58,6 
Deutschland 3,2 46,5 50,3 
Griechenland 17,9 27,7 54,3 
Spanien 9,5 38,7 51 ,8 
Frankreich 5,7 36,3 58,0 
Irland 1 5,6 35,8 48,5 
Italien 6,9 37,5 55,6 
Luxemburg 3,0 33,3 63,7 
Niederlande 4,6 32,1  63,3 
Österreich 6,2 41 ,2 52,5 
Portugal 1 1 ,7 39,8 48,5 
Finnland 1 0,0 39,6 50,5 
Schweden 4,7 38,2 57, 1  
UK 2,5 38,0 59,5 
EU 1 5  5,6 39,2 55, 1  

Angaben in % von 1 00 
Quelle: EUROSTAT; Arbeitskräfteerhebung 1 997 
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erziehung und Konzentration auf den Haushalt. Die dritte Phase tritt mit zu­
nehmender Selbständigkeit der Kinder ein. Entsprechend diesen Phasen 
sollte sich die Erwerbsquote von einem hohen Wert über den Rückzug aus 
dem Erwerbsleben zu wieder steigender Erwerbsbeteil igung bewegen. Bei 
Männern ist dagegen ein auf hohem Niveau relativ konstanter Verlauf der 
Erwerbsquote unterstellt. 

Abbildung 1 :  Frauenerwerbsquoten nach Region und Alter 
West-österreich 

1 .0r--------------, 

� rr .2 �-----------� 
i w o,

�5 . .1:c,oo:-:::2o'"".oo-=25,-:::-oo-=>o,o"""o -,'"""5,o=-o -,4".,o,o::-o -,4::-:5,oo::--:::5o:o::.oo,....-::55-:::-,oo--' 

Alter 

Ost-österreich {o.Wien) 
1.0r--------------, 

� 

f 
,2 

w 0,0 .__.,.-.-:--.,.",.,.,.-,:-=--,::-:"..-,,.,..,.-....".":-:::.,..,..- =-' 
15,00 20,00 25,00 30,00 35,00 40,00 45,00 50,00 55,00 

Alter 

Süd-Österreich 
1.0r-------------, 
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f ,2 

w o,�5 . .1:c:,oo-=2o,-:::-oo-2='5,o:::-o -:,::-:o.oo::--:3:-:5,00"..-,40::"':",oo::--::45:-::,oo-=5o.,.",oo-="55,:::-oo--' 

Alter 

Wien 
1.0r-------------, 

� � ,2 �----------�� 
1 w 0,0 ---.,.-.-:--=:::--:::-:::--:::-:"..-,,.,..,.-...."."---:::-.,..,..- =-' 

15,00 20,00 25,00 30,00 35,00 40,00 45,00 50,00 55,00 

Alter 

Quelle: Mikrozensus 1 / 1997, eigene Berechnungen 

Obige Grafiken veranschaul ichen den Erwerbsquotenverlauf in West-, 
Süd-, Ost-Österreich und Wien. 1 1  Vorweg bemerkenswert erscheinen die 
unterschiedl ichen Niveaus, die in den Regionen erreicht werden. l n  Süd­
österreich werden in keiner Phase 80% übertroffen, in Wien werden hinge­
gen Spitzen von über 90% ausgewiesen. 

Dem nach der Phasen-Theorie unterstellten Erwerbsverhalten nähern 
sich - wenn auch nur schwach - am ehesten West- und Süd-Österreich. 
Der Phase hoher Erwerbsneigung folgt die im Vergleich zum "ideal­
typischen" Verlauf nur wenig ausgeprägte Reduktion in der Zeit der Kinder­
erziehung; darauf n immt die Erwerbsquote wieder zu. Für Ost-österreich 
und Wien ist ein solcher Phasenverlauf kaum mehr als in schwachen An-
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sätzen zu erkennen. Es sind nur mehr leichte Einbrüche zu erkennen, die 
mit der Geburt von Kindern zusammenfallen dürften, die aber n icht sonder­
lich persistent sind. Der Wiedereinstieg in den Beruf erfolgt augenscheinlich 
schneller, als das Modell unterstellt. Auffällig ist in Wien der langsamere An­
stieg der Erwerbsquote, der auf längere Ausbildungszeiten zurückgeht. 

ln allen Regionen entspricht der Verlauf weitgehend jenem, der für Män­
ner angenommen wird, am stärksten in Ost-österreich. 

Abbildung 2:  Frauenerwerbsquoten nach Familienstand und Alter 

� 
l 

,2 
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�----------� 
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Atter 

Quelle: Mikrozensus 1/1 997, eigene Berechnungen '" 

Die Grafiken für verheiratete und in Lebensgemeinschaften lebenden 
Frauen wie für nicht verheiratete Frauen sollen Unterschiede im Erwerbs­
verhalten d ieser beiden Gruppen verdeutlichen. Für nicht verheiratete Frau­
en wird - wie dargestellt - nicht zu Unrecht ein Verlauf der Erwerbsquote un­
terstellt, der dem von Männern gleicht. Dem raschen Anstieg folgt der rela­
tiv konstante, deutlich über dem Niveau der verheirateten Frauen liegende 
Verlauf. Selbst bei den Verheirateten findet sich der Erwerbszyklus von 
Myrdai/Kiein kaum bestätigt, obwohl diese Gruppe auch heute am ehesten 
den Modellannahmen entsprechen müßte. 

Es gibt daher begründete Zweifel daran, daß das Drei-Phasen-Modell für 
das Frauenerwerbsverhalten hinreichende Erklärungen l iefern kann. 

3.2 Nachfrageorientierte Ansätze 

Diese Ansätze gehen im wesentlichen davon aus, daß Nicht-Erwerbstä­
tigkeit von Frauen mangels geeigneter Arbeit erzwungen ist. Dieses Feh­
len von adäquaten Jobs hat konjunkturelle und strukturelle Ursachen. Vor al­
lem mittels Zeitreihenanalysen wurde der zu unterstel lende "prozyklische" 
Verlauf der Frauenbeschäftigung untermauert.13 Boomphasen mobil isieren 
deutlich das vorhandene Erwerbspotential ,  vice versa. 

Der andere Faktor, der Frauenerwerbsbeteil igung determiniert, ist die 
strukturelle Veränderung einer Wirtschaft. Verlagerungen der Beschäfti-
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gungsstruktur in den tertiären Sektor heben tendenziell den FrauenanteiL 
Zum einen geht der Zuwachs im Dienstleistungssektor wie oben diskutiert 
mit steigender Frauenbeschäftigung einher, zum anderen zeigt der interna­
tionale Vergleich (vgl .  Tabellen 3 und 4 ), daß Länder mit starker Gewichtung 
auf diesem Sektor hohe Frauenerwerbsquoten ausweisen. Nicht unbeach­
tet bleiben sollte aber der Umstand, daß es sich gerade bei den neuen ter­
tiären Jobs häufig um atypische und Teilzeitbeschäftigung handelt. Diese 
Arbeitsformen sind berufl icher Weiterqualifizierung n icht gerade dienl ich 
und können in weiterer Folge das Konkurrieren mit Männern auch im 
Dienstleistungssektor erschweren. l n  Schweden wie in Dänemark wird die 
hohe Frauenbeschäftigung vor allem durch den öffentlichen Sektor getra­
gen , der zwar Arbeitsplatzsicherheit bietet, n icht aber mit den Karriere­
möglichkeiten der Privatwirtschaft konkurrieren kann .  

3.3 Neoklassische Ansätze 

Den neoklassischen Ansätzen - an die sich auch die vorliegende Unter­
suchung anlehnt - gemeinsam ist die zentrale Rolle des Lohnsatzes. Ver­
änderungen in den Lohnsätzen wirken über den Substitutionseffekt und den 
Einkommenseffekt Ersterer führt etwa bei einer Lohnerhöhung zu steigen­
den Opportunitätskosten von Freizeit, verstärkt somit auch die Erwerbs­
neigung. Entgegengesetzt wirkt der Einkommenseffekt, da mit geringerem 
zeitlichen Arbeitseinsatz das Einkommen konstant gehalten werden kann.14 

Der erzielbare Lohnsatz ist selbstverständlich keine exogen vorgegebe­
ne Größe, sondern bestimmt sich aus zahlreichen Faktoren. Entscheiden­
de Bedeutung kommt natürlich der Arbeitsnachfrage zu , d ie in diesen 
Arbeitsangebotsmodellen al lerdings vernachlässigt wird .  

Deutlich positiv auf Lohnsätze und damit auf die Erwerbsbeteil igung wirkt 
sich das Bildungsniveau aus. Tabelle 5 verdeutlicht, daß mit zunehmender 
abgeschlossener Schulbildung die Erwerbsneigung von Frauen steigt. Der 
wachsende Anteil von Frauen mit höheren Qualifikationen läßt mit den da­
mit verbundenen Lohnniveaus eine insgesamt zunehmende Erwerbs­
neigung erwarten. 

Seit der ersten Hälfte der achtziger Jahre hat sich der Anteil derjenigen 
Frauen, die nur eine Pfl ichtschule abgeschlossen haben, um 1 3,3%-Punk­
te verringert. Alle anderen Kategorien verzeichneten deutliche Zuwächse ­
herausragend der akademische Bereich, der seinen Anteil mehr als verdrei­
fachen konnte. Den geringsten Zuwachs verzeichneten die mittleren Schu­
len mit einem Plus von 1 ,4%-Punkten. 

Merklicher Einfluß ist auch vom Famil ienstand , dem Vorhandensein von 
Kindern und dem sonstigen Familieneinkommen zu erwarten. Den Famili­
enstand betreffend ist zu unterstellen, daß der Bedarf an eigenem Einkom­
men - im Sinne materiellen Versorgungsbedarfs aufgrund nicht vorhande­
nen Partnereinkommens - bei nicht verheirateten Frauen beträchtlich höher 
ist und dieser sich bei verheirateten Frauen neben anderen Faktoren auch 
durch die Höhe des Partnereinkommens bestimmt. 
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Tabelle 5: Verteilung der Frauen-Schulbildung (in o/o) 

1 997 1980-84 

Pfl ichtschule 42,5 55,8 
Lehrabschluß 26,4 1 8,6 
BMS 1 2,7 1 1 ,3 
AHS 6,4 
BHS 6,8 8,0 

Universität 5,2 1 ,7 
Quelle: Mikrozensus 1/1997, eigene Berechnungen; Zweimüller (1 987) 1 66 

l n  der ersten Hälfte der achtziger Jahre lag d ie Zahl der Eheschließungen 
pro Jahr noch bei 6,4 von 1 .000 Personen, bis 1 995 ist sie auf 5,4 Personen 
gesunken. Im gleichen Zeitraum hat die Zahl der EhesGheidungen von 1 ,9 
auf 2,1 je 1 .000 Personen zugenommen.15 Tendenziell ist daher von der Zu­
nahme der Zahl der nicht verheirateten Frauen auszugehen, was eine po­
sitive Wirkung auf die Erwerbsbeteiligung haben sollte. 

Tabelle 6: Frauen und Familienstand in Österreich 
Anteile in % 

Ledig 25,5 
Verheirate 53,4 
Verwitwet 14,6 
Geschieden 6,5 
Total 1 00,0 

Quelle: Mikrozensus 1 /1 997, eigene Berechnungen 

Die Verringerung der Geburtenzahlen ist als I ndikator für steigende 
Frauenerwerbsbeteiligung zu sehen. Kamen zu Beginn der achtziger Jah­
re auf 1 .000 Personen noch durchschnittlich 1 2,4 Geburten, waren es 1 995 
nur mehr 1 1  ,3 Geburten. 

Zum einen verringert Kindererziehung, die ohne Zweifel auch heute vor­
rangig Frauen zufällt, unmittelbar durch die Versorgungspflichten die Mög­
l ichkeit der Teilnahme am Erwerbsleben. Daneben ist aber der Effekt der 
Unterbrechung der Erwerbstätigkeit wegen Geburt und Erziehung auf die 
Berufserfahrung nicht zu vernachlässigen. Auch wenn jene das Ausmaß 
der Karenzzeit n icht überschreitet, ist beträchtlicher Einfluß anzunehmen. 
Die Berufserfahrung ist freil ich unter der Kategorie Bildungsniveau einzu­
ordnen und hat, wie oben diskutiert, grundsätzlich positive Wirkung auf die 
Erwerbsneigung - eine Berufsunterbrechung wirkt sich in diesem Zusam­
menhang demnach negativ aus. 
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4. Das Modell 

4.1 Methodik 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Die hier vorliegende Untersuchung versucht, aufgrund von individuellen 
Charakteristiken die Partizipationsneigung von Frauen in Österreich zu 
überprüfen. Analysiert wird hiermit ein temporärer Querschnitt, der den Ein­
fluß sozio-ökonomischer Parameter auf das Arbeitsangebotsverhalten auf­
decken sol l .  Die Variabil ität der Parameter in der Zeit durch konjunkturelle 
Entwicklungen, Veränderungen der Wirtschaftsstruktur und Veränderungen 
in der gesellschaftl ichen Stel lung von Frauen haben dabei natürlich im 
Längsschnitt wesentl ichen Anteil an Verschiebungen. Gerade aber diese 
Veränderungen geben Anlaß für diese Analyse, um einerseits Hinweise auf 
einen Wandel in den Parametern zu erhalten, andererseits natürlich auch, 
um die Zunahme der Arbeitsangebotswahrscheinl ichkeit - die es ohne 
Zweifel gibt - zu quantifizieren. 

Analysiert wird hier daher, welche Einflußgrößen relevanten und verifizier­
baren Einfluß auf die individuelle Entscheidung über das Arbeitsangebot 
haben. Geschätzt wird diese dichotome Entscheidung über das Eintreten 
oder Nicht-Eintreten mittels einer logistischen Regression. 

Die Wahrscheinlichkeit des Eintretens des Ereignisses "Arbeitsangebot" 
ergibt sich aus:16 

wobei sich Z als Linearkombination darstellt: 

Die Wahrscheinl ichkeit des Nicht-Arbeitsangebots ergibt sich aus: 

p ' = 1 - p 

Die Beziehung zwischen der Wahrscheinlichkeit und der erklärten Varia­
blen ist nicht-l inear und schwankt unabhängig von der absoluten Größe von 
Z zwischen 0 und 1 .  Die Parameter für Z werden mittels Maximum­
Likelihood-Methode geschätzt. Die Koeffizienten der Schätzung geben 
nicht unmittelbar den Einfluß auf die Partizipationswahrschein l ichkeit wie­
der, wohl aber ihre Bedeutung und Vorzeichen für d iese. Das quantitative 
Ausmaß ist vom Niveau der Partizipationsquote bestimmt. Die Quantifizie­
rung der Effekte wird über die Fixierung eines Niveaus ermöglicht, das mit 
den individuellen Charakteristika einer "hypothetischen Frau" korrespon­
diert, deren Spezifika an gegebener Stelle unten dargestellt werden. Von 
diesem Niveau lassen sich dann die Effekte der Veränderung von einzelnen 
Parametern ceteris paribus errechnen. 

459 



Wirtschaft und Gesellschaft 25. Jahrgang ( 1 999), Heft 4 

4.2 Daten 

Für diese Untersuchung wurden die jüngsten zugänglichen Daten des 
Mikrozensus, jener vom März 1 997 einschließlich des Sonderprogramms 
Arbeitskräfteerhebung verwendet. Aus diesen wurde d ie Stichprobe aller 
Frauen im Alter zwischen 1 5  und 60 Jahren gezogen. Diesen Daten wurden 
entsprechend mit den erforderlichen Daten von Ehegatten und Lebensge­
fährten wie auch den Daten von im Haushalt lebenden Kindern bis zum voll­
endeten 26. Lebensjahr ergänzt. Die verbliebene Stichprobe umfaßt 1 8.61 7 
Datensätze. l n  den Berechnungen wurde das Gewicht der Hochrechnung 
Variante 1 verwendet. Folg l ich repräsentieren diese Datensätze 2,477.073 
in Österreich lebende Frauen im oben spezifizierten, erwerbsfähigen Alter. 

Anders als in verschiedenen anderen Studien18 sind in diese Untersu­
chung auch die Datensätze von Schülerinnen und Studentinnen wie auch 
die Sätze von Pensionist innen eingegangen. ln den Daten sind, um sie 
bestmöglich an d ie Defin ition der aggregierten Erwerbsquote anzunähern, 
weiters Selbständige enthalten. 

Von diesen Frauen waren nach Labour Force-Konzept 1 ,628.593 
Erwerbspersonen, das sind 65,7% dieser Stichprobe. Von den Personen 
im eingegrenzten, erwerbsfähigen Alter waren zum Zeitpunkt der Erhebung 
62,3% beschäftigt, das entspricht 1 ,542.024 Personen. 

Im Grundprogramm wie im Sonderprogramm "Europäische Arbeitskräfte­
erhebung" sind weder individuelle noch Haushaltseinkommensdaten erho­
ben. Die Erhebung dieser Daten ist u .a .  Gegenstand des September­
Sonderprogramms "Haushaltsführung - Kinderbetreuung". Eine Verknüp­
fung der Datensätze ist mit Verlust eines Viertels der Daten möglich, der 
aus der Achtel-Rotation der Stichprobe jeder Quartalserhebung des Mikro­
zensus rührt. 

Die Verknüpfung der Arbeitskräfteerhebung mit Einkommensdaten aus 
dem Septemberprogramm wirft mehrere Probleme auf, welche die Ursa­
che dafür sind, daß das Haushaltseinkommen in diese Untersuchung kei­
nen Eingang gefunden hat. Dessen Einfluß soll daher über andere Parame­
ter approximiert werden. 

Der eine Problemkreis betrifft den Stichprobenumfang selbst. Die Ein­
kommensbefragung richtet sich an alle Personen über 1 5  Jahren, ausge­
nommen Selbständige, freiberuflich Tätige und mithelfende Famil ienange­
hörige. Eine Verknüpfung würde daher zum Verlust dieser Datensätze füh­
ren ,  die zur Erhaltung der aggregierten Erwerbsquote hier einfließen sollen, 
und zu Verzerrungen , die gerade für Frauen relevante Bereiche von Be­
schäftigung betreffen. 

Zwei weitere Punkte die unmittelbar die Einkommensdaten betreffen, sind 
im Zusammenhang mit der Untersuchung von zentraler Bedeutung. Er­
stens werden Einkommensangaben im Sonderprogramm entgegen dem 
Grundprogramm des Mikrozensus auf freiwil l iger Basis erhoben . Dieser 
Umstand gewinnt dann an Bedeutung, wenn das Erwerbsverhalten derer, 
die diese Auskunft n icht erteilt haben, systematisch von demjenigen der 
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Personen abweicht, die diese Angaben gemacht haben. Müssen diese in 
der Folge wegen nicht vorhandener Einkommensdaten aus der Stichprobe 
ausgeschlossen werden, kann das zu nicht kontroll ierbaren Verzerrungen 
im Koeffizienten für das Haushaltseinkommen führen. 

Zweitens bestehen Unsicherheiten über die Richtigkeit der gemachten 
Einkommensangaben. Mit der Annahme, daß höhere Einkommen eher zu 
niedrig, untere Einkommen eher zu hoch angegeben werden, 19 ist mit einer 
Überschätzung des Einkommenskoeffizienten zu rechnen. 

Es gibt einen weiteren Grund, Haushaltseinkommen nicht in die Untersu­
chung einzuführen. Studien mit vergleichbarer Ausrichtung, in die das Ein­
kommen eingeflossen ist, wiesen d iesem Parameter im Vergleich zu den 
anderen sozio-ökonomischen Einflußgrößen durchwegs geringe Koeffizi­
enten zu. So erhält Zweimüller ( 1 987) für Österreich einen Koeffizienten für 
das sonstige Haushaltseinkommen von 0,008. Dieser führt bei einer Erhö­
hung des Haushaltseinkommens um über ein Drittel zu nur knapp 5% Ver­
ringerung der Arbeitsangebotswahrscheinlichkeit Hingegen führt die Verän­
derung von "Partner in unterer berufl icher Stellung" auf "gehobene berufl iche 
Stellung" zu einer Veränderung von -39,6%.20 Bei einigen Untersuchungen 
zeigt sich zudem das Problem der Kollinearität zwischen sonstigem Haus­
haltseinkommen und der berufl ichen Stellung des Partners. 

ln der vorliegenden Untersuchung sol l  mit obigen Überlegungen und der 
Annahme, daß das Einkommen des Partners stark mit der berufl ichen Stel­
lung korrel iert, eben dieser Einkommenseffekt unter den Parametern der 
berufl ichen Stellung des Partners subsumiert werden.21 

5. Ergebnisse der Schätzungen 

Im  folgenden sind die Ergebnisse der Schätzungen der Partizipations­
funktion wiedergegeben. 

Die abhängige Variable wurde nach dem Labour Force-Konzept der IL022 
spezifiziert und in die dichotomen Ausprägungen "Labour Force aktiv" und 

"Labour Force inaktiv" übergeführt. 
Als erklärende Variablen sind d ie Gruppen Alter, Anzahl und Alter der Kin­

der, Schulbi ldung, Fami l ienstand und Stel lung des Partners im Beruf, 
Staatsbürgerschaft und regionale Zuordnung eingegangen. Zusätzlich wur­
de die Variable Schulbesuch eingeführt, die den beträchtlichen Einfluß von 
Schulbesuch und Studium von Personen unter 35 Jahren erklären soll .  Des 
weiteren hat sich die Notwendigkeit ergeben,  eine Korrekturvariable einzu­
setzen ,  die Datensätzen Rechnung trägt, die nach den Kriterien der ILO 
eindeutig den Ausprägungen der abhängigen Variablen "aktiv" und "inaktiv" 
zugeordnet werden können, in der Beantwortung der Frage nach den Grün­
den für keine aktive Arbeitssuche - aktive Arbeitssuche ist ein wesentliches 
Kriterium für die ILO-Zuordnung - aber inkonsistent mit d ieser Klassifikati­
on erscheinen . Aus der Gesamtstichprobe betrifft das 805 Personen . Die 
Durchführung der Schätzung unter Ausschluß dieser Datensätze brachte 
vernachlässig bare, zum Teil nicht berechenbare Veränderungen in den Ko-
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effizienten und ebenso nur unwesentliche Verbesserungen in den 
Schätzgüte-lndikatoren. Aus Gründen der Vollständigkeit der Stichprobe ist 
auch deshalb die Entscheidung für den Einsatz der Korrekturvariablen ge­
fallen. 

Die Schätzungen für die Partizipationsfunktion wurden für Stichproben 
"Gesamt", "Verheiratet" und "Nicht-Verheiratet" durchgeführt. ln den Teil­
stichproben haben sich die erwartet starken Unterschiede in den Koeffizi­
enten ergeben,  auf die unten detai l l iert eingegangen wird. Zur Festlegung 
eines Referenzwertes für die Partizipationswahrscheinlichkeit wurde eine 
"hypothetische Frau" definiert, deren Eigenschaften wie folgt sind: Alter 30 
Jahre, verheiratet, Partner in unterer berufl icher Stellung, je ein Kind im Al­
ter von 0 bis 3 Jahren und im Alter von 3 bis 6 Jahren, höchste abgeschlos­
sene Schulbildung Pflichtschule, Österreicherin ,  lebt in West-österreich, 
gegenwärtig kein Schulbesuch oder Studium. Die "hypothetische Frau" ist 
in der Schätzung "Nicht-Verheiratet" - ceteris paribus - ledig. 

Für al le Schätzungen werden in den folgenden Tabellen die Koeffizienten 
sowohl unter Ein- wie Ausschluß von Karenzurlauberinnen angegeben. Wie 
sich leicht erkennen läßt, ergeben sich unter Einbeziehung von diesen für 
den Koeffizienten "Kinder von 0 bis 3" unplausibel niedrigere Werte als für 
die Koeffizienten von Kindern höherer Altersgruppen. Die Ursache liegt in 
dem Umstand, daß nach ILO-Kriterien im Mikrozensus Karenzur­
lauberinnen als beschäftigt eingestuft werden. 

Die Altersvariablen wie die Variablen der Anzahl der Kinder nach Alters­
gruppen gehen in absoluten Größen in die Schätzungen ein .  Alle anderen 
Variablen sind kategoriale Variablen, anhand derer die Gruppen­
zugehörigkeit geprüft wird. Die Koeffizienten der Gruppen innerhalb einer 
Variable geben demgemäß die relative Veränderung der Partizipations­
wahrscheinl ichkeit zur Basisgröße an, die mit Ausnahme der Schätzungen 
"Gesamt" und "Verheiratet" in der Variable "Familienstand" mit den Ausprä­
gungen der hypothetischen Frau korrespondieren. 

Aus der Zusammenfassung der Schätzergebnisse in Tabelle 7 geht her­
vor, daß mit Ausnahme der beiden Koeffizienten für die Kinderaltersgruppen 
1 2- 15  Jahre und 1 5-1 8 Jahre in der Teilschätzung der "Nicht-Verheirateten" 
alle eingeführten Koeffizienten hochsignifikant sind ( 1 %-Niveau). 

Die Unterschiede in den Schätzungen unter und ohne Einbezug der 
Karenzurlauberinnen zeigen - ausgenommen die Kinderaltersgruppe von 
0-3 Jahren - im wesentlichen kaum erhebliche Auswirkungen. Die Koeffizi­
enten sind allesamt im Vorzeichen ident und verschieben sich in der Größe 
wenig . Dramatisch sind, wie erwartet und oben diskutiert, die Änderungen 
in den Koeffizienten der untersten Kinderaltersgruppe. Das gibt Hinweis, 
daß ein Ausschluß dieser Personengruppe zentral für diesen Parameter ist, 
in den anderen Determinanten aber nur geringe Verzerrungen hervorruft. 

Das McFadden P2 23 weist für die Grundschätzung mit einem Wert von 
0,31 1 8  ein Niveau auf, das trotz der nicht von "Spezialgruppen" gesäuber­
ten Stichprobe zu vergleichbaren Studien annehmbar erscheint, zu mal der 
Anteil der entsprechend kategorisierten Individuen knapp 78% beträgt, das 
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heißt, daß dieser Anteil an unabhängigen Variablen richtig den beiden Aus­
prägungen der abhängigen Variablen zugeordnet werden kann .  

Bei den getrennten Schätzungen kann bei den Nicht-Verheirateten eine 
eindeutige Verbesserung sowohl im P2 als auch im Prozentsatz der erklär­
ten Fälle erreicht werden. Die Zunahme der erklärten Fälle um 7,2%punkte 
deutet auf eine bessere Anpassung hin als im Vergleich zur Gesamt­
schätzung. Wenig zufriedenstellend entwickelt sich hingegen das P2 bei der 
Schätzung der Verheirateten, das 0,2083 beträgt. Der Prozentsatz der er­
klärten Fälle erreicht mit 72,93% noch immer ein hinreichendes Niveau.  

Der relativ n iedrige Wert des P2 ist unter Betrachtung der Wahr­
scheinl ichkeitsvertei lung dieser Schätzung wohl auf eine leichte Verzerrung 
der Partizipationswahrscheinlichkeit nach oben zurückzuführen. 

Diese Vermutung stützt sich zudem auf die angeschlossenen Prüfungen, 
welche Personengruppen für d iese verantwortlich sein könnten. Unter Aus­
schluß der Personen, die in der Mikrozensus-Befragung angegeben haben, 
aus persönlichen oder familiären Gründen keine Arbeit zu suchen, wurde 
ein P2 von 0,53 erreicht und konnten nahezu 93% der Fälle erklärt werden. 

Ergebnisse einer solchen Schätzung sind aber für die Beurteilung der 
Grundgesamtheit nur wenig sinnvol l ,  da dadurch systematisch Nicht­
Erwerbspersonen ausgeschlossen sind, die Partizipationswahrscheinl ich­
keit daher wesentlich zu hoch ausgewiesen wird .  

Die Aufnahme dieser Befragungsvariablen als zusätzliche Parameter ist 
an den Alternativausprägungen, für die nicht kontroll iert werden konnte, ge­
scheitert. Die Einführung von Proxy-Variablen, die d iesen Effekt abdecken 
sollten, konnten nur wenig zu einer Verbesserung der Ergebnisse beitragen, 
es scheint daher, daß in  den persönlichen und famil iären Gründen für die 
Nicht-Erwerbstätigkeit Ursachen subsumiert sind, die durch die Mikro­
zensus-Befragung nicht zusätzlich durch andere Variablen abgedeckt und 
aufgelöst sind. 

ln Tabelle 8 sind die umgerechneten Werte für die Partizipationswahr­
scheinlichkeit der "hypothetischen Frau" mit oben definierten Basisgrößen und 
unterschiedlichen individuellen Charakteristika aus den drei Schätzungen wie­
dergegeben. Dabei ist zu beachten, daß die Basisgröße der "Nicht-Verheirate­
ten" im Unterschied zu den anderen bezüglich des Famil ienstandes "ledig" ist. 

Es zeigt sich aus allen h ier angestellten Berechnungen , daß gegenüber 
den Schätzungen von Zweimüller ( 1 987) die Partizipationswahrschein­
lichkeit von Frauen über den gesamten Bereich deutlich zugenommen hat. 

Weist Zweimüller für das Basisszenario der "hypothetischen Frau" noch 
eine Wahrscheinl ichkeit von stark unter 30% aus, so liegt sie mit den Daten 
für 1 997 bei gut 35% bei der Gesamtschätzung und nochmals höher bei der 
getrennten Schätzung der "Verheirateten". Eine Ursache für diese so star­
ke Abweichung nach oben kann zum Teil in der anders konstruierten regio­
nalen Variablen liegen, da in West-Österreich d ie Frauenerwerbsbeteiligung 
den Bundesschnitt übertrifft. 

Unverkennbar fallen natürlich die Basisszenarien der getrennten Schät­
zungen auseinander, wobei ein Tei l  dieser Diskrepanz der unterschiedli-
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Tabelle 7: Ergebnisse der Schätzungen 
M e r k m a l  Kategorie Gesamt N icht-Verheiratet 

Karenzurlaub ohne mit ohne mit 

Alter 0,4352 (0,4300) 0,4513 (0,4503) 
Alter quadr. -0,0063 (-0,0063) -0,0066 (-0,0066) 

Anzahl Kinder 

Alter zwischen 0-3 -1 ,2160 (-0,2833) -1 ,3623 (-0,41 68) 
3-6 -0,8326 (-0,8221 )  -0,7624 (-0,7267) 
6-9 -0,7534 (-0,7663) -0,6666 (-0,71 39) 

9-1 2  -0,6886 (-0,71 53) -0,8592 (-0,8205) 
1 2-1 5 -0,37 1 2  (-0,3758) 0,03931) (0,0702) 
1 5-18  -0,2922 (-0,2959) 0,00762) (-0,0 1 7 1 ) 
1 8-26 -0,0592 (-0,0602) 0,2576 (0,2438) 

Höchste abgeschl. 

Schulbil. Pflichtschule b b b b 
Lehrabschluß 0,5389 (0,5493) 1 ' 1 969 ( 1 ,21 4 1 )  

BMS 0,8420 (0,866 1 )  1 ,5720 (1 ,56 1 3) 

AHS 0,3499 (0,41 55) 0, 1 573 (0, 1 57 1 )  
BHS 1 ,0366 (1 ,0490) 1 ,031 7 (1 ,0225) 

Universität 1 ,5498 (1 ,5424) 2 , 1219  (2, 1 1 53) 

Famil ienstand 

Ledig b b b b 
Verheiratet/ untere -0,6 1 1 2  (-0,6000) - -
Lebens- mittlere -0,8591 (-0,81 70) - -

gemeinsch. - gehobene -1 ' 1 98 1  (-1 ' 1 758) - -
berufl. Stellung selbständig 0,7825 (0,7672) - -
d. Partners: nicht erw. -0,7411 (-0,71 1 4) - -
Verwitwet -0,61 60 (-0,5924) -0,6426 (-0,6468) 
Geschieden 0,3979 (0,4265) 0,4289 (0,42 1 8) 

Staatsb ü rger- österr. b b b b 
schaft ehem. YU. 0,3852 (0,3992) 0,9577 (0,950 1 )  

Türkei -0,3497 (-0,4062) 0,7262 (0,71 05) 
Andere -0,5788 (-0 ,6148) -0,0526 (-0,0437) 

Regional West b b b b 
Süd -0,2937 (-0,3054) -0,4281 (-0,4220) 

Ost (o. Wien) 0,0834 (0,0990) -0, 1 355 (-0, 1 369) 
Wien 0,0538 (0,0293) -0, 1 808 (-0, 1 669) 

Schulbesuch (-35) ja -9,5004 (-1 0,3908) -1 0,7074 (-1 0,6364) 
LFII - zweifelhaft ja 1 4,5988 (1 6,2483) 17 ,7930 ( 1 7,5409) 
Constant -5,3203 (-5,2225) -5,6425 (-5,6243) 

P2 (adj.) 0,3 1 1 8  0,4741 
% erklärte Fälle 77,90 85, 1 2  

Nicht gekennzeichnete Koeffizienten sind signifikant auf 1 %-Niveau 
'l  signifikant auf 5%-Niveau 
2> insignifikant 

Verhei ratet 

ohne mit 

0,3746 (0,3580) 
-0,0056 (-0,0054) 

-1 ,2265 (-0,3284) 
-0,8570 (-0,8586) 
-0,761 7  (-0,7748) 
-0,6479 (-0,6835) 
-0,3847 (-0,3925) 
-0,2970 (-0,2963) 
-0,0973 (-0,0937) 

b b 
0,2350 (0,2462) 
0,5227 (0,5658) 
0,5143 (0,5968) 
1 ,0444 (1 ,0630) 
1 ,3296 (1 ,3383) 

- -
b b 

-0,2338 (-0,2045) 
-0,6061 (-0,5979) 
1 ,3702 (1 ,3460) 

-0,2292 (-0,21 1 0) 
- -
- -

b b 
0 , 1275 (0,1 478) 

-0,6692 (-0,7249) 
-0,8248 (-0,8786) 

b b 
-0,2413  (-0,2648) 
0, 1 825 (0, 1 988) 
0 , 1816  (0, 1 349) 

-7,3405 (-7, 3 1 63) 
8,4090 (8, 1 743) 

-4,61 95 (-4,2533) 

0,2083 
72,93 

Die Basisgrößen der kategorialen Variablen sind mit "b" gekennzeichnet, nicht ausgewiesene Werte 
sind für die entsprechende Schätzung nicht verfügbar. 
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Tabelle 8: Individuelle Partizipationswahrscheinlichkeilen (PP) 
Gesamt Nicht-Verheiratet Verheiratet 

pp4l I +f- %3) pp4l I +/-% pp4l I +/-% 

Basis 1l 0,3557 - na na 0,3764 -
2) - - 0,4580 - na na 

1 0  Jahre älter 0,3425 -3,85 0,43 1 6  -6, 1 2  0,3365 - 1 1 ,85 
keine Kinder 0,8 1 07 56, 1 2  0,8762 47,72 0,8290 54,60 

BMS 0,56 1 7  36,67 0,8028 42,94 0,5044 25,39 
Universität 0,7223 50,75 0,8758 47,70 0,6952 45,86 
Partner gehobene 
Berufsstellung 0,2349 -51 ,44 na na 0,2477 -51 ,97 

Geschieden 0,6023 40,94 0,5648 1 8,90 na na 

Süd-Österreich 0,29 1 6  -22,00 0,3552 -28,96 0 ,32 1 6  -1 7,02 
Wien 0,3681 3,37 0,41 36 -1 0,74 0,41 98 1 0,36 

1, Basis: 30jährige Frau, verheiratet mit Partner unterer beruflicher Stellung, je 1 Kind zwi­
schen 0-3 und 3-6 Jahren, Pflichtschulabschluß, Österreicherin ,  wohnhaft in West­
österreich; 

2l Basis: ledig, sonst wie 1 l 
3l Veränderung in Prozent zum Basisszenario 
4l Partizipationswahrscheinlichkeit 

chen Altersverteilung der Teilstichproben zugeordnet werden muß, da der 
Altersdurchschnitt der ledigen Frauen unter dem der verheirateten anzuge­
ben ist. 

Die Alters-Variable geht sowohl direkt als auch quadriert ein, um der Ver­
änderung des Einflusses über die Zeit Rechnung zu tragen. Konsistent mit 
dem Verlauf der Erwerbsbeteil igung, die ihren Zenit im Alter von 30 Jahren 
erreicht, n immt die Erwerbswahrscheinl ichkeit wesentlich schwächer ab 
als noch in den frühen achtziger Jahren. 24 Stärker ausgeprägt als bei n icht 
verheirateten (6, 1 2%) ist die Abnahme bei verheirateten Frauen ( 1 1  ,85%). 
Gründe für das relativ zur Basisgröße schnellere Sinken der Erwerbsquote 
der verheirateten gegenüber den nicht-verheirateten Frauen könnten im 
schwierigeren Wiedereinstieg nach der Kindererziehung gefunden werden, 
da die Phase der Unterbrechung in dieser Gruppe auch länger angenommen 
werden kann: Der Druck ein eigenes Erwerbseinkommen zu erlangen, ist bei 
nicht verheirateten Frauen stärker. Eine längere Unterbrechung bringt, wie 
bereits oben diskutiert, des weiteren das Problem abnehmender Berufser­
fahrung mit sich, das sich vor allem bei höheren Qualifikationen niederschlägt. 

Verwischt wird der Einfluß des Lebensalters trotz der verwendeten 
Regionalvariable ohne Zweifel durch die starken Divergenzen unter den 
Bundesländern . 25 

Wie zu erwarten ,  üben Kinder einen erheblichen Einfluß auf d ie 
Partizipationsneigung von Frauen aus; sind keine Kinder vorhanden, steigt 
die Partizipationswahrscheinl ichkeit zur Basisgröße um 56, 1  %. Betrachtet 
man die Gesamtschätzung, wirkt sich die Anzahl von Kindern zunehmend 
negativ aus, nimmt aber mit dem Lebensalter der Kinder wieder ab. 
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Krasse Unterschiede im Wirkungsmuster werden hier durch die getrenn­
ten Schätzungen aufgedeckt. Bei Nicht-Verheirateten zeigt sich mit Kindern 
im Alter von 0 bis 3 Jahren ein stärker negativer Einfluß auf die Erwerbs­
neigung, der aber prägnant schneller abnimmt als bei Verheirateten.  Ab ei­
nem Alter des Kindes von etwa 1 2  Jahren verkehrt sich der Effekt sogar ins 
Positive26 - am stärksten betrifft dies Frauen mit Kindern, die im Studien­
alter sind . Es dürfte h ier der steigende materielle Versorgungsbedarffür die 
Kinder gegenüber der direkten Betreuungsleistung dominieren,  was die 
Erwerbsneigung daher noch steigert. 

Kaum wesentliche Unterschiede sind zwischen dem Reaktionsmuster 
der Verheirateten und der Gesamtschätzung zu konstatieren. Die Existenz 
von Kindern wirkt aber in (fast) allen Altersgruppen der Kinder stärker 
erwerbsmindernd, was unmittelbar plausibel erscheint, da der dämpfende 
Effekt der Nicht-Verheirateten entfällt. 

Ebenso eindeutig wie die Wirkung von Kindern ist auch der Effekt durch das 
Bildungsniveau.  Steigende schulische Ausbildung wirkt offenkundig positiv auf 
das Erwerbsverhalten. Hat eine Frau statt einem Pflichtschulabschluß eine 
Berufsbildende Mittlere oder Höhere Schule besucht, steigt ihre Partizipations­
wahrscheinlichkeit auf 56,2% respektive auf 60,9%. Ist die betrachtete Frau 
Akademikerin ,  steigt die Erwerbsneigung um über 50%. Augenfällig ist, daß 
eine Allgemein bildende Höhere Schule sehr wohl auch positiv wirkt, aber bei 
weitem nicht so stark wie bei berufsbildenden Schulen. Zweimüller errechnete 
für die Daten aus 1 983/84 noch, daß eine AHS zwar wie hier schwächer als 
eine BHS-Ausbildung wirkt, aber stärker als ein BMS-Abschluß.27 Diese Ent­
wicklung kann sicher zum Teil darauf zurückgeführt werden, daß AHS-Absol­
ventinnen heute weniger unmittelbar ins Berufsleben übertreten, sondern ver­
mehrt eine akademische Ausbildung anschließen. 

Bezüglich des Familienstandes kann ausgesagt werden, daß verheirate­
te Frauen tendenziell geringere Erwerbsneigung aufweisen als nicht-verhei­
ratete. Die Partizipationswahrscheinl ichkeit fällt mit der steigenden berufl i­
chen Stellung des Partners. Durchbrachen wird dies nur von Frauen mit 
selbständigem Partner. Die Erwerbstätigkeit von diesen Fällen ist geprägt 
von der Mithilfe im eigenen Betrieb - in der verwendeten Stichprobe sind 
auch landwirtschaftliche Betriebe enthalten. 

Eine enorme Wirkung auf das Erwerbsverhalten hat erwartungsgemäß 
eine Scheidung. Die Gesamtschätzung weist gegenüber der Basisgröße 
der "hypothetischen Frau" eine Steigerung um 40,9% auf 60,23% aus. Auch 
gegenüber ledigen Frauen hebt sich d ie Erwerbswahrschein lichkeit - wie 
aus der getrennten Schätzung ersichtlich - nochmals um 1 8,9%. Sehr 
deutlich zeigt sich h ier das Durchschlagen des entstehenden Versorgungs­
bedarfs vor allem auch im H inblick auf zukünftige Pensionsansprüche, 
wenn d ie Erwerbsquoten von Geschiedenen im Altersverlauf betrachtet 
werden. Sie steigen in den Alterskohorten über 30 Jahren sprunghaft an, er­
reichen ihren Höhepunkt im Alter von 35-39 Jahre mit 93,0% und liegen da­
mit gut 20%-Punkte über verheirateten Frauen. Die Erwerbsquoten liegen 
im gesamten Bereich signifikant über denen von Verheirateten und Ledigen. 
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Zu den h ier erhaltenen Werten bezüglich der Wirkungen , d ie aus der 
Staatszugehörigkeit resultieren, kann leider auf keine Referenzwerte zu­
rückgegriffen werden . Zweimüller ( 1 987) hat die Staatsbürgerschaft auf d ie 
Ausprägungen "Österreicherin" und "Ausländerin" aggregiert. Eine verglei­
chende Schätzung mit diesen Aggregaten ergab ähnliche Koeffizienten. 
Der begründete Verdacht, daß die Variable durch unzulässige Über­
lagerungen nur verzerrte Ergebnisse liefert, war Anlaß für die Differenzie­
rung in verwendeter Form. 

Die Erwerbsneigung von ledigen Frauen aus dem ehemaligen Jugoslawi­
en und der Türkei liegt deutlich über dem von österreichischen, kein Unter­
schied in relevanter Größenordnung besteht bei Frauen aus anderen Län­
dern , wobei d iese Personengruppe dominiert ist von Frauen aus EU-Län­
dern. 

Die Partizipationswahrscheinl ichkeit von verheirateten Ausländerinnen 
unterscheidet sich vor al lem bei Frauen aus der Türkei auffäll ig. Die Ursa­
chen dafür mögen im wesentlichen in kulturellen Unterschieden zu suchen 
sein ,  könnten aber auch durch d ie Restriktionen des Aufenthaltsrechts be­
dingt sein. Auffäll ig ist auch die äußerst geringe Erwerbsneigung von verhei­
rateten Frauen aus "anderen" Ländern , deren Stichprobenanteil al lerdings 
nur sehr gering ist. 

Die regionalen Unterschiede, die sich aus den Gesamtschätzungen er­
geben, zeigen, daß Ost-Österreich bezogen auf d ie Basisgröße West­
österreich leicht höhere Erwerbsneigung aufweist. Um 6,4%-Punkte darun­
ter liegt Süd-Österreich. Noch auffäl liger sind die Differenzen bei Betrach­
tung von verheirateten und nicht verheirateten Frauen. Die Gründe dafür 
könnten in der unterschiedlichen Altersstruktur der Stichproben für Süd­
Österreich und dem schwierigen Berufseinstieg aufgrund von hoher Ju­
gendarbeitslosigkeit (das vor allem in der Steiermark), in Ost-Österreich in 
etwas längeren Ausbildungszeiten l iegen. 

6. Schlußfolgerungen für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 

Zwei Parameter dominieren erwartungsgemäß die Erwerbsentschei­
dung von Frauen. 

Das Vorhandensein von Kindern hat entscheidenden Einfluß, wobei sich 
das Lebensalter der Kinder in Abhängigkeit vom Famil ienstand ganz un­
terschiedl ich auswirkt. Verheiratete Frauen steigen auch mit fortgeschrit­
tenem Alter der Kinder deutlich seltener wieder ins Erwerbsleben ein als 
ledige. 

Es ist wenig plausibel, daß nicht verheiratete Frauen einen besseren Zu­
gang zu Kinderbetreuungseinrichtungen hätten, anzunehmen ist eher, daß 
diese aus einer Zwangslage intensiver nach solchen suchen und daher 
auch weniger annehmbare Lösungen akzeptieren müssen . 

Die Verbesserung der Versorgung mit solchen Einrichtungen - wie sie im 
NAP im Bereich Vereinbarkeit von Familie und Berufvorgesehen sind - soll­
ten dazu beitragen, die Frauenerwerbsquoten anzuheben. 
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Gleichzeitig könnte etwa die Förderung von geteilter Karenz ähnliche Wir­
kung zeigen. 

Verkürzte Kinderbetreuungszeiten würden zudem bedeuten,  daß Frauen 
eine geringere Einbuße an Berufserfahrung erleiden. Höhere Bildung - eben 
nicht nur Schulbildung - bedeutet wiederum unabhängig vom Famil ienstand 
erhöhte Erwerbsneigung. Auch Teilzeitlösungen in und nach der Karenz er­
scheinen als probates Mittel ,  den Wiedereinstieg ins Berufsleben zu er­
leichtern. 

Höhere abgeschlossene Schulbildung von Frauen resultiert unmittelbar in 
einer höheren Erwerbsneigung von Frauen, wobei berufsbildende Ausbil­
dungen hier größere Wirkungen zeigen als etwa eine Allgemein Höher­
bildende Schule. Die Förderung von aus- und weiterbildenden Maßnahmen 
ist daher als arbeitsmarktpolitische Maßnahme angezeigt. 

Und schließlich könnte auch ein Umbau des Sozialstaates von abgeleite­
ten Sozialleistungen (aufgrund von Ehe und Familie definiert) in Richtung 
eigenständiger Sozialleistungen einen weiteren Anreiz zur Steigerung der 
Frauenerwerbstätigkeit bringen. 

Der Österreichische Nationale Aktionsplan für Beschäftigung deckt zwar 
grob obige beiden Bereiche ab, nur mag man zum Teil detail lierte Zielvor­
gaben der Maßnahmen vermissen, was der Umsetzung und Zielerreichung 
nicht dienlich sein kann. 

Anmerkungen 
1 ILO (1 998) 264f. 
2 Vgl. ÖSTAT (1999) 95, 1 07. 
3 Quelle: ÖSTAT (1 999) 93f. 
4 Die Erwerbsquote ist das Verhältnis aller Erwerbspersonen zu den Personen über 1 5  

Jahre. Die Erwerbstätigenquote schließt hingegen arbeitslose Personen aus, gibt also 
gemeinsam mit der Erwerbsquote Aufschluß über die Arbeitslosenquote. 

5 Die sehr unterschiedlichen Erwerbsquoten der Länder und deren Veränderungen "hän­
gen sowohl vom sehr unterschiedlichen Ausmaß der Arbeitslosigkeit ab, als auch von 
ziemlich unterschiedlichen Anteilen junger Menschen (unter 1 5  Jahren) . . .  Deswegen 
werden Erwerbsquoten von EUROSTAT vorzugsweise auf die Wohnbevölkerung ab 1 5  
Jahren bezogen." zit. ÖSTAT (1 999) 91 . Aus der unterschiedlichen Konstruktion der Er­
werbsquote von ILO und EUROSTAT leiten sich auch die auffälligen Diskrepanzen in 
den Länderquoten ab. 

6 Zit. ÖSTAT (1 997) 92. 
7 Quelle: ÖSTAT (1 999) 98. 
8 Vgl .  ÖSTAT (1 999) 93. 
9 Vgl .  ÖSTAT (1 999) 98. 

10 Vgl.  Myrdal ,  Klein (1 960). 
Das Modell stammt aus den sechziger Jahren. Bereits damals konnte seine Gültigkeit 
in Frage gestellt werden, heute ist es keinesfalls mehr als Erklärungsansatz brauchbar, 
da geschätzterweise maximal 20% der Frauen noch diesem Lebensmuster folgen. 
Dennoch ist es im folgenden als Referenzmodell sehr dienlich. 

11 Diese Gliederung wurde nach den NUTS 3 - Einheiten des Wohnortes gegliedert. 
West-Österreich umfaßt die Bundesländer Oberösterreich, Salzburg, Tirol und Vorarl­
berg, Süd-Österreich Kärnten und Steiermark und Ost-Österreich Burgenland, Nieder­
österreich und Wien. 

12 Die starken Schwankungen des Graphen für .,Verheiratet/Lebensgemeinschaft" bis zum 
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Alter von 22 Jahren sind auf die geringe Repräsentanz in der Stichprobe zurückzufüh­
ren. 

13 Für Österreich vgl. dazu Christi (1982) und Biffl (1980). 
14 Vgl. dazu u.a. Hamermesh/Rees ( 1993) 48f. 
15 vgl. dazu Demographisches Jahrbuch Österreichs, ÖSTAT 35f. 
1�Vgl. u.a. Judge (1988) 786f. 
17 Die Vektoren X1 • • •  x., repräsentieren die individuellen Ausprägungen nach Alter, Anzahl 

der Kinder u.a.: die Koeffizienten b0 .•• b. sind, entsprechend zugeordnet, Ergebnis der 
folgenden Schätzungen. 

'8 Vgl. dazu Zweimüller (1987) 172. 
19 Vgl. Zweimüller (1987) 173. 
20 Zu einem wesentlich höheren Koeffizienten für das zusätzliche Haushaltseinkommen 

gelangt Franz (1981) für Deutschland. ln dieser Studie wird allerdings die berufliche 
Stellung des Partner wesentlich geringer differenziert, und sie steht daher nicht im Wi­
derspruch zu obigen Annahmen. 

21 Hierbei darf auch nicht außer acht gelassen werden, daß die Einkommen anderer Per­
sonen als das des Partners ebenfalls in das sonstige Haushaltseinkommen eingehen, 
aber bei weitem nicht die Relevanz für das Arbeitsangebot haben, wegen Irrelevanz so­
gar zu nicht kontrollierbaren Verzerrungen führen können. 

22 Vgl. dazu u .a. ÖSTAT ( 1999) 26ff. 
23 Wegen der Ähnlichkeit der Konstruktion wird dieses des öfteren auch als pseudo-R2 

der Kleiost-Quadrat-Schätzung bezeichnet. Es ergibt sich aus 
,r = I - 1 ��) , wobei I(!!) dem Wert der Likelihood Funktion im Maximum der Schätzung 
entspricht, l(rtl) dem Wert der Funktion unter der Hypothese. daß die Koeffizienten 

ß2 = ... = P. = 0 sind, d.h .. daß nur die Konstante verschieden 0 ist. Vgl. dazu u.a. Judge 
(1988) 794. 

24 Vgl. Zweimüller (1987) 178. 
25 Vgl. dazu Darstellungen unter Punkt 3.1.  
�6 Abgeschwächt wird dieser Schluß durch die geringere Signifikanz der Koeffizienten für 

die Altersklassen zwischen 12 und 18 Jahren, er bestätigt sich aber wieder in dem, auf 
1 %-Niveau signifikanten Koeffizienten für die höchste Altersgruppe. 

27 Vgl. Zweimüller (1987) 175. 

Literatur 
Biffl, G., Schwankungen der Erwerbsbeteiligung im Konjunkturverlauf; in: Wirtschaftspo­

litische Blätter 3 (1980) 73-83. 
Christi, J., An Econometric Model of Labor Supply, in: Empirica (1982) 155-174. 
Franz. W., Schätzungen regionaler Arbeitsangebotsfunktionen mit Hilfe der Tobit-Metho­

de und des Probit-Verfahrens, in: Jahrbuch für Regionalwissenschaft 2 (1981) 171-
1 8 1 .  

Hamermesh, D.; Rees, A.; The Economics of Work and Pay (New York 1993). 
ILO. World Labour Report, lndustrial Relations, Democracy and Social Stability 1997-98 

(International Labour Office, Genf 1998). 
Myrdal, A.; Klein, V., Die Doppelrolle der Frau in Familie und Beruf (Köln 1960). 
ÖSTAT, Beschäftigung und Arbeitsmarkt, Die Arbeitskräfteerhebung der EU - Internationa­

le Daten 1997, in: Statistische Nachrichten 2 (1999) 90-108. 
ÖSTAT, Mikrozensus, Jahresergebnisse 1997 {Wien 1999). 
Zweimüller. J., Bestimmungsgründe der Frauenerwerbs-beteiligung, in: Rothschild, 

K.;nchy, G., Arbeitslosigkeit und Arbeitsangebot in Österreich (Wien 1987} 161-190. 

469 



.--------------- ---- -



25.  Jahrgang ( 1 999), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

Die EU-Regionalpolitik muß 
föderaler werden 

Richard Hennessey 

1. Ausgangslage 

Der EU ist es zwar gelungen, mit immensen Förderungen den Wohlstand 
in armen Regionen anzuheben, doch die Arbeitslosenraten haben in den 
hochsubventionierten Ziei-1 -Gebieten weiter zugenommen. 1 988 war die 
Arbeitslosenrate in den Ziei-1 -Regionen mit 1 5,6% fast sieben Prozent­
punkte höher als im EU-Durchschnitt, 1 997 lag die Arbeitslosenrate mit 
1 7,2% in den Ziei-1 -Gebieten höher als nach einem Jahrzehnt mit massiven 
Förderungen , der Abstand zum EU-Durchschnitt stieg sogar auf 7,2 Pro­
zentpunkte. Durch die Einführung des EURO wird sich der strukturelle An­
passungsbedarf erheblich erhöhen, da der Wechselkurs als Anpassungs­
mechanismus wegfällt. 

Zu d iesen internen Problemen tritt noch das Problem der Osterweiterung 
hinzu. Auch nach dem wirtschaftl ichen Aufschwung seit 1 993 erreicht das 
Bruttosozialprodukt pro Einwohner in den mittel- und osteuropäischen 
Kandidatenländern nur 40% des EU-Durchschnitts. Bis auf zwei Regionen 
- Prag und Bratislava - wäre derzeit das gesamte Gebiet der Kandidaten­
länder für Ziei-1 -Förderungen vorzusehen. Am geringsten ist der Wohlstand 
in Lettland mit 25% des EU-Durchschnitts, am höchsten in Slowenien mit 
67%. Griechenland kommt als ärmstes EU-Mitglied auf etwa 68% an den 
Durchschnitt heran. Österreich liegt bei 1 1 2%. Auch die Arbeitslosenraten 
der Österreichischen Nachbarländer reichen von 14 ,8% (Slowenien), 1 2,5% 
(Slowakei), 1 0 ,4% (Ungarn) bis 5,2% (Tschechien). 

Eine Reform der EU-Regionalpolitik ist daher sowohl  aus dem internen 
Aspekt als auch dem Erweiterungsaspekt dringend geboten, da die Kohä­
sion eines der obersten Ziele der EU ist. Etwa zwei Fünftel des EU-Budgets, 
das sind ca. 420 bis 480 Mrd .  Schi l l ing, werden dafür ausgegeben. Der 
Großteil davon fl ießt in die Ziei-1 -Gebiete. Eine Erhöhung der Beitragszah­
lungen dürfte politisch schwer durchsetzbar sein ,  da die Nettozahler-Län­
der schon jetzt unter der Last der Beitragszahlungen stöhnen und sogar 
Kürzungen einfordern. Auch aus der ökonomischen Perspektive ist es be­
denkl ich , die Wachstumsländer übergebührend zu belasten, da dadurch 
das Wachstum insgesamt verringert werden kann .  Eine Verringerung des 
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Wachstums kann auch auf seiten der Empfängerländer durch die mögli­
chen negativen Anreize von Transfers entstehen. 

Die oben erwähnten Mißerfolge der EU-Regionalpolitik erwecken daher 
die Vermutung, daß die Gelder nicht richtig verwendet werden, mit negati­
ven Folgen sowohl für die Zahler- und Empfängerländer. Um es auf den 
Punkt zu bringen: "Die Gesunden werden krank und die Kranken nicht ge­
sund!" Die Ursache des Problems ist, daß die regionale Strukturpolitik in er­
ster Linie Allokationspolitik sein sollte, von den politischen Akteuren aber de 
facto als Umverteilungsinstrument gehandhabt wird .  Eine Föderalisierung 
der Regionalpolitik ist nach Ansicht des Autors entscheidend, um den al­
lokationspolitischen Aspekt der regionalen Strukturpolitik hervorzuheben. 
Das hätte eine Verbesserung des Ressourceneinsatzes und damit sowohl 
eine Senkung der Arbeitslosigkeit als auch eine Hebung des Wohlstands 
zur Folge. Dann kann auch mit dem bestehenden Budget einiges bewegt 
werden. 

2. Regionalpolitik und Föderalismus 

Entsprechend dem Titel dieses Beitrages soll über eine Erörterung der 
Begriffe "Regionalpolitik" und "Föderal ismus", deren Gemeinsamkeiten und 
Zusammenhänge herausgearbeitet werden. 

2.1 Regionalpolitik: Aufgabe, Begründung, Begriffe 

Die Definition von Regionalpolitik ergibt sich aus der Frage nach deren 
Funktion und Notwendigkeit. Smekal ( 1 991 ) sieht letztlich nur das Aus­
gleichsziel als Aufgabe der Regionalpolitik an, da das Kapital ohnehin in 
jene Gegenden wandere, wo eine höhere Grenzproduktivität zu erwarten 
sei. Dahinter verbirgt sich die neoklassische Vorstellung, daß der Markt 
selbst für ein optimales Wachstum sorge. Diese verkürzte Sicht über die 
Aufgabe der Regionalpolitik entsteht oftmals aus einer inkonsequenten Ana­
lyse und einer sehr oberflächlichen Betrachtung des Raumes. Folgt man 
näml ich dem neoklassischen Paradigma, dann müßte auch ohne staatli­
che Eingriffe ein Ausgleich zwischen den Regionen stattfinden, 1 was offen­
sichtlich nicht der Fall ist. Gleichzeitig gegen Wachstums- und für Aus­
gleichspolitik zu sein ,  ist dementsprechend ein logischer Widerspruch . 
Wenn man Regionalpolitik nur auf den Ausgleichsaspekt beschränken wür­
de, dann l ieße sich das mit einer personenbezogenen Umverteilungspolitik 
treffsicherer machen.2 Darüber hinaus "zeigt sich, daß durch die Berück­
sichtigung des Raumes und der Transportkosten unvollkommene Konkur­
renz wesentlich stärker in den Vordergrund rückt, als dies in der üblichen 
raumlosen Betrachtungsweise der Volkswirtschaftslehre der Fall ist" .3 Al­
lein auf theoretischer Ebene läßt sich nachweisen, daß Marktversagen eher 
die Regel als die Ausnahme darstellt.4 

Nun wenden die Apologeten des Marktes ein "daß den Unzulänglichkeiten 
des Marktsystems die Unzulänglichkeiten des politischen Systems gegen-
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übergestellt werden müssen, um nicht dem berechtigten Vorwurf einer ,Nir­
wana-Ökonomik' ausgesetzt zu sein". 5 Diese Ökonomen vertreten die Auf­
fassung, daß staatliche Eingriffe sogar zu einer Verschlechterung über das 
Versagen des Marktes hinaus führen können. Aus dem beobachteten 
Politikversagen wird abgeleitet, daß ökonomische Effizienz und politische 
Rationalität unvereinbar miteinander seien. Implizit wird damit ein Unterlas­
sen staatl icher Eingriffe gefordert. Abgesehen davon, daß auch seitens 
nicht-l iberaler Ökonomen auf das Problem des Politikversagens verwiesen 
wird,6 haftet der obigen Argumentation der wesentliche Mangel an, daß die 
Strukturdes öffentlichen Sektors im Hinblick auf eine effiziente Wirtschafts­
förderung nicht vorher normativ analysiert wird. Erst im Anschluß daran hät­
te eine politökonomische Analyse zu erfolgen , welche die Chancen der 
Durchsetzung einer effizienten Struktur des öffentlichen Sektors und einer 
damit einhergehenden Verbesserung der marktl iehen Allokation durch­
leuchtet und mit einer Situation ohne Staat vergleicht. Durch das Übersprin­
gen dieses Schrittes verkommt die Analyse genau zu jener Nirwana-Oko­
nomik, der man entrinnen wollte. 

Ökonomen, die weiter denken als die heimischen Kathederliberalen, brin­
gen die Rolle konstitutioneller Pol itikberatung ein. Die Aufklärung über die 
Kosten institutioneller Arrangements sowie das Aufzeigen von Lösungen, 
die für alle akzeptabel sind, erhöht die Durchsetzung einer effizienten Struk­
tur des öffentlichen Sektors.7 

Hier soll der Versuch unternommen werden , den normativen bzw. 
wohlfahrtsökonomischen Aspekt einer föderalen Wirtschaftsordnung im 
Hinbl ick auf die Effizienz von Förderentscheidungen zu durchleuchten. 
D.h. ,  es wird in diesem Aufsatz primär die Frage gestellt, wie der öffentliche 
Sektor beschaffen sein sollte, damit die Regionalpolitik effizient wird. Erst im 
Anschluß daran hätte eine politökonomische Analyse zu erfolgen , welche 
die Real itätsnähe der normativen Postulate überprüft. Aufgrund des stark 
kulturellen Kontextes der Regionalpolitik hätte die politökonomische Analy­
se unter der Annahme des Maximierens einer gesellschaftspol itisch-ideo­
logischen Zielfunktion unter der Nebenbedingung der Sicherung der nötigen 
Mehrheit zu erfolgen.8 Eine solche Analyse kann im Rahmen dieser Arbeit 
nicht geleistet werden. Der Leser möge im folgenden immer klar auseinan­
derhalten, daß das, was sein sollte in den meisten Fällen n icht dem ent­
spricht, was ist. 

Es wird grundsätzlich ein Eingriff des öffentlichen Sektors in das regionale 
Wirtschaftsgeschehen als notwendig erachtet. Daher wird der Defin ition 
von Maier und Tödtling ( 1 996) gefolgt. Sie verstehen unter Regionalpolitik 
"die Beeinflussung wirtschaftlicher Prozesse in Tei lräumen eines Staates 
oder eines größeren Wirtschaftsraumes durch die öffentliche Hand . Es soll 
dabei die durch den Markt erzeugte räumliche Allokation korrigiert werden." 
Eine Korrektur erfährt der Markt zunächst aus ökonomischer Sicht, denn 
v.a. externe Effekte und unvollkommene Mobil ität9 von Ressourcen verhin­
dern eine optimale Allokation. Der Markt vermag nicht das Problem der 
Ballungskosten, der Bereitstel lung von Infrastruktur und komplementärer 
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Einrichtungen und der beobachtbaren Über- und Unterauslastung von Pro­
duktionsfaktoren zu lösen. So kann durch die Lenkung öffentlicher und pri­
vater Investitionen in periphere Regionen die Überlastung von Produktions­
faktoren und dadurch der Inflationsdruck reduziert werden. Der Markt ver­
mag auch nicht ausgleichend zwischen den Regionen zu wirken. Letztlich 
fördert das Ausgleichsziel auch die ökonomische Zielsetzung, denn gleiche 
Startbedingungen ermögl ichen erst einen funktionierenden Wettbewerb 
zwischen den Regionen. 10  Schlußendl ich versagt der Markt auch in der 
Verfolgung ökologischer Ziele.11 Gerade im Hinblick auf die für die regiona­
le Entwicklung notwendige Reurbanisierung der Städte ist die Lösung des 
Verkehrsproblems unerläßlich. 

Es stellt sich daher nicht die Frage, ob regionale Wirtschaftpolitik betrie­
ben werden sollte, sondern wie sie be.trieben werden sollte. Der Autor ver­
tritt dabei die These, daß mit der Frage der richtigen Kompetenzverteilung 
zwischen den verschiedenen staatlichen und supranationalen Ebenen die 
Frage nach der Effizienz der Regionalpolitik steht und fällt. 

2.2 Föderalismus 

Föderal ismus wird in staatsrechtlicher Sicht als eine Organisationsform 
des Bundesstaates betrachtet. Föderalistisch ist nach Pernthaler und 
Samsinger ( 1 984) "eine Ordnung, wenn sie selbständige (,autonome') klei­
nere Gemeinschaften zu größeren Ordnungen zusammenschließt, ohne 
ihre ursprüngl iche Vielfalt, ihre Eigenständigkeit und Verschiedenheit zu 
beseitigen."Aus der ökonomischen Perspektive geht es um die optimale 
Abstimmung zwischen den Vorteilen der Einheit und jenen der Vielfalt. In der 
ökonomischen Theorie des Föderalismus wird die Aufgaben-, die Ausga­
ben- und Einnahmenverteilung zwischen den einzelnen Körperschaften auf 
ihre ökonomische Effizienz hin untersucht und beurteilt. 12 Föderalismus 
bedeutet dementsprechend "real decentralization where the lower Ievei 
jurisdictions have competences on regulation expenditure as weil as 
revenues". 1 3  Das System des Finanzausgleichs ist der sichtbare Ausdruck 
der Aufgaben-, Ausgaben- und Einnahmenverteilung. 

Leider haftet den föderalistischen Ansätzen, auch wenn sie, wie z.B. von 
Thöni (1 984 ), unter verschiedensten Gesichtspunkten vorgetragen werden, 
ein wesentlicher Mangel an: Sie berücksichtigten nicht die Strukturdes Rau­
mes, welche durch die regionale Arbeitsteilung entsteht. Implizit wird eine ho­
mogene Ebene unterstellt, was letztlich die Analyse wieder auf einen raum­
losen Zustand reduziert. Dieses "Wunderland ohne Raum" ist für die prakti­
sche Analyse unbrauchbar, da finanzwissenschaftliche Fragestellungen 
nicht in einen operationalisierbaren Regionsbegriff eingebettet werden.14 

2.3 Zusammenhang zwischen Regionalpolitik und Föderalismus 

Föderalismus bezieht sich auf die räumliche Struktur des öffentlichen 
Sektors, Regionalpolitik auf die räuml iche Struktur des privaten Sektors. 
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Sind diese Strukturen - entsprechend der Systemtheorie - funktionell un­
vereinbar, dann können aufgrund der Interdependenz dieser Ordnungen Kri­
sen auftreten,  v.a. wenn der beobachtbaren Dezentralisierung des privaten 
Sektors nicht die Föderal isierung des öffentlichen Sektors folgt. 

Regionalökonomen orten einen Zusammenhang zwischen der mangeln­
den Effizienz der Regionalpolitik und deren Trägerschaft - allerd ings ohne 
Begründung. Steiner u.a. ( 1 991 ) verlangen mehr intuitiv als kognitiv "die ver­
stärkte Verlagerung der Entscheidungsmacht zu regional kleineren Einhei­
ten und zu deren größeren fiskalischer Autonomie und damit zu einer Ent­
wicklung von unten". 

Es gibt zwei Wirkungsketten, über die Föderalismus und Regionalpolitik 
miteinander zusammenhängen: 
e indirekte Wirkungskette: Eine föderale Finanzordnung (steuerliches Trenn­
system oder gebundenes Trennsystem) kann über ein gewisses Maß an 
Steuerautonomie ein wirksamer Regulator gegenüber dem Staatsausgaben­
wachsturn sein .  Öffentliche Leistungen mit eigenen Abgaben zu finanzieren, 
zwingt zu einer sparsameren Verwendung der Mittel und verbessert die Wett­
bewerbsfähigkeit der Regionen, was die Schweiz eindrucksvoll beweist. Sie 
ist der einzige Staat in Europa, der eine signifikant geringere Abgabenquote 
gegenüber den EU-Staaten aufweist verbunden mit einer sehr guten Versor­
gung an öffentlichen Leistungen. Trotz einem ähnlichen Angebot an öffentli­
chen Leistungen ist die Steuerbelastung in der Schweiz um ein Viertel niedri­
ger als in der BRD.15 Diese Wirkung findet indirekt statt, indem die Effizienz 
innerhalb des öffentlichen Sektors erhöht wird. 
• Direkte Wirkungskette: Die andere Wirkungskette ist unmittelbarer Natur. 
H ier tritt der öffentliche Sektor in eine direkte Beziehung mit dem privaten 
Sektor. Es geht um die Regionalpolitik, wie sie im allgemeinen verstanden 
wird und in der die Rational ität von Förderentscheidungen im Mittelpunkt 
steht. 

Obwohl diese zwei Aspekte interdependent sind, daher nicht sauber von­
einander getrennt werden können , interessiert im folgenden der zweite 
Aspekt, d ie direkte Beziehung des öffentlichen Sektors zum privaten Sek­
tor und die Rationalität von Förderentscheidungen. Wie muß der öffentliche 
Sektor organisiert sein, damit eine effiziente Regionalpolitik betrieben wer­
den kann? Diese Frage kann unter dem Aufgaben-, Ausgaben- und Ein­
nahmenaspekt untersucht werden . l n  der politischen aber auch in der wis­
senschaftlichen Diskussion werden diese Gesichtspunkte leider auseinan­
dergerissen.  So wird gerade in Aufsätzen über die Strukturpolitik der EU die 
Aufgabenverteilung als gegeben betrachtet und nur die Einnahmen analy­
siert. 16 Mancherorts wird vor allem Wert auf die Ausgabenseite gelegt, 
wenn es z.B .  um die Konzentration der Fördermittel auf bestimmte 
Förderschwerpunkte geht.17 Über den Zusammenhang zwischen Aufga­
ben-, Ausgaben- und Einnahmenzuteilung in bezug auf die Regionalpolitik 
gibt es nur spärliche H inweise. Hier soll der Versuch unternommen werden , 
alle Gesichtspunkte zu integrieren und damit die stiefmütterliche Behand­
lung ein wenig zu bessern. 
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3. Aufgabenzuteilung 

Der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen ( 1 984) ortet im Verhältnis 
zwischen Finanzausgleich und Regionalpolitik ein Defizit, denn es werde 
nur die Verteilung der Einnahmen auf die Gebietskörperschaften geregelt; 
"ein direkter Einfluß auf d ie Aufgabenverteilung bzw. d ie schl ießliehe Aus­
gabentätigkeit der einzelnen Körperschaften wird damit kaum ausgeübt." 

Der Aspekt der Aufgabenzuteilung ist besser unter dem Subsidiaritäts­
prinzip bekannt. Grundsätzlich legt das Subsidiaritätsprinzip es nahe, wirt­
schaftspolitische Kompetenzen auf möglichst n iedriger Ebene anzusie­
deln, da regionale Problemlagen in ihrer Differenziertheit viel besser erkannt 
werden können und auch die politische Verantwortung für die regionale Ent­
wicklung weitaus stärker gegeben ist. Damit verbunden ist auch der räum­
l iche Bezugspunkt des Subsidiaritätsprinzips. Deshalb wird im folgenden 
auf die Frage nach dem Träger und der räumlichen Dimension des Subsi­
diaritätsprinzips eingegangen: 

3.1 Wer soll Regionalpolitik betreiben? 

"Gerade im Bereich der Regionalpolitik, wo es um die Förderung zurück­
gebliebener oder strukturschwacher Regionen geht, sind sowohl regionale 
Problemlagen als auch die möglichen Maßnahmen einer Abhilfe sehr ver­
schieden. Die Regionalpolitik steht vor dem generellen Informations­
problem, Regionen mit den vielversprechendsten Wachstumspotentialen 
oder Aufholchancen identifizieren zu müssen."18  

Nach der Theorie endogener Potentiale, aber auch nach dem Innovations­
ansatz geht es darum, daß die Regionen Wachstum selbst erzeugen. Die 
Regionen sollten sich den eigenen ökonomischen, sozialen und ökologischen 
Problemen stellen: Nach Häussermann und Siebel (1 994) "müssen Struktu­
ren geändert, negative Trends umgekehrt werden. Es geht nicht nur darum, 
Unternehmerische Aktivitäten zu unterstützen, sondern sie erst zu initiieren, 
kurz: es geht um die Organisation von Innovationen." 

Maier und Tödtl ing ( 1 996) orten die Region als Träger der Technologie­
und lnnovationspolitik, "da regionale I nstitutionen besser in der Lage sind, 
auf die Spezifika der jeweil igen Region einzugehen". Die wirtschaftliche 
Real ität erfordert daher eine Partizipation der Regionen sowohl bei der Vor­
bereitung als auch bei der Durchführung der beschlossenen Maßnahmen. 
D.h .  die Durchführungskompetenz sollte bei den Regionen angesiedelt sein, 
insbesondere die Entscheidung über einzelne Projekte und die Detail­
planung der Programme sowie deren Anpassung. 19  Darüber hinaus sollten 
sie in ausgewählten Bereichen der Umwelt- und Verkehrspolitik eigene 
Rahmenpolitiken formulieren dürfen.  Dem Bund käme die innerstaatl iche 
Koordinationsfunktion zu,20 es wäre aber auch eine regionalpolitische Er­
folgskontrolle des Bundes gegenüber den Ländern erwägenswert. 

Die EU sollte sich nach Tetsch ( 1 999) daher im wesentlichen mit der Set­
zung eines einheitlichen Handlungsrahmens oder abgestimmter Spielre-
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geln für ihre Mitgliedsländer begnügen. Ein budgetärer Eingriffwäre nur dort 
angebracht, wo die größten Ungleichgewichte feststellbar sind. Das bedeu­
tet, die innerstaatl iche Kohäsion hätte Vorrang vor dem Kohäsionsziel der 
EU. Diese Interpretation würde auch den Artikeln 3b und 1 30b des EG-Ver­
trags, wonach die Regionalpolitik der Union lediglich eine unterstützende 
Funktion hat, entsprechen. Kurzum: Es muß wieder mehr Raum für die na­
tionale Regionalpolitik gelassen werden! Das bedeutet auch eine bessere 
Abstimmung der nationalen Förderungen mit jenen der EU .21 Die zentrale 
Kontrolle wäre Laaser und Stehn ( 1 995) entsprechend zwar sinnvol l ,  dürf­
te aber aufgrund von Informationsproblemen nicht oder nur unter unverhält­
nismäßig hohen Aufwand möglich sein. Somit verbleibt der supranationalen 
Ebene im wesentl ichen die Koordinations- und Assistenzaufgabe.22 Um der 
EU Anreize für eine saubere Gestaltung der Gemeinschaftspolitiken zu ge­
ben,  wäre eine konstitutionelle Verankerung einer Opting-Out-Kiausel für 
diesen Politikbereich denkbar. 23 

Zusammenfassend kann festgestellt werden , daß entsprechend der juri­
stischen und ökonomischen Auslegung des Subsidiaritätsprinzips sowohl 
die Nationalstaaten als auch die Regionen die Hauptverantwortung bei der 
Formulierung und Durchführung der Regionalpolitik zukommen sollte. Han­
deln nun die Europäische Union und die Nationalstaaten entsprechend dem 
Subsidiaritätsprinzip in ihrer Regionalpolitik? 

Der Artikel 3b des Unionsvertrages, in welchem das Subsidiaritätsprinzip 
angesprochen wird, regelt nur mangelhaft das Verhältnis zwischen der EU 
und den Mitgl iedstaaten, auf die Ebene der regionalen Gebietskörperschaf­
ten wird nicht Bezug genommen .24 Das und die Ausnutzung der weitrei­
chenden Kompetenzen in der Beih ilfenkontrolle dürfte auch der Grund für 
die Fehlentwicklungen sein ,  die im folgenden beschrieben werden : 

l n  den letzten 1 5  Jahren "verfolgt die EU-Kommission das strategische 
Ziel, die Mitgliedstaaten im Bereich der Regionalpolitik zur Seite zu drän­
gen".25 Durch eine schärfere Beih i lfenkontrol le schränkt die Kommission 
einerseits den Handlungsspielraum der Staaten ein , andererseits drängt sie 
selber in die geschaffenen Freiräume durch die Ausweitung der eigenen 
Zuständigkeiten in der Strukturpolitik nach. Die nationale Regionalpolitik wur­
de dadurch zunehmend abgewürgt. Auch mit der Abstimmung zwischen 
nationalen Förderprogrammen und der EU-Strukturpolitik l iegt einiges im 
argen: "So hat beispielsweise bei der Vorbereitung der deutschen Ziel 1 -
Förderung d ie EU-Kommission die geplante integrierte Abwicklung der EU­
Strukturpolitik zusammen mit der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe für 
regionale Strukturpolitik nicht akzpetiert. Folge war die Aufspaltung der Ziei-
1 -Förderung in Deutschland in eine wesentlich größere Zahl von Ent­
wicklungsachsen , Operationellen Programmen und nationalen Komple­
mentär-Programmen als vorgesehen, mit der Folge hoher Flexibil itäts­
verluste und eines wesentlich erhöhten administrativen Aufwands."26 

Auf der Staatenebene hat der Bund oftmals die Vorherrschaft über die 
Regionalpol itik inne. Auch in Österreich ist der Bund mit wesentlich mehr 
Mitteln als die Länder in der Regionalpolitik involviert. Weiters besteht das 
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Problem, daß die Regionalpolitik des Bundes nicht aus einem Guß erfolgt, 
sondern drei verschiedene Ministerien regionale Wirtschaftspolitik betrei­
ben .  Durch die Trägervielfalt auf Bundes- und Landesebene entstehen nicht 
nur Doppelgleisigkeiten, sondern auch WidersprücheY Da die Regional­
politik als ein Teilbereich der Raumordnungspolitik, welche überwiegend in 
den Kompetenzbereich der Länder fäl lt, aufgefaßt wird , können aufgrund 
der Dominanz des Bundes in der Regionalpolitik auch verfassungsrechtl i­
che Probleme entstehen. 

Am eklatantesten verletzt wird das Subsidiaritätsprinzip auf der regiona­
len Ebene. Dem Ausschuß der Regionen als Anwalt dezentraler 
Problemlösungsansätze wird, obwohl vehement gefordert, kein Klagerecht 
vor dem Europäischen Gerichtshof zugestanden.28 ln den Verordnungen 
der EU wird nach Telser ( 1 996) zwar "auf eine Partnerschaft mit regionalen 
Stellen verwiesen. Diese entbehrt aber klarer Strukturen und damit auch 
,Verpfl ichtung' für die nationalen regionalpolitischen Aktivitäten", was auf 
eine mangelnde Kompetenzfestlegung zurückgeführt werden kann :  
• So läßt sich bei den deutschen Ländern eine stetige Aushöhlung ihrer Zu­

ständigkeiten im Zuge der europäischen Integration feststellen, "da die 
Bundesregierung vorzugsweise solche Kompetenzen an die Gemein­
schaft abtritt, die zuvor im Zuständigkeitsbereich der Länder lagen. Auch 
die Verlagerung von Bundeskompetenzen auf d ie supranationale Ebene 
schwächt die regionalen Gebietskörperschaften, da diese hierdurch ihre 
ansonsten vorhandenen Kontrollmöglichkeiten über die entsprechenden 
Politiken einbüßen. Hinzu kommen die zahlreichen Versuche des Bun­
des, den regionalen Gebietskörperschaften ihre Zuständigkeiten ,abzu­
kaufen' .  Diese Strategie wird auch von der Europäischen Union verfolgt. 
So haben beispielsweise die Maßnahmen der Strukturfonds zu einer Zen­
tral isierung politischer Steuerungsmöglichkeiten geführt."29 

• Das Subsidiaritätsprinzip beinhaltet auf regionaler Ebene vornehml ich 
den Aspekt, daß sich die obere Instanz nicht in die Umsetzung der 
Förderprojekte, in die Ablaufpolitik, einmischen soll .  ln Deutschland, wel­
ches schon auf eine längere Erfahrung mit der EU-Regionalpolitik zurück­
bl ickt, wird die Einmischung seitens der EU negativ registriert: "Es ist nun 
aber seit Jahren eine Praxis zu beobachten, bei der die europäischen In­
stitutionen wieder zunehmend Bezüge zur Projekt- und Umsetzungs­
ebene herstellen, also zu Zuständigkeiten, die im arbeitsteiligen Modell ei­
gentlich bei den regionalen Verwaltungen angesiedelt sein sollten. Dieser 
Zugriff äußert sich in immer detail l ierteren Vorgaben zu Inhalten der För­
derung und ihrer administrativen Handhabung. Diese Entwicklung ist 
höchst ungünstig, verringert sie doch die Möglichkeiten der Länder zu 
kurzfristiger Reaktion auf sich ändernde Gegebenheiten und Zielsetzun­
gen. Außerdem trägt sie aufgrund der sich ständig ausdifferenzierenden 
technischen Vorgaben zu Problemen der Praktikabil ität des eigentl ich 
höchst flexiblen Instrumentes der Strukturfondsförderung bei ."30 

• ln  der von österreichischer Seite herkommenden Kritik wird auf die fehlen­
den Anreize infolge falscher Kompetenzzuweisung aufmerksam ge-
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macht: "Mit den Strukturfonds hat die EU-Kommission erhebliche Ent­
scheidungsbefugnisse gewonnen, die den Gestaltungsspielraum der Re­
gional- und Strukturpolitik auf Ebene der Mitgl iedstaaten erheblich verrin­
gern. Subobtimale Anreize und "free-rider'-Aktionen sind teilweise die Fol­
ge . Zudem divergiert das Verständnis von ,regionaler Wirtschaftsförde­
rung': Die Strukturfonds werden je nach Interesse und Kontext als 
struktur-, regional-, umverteilungs-, kohäsions-, entwicklungs-, be­
schäftigungs- oder finanz-ausgleichspol itisches Instrument interpretiert 
und genutzt."31 Die primär umverteilungspolitische Sicht der EU-Regio­
nalpolitik kam beim Berliner Gipfel zutage. Dort ging es seitens der Natio­
nalstaaten vordergründig um die Wahrung regionalpolitischer Besitzstän­
de.32 
Somit kommt dem Subsidiaritätsprinzip auf europäischer Ebene nur eine 

programmatisch-kosmetische Funktion zu, fern von jeglicher rechtlicher 
Durchsetzungsmögl ichkeit und Handhabbarkeit-33 Die mangelnde Opera­
tionalisierung des Subsidiaritätsprinzipes ist daher auch als Grund anzuse­
hen , warum es zu einer ständigen Zentral isierung von Kompetenzen ge­
kommen ist. 

Die Europäische Union allein zum Sündenbock zu stempeln hieße, der 
Realität nicht gerecht zu werden , denn durch die Zentral isierung von Kom­
petenzen kommt man den institutionellen Eigen- bzw. Partikularinteressen 
aller europäischen Akteure entgegen. So sind auch die unteren Ebenen in­
teressiert, Befugnisse und damit die Mittelausstattung der Gemeinschaft zu 
stärken, wenn es ihnen dadurch ermöglicht wird, ihren eigenen Haushalt zu 
entlasten und sich dadurch der Verantwortung zu entledigen: "Governments 
delegate tasks selfishly to higher Ieveis in the post-constitutional political 
process. "34 

3.2 Wo soll Regionalpolitik betrieben werden? 

Im Moment verhält es sich so, daß die EU-Fördergebiete um einiges grö­
ßer sind als die nationalen Fördergebiete, was zur Folge hat, daß die Effek­
tivität der EU-Strukturpolitik durch den großen Fördergebietsumfang erheb­
lich leidet. Hinzu kommt noch die mangelnde Übereinstimmung mit den na­
tionalen Fördergebieten. Die Fördergebietsauswahl sol lte wegen der 
problemadäquateren Prioritätensetzung als auch wegen der größeren 
Sachkenntnis durch die Mitgl iedsstaaten erfolgen. Die Union hätte sich 
dann auf die besonders schwachen Gebiete innerhalb der nationalen 
Fördergebiete zu konzentrieren. Die Voraussetzung für d ie EU-Förder­
würdigkeit wäre nach Funkschmid ( 1 997) dann die Eigenschaft als nationa­
les Fördergebiet. Auch hier wird der Subsidiaritätsgedanke wieder auf den 
Kopf gestellt, da die EU-Kommission seit längerer Zeit die Absicht verfolgt, 
d ie EU-Förderung solle künftig Voraussetzung für die nationale Förder­
gebietseigenschaft werden. 

Im folgenden wird auf d ie optimale räumliche Ausgestaltung des Subsi­
diaritätsprinzips eingegangen: 
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Neben der Frage, auf welches Gebiet sich regionalpolitische Maßnahmen 
beziehen sollten, fällt auch die optimale Größe im europäischen Regionen­
wettbewerb unter das Subsidiaritätsprinzip. Es geht in beiden Fällen um die 
"richtige" Abgrenzung der Regionen bzw. um die Frage, was für Regionen 
Bezugspunkt des Subsidiaritätsprinzips sein sollten. Der erste Aspekt be­
handelt das Verhältnis der Staaten und Regionen zur EU,  der zweite Aspekt 
bezieht sich auf innerregionale Gegebenheiten. 
• Zum ersten Aspekt, der räumlichen Wirksamkeit von Maßnahmen, stel­

len Maier und Tödtling ( 1 996) fest, daß sich die Entwicklungsimpulse der 
Zentren zumeist auf die jeweiligen Arbeitsmarkteinzugsbereiche be­
schränken. Mit Eckey ( 1 978) läßt sich diese Aussage weiter ausführen: 
"Da die regionale Wirtschaftspolitik durch den Einsatz von Instrumenten 
in Wirtschaftsräumen Zielrealisierungsgrade steigern wil l ,  muß das Kon­
zept einer sinnvollen Regionsabgrenzung auf die Wirkung der ergriffenen 
Maßnahmen im Raum basieren . . .  Die Realität treffende Aussagen kön­
nen also nur dann gewonnen werden, wenn Angebotsstätten mit ihren 
Nachfragebereichen konfrontiert werden. Bei einem Vergleich von homo­
gener und funktionaler Regionsabgrenzung ist also der letzteren eindeu­
tig der Vorrang einzuräumen. Sie sollte bei einer Diagnose und Kontrolle 
im Rahmen der regionalen Wirtschaftspolitik präferiert werden." Die 
Fördergebietsauswahl sollte durch einen Vergleich von funktionalen Re­
gionen (v.a .  Arbeitsmarktregionen) und den außerhalb dieser Regionen 
liegenden Landgebieten stattfinden (siehe unten Punkt 3.3). 

e lm Hinblick auf den zweiten Aspekt, der regionalen Wettbewerbsfähigkeit, 
drängen sich laut Frey ( 1 995) "Regionen auf, die mindestens etwa 1 Mil­
l ion Einwohner zählen. Nur Regionen dieser Größenordnung sind in der 
Lage, wichtige zentralörtliche Leistungen (Hochschulen, Kultur, Spitzen­
medizin usw. ) in der nötigen Breite und kostengünstig anzubieten." Diese 
Regionen bestehen aus einer Großstadt als Kern und einer Einflußzone, 
bestehend aus Mittel- und Kleinstädten, ländl ichen Gebieten sowie 
Erholungs- und Ausgleichsräumen im Berggebiet Frey definiert h ier we­
niger eine Region, sondern ein Städtesystem. Aus unserer Sicht erscheint 
es daher notwendig , diese Aussage zu präzisieren. Um die zentral­
örtlichen Leistungen im optimalen Umfang anbieten zu können, müßte 
zumindest das ganze verstädterte Gebiet (=Kernraum), das ist die Kern­
stadt und das Ergänzungsgebiet, entsprechend ihrer Nutzung zur Finan­
zierung öffentlicher Leistungen herangezogen werden. Rein technisch 
betrachtet l ieße sich das am leichtesten durch die Eingemeindung be­
werkstelligen. Im Kernraum besteht aufgrund der ähnlichen demographi­
schen und baul ichen Struktur sowie der hohen gegenseitigen Pendler­
verflechtung eine ähnl iche qual itative und quantitative Pro-Kopf-Inan­
spruchnahme öffentlicher Leistungen. Damit würde die Spil lover­
problematik, das Problem kommunenübergreifender externer Effekte im 
Stadt-Umland-Bereich, größtenteils gelöst.35 Der Teufelskreis des Stadt­
verfalls mit den schädlichen Wirkungen auch für das Umland könnte da­
mit gestoppt und die Grundlage für eine Reurbanisierung geschaffen wer-
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den. Dann wären die Städte laut Frey ( 1 995) wieder imstande, ihre Funk­
tion als Motoren der Volkswirtschaft wahrzunehmen und ihre Cluster als 
Standorttrümpfe auszuspielen. 
Dies soll am Beispiel der Stadt Salzburg und Umgebung erläutert werden. 

Empirische Grundlage ist dabei das funktionale Regionskonzept des Öster­
reichischen Statistischen Zentralamtes. Der Kernraum, das verstädterte 
Gebiet, besteht aus den Kernstädten Salzburg und Hallein und den dazuge­
hörenden zwei Ergänzungsgebieten, welche aus neun Gemeinden beste­
hen. Da diese aus ökonomisch-funktionaler Sicht ein Raum sind, müßte er 
auch einheitlich verwaltet werden. Das "Prinzip der Einheit der Verwaltung" 
wird durch das Vorhandensein von elf Gemeindeverwaltungen eklatant ver­
letzt. Es besteht daher die Gefahr, daß "die kommunalwirtschaftl iche und 
kommunalorganisatorische Zersplitterung in mehrere Verwaltungsträger 
wirtschaftl iche und räuml iche Fehlentwicklungen" einleitet. 36 Der einfach­
ste und effizienteste Weg wäre die Bildung einer einzigen Gemeinde Salz­
burg-Hallein .  Geht man von Salzburg-Stadt als Gravitationszentrum der 
ganzen Region aus, dann würde deren Bevölkerungszahl von 144.000 auf 
205.000 bzw. um 42% hochschnel len, die Fläche von 66 auf 259 km2. Im 
Vergleich dazu: Bei der ersten Eingemeindung im Jahre 1 935 kam es laut 
Dopsch und Hoffmann ( 1 999) zu einem Bevölkerungszuwachs von 57%. Die 
hohe Finanzmasse und der Wegfall der im Stadt-Umland-Bereich beson­
ders ausgeprägten Spillovar-Problematik gäben den Anreiz und die Möglich­
keit zu einer optimalen Versorgung mit zentralörtlichen Leistungen, was wie­
derum eine wichtige Rahmenbedingung für die regionale Entwicklung darstel­
len würde. Darüber hinaus käme es durch die einheitliche Regionalplanung zu 
einer effizienteren Nutzung des Bodens, die Verkehrsproblematik und die 
Zersiedelung könnten wirksam bekämpft werden. Eine gemeinsame und 
einheitliche und mit größeren Mitteln ausgestattete Wirtschaftsförderungs­
politik würde es der Region Salzburg-Hallein ermöglichen, sich im internatio­
nalen Wettbewerb entsprechend zu positionieren. Ähnlich ließe sich mit den 
anderen großen Stadtregionen Österreichs argumentieren. 

3.3 Functional Urban Regions : Fördergebietsbestimmung 

ln  funktionalen Regionen werden Maier und Tödtl ing ( 1 996) entsprechend 
Gebietseinheiten zusammengefaßt, die miteinander bezüglich bestimmter · 
I ndikatoren in Verbindung stehen. Am üblichsten und aussagekräftigsten ist 
die Abgrenzung nach Arbeitsverflechtungen, d ie Bildung von Arbeitsmarkt­
regionen. 

Die funktionale Region wäre die geeignete räumliche Einheit sowohl für 
den Maßnahmenaspekt als auch für den Aspekt der optimalen Größe. Der 
Kern, welcher sich aus der Kernstadt und dem Ergänzungsgebiet zusam­
mensetzt, ist ein Begriff, welcher dem funktionalen Regionskonzept 
(Functional Urban Region - FUR) enstammt. Die I nternalisierung von 
zentralörtlichen Spillovars läßt sich v.a. im Kern der Region bewerkstelligen. 
Beim Gesichtspunkt des Wirkungsradius ergriffener Maßnahmen gesellt 
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sich noch das Umland, welches im funktionalen Regionskonzept "Ring" ge­
nannt wird, h inzu . Je nach der Diagnose, welche sich auf Kern, Ring und 
außerhalb der FUR gelegenen Landgebiete bezieht, wird gefördert oder 
auch nicht, was im folgenden näher erläutert werden wird: 

Das funktionale Regionskonzept ermöglicht es, die Unterschiede, d ie sich 
aus al lgemeinen sozialen Diparitäten ergeben, von jenen abzusondern, 
welche auf räumlichen Disparitäten beruhen. Soziale Unterschiede betref­
fen die Gesellschaft als Ganzes, sie haben sich im Laufe des letzten Jahr­
hunderts beträchtlich verringert. Diese Betrachtung verwischt nach 
Cheshire und Hay ( 1 989) aber die bedeutende Tatsache, daß - auf einem 
niedrigeren Abstraktionsniveau - räumliche Unterschiede existieren in dem 
Sinn "that people of given characters enjoy a different standard of living and 
different l ife opportunities in different parts of a country or in different regions 
. . .  These are truly spatial disparities because they owe their existence to the 
costs of making adjustments through space (these costs reflect not only 
distance, of course, but culture and language and other factors)." Die Ko­
sten der Anpassung, welche einen Abbau von Disparitäten verhindern, sind 
auffallend zwischen FURs, speziell zwischen nicht benachbarten. Deshalb 
sind FURs geeignete Einheiten, innerhalb derer bestimmte Charakteristika 
(z.B .  Einkommen) zu erheben sind. 

Die FURs ermöglichen in der Folge einen systematischen Vergleich der 
sozioökonomischen Struktur, welcher bei Zugrundelegung von administra­
tiven Einheiten durch die vielfältigen Erscheinungsformen sozialer Segrega­
tion erheblich verzerrt werden kann. Cheshire und Hay ( 1 989) folgend soll­
ten vergleichende Messungen innerhalb der Europäischen Union "reflect 
the characteristics of the whole population that Iooks to a particular city as 
a focus. The best available approximation for this purpose are FURs." Im 
speziellen sind FURs adäquate räumliche Einheiten für eine systematische 
Analyse der Wirtschaftsstruktur und für regionale Vergleiche der Wirt­
schaftsstruktur. Auf österreichischer Seite wurde h ier Pionierarbeit von 
Lackinger ( 1 989) geleistet. 

Auf der Grundlage dieser Erkenntnisse - die Studie von Cheshire und Hay 
( 1 989) wurde von der Kommission in Auftrag gegeben - ist es unverständ­
lich , warum die NUTS-Regionen der EU-Statistik, welche u.a.  auch zur Be­
urtei lung der Förderwürdigkeit eines Gebietes dienen, politisch-administra­
tive Gesichtspunkte zur Abgrenzung von Fördergebieten wählen. Bei den 
NUTS-Regionen verkommt die Ausweisung von räuml ichen Disparitäten 
auf der Basis von willkürlich ausgewählten administrativ definierten Landes­
teilen zur statistischen Trivial ität. 37 Durch eine solcherart bestimmte 
Regionsabgrenzung gelangt man Telser ( 1 996) folgend zu einer undif­
ferenzierten Auswahl der Förderzielgebiete innerhalb des EU-Wirtschafts­
raumes, "die Bestimmung der Förderregionen geschieht durch arbeitstech­
nische Gegebenheiten (Bezirks-, Bundeslandgrenzen etc.), auf sozio-öko­
nomische Strukturen wird wenig geachtet". 

Unverständl ich ist die Methode zur Auswahl der Fördergebiete auch 
deshalb, weil seitens des Österreichischen Statistischen Zentralamtes ein 
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funktionales Regionskonzept zur Verfügung stünde, welches erstmals 
1 983 erstellt und letztmals 1 997 überarbeitet wurde38 und mittels dessen 
sich förderwürdige Regionen bzw. außerhalb der Regionen l iegende 
Landgebiete präzise herausselektieren l ießen . Es wäre deshalb ange­
bracht, auf Basis d ieses Konzeptes eine nationale Fördergebietsauswahl 
zu treffen. 

4. Ausgaben 

Aufgaben und Ausgaben sind eng miteinander verflochten, denn die 
Durchführung von Aufgaben bedingt Ausgaben. Daher entscheidet eine 
Vertei lung der Aufgaben auch weitgehend über die Ausgabenvertei lung. 
Eine unklare Aufgabenteilung und -durchführung zieht automatisch Fehl­
ausgaben nach sich: 
• "Eine zentralistisch angelegte Regionalpol itik tendiert sowohl auf supra­

nationaler als auch auf nationaler Ebene schon aus rein praktischen Er­
wägungen zu einheitlichen Problemlösungen ."39 H inzu kommen laut 
Telser ( 1 996) noch die negativen Anreize aus dem politischen Bereich 
der Regionen: "Somit besteht die Gefahr, daß die Regionalpolitik für poli­
tische Ziele mißbraucht werden kann.  Für die Fördergeldausschüttung 
sind dann weniger ökonomische Fragen entscheidend, vielmehr rücken 
persönliche, parteipol itische etc Interessen (der Bürgermeister, der sei­
ne Wiederwahl sichern möchte) in den Vordergrund." Diese "rent­
seeking"-Strategie ist wieder deutlich beim Berliner Gipfel zutage getre­
ten,  wo "beinhart um jede Hundertschaft an Einwohnern in den jeweil i­
gen Bevölkerungshöchstgrenzen der Länder gefeilscht"40 wurde. Zwar 
hat sich in Österreich der Anteil der in den Fördergebieten lebenden Ein­
wohner von 40,8% um ein Drittel auf 27,6% reduziert. Vergleich man den 
Umfang der Fördergebiete mit den im Österreichischen Raurn­
ordnungskonzept ( 1 992) ausgewiesenen Problemgebieten, dann zeigt 
sich , daß trotz Kürzungen immer noch zu große Fördergebiete ausge­
wiesen wurden. 

• Auf Kritik gestoßen ist auch der hohe Koordinations- und Verwaltungs­
aufwand, welcher bei der Durchführung der Strukturfonds angefallen ist. 
Bisher war es so, daß der Verwaltungsaufwand für die lmplementation 
des Strukturfonds drei- bis viermal so groß eingeschätzt wurde wie für 
die nationalen Programme. Das soll sich angebl ich ändern: Durch eine 
Entflechtung und Dezentral isierung des l mplementationssystems und 
eine Stärkung der Feedback- und Kontroll instrumente wird eine Verrin­
gerung des Verwaltungsaufwands angestrebt. 41 Tetsch ( 1 999) sieht in 
den zusätzlichen Feedback- und Kontroll instrumenten eine weitere Zen­
tral isierung und Bürokratisierung der Strukturpolitik. Es bleibt abzuwar­
ten ,  ob der überzogene Verwaltungsaufwand allein durch eine Reform 
bürokratischer Verfahren auf ein vernünftiges Maß reduziert werden 
kann.  
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5. Einnahmenverteilung 

Für die Effizienz der Regionalpol itik sind sowohl die Einnahmebe­
ziehungen innerhalb der Nationalstaaten als auch die Einnahme­
beziehungen zwischen den Nationalstaaten und der EU bedeutsam. 

5.1 Einnahmenbeziehungen innerhalb der Mitgliedstaaten 

"Die Verteilung der öffentlichen Einnahmen muß grundsätzlich der aus 
der Aufgabenverteilung resultierenden Ausgabenbelastung der einzelnen 
Körperschaften entsprechen", es müssen "auch die Steuereinnahmen den 
Ebenen so zugewiesen werden ,  daß keine räumlichen "Spi//over''-Effekte 
auftreten. Dies bedeutet, daß den nachgeordneten Ebenen ,nur die Steuern 
mit örtl ich begrenztem Wirkungsgrad' überlassen werden dürften."42 Dies 
ist Laaser und Stehn ( 1 995) entsprechend vor allem im Hinblick auf eine 
Rückverlagerung von Aufgaben relevant, denn diese wird dann ein Problem, 
wenn nicht zugleich Finanzierungskompetenzen zugewiesen werden. Ins­
besondere die vollständige Übertragung der Regionalpolitik an die Länder 
würde einen erheblichen finanziellen Mehraufwand auslösen. 

Die Steuern, welche von der Körperschaft erhoben werden, sollen nicht 
zu stark über die Grenzen wirken. Deshalb kommen auf regionaler Ebene 
v.a .  immobile Faktoren für die Besteuerung in Frage. Das hat zusätzlich den 
Vortei l ,  daß kein wohlfahrtsmindernder Steuerwettbewerb ausgelöst wird, 
welcher laut Nowotny ( 1 997) d ie betroffene Region zwingen könnte, "ein 
Steuerniveau zu wählen , das n icht den durch Wahlen manifestierten und 
legitimierten Präferenzen der Bewohner entspricht". Bei den immobilen 
Faktoren dürfte das Steuerpotential , verglichen mit anderen Staaten, noch 
nicht ausgeschöpft sein .  

Im Hinblick auf d ie Regionalpolitik ist vor allem die Frage interessant, wie 
die Einnahmen beschaffen sein müssen, damit Förderentscheidungen auf 
eine rationale Basis gestellt werden können. Mittels des Prinzipes der 
Additionalitätwird die Vergabe von EU-Mitteln an dieAufbringung von Eigen­
mitteln gekoppelt. Diese Aufbringung von Eigenmitteln hat nun einen spezi­
ellen und einen allgemeinen Aspekt. 
• Der spezielle Aspekt bezieht sich auf das Verhältnis zur EU.  H ier sollte 

Funkschmid ( 1 997) entsprechend die Komplementär-Finanzierung 
"durch möglichst wenige nationale Programme mit gleichgerichteter Ziel­
setzung und klarer Durchführungsverantwortung sichergestellt werden." 

• Der allgemeine Aspekt bezieht sich auf die Aufbringungsart. Die 
Kofinanzierung sollte, da sie auch die Nutznießer der Förderungen sind, 
nur von den Ländern oder den Regionen aufgebracht werden. ln der Pra­
xis wird sie zwischen Bund, Ländern und Regionen geteilt, was auch im­
mer wieder zu Konflikten führt.43 Nehmen wir nun an, daß die Länder al­
lein für die Kofinanzierung verantwortlich sein müßten ,  dann stellt sich die 
Frage, mit welchen Mitteln sie das kotinanzieren müßten. Die Antwortet 
lautet, daß sie mit eigenen Abgaben die Kofinanzierung aufzubringen hät-
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ten,  denn ein hoher Anteil an eigenen Einnahmen führt nach Blankart 
( 1 991 ) zu einer höheren Rationalität im Förderwesen, "weil so die Steu­
ern ihre Funktion als Preise für öffentliche Leistungen wiedererlangen kön­
nen". Aus dieser Perspektive erscheint Seitwedel ( 1 987) folgend die viel­
fach geschmähte Steuerautonomie "n icht als verschwenderischer Sub­
ventionslauf, sondern als Annäherung an den marktmäßigen Suchprozeß, 
um Standortentscheidungen von Unternehmen , regionale Agglo­
merationsvorteile und individuelle Präferenzen besser miteinander in Ein­
klang zu bringen, als es mit der zentral koordin ierten Regionalpolitik mög­
l ich wäre." Wichtig ist v.a. die Tatsache, daß sich die Regionalpolitiker dem 
Wähler bzw. Steuerzahler zu stellen hätten. 
Aber handelt es sich im Falle der Österreichischen Regionen bei den der 

Kofinanzierung zugesteuerten Mitteln wirklich um eigene Einnahmen? Hier 
muß mit einem klaren Nein geantwortet werden,  denn der Anteil der 
Landesabgaben am Aufkommen der Bundesländer beträgt laut Beirat für 
Wirtschafts- und Sozialfragen ( 1 992) nur 2,4%, was budget- und regional­
pol itisch äußerst negativ zu beurteilen ist: "Das Verlangen nach mehr Fi­
nanzmitteln der unteren Gebietskörperschaften richtet sich im verstärkten 
Maße an d ie zentrale Ebene und n icht an die Wähler der entsprechenden 
Gebietskörperschaft, was eine rationale Budgetpolitik erschwert und somit 
zu Fehlal lokationen führen kann."44 Der zu hohe Anteil an Ertragsanteilen 
und die nationale Mischfinanzierung hat nach Seitwedel ( 1 987) zur Folge, 
"daß es sich für die Vertreter nachgeordneter Gebietskörperschaften gera­
dezu lohnt, ,so viel wie möglich aus dem Topf zu holen' ,  ohne daß in jedem 
Einzelfall überprüft würde, ob der Gesamtnutzen der durchgeführten Pro­
jekte auch die Gesamtkosten übersteigt." Kurzum: die Regionalpolitiker, v.a. 
die Landeshauptleute, haben keine Anreize, ökonomische Kosten-Nutzen­
Überlegungen über die beabsichtigten Projekte anzustel len, da sie prak­
tisch keine Steuerverantwortung gegenüber ihren Wählern zu tragen haben. 
l n  diesem System läßt es sich für die Landesverwaltungen gut leben - was 
die - vergl ichen mit dem Bund, hohen Politiker- und Beamtengehälter, die 
Einführung einer Vielzahl von Transferleistungen45 und die steigenden 
Rücklagen bei der Wohnbauförderung zeigen.46 Die politische Verantwor­
tung für Steuererhöhungen, d ie durch das vertikale Transfersystem verur­
sacht werden, kann von den Ländern auf den Bund abgeschoben werden, 
während sie gleichzeitig in der Form höherer Ertragsanteile von den Steu­
ererhöhungen profitieren. 

Auf Österreich bezogen,  müßten in  erster Linie die Länder mehr Be­
steuerungsrechte erhalten. Aber auch den Gemeinden sollte mehr 
Finanzautonomie gewährt werden. ln dieser Hinsicht ist der vom Finanz­
min isterium im letzten Jahr gemachte Vorstoß, den Ländern und Gemein­
den mehr Besteuerungsrechte zu geben, gutzuheißen. I nteressanterwei­
se denkt das Finanzministerium dabei auch an eine aus eigenen Abgaben 
getragene Finanzierung von Projekten ,  aber auch an eine mögl iche Ent­
lastung der Bürger seitens der Gemeinden und Länder. Die eigenen Ein­
nahmen müssen natürl ich mit den Ertragsanteilen abgetauscht werden, 
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damit d ie schädl ichen Wirkungen der letzteren gemildert werden . Wie soll 
das nun geschehen? 

Der internationale Vergleich zeigt, "daß insbesondere die Liegenschafts­
besteuerung den Gemeinde- und Landesebenen zugewiesen wird . Denn 
gerade die Wertentwicklung von Liegenschaften wird vielfach auch durch 
öffentliche Maßnahmen, speziell im lnfrastrukturbereich, bestimmt. Außer­
dem sind hier auch steuertechnisch klare Zuordnungen nötig"Y Die Sicht­
barkeit der Liegenschaftssteuern infolge der direkten Zahlung an die lokalen 
Behörden und der periodischen Steuervorschreibung sowie ihre Äqu i­
valenzfinanzierungsfunktion machen sie gemäß Bird ( 1 993) zu einem In­
strument, welches "scores quite weil in terms of both its efficiency and its 
equity aspects." Denkbar wäre die Einführung einer Landesvermögen­
steuer, welche ausschl ießlich Grundstücke in die Steuerpfl icht einbezieht 
und der Einfachheit halber als Zuschlag auf die Grundsteuer eingehoben 
wird. Es spricht auch nichts gegen die Grunderwerbssteuer als Landesab­
gabe. 

Im besonderen würde sich die Bodenwertabgabe als regionalpolitisches 
Finanzierungsinstrument eignen. Diese Abgabe wurde bislang nur mit 
raumordnungspolitischen Zielen in Zusammenhang gebracht. Da aber die 
Regionalpolitik Teil der Raumordnungspolitik ist, kann sie auch für regional­
politische Ziele genutzt werden . ln raumordnungspol itischer Hinsicht könn­
ten d ie entsprechend Stockreiter ( 1 999) übermäßig großen Bauland­
flächen, welche "zu einer lückenhaften Bebauung, verbunden mit unwirt­
schaftl icher Erschließung und hohen Belastungen für die Gemeinden" füh­
ren, reduziert werden. Der damit verbundene Druck auf den Grundstücks­
markt würde die Grundstückspreise sinken lassen, was verteilungspolitisch 
wünschenswert wäre. Durch die Überführung dieser Abgabe in die Kompe­
tenz der Länder und die Koppelung an die Finanzierung von regionalen Pro­
jekten erhielte sie ihre regionalpol itische Relevanz. Der Bund müßte sich 
dann im Gegenzug sowohl aus der Kofinanzierung von EU-Projekten als 
auch aus der Finanzierung von nationalen Förderprojekten zurückziehen. 

Den Kritikern, die Angst vor dem Fiskalföderalismus mit den vermeintli­
chen negativen Folgen der Steuerautonomie haben, kann entgegengehal­
ten werden, daß in Staaten, die durch ein hohes Maß an Fiskalföderalismus 
geprägt sind, nichts derartiges beobachtet werden kann. So treten laut 
Blöchl iger und Frey ( 1 992) in der Schweiz steuerlich bedingte Wanderun­
gen in sehr geringem Ausmaß auf, dies obwohl die Steuerbelastung für 
gleiche Einkommens- und Vermögensverhältnisse der I nd ividuen um das 
Zwei- bis Dreifache schwankt.48 Zudem finden entsprechend Rossi und 
Steiger ( 1 996) die beobachtbaren Betriebsverlagerungen zum größten Teil 
nicht zwischen den Regionen statt, sondern im Umkreis von wenigen Kilo­
metern . Zum einen vergleichen d ie Wirtschaftssubjekte die Steuern mit 
dem, was sie dafür an öffentlichen Leistungen bekommen, zum anderen ist 
die Steuerbelastung nicht der einzige Bestimmungsfaktor für d ie Standort­
wahl von Individuen und Unternehmen. Ausschlaggebend sind v.a .  die 
Grundstücks- und Liegenschaftspreise. Steuern beeinflussen laut Blöch-

486 



25.  Jahrgang ( 1 999), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

l iger und Frey ( 1 992) negativ die Grundstückspreise, was eine Kompensa­
tion von Grundstücks- und Steuerpreisen zur Folge hat. Ein ausgeprägt fö­
deraler Staat ist auch in der Lage, die Distributionsfunktion wahrzunehmen, 
was Nowotny ( 1 996) zeigt: "Der Verlauf des relativen Nettodistributions­
effektes nach Einkommensklassen ist sowohl für die BR Deutschland als 
auch für die Schweiz regressiv, weist also auf eine Umverteilung durch den 
öffentlichen Sektor ,von oben nach unten' hin." Dies wird auch durch eine 
jüngere Untersuchung von Feld ( 1 999) bestätigt. 

Last but not least noch ein Wort an die Adresse jener, die glauben, daß 
der Finanzausgleich etwas "Gewachsenes" und deshalb Unveränderliches 
sei :  Ein Bl ick in die Geschichte Österreichs zeigt, daß der Umfang und das 
Aufkommen der Ländersteuern in der Zwischenkriegszeit erheblich war. 
Hierzu führt der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen ( 1 992) aus: "So 
konnten trotz Einführung der mittelbaren Bundesverwaltung im Jahre 1 925 
und der damit verbundenen Aufgaben und Aufgabenerweiterungen die Hälfte 
aller Aufwendungen der Länder durch eigene Steuern abgedeckt werden." 
Mit der Eingliederung Österreichs in das Deutsche Reich wurde die föderale 
Struktur jäh zerschlagen und wir haben heute noch mit den Problemen die­
ser Finanzordnung zu kämpfen. Durch das Übergewicht der Exekutive bei 
der Aushandlung der Finanzausgleichsgesetze werden diese Probleme 
zementiert. Nach Nowotny ( 1 994) sollte das Parlament, welches auch for­
mal für diese Materie zuständig ist, verstärkt seine Kompetenzen wahrneh­
men. 

5.2 Einnahmenbeziehungen zwischen den Mitgliedsländern 

Nun stellt sich noch die Frage, wie die Effizienz des EU-Anteiles an der 
Regionalförderung erhöht werden könnte. Diese Regionen sollten laut den 
Ausführungen von Klodt u .a .  ( 1 992) durch einen horizontalen Finanzaus­
gleich ihre Einnahmen erhalten: "Angesichts des hohen Verwaltungsauf­
wandes, der sowohl auf EG-Ebene als auch in den Mitg l iedsstaaten und 
deren Regionen im Zusammenhang mit der Formulierung und Durchfüh­
rung von Gemeinschaftsprogrammen getrieben werden muß, erscheint 
eine aktive EG-Regionalpolitik als die teurere Alternative gegenüber einem 
horizontalen Finanzausgleich zwischen den Mitgl iedstaaten. Zudem dürften 
ungebundene Finanztransfers den Bewohnern einer geförderten Region ein 
höheres Wohlfahrtsniveau ermöglichen als verwendungsgebundene Über­
tragungen, weil sie den Transfer ihren Präferenzen gemäß verwenden kön­
nen." D .h . ,  durch ungebundene Transfers l ießen sich regional maßge­
schneiderte Projekte viel leichter realisieren. Das hätte auch zur Folge, daß 
sich die EU aus der Diskussion um die Förderschwerpunkte zurückzuzie­
hen hätte. 

Der EU käme im wesentlichen die Aufgabe der Koordinierung dieses ho­
rizontalen Finanzausgleiches zu. Allerdings müßte sichergestel lt sein ,  daß 
die Entscheidungsträger die erhaltenen Gelder auch präferenzkonform ver­
wenden. Thierstein und Egger ( 1 995) sehen im Zusammenspiel bzw. in der 
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richtigen Mischung aus Wettbewerb und Kooperation, m.a.W. aus 
Konkordanzdemokratie bzw. Sozialpartnerschaft, Repräsentativdemokra­
tie, Föderal ismus und direkter Demokratie wichtige institutionelle Voraus­
setzungen für die Netzwerkbildung und eine effiziente Regionalpolitik. Da­
her wäre die Bindung des Erhaltes von Fördermitteln an die genannten 
Verfahren ein geeigneter Weg zur präferenzkonformen Verwendung von 
EU-Geldern . Staaten mit einer unterentwickelten sozialpartnerschaftlieh 
demokratisch-föderalen Struktur sollten demnach keine Förderungen er­
halten. 

Die Transfers sollten Hilfe zur Selbsthilfe sein .  Blöchliger und Frey (1 992) 
orten die Gefahr, daß bei zu umfassenden Transfers die Anreize für die Re­
gionen, sich selbst zu helfen, geringer werden. Die Abhängigkeit von Aus­
gleichsleistungen und die Zahl der Regionen, welche einen Ausgleich bean­
spruchen, steigt. Dies zeigt sich deutlich am aufgeblähten Umfang der EU­
Fördergebiete. Es wäre daher auch bei einem horizontalen Finanzaus­
gleich die Einrichtung einer Obergrenze sinnvoll. 

6. Synthese und Problemlösung: Fiskalische Äquivalenz 

Die Zusammenführung von Aufgaben-, Ausgaben- und Einnahmen­
verantwortung ist die fiskalische Äquivalenz. Fiskalische Äquivalenz läßt 
sich nach ihrem Schöpfer Olson ( 1 979) dadurch erreichen , "daß jene, die 
aus dem öffentlichen Gut einen Nutzen ziehen, auch die sind, die dafür be­
zahlen," umgangssprachlich ausgedrückt: "Wer anschafft, der soll auch 
zahlen!" Eine erweiterte politökonomische Definition von Laaser und Stehn 
( 1 995) besagt, "daß der Kreis der Nutzer einer öffentlichen Leistung so weit 
wie möglich deckungsgleich mit dem Kreis der Zahler und mit dem Kreis der 
Entscheider sein sollte." Fiskalische Äquivalenz bedeutet nichts anderes 
als die Setzung von richtigen Anreizen und Verantwortungen im Bereich der 
öffentlichen Leistungen. Eine Tatsache, die in der betriebswirtschaftliehen 
Praxis selbstverständl ich ist. Ist es daher n icht naheliegend , auch im Be­
reich der öffentlichen Leistungen, im speziellen in der Regionalpolitik, zuerst 
solche Grundsätzl ichkeiten umzusetzen, bevor großartig über "Techno­
logieoffensiven" u .ä. Maßnahmen debattiert wird? 

Wenn fiskalische Äquivalenz nicht gegeben ist, dann kann das zu erheb­
lichen lneffizienzen führen. Ein bekanntes Beispiel aus der Österreichischen 
Praxis wäre die Lehrerbesoldung: Das Land schafft an, und der Bund muß 
zahlen , was zu einer überdurchschnittl ich hohen Lehrerdichte Österreichs 
im internationalen Vergleich geführt hat. Ein anderes Beispiel ist die Defizit­
garantie seitens des Bundes für die Salzburger Festspiele, welche der Ver­
schwendung Tür und Tor öffnet. Letzteres Beispiel fand aufgrund der Ein­
zigartigkeit seiner ökonomischen Entgleisungen Eingang in internationale 
Publikationen.49 Weniger sichtbar, aber n icht weniger drastisch , herrscht 
aufgrund der mangelnden Einnahmenhoheit bzw. der zu hohen Quote an 
Ertragsanteilen praktisch für alle Aufgaben der Länder dieser Mangel an fis­
kalischer Äquivalenz. 
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Fiskal ische Äquivalenz berührt beide unter Punkt 2.3 genannten Wir­
kungsketten: 
• Einmal die indirekte Wirkungskette: Fiskalische Äquivalenz hemmt das 

unkontrol l ierte Staatsausgabenwachstum und damit die zu hohe Ab­
gabenbelastung der Wirtschaftssubjekte, da es durch eine dezentrale 
Ordnung zu einer stärkeren Rückkoppelung des Wähler-/Steuerzahler­
willens auf die politischen Entscheidungsträger kommt. Diese Wirkung 
tritt weniger durch die Angst vor einer erhöhten Abwanderungsbereitschaft 
("exif') der Individuen ein; vielmehr haben die Individuen größere Anreize 
zu einer aktiven Teilnahme am politischen Prozeß und Korrektur politi­
scher Fehlentwicklungen (Widerspruch bzw. "voice"), "because the 
individual influence on politics is larger, and personal, local relations are 
more important than in central ized countries. Thus, individuals and firms 
have incentives to invest in jurisdiction-specific, local human capital and 
relations."50 Damit würde automatisch der Erwartung der Kommission 
nach einer stärkeren Einbindung des privaten Sektors, z.B.  in der Form 
der Private-Pub/ic-Partnership, entsprochen.51 Die Wettbewerbsfähigkeit 
der betreffenden Region würde dadurch verbessert. Eine weitere Verbes­
serung der Wettbewerbsfähigkeit tritt durch d ie Lösung der Spi//over­
Problematik, v.a. im Städtebereich ein. Spil lavers können als die Ursache 
für den Stadtverfall angesehen werden.  Nur durch die Lösung der 
Spi//over-Problematik sind nach Frey ( 1 995) d ie Städte imstande, ihre 
Trümpfe als Cluster-Ballung auszuspielen. 

• Fiskalische Äquivalenz ist nichts anderes als die I ntegration des Aufga­
ben-, Ausgaben- und Einnahmenaspektes in die Umsetzung der Regio­
nalpolitik. Eine Verknüpfung von Einnahmen- und Ausgabenseite führt ent­
sprechend Nowotny ( 1 994) "dazu, daß eine Gebietskörperschaft stärker 
an die ökonomische Entwicklung ihres Bereiches interessiert ist, als wenn 
ihre Einnahmen von der spezifischen regionalen und lokalen Wirtschafts­
situation abgekoppelt sind." Im al lgemeinen haben die Gebietskörper­
schaften ein größeres Interesse an der Standortpflege. Im speziellen 
zwingt sie die öffentl ichen Entscheidungsträger, d ie Förderent­
scheidungen über Projekte und Programme an dem ökonomischen Nut­
zen ,  welcher nicht unbedingt der kurzfristig-politische sein muß, auszu­
richten. Dieser d irekte Aspekt wurde in den Punkten 3 bis 5 ausführl ich 
beschrieben. 
Wo und wie sollte nun fiskal ische Äquivalenz für Österreich verwirklicht 

werden, damit die Regionalpolitik effizienter wird? Die im folgenden genann­
ten Empfehlungen sind im wesentlichen eine Zusammenfassung dieses 
Aufsatzes und zeigen, daß vor allem die Nationalstaaten verantwortl ich für 
eine effiziente Regionalpolitik sind : 

Auf der Ebene der Gemeinden steht vor allem die Lösung der Stadt-Um­
land-Problematik an. Hier bedarf es in erster Linie einer Orientierung am 
Prinzip der Einheit, denn nach Huebner ( 1 994) zeigt sich, "daß die Kommu­
nen mit ihren jeweiligen Einzelinteressen die Konzipierung und Umsetzung 
räumlicher Strategien stark behindern können." Es sollte sowohl die Aufga-
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ben- als auch die Einnahmenverteilung neu geregelt werden . Zur 
Internal isierung der Spillovars empfiehlt sich die Eingemeindung der ver­
städterten Gebiete in den großen Stadtregionen, weil eine dauernde, gegen­
seitige funktionale Verbindung mit den Kernstädten besteht. Daraus resul­
tiert ein optimaler Umfang an öffentlichen Leistungen, eine effizientere Nut­
zung des Bodens aufgrund einer einheitlichen Planung, Skalenvorteile und 
eine einheitl iche regionale Wirtschaftsförderung. Diese Entwicklungs­
impulse kommen im Wege der Städtehierarchie auch den niederrangigeren 
Zentren zugute. Um den negativen Folgen einer eventuell wachsenden Bü­
rokratie zu begegnen und um die Bürgerpräferenzen besser orten zu kön­
nen, sollten gleichzeitig d ie Verwaltungen der großen Kernstädte nach den 
Prinzipien des "New Pub/ic Management umstrukturiert werden.  Ein­
nahmeseitig wäre auch bei den Gemeinden eine Erhöhung des Anteils der 
eigenen Abgaben, etwa eine deutliche Anhebung des Ausschöpfungs­
potentials bei der Grundsteuer, wünschenswert. 

Bei den Ländern sollte in Zukunft sowohl auf der Aufgaben- als auch auf 
der Einnahmeseite stärker auf das Prinzip der Vielfalt geachtet werden. Es 
geht darum, die Länder aus ihrer "feudalen Subsidiarität"52 herauszuführen. 
Al lgemein bedeutet dies, daß sie mehr Finanzkompetenzen zu überneh­
men hätten ,  um die hohe und schädl ich wirkende Ertragsanteilsquote zu 
senken. Im Falle der Regionalpolitik bedeutet es, daß nur die Länder für die 
Durchführung der Regionalpolitik verantwortl ich sein sollten. Das bedingt 
auch, daß sie alleine die Kofinanzierung bei den EU-Förderungen aufzubrin­
gen haben und der Bund sich aus der Finanzierung der nationalen Regio­
nalpolitik zurückzuziehen hätte. Zur Finanzierung der Regionalpol itik wäre 
die Bodenwertabgabe geeignet, da diese auch mit sozialen und raum­
ordnerischen Zielen harmoniert. Die Überführung der Bodenwertabgabe in 
die Länderkompetenz sowie deren Koppelung an die Finanzierung regional­
politischer Projekte würde einen beträchtlichen Effizienzschub auslösen. 
Die regionalen Projekte würden weit sorgfältiger auf ihre Rentabil ität hin 
überprüft. Eine föderalere Staatsstruktur gäbe auch größere Anreize für 
Public-Private-Partnership. 

Der Bund sollte die Aufgabe der Regionalpolitik an die Länder abgeben, 
d .h .  nicht mehr ausgabenseitig in das regionale Wirtschaftsgeschehen ein­
greifen. Eine innerstaatl iche Abstimmung der raumrelevanten Pol itikberei­
che durch die Österreichische Raumordnungskonferenz ist nach wie vor 
notwendig und könnte sinnvollerweise durch eine regionale Erfolgskontrol­
le ergänzt werden. Eine regionale Erfolgskontrolle wird seitens der Sozial­
partner schon seit langem gefordert. 53 Darüber hinaus sollte dem Bund al­
lein die Aufgabe der verbindlichen Fördergebietsabgrenzung zukommen, 
da v.a. die Länder das Bestreben haben , so viel wie mögl ich an Förderge­
bieten auszuweisen. Es wäre aber auch empfehlenswert, die Förder­
gebietsabgrenzung auf Basis des funktionalen Regionskonzeptes des Sta­
tistischen Zentralamtes durchzuführen. Dem Bund käme im Rahmen des 
einnahmeseitigen vertikalen Finanzausgleichs die Umverteilungsfunktion 
zu, indem er Chancengleichheit zwischen den Regionen herstellt. Dadurch 
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würde erst der Wettbewerb zwischen den Ländern bzw. Regionen ermög­
l icht. Das bedeutet entsprechend Kuhn ( 1 993), daß auf d ie Allokations­
funktion ,  etwa die Abgeltung zentralörtlicher Leistungen mittels Schlüssel­
zuweisungen, verzichtet werden sollte, da n icht zwei Zielsetzungen mit nur 
einem Instrument gleichzeitig verfolgt werden können. Die Allokations­
zielsetzung kann im Städtebereich vor allem mittels der Eingemeindung der 
verstädterten Kommunen (Reduzierung der Spil/overs, Erhöhung der Effi­
zienz zwischen den Kommunen) und gleichzeitiger Verwaltungsreform (Er­
höhung der internen Effizienz) wahrgenommen werden. 

Auch die Wirtschafts- und Sozialpartnerschaft hätte sich entsprechend 
Kreisky u.a.  ( 1 998) den geänderten Rahmenbedingungen auf nationaler 
Ebene anzupassen, sie "wird durch eine ausgebaute lokale und regionale 
Ebene ergänzt werden müssen." Darüber hinaus wäre - wo möglich - eine 
Dezentralisierung der Verwaltung für die regionale Entwicklung förderlich, da 
die Umsetzung der Strukturpolitik eine leistungsfähige Verwaltung vor Ort 
benötigt. 54 

Die Europäische Union sollte sich generell auf die Setzung eines einheit­
lichen Handlungsrahmens oder abgestimmter Spielregeln für die nationalen 
Regionalpolitiken beschränken. Eine budgetäre Eingriffnahme wäre nur dort 
angebracht, wo innerhalb der nationalen Fördergebiete die prekärsten Un­
gleichgewichte bestehen. Am effizientesten wäre die Koppelung der Trans­
fers an demokratiepolitische Verfahren zusätzl ich zu den einheitlichen 
Programmplanungsdokumenten (EPPD). Dadurch wäre sichergestellt, 
daß die Gelder auch präferenzkonform verwendet werden. 

Angesichts der Kritik der OECD ( 1 994) nach einer zeitgemäßen Anpas­
sung des Finanzausgleichs, die insbesondere auf eine Stärkung der Ein­
nahmenhoheit der Länder abzielte und im Hinbl ick des Österreichischen 
EU-Beitritt Österreichs geübt wurde sowie in Anbetracht des stärker wer­
denden globalen Standortwettbewerbs, erscheinen dem Autor die o.g. For­
derungen nicht überspitzt. Die Schweizer erhoffen sich aus einem refor­
mierten Finanzausgleich Effizienzgewinne von ca. 2,5 Mrd .  Franken jährl ich 
- ohne Abstrich an öffentlichen Leistungen, und dies, obwohl sie bereits 
jetzt schon ein vergleichbares Angebot an öffentlichen Leistungen, um ein 
Viertel bil liger anbieten können. Im Jahre 2002 soll über das bereits fertigge­
stellte Finanzausgleichskonzept abgestimmt werden. Österreich wäre da­
her gut beraten , das aus einer autoritären Epoche stammende Finanz­
ausgleichssystem,  welches einer kooperativ-effizienten Regionalpol itik 
sehr hinderlich ist, abzuschaffen und durch ein System zu ersetzen ,  in  
dem der Bund mehr die strategische Führung und Koordination innehat und 
sich aus dem operativen Geschehen stärker zurückzieht. Dies bedeutet 
keinesfal ls eine Entmachtung des Bundes, sondern eine stärkere 
lnpflichtnahme der Länder, aber auch der Gemeinden. 

Auch die EU sollte sich n icht einer Föderalisierung der Regionalpolitik ver­
schließen. Eine föderale Regionalpolitik erzeugt nach Laaser und Stehn 
( 1 995) Innovationen, welche die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den an­
deren Wirtschaftsblöcken sichern helfen: "Das Verfolgen unterschiedlicher 
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Lösungsansätze für allokationspolitische Aufgaben in eigenständigen Ge­
bietskörperschaften eröffnet die Möglichkeit, neues Wissen über wirt­
schaftspolitische Zusammenhänge durch einen ,trial and error -Prozeß zu 
generieren, erfolgreiche Aufgabenlösungen anderer Gebietskörperschaften 
zu imitieren und d ie Folgewirkungen von Fehlschlägen räumlich und sach­
l ich zu begrenzen." 

Keine geringere Rolle spielen nach Tetsch ( 1 999) staatspolitische Über­
legungen: Die Österreichische Monarchie ist letztl ich an ihrem Zentralismus 
gescheitert, aber auch "die jüngere Geschichte - z.B. der ehemaligen So­
wjetunion, des ehemaligen Jugoslawien, Chinas, aber auch Spaniens, Ita­
liens oder Großbritanniens - zeigt: Eine Zentralisierung, die über das sach­
l ich gebotene Maß hinausgeht, läuft längerfristig Gefahr, Akzeptanz­
probleme auszulösen, Zentrifugalkräfte freizusetzen und das politische Sy­
stem zu destabil isieren." Die europäische Einigung würde damit n icht nur 
erschwert, sondern mitunter verhindert. Zeigt n icht auch h ier d ie Schweiz 
vorbildhaft, daß ein föderaler Staatsaufbau sowohl ökonomisch sinnvoll ist 
als auch ein friedl iches Zusammenleben der Volksgruppen fördert? 

Es wäre daher an der Zeit, real existierende und erfolgreiche Lösungen 
des Staatsaufbaus auf die Ebene der Nationalstaaten, aber auch der EU zu 
übernehmen und weiter zu verbessern. Eine föderal gestaltete Union wür­
de n ichts anderes bedeuten, als daß d ie politischen Entscheidungsträger 
aus der Erfahrung der Geschichte die richtigen Schlüsse ziehen und ihrer 
Verantwortung für das gemeinsame "Haus Europa" gerecht würden.  
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Arbeitsmarktpolitik in 
Ost-Mitteleuropa1 

Jifi Vecernik, Andreas Wörgötter 

1. Der Übergang zur Marktwirtschaft und der Arbeitsmarkt 

Der Niedergang und Zusammenbruch des Zentralverwaltungssystem 
hat große Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt gehabt. Während für Güter 
und Dienstleistungen immer auch marktnahe Rahmenbdingungen für 
Tauschhandlungen bestanden haben,  war der Arbeitsmarkt vol lständig 
reguliert. Löhne und Lohnstruktur waren staatl ich geregelt, und es gab für 
die Betriebe keine Möglichkeiten, individuelle Leistungsanreize selbst fest­
zulegen. Das Recht auf einen Arbeitsplatz war gleichzeitig auch eine Ver­
pfl ichtung des einzelnen zu arbeiten . Naturgemäß gab es daher auch kei­
ne Institutionen, die sich mit dem Phänomen der Arbeitslosigkeit ausein­
andergesetzt hätten. Viele soziale Einrichtungen wurden von den Betrie­
ben bereitgestellt und verwaltet und waren direkt an den Arbeitsplatz ge­
bunden.2 

Beim Übergang zur Markwirtschaft war daher an die Schaffung neuer I n­
stitutionen sowie die Schaffung marktverträglicher Rahmenbedingungen für 
den Arbeitsmarkt notwendig. ln den meisten Ländern wurden entsprechen­
de Gesetze nach dem Vorbild von Mitgliedsländern der Europäischen Uni­
on verabschiedet. Ebenso wurden die Institutionen des Wohlfahrtsstaates 
(Arbeitslosen-, Kranken-, Unfall-, und Pensionsversicherung) geschaffenY 
Im Verhältnis zu westeuropäischen Vorbildern ist auffäll ig , daß vor al lem die 
Rolle der Gewerkschaften in Osteuropa (wahrscheinl ich auf Grund ihrer 
systembewahrenden Rolle im Sozialismus) wesentlich schwächer ausge­
prägt ist. 

Die ersten Jahre des Überganges zur Marktwirtschaft führten zu großen 
Turbulenzen am Arbeitsmarkt. Es kam zu einem sprunghaften Anstieg der 
Arbeitslosigkeit auf ein Niveau mit zweistelligen Arbeitslosenraten in den 
meisten Transformationsländern mit Ausnahme der Tschechischen Repu­
blik. 

Bereits nach wenigen Jahren war daher klar, daß Arbeitslosigkeit in 
Transformationsländern kein vorübergehendes Phänomen sein wird5 und 
die Arbeitsmarktpolitik schwierige Aufgaben zu bewältigen haben wird. 
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2. Arbeitsmarkt und wirtschaftliche Entwicklung 

Der Übergang zur Marktwirtschaft hat eine massive "Transformations­
krise" ausgelöst. 6 Der Rückgang des Bruttoinlandsproduktes betrug in den 
ersten Jahren etwa 25-35%. Wachstum setzte als zunächst in Polen ( 1 992), 
Slowenien und Tschechien ( 1 993) sowie der Slowakei ( 1 994) ein . ln Ungarn 
mußte 1 995/96 mit einem strikten Sparkurs eine makroökonomische 
Destabilisierung abgewendet werden. Seither gehört Ungarn (neben Polen) 
zu den Ländern mit den stabilsten Wachstumsaussichten . 

Polen und Slowenien sind die bislang einzigen Transformationsländer, die 
zehn Jahre nach Ende der Zentralverwaltungswirtschaft das Niveau von 
1 989 wesentlich (um mehr als 30%) überschritten haben. Die Slowakei und 
Ungarn liegen nun knapp um das Niveau von 1 989. Die Slowakei muß je­
doch 1 999 (ähnl ich wie Ungarn 1 995) die inländische Nachfrage drosseln, 
um Budget- und Leistungsbilanzdefizit wieder auf ein langfristig tragbares 
Niveau zu bringen. 

Bulgarien und Rumänien kämpfen nach wie vor damit, die Reformvoraus­
setzungen für nachhaltiges Wachstum zu schaffen. Bulgarien hat mit der 
Einführung einer fixen WechselkursanbindunQ an die DM und d ie direkte 
Bindung der Liquiditätsversorgung an den Bestand der Währungsreserven 
große Fortschritte bei der Herstellung makroökonomischer monetärer Sta­
bil ität gemacht. Bislang ist es allerdings noch n icht gelungen, einen nach­
haltigen kräftigen Wachstumsprozeß auszulösen. Die wirtschaftl iche Ent­
wicklung in Rumänien hat bis zum Vorjahr erfolgversprechende Anfänge 
gezeigt, d ie vor allem auch durch ein massives Interesse asiatischer Inve­
storen gekennzeichnet waren. Sowohl die Finanzkrise in Asien wie auch der 
Krieg im Kosovo haben die wirtschaftliche Erholung in beiden Ländern neu­
en Gefahren ausgesetzt. 

Die Tabelle 1 im Anhang stellt den Verlauf eines realen BIP-Index mit Ba­
sisjahr 1 990 dar. Deutlich ist zu erkennen , daß die Ungleichheiten des 
Wachstumsverlaufs zwischen den postkommunistischen Transforma­
tionsländern seit 1 990 größer geworden sind. Auf der einen Seite finden sich 
die Länder, d ie nach dem unteren Wendepunkt stetig gewachsen sind (Po­
len, Slowenien, Ungarn, Slowakei). Auf der anderen Seite finden sich Bulga­
rien, Rumänien und Tschechien, wo der Wachstumsprozeß durch eine 
Stabil isierungskrise unterbrochen wurde. 

Unterschiede bestehen nicht nur in der Dynamik der wirtschaftlichen 
Entwicklung, sondern bereits im Niveau.  Slowenien hat von allen 
Transformationsländern das höchste Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der 
Bevölkerung. Durch eine konsequente Orientierung aller Handelsströme 
zur Europäischen Union konnten auch die Folgen des Zerfalls Jugoslawiens 
rasch überwunden werden. Ab 1 993 konnte ein Wirtschaftswachstum von 
etwas unter 4% pro Jahr verzeichnet werden. Etwas komlizierter ist die wirt­
schaftl iche Lage für Kroatien, das zwar (ähnlich wie Bulgarien) eine erfolg­
reiche makroökonomisch-monetäre Stabil isierung erreicht hat, seither aber 
mit einer realen Aufwertung kämpft, d ie zu einer drastischen Wettbewerbs-
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verschlechterung kroatischer Exporte geführt hat. Der Krieg im Kosovo hat 
neuerlich zu einer Krise des Fremdenverkehrs an der dalmatinischen Kü­
ste geführt. Das Wirtschaftswachstum lag zwischen 1 994 und 1 997 über 
6%, ist aber bereits 1 998 kräftig gesunken. 

Die Transformationskrise hat auch am Arbeitsmarkt tiefe Spuren h inter­
lassen. Die Tabelle 2 enthält eine Darstellung der Entwicklung der Arbeits­
losenraten . Auffallend dabei ist, daß die Arbeitslosigkeit vor al lem in jenen 
Ländern wieder fällt, die ursprünglich den stärksten Anstieg zu verzeichen 
hatten (Polen und Ungarn). Im Gegensatz dazu steigt nunmehr die Arbeits­
losigkeit in Tschechien kräftig an. Das ist ein Indiz über einen Zusammen­
hang zwischen langfristigen Kosten und Geschwindigkeit sowie Intensität 
von Systemreformen. Während in Tschechien die industrielle Restrukturie­
rung zugunsten einer Stabil isierung des Arbeitsmarktes zurückgestellt 
wurde7 schlugen Polen und Ungarn einen Reformkurs ein, der mehr Wert 
auf mikroökonomische Reformen legte. ln Polen setzte vor allem durch 
eine massive Gründerwelle ein Prozeß der Arbeitsplatzschaffung in priva­
ten Klein- und Mittelbetrieben ein. Ungarn vollzog rigoros ein Konkursrecht 
und öffnete die Türe für ausländische Investoren. 

Jackman (1 994) wies bereits zu Anfang des Transformationsprozesses 
darauf h in ,  daß der Outputrückgang überwiegend auf angebotsseitige und 
strukturelle Faktoren zurückgeht und weniger mit einer deflationären Politik 
oder dem Mangel an Nachfrage zu tun hat. 

3. Spezifische Faktoren des Arbeitsmarktes in 
Transformationsländern 

Der Arbeitsmarkt in postkommunistischen Ländern ist durch eine Reihe 
von Besonderheiten gekennzeichnet, die sich durch das Erbe der jahrzehn­
telangen Zentralverwaltungswirtschaft ergeben. 

Die zentrale Vertei lung von I nvestitionsmittel hat eine Unternehmens­
landschaft hinterlassen, d ie unter marktwirtschaftliehen Bedingungen nur 
eingeschränkt überlebensfähig ist. Dadurch entsteht ein ständiger Druck 
auf den Arbeitsmarkt durch Betriebssti l legungen, Rationalisierungs­
bemühungen und industrielle Restrukturierung, die unvermeidbar zu einer 
Verringerung von Arbeitsplätzen und Erhöhung der Arbeitslosigkeit führen. 
Diese Situation wäre vergleichbar mit den Schwierigkeiten in manchen 
traditionellen I ndustriezweigen (Bergbau, Stahl etc.) in etabl ierten europäi­
schen lndustrieländern . Der Unterschied l iegt vor allem in der Quantität 
des Problems, das die ganze Wirtschaft und nicht nur einige Betriebe oder 
Sektoren umfaßt. 

Trotz der großen strukturellen Änderungen , d ie nach dem Zusammen­
bruch des Zentralverwaltungssystems stattgefunden haben, ist die Mobi­
lität der Arbeitskräfte nach wie vor niedrig .8 Demzufolge hat auch die Höhe 
der Arbeitslosenentgelte nur einen geringen Einfluß auf das Suchverhalten 
der Arbeitslosen.  Die Arbeitslosigkeit besteht eben weiter, weil keine Ar­
beitsplatz-Angebote eintreffen, und n icht wegen Arbeitsunwill igkeit. 
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Der Übergang zur Marktwirtschaft war mit einer radikalen Umverteilung 
von Vermögen und Einkommen verbunden. Die Qualifikationsanforde­
rungen am Arbeitsmarkt haben sich radikal geändert, so daß gleichzeitig 
Arbeitslosigkeit und Arbeitskräftemangel herrschen. 

l n  manchen Transformationsländern (vor allem Bulgarien, Rußland und 
Ukraine, aber auch Tschechien9) ist eine dramatische Verschiebung der 
Einkommensverteilung zu beobachten, während sich in anderen Ländern 
die offiziell registrierten Einkommensstrukturen wenig veränderten (Ungarn, 
Polen, Slowenien,  Slowakei). 10 Die Erfahrungen in den postkommunisti­
schen Reformländern widersprachen der These von einer wachstums­
begünstigenden Einkommensungleichheit Auffallend ist aber auch, daß in 
den Ländern mit zunehmender Einkommensungleichheit ungünstige Rah­
menbedingungen für die produzierende Wirtschaft gegeben sind, während 
d ie neuen Reichtümer vor allem durch Manipulationen in der Finanzwirt­
schaft sowie bevorzugten Zugang zu Exportmöglichkeiten von Rohstoffen 
und Energie entstehen. 

Demgegenüber berichten Newell und Socha ( 1 998), daß in Polen bei 
niedrigen Löhnen in der Privatwirtschaft eine kräftige Expansion privater Fir­
men zu beobachten ist. Darüber hinaus ist auch bereits zu erkennen, daß 
die Löhne nach marktgängigen Qualifikationen differenziert werden. Insbe­
sondere zahlen Firmen, die in die EU exportieren , höhere Löhne. 

Ein ungleiche Einkommensverteilung ist also nur dann wachstumsför­
dernd, wenn die Bedingungen für Wachstum durch Arbeit geschaffen wor­
den sind. Die bedeutendste Arbeitsmarktpolitik ist daher eine al lgemeine 
wachstumsfreundl iche Wirtschaftspolitik, d ie zuläßt, daß die arbeitenden 
Menschen an den Ergebnissen ihrer Bemühungen auch wirtschaftlichen 
Anteil nehmen können. 

4. Passive Arbeitsmarktpolitik 

Alle Transformationsländer haben ein Arbeitslosenversicherungssystem 
nach westlichem Vorbild eingeführt. Zu Beginn waren diese Systeme rela­
tiv großzügig, wahrscheinlich weil der politische Wille bestand, die sozialen 
Kosten des Systemwechsels so gering wie möglich zu halten. Diese Gene­
rosität war aber n icht aufrechtzuerhalten. Anfangs war es mögl ich , 
Arbeitslosenversicherungsentschädigungen zu beziehen, auch wenn man 
vorher nicht gearbeitet hat. Das hat natürlich zu einer Ausweitung des 
Arbeitskräftepotentials um schwer vermittelbare Personengruppen geführt, 
wodurch eine Tendenz zur langfristigen Arbeitslosigkeit verstärkt wurde. 

Nachdem die registrierte Arbeitslosigkeit stärker als erwartet stieg, wur­
den nach und nach die Bedingungen des Bezugs von Arbeitslosenunter­
stützung verschlechtert. Lediglich Slowenien behielt ein relativ großzügiges 
System bei ,  so daß sich eine Lücke zwischen der in Umfragen erhobenen 
Arbeitslosigkeit und der registrierten Arbeitslosigkeit bildete. Die Tabelle 3 
enthält einen Überblick über die Ersatzraten für eine alleinstehende Person, 
die Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung hat. 
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Nach Überwindung der Transformationsrezession in Polen und Ungarn 
waren am Arbeitsmarkt ähnl iche Reaktionsmuster wie in europäischen 
OECD-Ländern zu beobachten . Boeri, Lehmann und Wörgötter ( 1 996) be­
richten über Studien, die belegen, daß in Polen, Ungarn und Slowenien die 
Beendigung der Arbeitslosigkeit überproportional mit dem Ende des Bezu­
ges von Arbeitslosenentgelt zusammenfällt. 11 Arbeitslosenunterstützung ist 
daher (ähnl ich wie in den OECD- Ländern) eher ein I nstrument der Ein­
kommenssicherung als der Arbeitsmarktpol itik. Vor allem zeigt sich , daß 
Bezieher von Arbeitslosenunterstützung weniger intensiv einen Arbeitsplatz 
suchen als Personen, die keinen Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung 
haben .12 

l n  Tschechien13 und der Slowakei ist kein signifikanter Zusammenhang 
zwischen der Arbeitslosenversicherung und dem Arbeitsmarktverhalten 
der Bezieher von Arbeitslosengeld festzustel len, während in Slowenien 
trotz eines offensichtlichen Zusammenhanges zwischen Anspruch auf Un­
terstützung und Arbeitslosigkeit14 das System in seiner Großzügigkeit wei­
ter aufrechterhalten wurde. Das könnte darauf hindeuten, daß in kleineren 
Transformationsländern mit weniger anonymisierenden Institutionen noch 
soziale Kontrollmechanismen wirken und dafür sorgen ,  daß Unterstützun­
gen nur diejenigen erhalten, die sie auch wirklich brauchen. Dadurch kann 
eine Einschränkung sozialer Leistungen zur Vermeidung von systemati­
schem Mißbrauch unterbleiben. 

Garibaldi und Brixiova ( 1 999) betonen vor allem den Zusammenhang zwi­
schen der Ausstattung der Arbeitslosenversicherung und dem Real­
lokationsprozeß vom staatl ichen Sektor in die Privatwirtschaft. Langfristig 
wird dadurch allerd ings in einem intertemporalen Optimierungsmodell d ie 
gleichgewichtige Arbeitslosigkeit erhöht. 

5. Aktive Arbeitsmarktpolitik 

Die aktive Arbeitsmarktpolitik steht nicht nur in Transformationsländern vor 
ganz besonderen Herausforderungen . 1 5  Dabei sind die Erfahrungen der 
OE CD-Länder wichtige Anhaltspunkte, 16 die aber nicht unmittelbar über­
tragbar sind. Insbesondere ist zu berücksichtigen, daß die Instrumente der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik generell komplizierter und aufwendiger zu admi­
n istrieren sind als das Erfassen von Anspruchsberechtigungen und das 
Auszahlen von Beihilfen .  Überdies fehlen in den Transformationsländern 
sowohl die institutionellen Voraussetzungen als auch die budgetäre Aus­
stattung, um aktive Arbeitsmarktpolitik in einem größeren Umfang betreiben 
zu können. 1 7  

Auf Grund der bisherigen Erfahrungen läßt sich feststellen, daß vor allem 
die Ausstattung der Arbeitsämter und die Ausbildung des Personals, das 
Arbeitsvermittlung durchführt, von entscheidender Bedeutung ist.18 ln eini­
gen Ländern werden die Arbeitsämter allerdings über die regionalen Bud­
gets finanziert, was dazu führen kann,  daß dort am wenigsten vorhanden 
ist, wo am meisten benötigt wird .  
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Interessante Erfahrungen gibt es auch bei der Unterstützung von Unter­
nehmensgründungen insbesondere durch qualifizierte Arbeitskräfte. ln die­
sem Zusammenhang ist al lerdings für den Erfolg entscheidend, daß auch 
ein entsprechendes wirtschaftliches Umfeld vorhanden ist, das eine Unter­
nehmensgründung zumindest prinzipiell aussichtsreich erscheinen läßt. 
Generell kann man sagen, daß aktive Arbeitsmarktpolitik dann erfolgreich 
zur Schaffung von neuen , zusätzlichen Beschäftigungsverhältnissen bei­
trägt, wenn diese Hand in Hand mit den Marktkräften wirken kann.  Ein Indi­
kator dafür ist das Vorhandensein offener Stellen und eine Steigerung der 
Dynamik am Arbeitsmarkt. 

l n  einigen Transformationsländer sind die Arbeitsmarktverwaltungen mit 
dem Phänomen konfrontiert, daß d ie Tei lnahme an Aktionen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik als Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt angesehen19 und 
zu einer neuerlichen Anspruchsbegründung für den Bezug von Arbeitslo­
senunterstützung verwendet wird. 

Vodopivec ( 1 999) führt die positiven kurzfristigen Beschäftigungseffekte 
von öffentl ichen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in Slowenien auf die 
Umwandlung der Teilnahme an diesem Arbeitsbeschaffungsprogramm in 
ein reguläres Beschäftigungsverhältnis zurück. Langfristig ist der 
Beschäftigungseffekt dieser Maßnahme negativ, das heißt d ie Teilnahme an 
diesem Programm ist mit einer Verringerung der Wiederbeschäftigungs­
chancen eines Arbeitslosen auf einem normalen Arbeitsplatz verbunden. 

Große Probleme ergeben sich auch bei der Rekrutierung von geeigneten 
Trainern bzw. I nstitutionen zur Durchführung von Schulungs- und Re­
qualifizierungsmaßnahmen. Der Erfolg dieser Maßnahmen hängt wesent­
lich davon ab, ob Qualifikationen vermittelt werden, die am Arbeitsmarkt tat­
sächlich gebraucht werden .20 

Wenn die entsprechenden Budgetmittel vorhanden sind, so kann vom Ein­
satz von Lohnsubventionen eine entsprechende Wirkung erwartet werden , 
wie Walfinger und Brinkmann ( 1 996) für die neuen Bundesländer berichten. 

6. Ausblick und Vorbereitung auf den Beitritt zur 
Europäischen Union 

Die Entwicklung der Arbeitsmärkte in den hier untersuchten Ländern zeigt 
ganz klar den engen Zusammenhang zwischen Transformationsfortschritt 
und wirtschaftlicher Performanz auf. Die Länder mit den besten Beurteilun­
gen ihrer Reformbestrebungen (Polen , Ungarn, Slowenien) können auch 
auf eine erfolgreiche Arbeitsmarktentwicklung mit sinkenden Arbeitslosen­
raten,  steigender Beschäftigung und steigenden Realeinkommen hinwei­
sen. Darüber h inaus ist die Einkommensverteilung gerade in diesen Län­
dern n icht wesentlich ungleicher geworden. Tschechien und die Slowakei 
werden von Arbeitsmarktproblemen heimgesucht, deren Ursprung in bei­
den Fällen klar auf der Hand liegt. Die Bewältigung hängt von der politischen 
Bereitschaft ab, sich mit den Herausforderungen des strukturellen Wandels 
in der Wirtschaft auseinanderzusetzen . 
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Gerade im Hinblick auf den Beitritt zur Europäischen Union ist es wichtig, 
die Wettbewerbsfähigkeit nicht nur auf den Gütermärkten, sondern auch auf 
dem Arbeitsplatz zu erhöhen . Der Beitritt zur Europäischen Union macht 
nur Sinn,  wenn nicht bloß die Unternehmungen in den Transformations­
ländern wettbewerbsfähig sind und mit den Anbietern von Waren und 
Dienstleistungen aus der EU konkurrieren können , sondern auch die 
Beitrittswerberländer attraktive Standorte für Investitionen und Arbeitsplät­
ze sind. 

Die Arbeitsmarktpol itik kann einen wichtigen Beitrag zu einer Beschleuni­
gung der Konvergenz der EU-Beitrittswerber in Ost-Mitteleuropa leisten. 
Dafür können die Länder mit etablierten Marktwirtschaften und einem aus­
gefeilten System der sozialen Absicherung wertvolle Orientierungshilfen 
und Erfahrungen zur Verfügung stellen . Dazu gehört auch , daß man d ie 
Arbeitsmarktpolitik nicht mit Anforderungen überfrachten darf und g leichzei­
tig budgetär aushungert. Die Arbeitsmarktpolitik kann grundsätzlich auf zwei 
Wegen zum Ziel kommen. Entweder werden die Kosten der Beschäftigung 
verringert oder es wird die Produktivität gesteigert. Beides bedarf entspre­
chender Anstrengungen und ist daher nicht kostenlos erreichbar. 

Die Arbeitsmarktpolitik in den postkommunistischen Ländern Ost-Mittel­
europas konzentriert sich in erster Linie auf die Einkommensersatzfunktion 
für Personen ohne Erwerbseinkommen . Dabei müssen zum Teil beträcht­
l iche Nebeneffekte in Kauf genommen werden .  Aktive Arbeitsmarktpolitik 
spielt noch eine untergeordnete Rol le. 

Der Erfolg der Arbeitsmarktpolitik hängt ferner ganz wesentlich von der 
al lgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung der Beitrittskandidaten der näch­
sten Erweiterungsrunde ab. Nur wenn eine dynamische Wirtschaft Arbeits­
plätze schafft, kann die Arbeitsmarktpolitik dafür sorgen, daß die nötigen Ar­
beitskräfte richtig ausgebildet und am richtigen Platz vorhanden sind und 
der Arbeitsertrag nicht über Gebühr mit Steuern und Abgaben belastet wird. 

Gelingt dieses Zusammenspiel von Arbeitsmarktpolitik und wirtschaftli­
cher Entwicklung, dann werden auch manche Befürchtungen über an­
schwellende Migrationsströme unbegründet bleiben, weil die Menschen im­
mer dazu tendieren, bestehende Chancen zu Hause zu nutzen, als unbe­
kannte Risken fern der Heimat in Kauf zu nehmen.21 

Die Voraussetzungen für Konvergenz und überproprtionales Wachstum 
sind gut. Bereits zur Zeit des einheitlichen Wirtschaftsraumes unter dem 
Dach der österreichisch-Ungarischen Monarchie hat sich gezeigt, daß 
wirtschaftliche Integration zu größeren Chancen für ärmere Regionen führt, 
ohne den reichen Ländern etwas wegnehmen zu müssen. Diese Konver­
genz läuft nicht über Umverteilung, sondern durch eine beiderseitige Stär­
kung der wirtschaftlichen Strukturen. So hat zum Beispiel das Pro-Kopf 
Einkommen Ungarns zwischen 1 870 und 1 9 1 0  von etwa 50% des Österrei­
chischen Niveaus auf ca. 70% aufgeholt und damit pro Jahr etwa einen hal­
ben Prozentpunkt der Einkommensdifferenz geschlossen.22 

Umgekehrt hatten die geschlossenen Grenzen gerade auf die Österreichi­
schen Grenzregionen einen sehr nachteiligen Einfluß, der in einer rapiden 
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Entvölkerung und "Abstimmung mit den Füßen" seinen Ausdruck gefunden 
hat. Diese Tendenz ist auch auf der östlichen Seite des Eisernen Vorhanges 
zu beobachten gewesen und dort auch zum Teil aus strategischen Gründen 
gefördert worden. 

7. Statistischer Anhang 

Tabelle 1 :  Reales BIP, 1 990=1 00 

1 991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 
Bulgarien 88,3 81 ,9 80,6 82,1 83,8 74,7 69,5 72,3 
Kroatien 78,9 69,7 64, 1 67,9 72,4 76,8 81 ,8 85,3 
Polen 93,0 95,4 99,0 1 04,2 1 1 1 ,5 1 1 8,3 1 26,5 133,0 
Rumaenien 87, 1 79,4 80,6 83,8 89,7 93,2 87, 1 82,7 
Slowakei 85,4 79,8 76,9 80,7 86,2 91 ,9 97,9 102,8 
Slowenien 91 , 1  86, 1 88,5 93,2 97, 1  1 00,0 103,8 108,0 
Tschechien 88,5 85,6 86, 1 88,8 94,5 98,2 99,2 98,2 
Ungarn 88,1 85,4 84,9 87,3 88,6 89,8 93,7 98,0 

Tabelle 2: Arbeitslosigkeit (Jahresende) in % der arbeitsfähigen 
Bevölkeru ng 

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1 997 1998 
Schätzung Dynamik 

Bulgarien 1 1  ' 1 15,3 1 6,4 1 2,8 11 ' 1  1 2,5 1 3,7 12,0 -
Kroatien 1 3,2 1 3,2 14,8 14,5 14,5 1 6,4 1 7,5 1 7,6 ++ 

Polen 1 1 ,8 1 3,6 1 6,4 1 6,0 14,9 1 3,2 1 0,5 1 0,4 - -
Rumänien 3,0 8,2 1 0,4 1 0,9 9,5 6,6 8,8 10,3 + 

Slowakei lll lll 1 2,2 1 3,7 1 3, 1  1 1  ' 1  1 1 ,6 1 1 ,9 0 
Slowenien 8,2 1 1 ,5 14,4 14,4 1 3,9 13,9 14,4 14,5 0 
Tschechien 4,1 2,6 3,5 3,2 2,9 3,5 5,2 7,5 ++ 

Ukraine 0,0 0,3 0,4 0,4 0,5 1 ,1 2,3 3,7 ++ 

Ungarn 7,4 12,3 12, 1  1 0,4 10,4 1 0,5 1 0,4 9,4 - -

Quelle: EBRD, Transition Report 1 998 
0 1 998 Änderung um weniger als einen halben Prozentpunkt 
-,+ 1 998 Änderung gegenüber dem Vorjahr um mehr als einen halben Prozentpunkt 
- -,++ 1 998 Minimum oder Maximum seit 1 991 
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Tabelle 3: Brutto-Ersatzraten nach Bezugsdauer für eine allein­
stehende Person, 1 997-8 

0- 4- 7- 1 3- 1 9- 25- 37- 49- Durch-
3 Mon. 6 Mon. 1 2  Mon. 1 8  Mon. 24 Mon. 36 Mon. 48 Mon. 60 Mon schnitt 

Bulgarien 53 53 . 53 25 25 25 25 25 30 

Tschechien 49 44 40 40 40 40 40 40 4 1  

Ungarn 48 48 48 2 1  2 1  2 1  - - 30 

Polen 38 38 38 38 32 32 32 32 34 

Rarnänien 58 58 46 35 35 1 9  1 0  1 0  2 9  

Slowakei 54 49 49 4 1  4 1  4 1  4 1  4 1  4 3  

Slowenien 70 60 60 60 60 19 1 5  1 5  34 

Ungewichteter Durchschnitt 

53 50 48 37 36 28 27 27 34 

Anmerkungen 
1 Bericht erstellt im Auftrag des I nstituts für den Donauraum und Mitteleuropa (I DM) für das 

BMfwA, Wien. Die Mitarbeit des ersten Autors erfolgte im Rahmen eines Forschungs­
aufenthaltes am IHS mit Förderung des PHARE-ACE Fellowships P 96-6671 -F. 

2 Eine Beschreibung der Rolle der betrieblichen sozialen Einrichtungen in den ersten Jah­
ren des Überganges zur Marktwirtschaft in osteuropäischen Ländern (Polen, 
Tschechien, Slowakei, Ungarn , Slowenien, Rumänien und Albanien sowie der Ukraine) 
findet sich in Rein, Friedman, Wörgötter (1 997). 

3 Einen schönen Überblick über die Schwierigkeiten und Herausforderungen der Arbeits­
märkte in den ersten Übergangsjahren zu Beginn der 90er Jahre liefert Barr (1 994). 

4 Csaba, Semjen (1 998) beschreiben die Entstehung des ungarischen Systems der so­
zialen Wohlfahrt. Zu Beginn des Übergangsprozesses stand das Bemühen im Vorder­
grund, die Betriebe von der Last an Sozialleistungen zu befreien, aber gleichzeitig die so­
zialen Kosten der Transformation zu mildern. Später, vor allem während der Budget­
konsolidierungsphase 1 995/96, stand die Ausgabenkontrolle mehr im Vordergrund, und 
zur Zeit bestimmen vor allem Effizienzüberlegungen (Pensionsreform!) die Debatte über 
die Rolle des Staates in einer Marktwirtschaft. 

5 Zu diesem Thema wurde 1 993 eine OE CD-Konferenz abgehalten, deren Ergebnisse in 
einem Sammelband (Boeri ( 1 994)) zusammengefaßt wurden. Bereits damals wurde 
darauf hingewiesen, daß sich die Arbeitslosigkeit in postkommunistischen Ländern 
durch ein besondereras Ausmaß an Persistenz auszeichnet und der Arbeitsmarkt durch 
eine geringe Dynamik gekennzeichnet ist. 

6 Das Thema des Produktionseinbruches in den Transformationsländern wurde anläß­
lich einer internationalen I IASA-Konferenz diskutiert und in Gacs, Holzmann, Winckler 
(1 995) veröffentlicht. 

7 Dazu wurde vor allem die Finanzierung durch Banken und Investitionsfonds unter staat­
lichem Einfluß herangezogen. Durch gegenseitige Eigentumsverflechtungen wurde 
überdies eine intransparente Verschleierung der Verantwortlichkeit gefördert, die zu ei­
ner weiteren Verschleppung zwar notwendiger, meist aber auch schmerzhafter Unter­
nehmenssanierungen geführt haben. 

8 Boeri, Flinn (1 999) weisen darauf hin, daß die Arbeitskräftemobilität (zwischen Sektoren und 
Berufen) in den mittel- und osteuropäischen Reformländern niedriger ist als in einem Land 
mit einem notorisch rigiden Arbeitsmarkt wie Italien. Als Gründe für die niedrige Mobilität füh­
ren Boeri und Flinn (1 999) eine Segmentierung von Arbeitsplatzangeboten, eine nach wie 
vor bestehenden Attraktivität der Beschäftigung im staatlichen Sektor sowie die unbefriedi­
gende Reaktion von Löhnen im privaten Sektor auf Erfahrung, Ausbildung und Alter an. 
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1 9Vecernik ( 1 996) beschreibt die dramatischen Änderungen der Lebenssituation von 
Menschen als Konsumenten, Teilnehmer am Arbeitsleben sowie im Bereich der Poli­
tik in Tschechien. 

10 Ein ausführlicher Überblick über die Entwicklung der Einkommensverteilung in 
Transformationsländern findet sich in Milanovic (1 998). 

11 Zu ähnlichen Ergebnissen kommt auch Adamchik (1 999), die vor allem bei verheirate­
ten Frauen einen starken negativen Einfluß des Bezuges von Arbeitslosenunterstüt­
zung und der Annahme eines Arbeitsplatzes findet. 

12 Der vorhin beschriebene geringe Einfluß der Höhe der Arbeitslosenunterstützung ist 
nicht notwendigerweise ein Widerspruch zu den hier angeführten Studien. Während 
des Bezuges der Arbeitslosenunterstützung können die Arbeitslosen nach Stellen Aus­
schau halten, die ausbildungs- und karriereadäquat sind, während nach Ablauf der 
Bezugsdauer irgendeine Beschäftigung zur Einkommenssicherung angenommen 
werden muß. Es wäre daher interessant zu vergleichen, wie die Stellenbeschreibung 
und insbesondere die Entlohnung von Arbeitsplätzen aussieht, die nach bzw. während 
des Bezuges der Arbeitslosenunterstützung angenommen werden. 

1 3Terrell and Sorm (1 999) kommen zum Schluß, daß der Bezug von Arbeitslosenunter­
stützung in Tschechien die Dauer der Arbeitslosigkeit nicht über Gebühr verlängert hat. 

14 Siehe dazu Vodopivec (1 995), der für die frühen Übergangsjahre 1 990-92 einen signifi­
kanten Anstieg der Annahme eines Beschäftigungsverhältnisses gerade vor dem Ab­
lauf der Arbeitslosenunterstützung in Slowenien beobachtet. 

15 Boeri ( 1 997) beschreibt den Zusammenhang zwischen aktiver Arbeitsmarktpolitik und 
der Aussicht, die Arbeitslosigkeit durch ein Beschäftigungsverhältnis zu beenden. Sei­
ner Auffassung nach ist aktive Arbeitsmarktpolitik in postkommunistischen Ländern 
selbst dann zu begrüßen, wenn überwiegend bestehende Arbeitsplätze umgeschich­
tet werden. Dadurch wird der Konzentration der Arbeitslosigkeit entgegengewirkt und 
das Entstehen langfristiger Arbeitslosigkeit vermieden. 

16 Siehe z.B. Walwei (1 996) für einen Überblick und eine Evaluation der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik in OECD-Ländern. 

17  Eine positive Ausnahme scheint hier Tschechien zu sein, während etwa Polen laut 
Kluve, Lehmann und Schmidt (1 999) nur 5-1 5% der Mittel, die für passive Arbeitsmarkt­
politik bereitgestellt werden, für aktive Arbeitsmarktpolitik verfügbar sind. 

18 Die Erfolge der aktiven Arbeitsmarktpolitik in Tschechien werden von Terrell und Sorm 
(1 999) vor allem auf die Treffgenauigkeit der Arbeitsmarktbehörden zurückgeführt. ln 
Tschechien haben benachteiligte Gruppen (Roma, Frauen, Behinderte, Unqualifizierte) 
am Arbeitsmarkt eine besondere Förderung durch die aktive Arbeitsmarktpolitik erhalten. 

19 Dieses Phänomen wird zum Beispiel von Kluve, Lehmann, Schmidt, ( 1 999) dafür ver­
antwortlich gemacht, daß in Polen die Teilnahme an öffentlichen Arbeitsprogrammen 
zu einer Verlängerung der Arbeitslosigkeit und einer Verminderung der Chancen führt, 
einen Arbeitsplatz im privaten Sektor zu finden. Ähnliche Ergebnisse werden von 
Lubyova und van Ours (1 999) für die Slowakei berichtet. 

20 Positive Ergebnisse von Requalifizierungsmaßnahmen und Ausbildungsprogrammen 
werden von Kluve, Lehmann, Schmidt ( 1 999) für Polen und Lubyova, van Ours (1 999) 
für die Slowakische Republik berichtet. 

21 Bei Befragungen - z.B. Wallace ( 1 998) - stellt sich regelmäßig heraus, daß der 
Migrationswunsch umso größer ist, je schlechter die wirtschaftliche Lage zu Hause ist. 
Es ist daher nicht überrschend, daß ein Viertel aller befragten Jugoslawen emigirieren 
möchte, während nur 7 bzw 8% aller Slowenen und Ungarn diesen Wunsch hegen. 

22Siehe dazu Good (1 994). 
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BERICHTE UND DOKUMENTE 

Von staatlich garantierter 
zu inoffizieller 
Beschäftigung 

Zur postsowjetischen 
Arbeitsmarktsituation in 

Rußland 
Manfred Füllsack 

"Gorod nevest" - "Die Stadt der Bräu­
te" wurde lvanovo, das circa 300 Kilome­
ter nordöstlich von Moskau liegt, in der 
Sowjetzeit genannt. Schuld an diesem 
eigenartigen Beinamen war die ansässi­
ge Textil i ndustrie, d ie, weil sie haupt­
sächlich jüngere Frauen als Arbeitskräf­
te beschäftigte, für einen stark überhöh­
ten Frauenanteil unter der hiesigen Be­
völkerung sorgte. So berühmt soll der 
Überschuß an jungen Mädchen in der 
Region gewesen sein ,  daß alleinstehen­
de Männer sogar aus Moskau zur Braut­
schau hierher reisten. 

Auch heute sind zwar in den Straßen 
von lvanovo noch vorwiegend Frauen zu 
sehen . Als potentielle Ehepartnerinnen 
scheint sich für sie allerdings niemand 
mehr zu interessieren. Der Großteil der 
lvanover Frauen bevölkert die Straßen 
der Stadt gegenwärtig vor allem, um sich 
einen Lebensunterhalt zu verschaffen. 
Und wenn dafür nicht bereits einfach ge­
bettelt wird, so wird in der Regel ver­
sucht, alle möglichen brauch- und nicht 
mehr brauchbaren Dinge zu verkaufen. 
Auf den größeren Plätzen von lvanovo 
stehen die ehemaligen Textilarbeiterin-

nen heute dicht an dicht in langen Rei­
hen und bieten von "Semeeki" - Sonnen­
blumenkernen - und Pilzen, über ge­
brauchten Tand und billig aus China oder 
Vietnam importierte Kleidung bis hin zu 
jungen Hunden oder Katzen alle mögli­
chen und unmöglichen Waren feil, in der 
Hoffnung wenigstens ein paar Rubel Ge­
winn zu machen, bevor sie erneut von 
den regelmäßig patrouill ierenden Mil iz­
beamten vertrieben werden. 

Ihre einstigen Arbeitgeber, die riesigen 
sowjetischen Textilkombinate, die mit 
so klangvollen Namen wie "Rotes Gewe­
be" oder "Im Namen des 8. März" an die 
einst als revolutionär gepriesene Einbe­
ziehung der Frauen in die volkswirt­
schaftliche Produktion erinnern, haben 
längst zugesperrt. Mit ihren unrationellen 
und veralteten Produktionsstrukturen 
konnten sie, die einst 30 Prozent des 
sowjetischen Textilbedarfs deckten, un­
ter den Bedingungen des freien Marktes 
nicht konkurrenzfähig produzieren. War 
einst die Baumwolle, die sie verarbeite­
ten ,  aus der Sowjetrepublik Usbekistan 
zentralgeplant und preisgeregelt nach 
lvanovo gebracht worden, um hier eben­
so zentralgeplant weiterverkauft zu wer­
den, so muß sie seit der postsowjeti­
schen Wende im unabhängigen Staat 
Usbekistan zu Weltmarktpreisen gekauft 
werden. Verlassen von den allgegenwär­
tigen Ministerien "Gossnab" und 
"Goscen", die in der Sowjetunion die Ver­
teilung und die Preise der Güter regelten, 
blieb den lvanover Textilkombinaten 
nichts anderes übrig, als nach und nach, 
beginnend mit den älteren Frauen, ihre 
Arbeitskräfte abzubauen, die den Fabri­
ken angeschlossenen Herbergen, in de­
nen die Frauen untergebracht waren, zu 
schließen und d ie Maschinen und 
Räumlichkeiten, so sich noch jemand für 
sie interessierte , zu verkaufen oder zu 
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vermieten. Über der Stadt liegt seitdem 
eine für die Bevölkerung befremdliche 
Stille, eine Grabessti lle, die von keinem 
Maschinen- oder Webstuhllärm mehr 
gestört wird. Und die aus Sibirien, aus 
Weißrußland, Moldavien, ja sogar aus 
Vietnam hierhergerufenen Frauen, die 
die Stadt durch ihren hohen Bevölke­
rungsanteil berühmt gemacht haben, 
sind heute arbeitslos. 

I. 
Der Schrecken der Arbeitslosigkeit ist 

plötzlich und von den Betroffenen reich­
lich unerwartet über die postsowjetische 
Gesellschaft gekommen. Noch Anfang 
1 992 waren gerade einmal 0, 1 Prozent 
der arbeitsfähigen Bevölkerung Ruß­
lands als arbeitslos registriert. Die einst­
mals verfassungsgemäß 1 "vollbeschäf­
tigte" Gesellschaft der Sowjetunion hat­
te zwar damals die Notwendigkeit einer 
grundlegenden wirtschaftlichen Umstruk­
turierung eingesehen und wohl auch ge­
wisse Umstellungen vertrauter Alltags­
gewohnheiten erwartet. Die Vehemenz 
der Veränderungen, die mit der weitge­
henden Freigabe der Marktkräfte durch 
die sogenannte "Schocktherapie-Politik" 
Anfang des Jahres 1 992 eingesetzt hat­
ten, war aber für viele dann doch überra­
schend gekommen. 

Von Ökonomen war die Arbeitslosig­
keit neben den vielen anderen Konse­
quenzen der Transformation der admini­
strierten Wirtschaft zum Markt zunächst 
als notwendiges Übel angesehen wor­
den, das sich, so meinten damals viele, 
wenn die Produktion erst wieder in Gang 
käme, in einem akzeptablen Rahmen 
halten würde. Und auch die Bevölkerung 
selbst hat damals die neue Verfassung, 
die dann unter anderem festhielt, daß 
die Arbeit nun frei sei ,  also nicht mehr 
vom Staat garantiert wird, in einer Volks­
abstimmung im Dezember 1 993 gou­
tiert.2 Daß die Produktionsraten Ruß­
lands aber so nachhaltig in den Keller fal­
len würden, daß so viele einstmals als 

5 1 0  
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Stolz der sozialistischen Arbeit geprie­
sene Betriebe und Unternehmen bank­
rott gehen würden und infolgedessen 
ganze Landstriche Rußlands weitge­
hend ohne Arbeitsplätze übrigbleiben 
würden, das hatten wohl selbst Pessimi­
sten vorerst nicht zu befürchten gewagt. 

Dabei muß es aber sogar noch als po­
sitiver Umstand angesehen werden, daß 
die postsowjetische Arbeitslosigkeit 
einstweilen nur vom drastischen Produk­
tionsrückgang der russischen Wirtschaft 
verursacht wird und nicht auch, wie 
sonst überall in den hochindustrialisier­
ten Staaten, von fortschreitender Pro­
duktionsrationalisierung und der Abwan­
derung der Arbeit in Bi lliglohn- und Bil­
ligsteuerländer. Die Folgen der Globali­
sierung sind in Rußland heute erst in ei­
nigen wenigen Branchen ,  wie etwa der 
Kommunikationstechnologie oder der 
Wissenschaft, wirklich deutlich zu spü­
ren .  Was die Russen einstweilen vor al­
lem arbeitslos macht, ist vielmehr der 
Umstand, daß kaum eine Branche der 
russischen Wirtschaft in den letzten Jah­
ren die Anzahl von Beschäftigten brau­
chen konnte, die ihr aus der Sowjetzeit 
vererbt wurde. 

Neben der Textilindustrie im lvanovo­
Distrikt ist da zunächst einmal der riesi­
ge militärisch-industrielle Komplex der 
russischen Verteidigungsindustrie, der 
während der Sowjetzeit, in der die Welt 
in zwei hochgerüstete Machtblöcke ge­
teilt war und die Sowjetunion massiv 
Waffen in ihre Satell itenstaaten expor­
tierte, als prestigeträchtiger und aufgrund 
der nicht abreißenden Staatsaufträge flo­
rierender Bereich galt, der ein Zentrum 
der russischen Industriestruktur bildete. 
Mit der "Schocktherapie-Politik" von Je­
gor Gajdar, die auf eine radikale Entmili­
tarisierung der russischen Wirtschaft 
ausgelegt war und die Rüstungsausga­
ben unvermittelt um zwei Drittel kürzte, 
war aber ein massiver Rückgang der 
Staatsaufträge einhergegangen. Ende 
der neunziger Jahre hat die russische 
Rüstungsindustrie nur mehr einen Bruch-
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teil des Volumens von 1 990 produziert. 3 
Obwohl die russische Regierung heute 
immer wieder verzweifelt versucht, Auf­
träge für ihre Verteidigungsindustrie ein­
zufahren -womit sich zum Teil ihre Stel­
lung im Jugoslawien-Konflikt, aber auch 
in Tschetschenien erklären läßt -, sind 
die Kassen der Rüstungsindustrie so 
leer, daß sie die ehemaligen Beschäfti­
gungszahlen einfach nicht halten kann 
und darüber hinaus neben den Löhnen 
ihrer Noch-Bediensteten immer wieder 
auch die enormen Energiekosten ihrer 
reduzierten Produktion schuldig bleiben 
muß.4 

Ein weiteres Beispiel für den folgenrei­
chen postsowjetischen Produktions­
rückgang stellen die Minenbetriebe in 
den großen russischen Kohlegebieten 
Kusbass und Donbass dar. Die äußerst 
arbeitsintensive Art der Kohleförderung, 
die dort betrieben wurde, wäre heute 
auch ohne das Sinken der Weltkohle­
preise nicht mehr rentabel. Viele der Mi­
nen befinden sich darüber hinaus noch 
in technisch sehr schlechtem Zustand 
und müßten dringend rekonstruiert wer­
den. Westl iche Kreditoren knüpfen ihre 
Kreditzusagen seit langem bereits an die 
Forderung, diese unrentablen, aber äu­
ßerst beschäftigungsintensiven Minen 
aufzugeben, was die russische Regie­
rung - zwar schweren Herzens, aber 
doch - nach und nach tut.5 

Und schließlich liefert auch die russi­
sche Landwirtschaft ein trauriges Bei­
spiel für den postsowjetischen Produkti­
onsrückgang. Anfang 1 998 stand deren 
Produktionsvolumen auf dem Niveau der 
Sowjetunion des Jahres 1 9506 , und ein 
Großteil der Kolchosen und Sovchosen 
hatte die Bewirtschaftung ihrer Felder 
bereits eingestellt. Die offizielle Zahl der 
Arbeitslosen im sogenannten "Agrar-In­
dustriellen Komplex" hat sich seit 1 991 
vervierfacht, 7 und was an russischen 
landwirtschaftlichen Produkten heute 
noch auf den Märkten verkauft wird, 
kommt immer mehrvon den Tausenden 
Klein- und Gartenwirtschaften, auf deren 
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Bewirtschaftung sich d ie ehemaligen 
Kolchosangestellten notgedrungen zu­
rückgezogen haben. 

Ein Hauptgrund für den Rückgang der 
Produktion,  insbesondere auch im land­
wirtschaftlichen Bereich , sind natürlich 
die fehlenden Mittel zur Erneuerung der 
Produktionsstrukturen. Nach wie vor flie­
ßen Investitionen in die russische Wirt­
schaft eher in den Handelssektor oder, 
wie bis vor kurzem hauptsächlich, in den 
Finanzsektor. Investitionen in die Produk­
tion werden in der Regel als zu riskant 
und zu wenig gewinnträchtig betrachtet. 
Da darüber hinaus auch die wissen­
schaftlichen Forschungseinrichtungen 
massiv vom Personalabbau betroffen 
sind - im Schnitt sanken die Beleg­
schaftszahlen in diesem Bereich seit 
Beginn der Reformen um fast 50 Pro­
zent8 -, fehlen der russischen Produkti­
on neben finanziellen auch innovative Im­
pulse. Als Folge davon können die über­
kommenen Unternehmensstrukturen 
und die veralteten Produktionsanlagen 
nicht erneuert werden. Ohne Chance, 
konkurrenzfähig zu produzieren, bleibt 
den Unternehmen damit meist nur, ihre 
Belegschaften abzubauen. 

Rechnet man zu diesen, durch die re­
duzierte Produktion freigesetzten Ar­
beitskräften noch die Tausenden von - in 
der russischen Presse gewöhnlich als 
"Bjud cetniki" bezeichneten - Staatsbe­
diensteten hinzu, die im überdimensio­
nierten exsowjetischen Verwaltungs-, 
Bildungs- und Kulturapparat beschäftigt 
sind und nun unter marktwirtschaftliehen 
Bedingungen nicht mehr bezahlt werden 
können,9 so erhält man einen Eindruck 
vom Ausmaß des gegenwärtigen und 
des noch bevorstehenden postsowjeti­
schen Personalabbaus. 

II. 
Zahlen, die diesen Personalabbau be­

legen sollen, werden heute in Rußland 
gern und reichhaltig zitiert.10 Allerdings 
sorgen gewisse Spezifika der postso-
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wjetischen Situation dafür, daß Statisti­
ken über die Beschäftigungsverhältnisse 
in Rußland nur sehr bedingte Aussage­
kraft haben. Zunächst einmal fällt an ih­
nen nämlich ins Auge, daß d ie offiziell 
registrierte Arbeitslosigkeit bei weitem 
nicht so hoch ist, wie es der Rückgang 
der Produktionsraten eigentlich erwarten 
ließe. Auf jedes Prozent verminderten 
Produktionsoutput ist seit dem Beginn 
der Reformen gerade einmal ein halbes 
Prozent mehr Arbeitslosigkeit gekom­
men.11 Darüber hinaus haben in den letz­
ten Jahren verschiedene Distrikte Ruß­
lands sogar einen beachtlichen Rück­
gang ihrer Arbeitslosenzahlen gemeldet. 
Der eingangs erwähnte lvanovo-Distrikt 
etwa meldete ein Fallen seiner Arbeitslo­
senzahlen um mehr als 5 Prozentpunk­
te - von beinahe 12 ProzentAnfang 1996 
auf unter 6,7 Prozent Ende 1 997. Die ln­
guschetische Republik, die in den Jah­
ren davor stets mit Rekordarbeitslosen­
zahlen geglänzt hatte, gab für denselben 
Zeitraum gar einen Rückgang von über 
1 5  Prozentpunkten an, von 23,3 auf 7,5 
Prozent.12 Folgt man diesen Zahlen, so 
könnte man zu dem Schluß kommen, 
daß ein Problem der postsowjetischen 
Arbeitslosigkeit gar nicht exisitiert. 

Dabei handelt es sich, obwohl sich na­
türlich auch russische Politiker heute 
nicht ungern mit einem Rückgang der 
Arbeitslosigkeit in ihrem Verwaltungsbe­
reich profil ieren, bei diesen Zahlen kei­
neswegs um Fälschungen. Ein Grund für 
die spezifische Schräglage der russi­
schen Statistiken ist vielmehr die hohe 
verdeckte Arbeitslosigkeit, die die post­
sowjetische Situation prägt. Die zitierten 
Zahlen geben nur die beim "Siu c:ba zan­
jatosti", beim Arbeitsmarktservice der 
Russischen Föderation, registrierten Ar­
beitslosen wieder. Das Heer von Teilzeit­
beschäftigten oder von ihren Unterneh­
men auf "administrativen" - und das 
heißt unbezahlten - "Urlaub" ("admini­
strativnyj otpusk") Geschickten erwäh­
nen sie nicht. 

Geschätzt wird, daß die Zahl der ver-
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deckt Arbeitslosen oder, wie sie auch 
genannt werden, der "unvollständig" oder 
"marginal Beschäftigten" mindestens um 
das Vierfache höher liegt als die Zahl der 
registrierten Arbeitslosen. 13  Bereits 1 996 
sollen 7 Prozent der arbeitsfähigen Be­
völkerung Rußlands von unvollständiger 
Beschäftigung und 14 Prozent zumin­
dest zwischenzeitlich von "administrati­
vem Urlaub" betroffen gewesen sein.14 

Warum die russischen Unternehmen 
dazu neigen, ihre Angestellten, wenn sie 
sie nicht mehr brauchen oder bezahlen 
können, nicht gleich zu entlassen, son­
dern sie "für bessere Zeiten" aufzube­
wahren, hat mehrere Gründe. Zum einen 
glauben vor allem die Unternehmenslei­
tungen vieler ehemals staatlicher Groß­
betriebe tatsächlich noch immer an die 
Möglichkeit einer Wende zurück zu einer 
staatlich administrierten Wirtschaftspoli­
tik, die etwa ein Wahlsieg der Kommuni­
stischen Partei zur Folge haben könnte. 
Zum anderen unterstützt auch die Geset­
zeslage die Politik, Arbeitsnehmer nicht 
zu entlassen, sondern sie auf unbezahl­
ten Urlaub zu schicken. Weil d ie Unter­
nehmen ihren Angestellten, sofern sie 
sie selbst entlassen, zwei Monatsgehäl­
ter, bei Selbstkündigung aber, die ja 
nach mehrmonatigem unbezahlten Ur­
laub dann nicht mehr unwahrscheinlich 
ist, nichts ausbezahlen müssen, ist es 
für sie einfach billiger, Belegschaften zu­
nächst für unbestimmte Zeit auf "Urlaub" 
zu schicken. 

Interessanterweise spielen aber viele 
russische Arbeitsnehmer bei dieser 
Strategie sogar mit und kündigen, etwa 
wegen zu geringer oder nicht ausbezahl­
ter Löhne, auch heute noch ihren Ar­
beitsplatz oftmals selbst.15 Die Situation 
der letzten Jahre lehrt sie zwar zuneh­
mend, ihren Arbeitsplatz zu schätzen, 
trotzdem zeigte eine soziologische Um­
frage vor kurzem, 16 daß nur wenige Be­
troffene den Wert ihrer Stelle oder auch 
den Wert ihrer Qualifikation am Arbeits­
markt richtig beurteilen können. Die so­
wjetische Vollbeschäftigungspolitik hatte 
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ihnen keine Chance gegeben, Erfahrun­
gen mit den Spezifika moderner Arbeits­
marktbedingungen zu sammeln. 

111. 
Allerdings sorgt dann die wirtschaftli­

che Situation Rußlands bei den Betroffe­
nen doch meist sehr schnell für 
schmerzhaften Realitätskontakt Die re­
lativ guten Ausbildungen, über die viele 
der russischen Arbeitslosen aufgrund 
des hohen, aber eher traditionell orien­
tierten Bildungsniveaus in der Sowjetuni­
on verfügen, sind heute keine Garantie 
mehr, um schnell einen neuen Job zu fin­
den. Gerade in den Industriezweigen, in 
denen die "verdeckte Arbeitslosigkeit" 
am höchsten ist, also in der Maschinen­
bau- und Leichtindustrie, sind unqualifi­
zierte Hilfsarbeiter, die die stillstehenden 
Maschinen warten und die Fabriksanla­
gen vor Plünderungen bewachen kön­
nen, weitaus gefragter als qualifizierte 
Angestellte wie Techniker oder Ingenieur. 
Auch die verschiedenen Kulturarbeiter, 
wie sie die Sowjetunion von der Lehrerin 
bis zur Bibliothekarin im Überschuß pro­
duziert hat, stehen heute immer wieder 
völlig überrascht vor dem Umstand, daß 
sie keiner mehr braucht. Und im Zuge 
der Augustkrise des Jahres 1 998 hat 
sich gezeigt, daß sogar die Arbeitsplät­
ze der sogenannten "Neuen Russen" 
keineswegs so sicher waren, wie von 
diesen zuvor angenommen. Nach der 
Krise wurden in Rußland an die 200 Ban­
ken geschlossen, circa 600 Bankiers 
verloren ihre Stelle, und sogar die staat­
liche "Sberbank" mußte eine Reihe ihrer 
Mitarbeiter entlassen.17 

Auf der anderen Seite bleiben aber 
auch viele Vakanzen für hochspeziali­
sierte Tätigkeiten, etwa im Finanzbe­
reich oder in der Kommunikationstech­
nologie, immer wieder unbesetzt, weil 
d ie Qualifikationen der Arbeitssuchen­
den nicht der Nachfrage am Arbeits­
markt entsprechen. ln Moskau sollen am 
Vorabend der Augustkrise 34.000 Ar-

Wirtschaft und Gesellschaft 

beitslosen noch 65.000 Vakanzen ge­
genübergestanden haben, die allerdings 
nahezu alle Qualifikationen erfordert hät­
ten, über die kaum einer der Arbeitslo­
sen verfügte.18 

Aber nicht nur, daß ihnen, wie früher 
gewohnt, die staatl ichen Arbeitsämter 
keine Jobs mehr vermitteln können, die 
ihren Ausbildungen entsprechen, müs­
sen die russischen Arbeitslosen heute 
immer öfter auch feststellen, daß sie in 
ihrer Lage von der schützenden Hand des 
Staates verlassen worden sind. Die 
staatlichen Arbeitsämter, die dem Ge­
setz19 nach jedem registrierten Arbeits­
losen nach Verlust seiner Arbeit eine ein­
jährige Unterstützung20 auszahlen soll­
ten, können ihrer Verpfl ichtung nämlich 
heute oft ebensowenig nachkommen, 
wie die Unternehmen der Auszahlung 
der Löhne. Nur in 15 Regionen Rußlands 
(von 89) können die Arbeitslosen-Unter­
stützungen zur Zeit noch halbwegs voll­
ständig und zeitgerecht ausbezahlt wer­
den. 21 Bereits 1 996 hatte die mittlere 
Höhe der tatsächlich noch ausbezahlten 
Arbeitslosenunterstützungen nur mehr 
23 Prozent der durchschnittlichen Gehäl­
ter betragen. 40 Prozent derjenigen, die 
zumindest noch irgendetwas bekamen, 
erhielten weniger als das gesetzlich fest­
gesetzte Existenzminimum, und 54 Pro­
zent von denen, die ein Anrecht auf Ar­
beitslosenunterstützung hatten, erhiel­
ten gar nichts. 22 

Die I l liquidität der staatlichen Stellen 
und die wirtschaftliche Situation der Un­
ternehmen sind dabei aufs engste ver­
bunden. ln Rußland werden nämlich die 
Töpfe des Arbeitsmarktservices von den 
Arbeitgebern und nicht von den Arbeit­
nehmern gefüllt. 1 ,5 Prozent (vor 1 996 2 
Prozent) des Arbeitslohns sollten dem 
Gesetz nach monatlich an die entspre­
chenden Behördenstellen abgeführt wer­
den, wobei vorgesehen ist, daß 80 Pro­
zent der Mittel der Arbeitsämter in der je­
weiligen Region eingehoben und nur 20 
Prozent überregional umverteilt werden. 
Dabei sind es aber natürlich gerade die 
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Arbeitgeber, also etwa die exsowjeti­
schen Großunternehmen und Betriebe, 
d ie mit ihren Produktionsausfällen und 
der daraus folgenden Zahlungsunfähig­
keit für die hohen Arbeitslosenraten ver­
antwortlich sind. Wenn also eine Region, 
wie etwa die eingangs erwähnte lvanovo­
Region, von einer massiven Pleitewelle 
ihrer in der Sowjetzeit noch dazu mono­
polistisch konzentrierten Industrie betrof­
fen ist und damit die Arbeitslosen vor den 
Arbeitsämtern Schlange stehen, weil 
keine alternativen Arbeitsplätze in der 
Region zu finden sind, dann fließen 
gleichzeitig auch keinerlei Gelder mehr 
in die Töpfe der verantwortlichen Stellen, 
weil die Unternehmen, die dafür sorgen 
sollten, eben nicht mehr zahlungsfähig 
sind oder weil es sie gar nicht mehr gibt. 
Die Schulden der russischen Unterneh­
men gegenüber den regionalen Beschäf­
tigungsfonds sowie deren Schulden ge­
genüber den Arbeitslosen sind mittler­
weile in schwindelnde Höhen gewach­
sen. Manche Arbeitsämter in besonders 
betroffenen Gebieten mußten sogar 
schon ihren eigenen Angestellten die 
Löhne schuldig bleiben, obwohl diese 
aufgrund des anwachsenden Stroms von 
Arbeitslosen zu permanenter nervenauf­
reibender Mehrarbeit gezwungen waren. 
Mitunter hatten die Beamten bis zu 
neunzig Klienten am Tag zu erklären, 
daß Unterstützungen zur Zeit nicht aus­
bezahltwerden können. 

ln denjenigen Regionen, in denen es 
heute noch möglich ist, Arbeitslosengel­
der zu verteilen, werden sie gewöhnlich 
an so viele Bedingungen - etwa an den 
Nichtbesitz eines eigenen Kleingartens, 
an die Annahme jeder beliebigen Arbeit 
oder an die Leistung eines Kommunal­
dienstes23 - gebunden, daß sich die Be­
troffenen fast sicher sein können, ohnehin 
nicht in den Genuß einer Unterstützung 
zu kommen. Da aufgrund der Mittel­
knappheit darüber hinaus in vielen Regio­
nen auch Umschulungsmaßnahmen 
nicht mehr durchgeführt werden können, 
sehen sich heute immerweniger Arbeits-
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lose veranlaßt, sich beim staatlichen Ar­
beitsmarktservice registrieren zu lassen. 
Und dies erhöht natürlich den Anteil der 
verdeckt Arbeitslosen und beschönigt 
die offiziellen Zahlen der staatl ichen 
Stellen. Gerade in Vorwahlkampfzeiten 
schmücken sich dann nicht wenige russi­
sche Politiker gerne mit den angeblichen 
Erfolgen ihrer Beschäftigungspolitik. 24 

IV. 
Gerade diese kurzsichtige Reaktion 

treibt aber die Beschäftigungsverhältnis­
se Rußlands immer mehr in die Grauzo­
ne. Schon die Millionen von ehemaligen 
Kolchosarbeitern , die heute, nachdem 
ihr Betrieb bankrott gegangen ist, ihren 
Lebensbedarf auf den 600 Quadratme­
tern ihres Kleingartens erwirtschaften 
und ihren Überschuß auf den städti­
schen Märkten und Plätzen oder entlang 
von Hauptverkehrsstraßen im Privathan­
del anbieten, werden von keinen staatli­
chen Strukturen mehr erfaßt. Sie zahlen 
in der Regel weder Steuern, noch leisten 
sie Sozialversicherungs- oder sonstige 
Abgaben und unterl iegen, etwa beim 
Verkauf ihrer Waren, auch keinerlei Ar­
beiterschutzbestimmungen. Die Regie­
rung hat außer Schätzungen darüber, 
daß die Produktion dieser Gartenwirt­
schaften in manchen Bereichen bereits 
an die 50 Prozent der landwirtschaftl i­
chen Gesamtproduktion Rußlands aus­
macht, nicht einmal genaue Vorstellun­
gen ihrer Anzahl.25 

Das gleiche gilt für die sogenannte 
"Eelnoky"-Geschäfte der tausenden 
Klein- und Kleinsthändler, die meist im 
Familienverband die städtische Bevölke­
rung Rußlands mit billigen Waren aus 
der Türkei, aus Aserbaidschan, aus 
Moldavien oder aus China versorgen. 
Weil sie beständig zwischen den Stät­
ten von An- und Verkauf ihrer Waren hin­
und herpendeln,  werden sie von der rus­
sischen Presse nach dem in einem 
Webstuhl hin- und hergeführten Schiff­
chen als "Eelnoky" bezeichnet. Vor der 
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Augustkrise des Jahres 1 998 war ihre 
Tätigkeit bereits nahezu für ein Viertel 
des russischen Gesamtimports verant­
wortl ich und gab in manchen Regionen 
über 20 Prozent der örtlichen Bevölke­
rung Arbeit und Unterhalt. 26 Vor allem 
die verdeckt Arbeitslosen früherer 
Staatsunternehmen fanden hier ein neu­
es Betätigungsfeld, das es ihnen erlaub­
te, Sozial-, Pensions-, Arbeitslosen­
oder Gewerkschaftsabgaben und Steu­
erzahlungen zu ignorieren. Gewöhnlich 
wissen in dieser Branche wie in allen an­
deren unmittelbareren Formen der Schat­
tenwirtschaft - illegale Alkoholerzeu­
gung, Prostitution, Devisenspekulation 
etc. -weder die Arbeiter noch die Arbeit­
geber über ihre Rechte und Pflichten Be­
scheid. Und dem nicht genug, halten 
auch die russische Bürokratie, die unkla­
re Gesetzeslage und die Korruptheit der 
verantwortlichen Beamten die Betroffe­
nen von der Leistung ihrer Abgaben und 
der Inanspruchnahme ihrer Rechte ab. 27 

Wer noch nicht völlig in die Grauzone 
abgesprungen ist, steht dabei nicht sel­
ten zumindest mit einem Bein bereits im 
inoffiziellen Bereich . Denn eine unregi­
strierte Zweitbeschäftigung, in der So­
wjetzeit ideologisch fundiert noch als ge­
sellschaftlich unakzeptabel angesehen, 
gilt heute als normale und weitverbreite­
te Notwendigkeit, sich über Wasser zu 
halten. Laut einer Untersuchung des 
Zentrums für Wertforschung der Russi­
schen Akademie der Wissenschaften 
sollen bereits an die 50 Prozent der Rus­
sen einer in der Regel inoffiziellen Zweit­
beschäftigung nachgehen.28 Vor allem 
die zur Kompensation zu geringer oder 
nicht ausbezahlter Löhne angenomme­
nen Nebentätigkeiten sollen sich seit 
der Wende 1 992 geradezu hypertroph 
entwickeln .  Oftmals zur Überbrückung 
der Zeit zwischen einem schlecht be­
zahlten Job und dem nächsten ange­
nommen, werden sie meist schnell zu 
inoffiziellen Haupteinkommensquellen. 
Vor allem im Landwirtschaftssektor blei­
ben viele, die sich nur kurzzeitig neben-
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her um eine effektivere Bewirtschaftung 
ihres Kleingartens bemühen wollten, mit 
dieser einzigen Lebensgrundlage zu­
rück.29 Die von Politikern des öfteren ge­
äußerte Hoffnung, daß gerade dadurch 
die Entwicklung eines privaten Landwirt­
schaftssektors forciert werden könnte, 
scheint dabei zur Zeit nicht wirklich be­
gründbar. Den zumeist bereits älteren 
Arbeitskräften des Agrarsektors fehlen 
die Möglichkeiten und das Verlangen, 
ihre privaten Bemühungen zu verstärken. 
Sie können aufgrund der gesetzlichen 
und natürlich auch aufgrund ihrer finanzi­
ellen Situation weder zusätzliches Land 
einfach pachten oder ankaufen, noch 
können sie ohne weiteres Kredite für In­
vestitionen in Gerät, Saatgut, Vieh oder 
Düngemittel aufnehmen.3° Für eine ef­
fektive Förderung dieser neuen Schicht 
potentieller Kleinunternehmer fehlt zur 
Zeit der gesetzliche und finanzielle Rah­
men.31 

So wie die Regierung stehen auch die 
russischen Gewerkschaften dem Um­
stand, daß sich die einstmals aus­
schließlich staatlich geregelte Arbeit 
mehr und mehr in eine inoffizielle Grau­
zone verabschiedet, noch weitgehend 
tatenlos gegenüber. Auf der einen Seite 
scheinen sich die ehemaligen sowjeti­
schen Großgewerkschaften in ihrem, 
dem Namen nicht wirklich gerecht wer­
denden Zusammenschluß als "Föderati­
on unabhängiger Gewerkschaften Ruß­
lands" (FNPR) mit der Feststellung zu­
frieden zu geben, daß die "Arbeitslosig­
keit auf russisch" (unregistriert zur blo­
ßen Bedarfsdeckung arbeiten) ihren Hö­
hepunkt bereits überschritten hätte und 
die Möglichkeiten des Schattengewer­
bes erschöpft wären. 32 Auf der anderen 
Seite fühlen sich die wenigen neuent­
standenen und tatsächlich "unabhängi­
gen" Gewerkschaften nur für die spezifi­
schen Berufsbranchen - etwa Fluglot­
sen oder Metallminenarbeiter - zustän­
dig, die sie vertreten.  Der Großteil der 
von Tag zu Tag lebenden Gelegenheitsar­
beiter, Kleingartenbetreiber, "privaten" 
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Markthändler oder sonstiger inoffiziell 
Beschäftigter richtet sich damit mehr 
und mehr im rechtsfreien Raum ein, der 
damit wohl auch im weiteren noch mit 
seiner unübersehbaren Tendenz, zu 
wachsen, jedem Versuch , die sozialen 
und ökonomischen Probleme Rußlands 
zu lösen, entgegenwirken wird. 

Anmerkungen 
1 Vgl. dazu Artikel 1 1 8  der sowjetischen 

Verfassung von 1 936. 
2 Bei einer Umfrage hatten 1 990 noch 27 

Prozent der Befragten Arbeitslosigkeit für 
eine bis zu einem bestimmten Grad nütz­
liche Folge der freien Marktwirtschaft ge­
halten, 1 997 nur mehr 1 9  Prozent. Vgl. 
dazu Eetvernina, T. ; Lakunina, L. ,  
Naprjazenost' na rossijskom rynke truda 
i mechanizmy ee preodolenie, in: Vopro­
sy Ekonomiki 2 (1 998) 1 1 5-1 30. 

3 Vgl. Men'sikov, S., Scenarii razvitija Voen­
nogo-Promyslennogo Kompleksa, in:  
Voprosy ekonomiki 7 (1 999) 86-99. 

4Vgl .  dazu ausführlicher: Füllsack, M. ,  Ein 
Gordischer Knoten. Zu den Ursachen 
der russischen Wirtschaftskrise im Spät­
sommer 1 998, in: Zeitschrift für Gemein­
wirtschaft 37/1-2 (1 999) 31 -43. 

5 Vgl .  allgemein zur Arbeitslosigkeit unter 
den Minenarbeitern: Borisov, V.; Kozina, 1 . ;  
Tartakovskaja, 1 . ,  Problemy sachterskoj 
bezraboticy, in: Voprosy Ekonomiki 2 
(1 998) 1 44-1 45. 

6 Vgl .  Amosov, A., Prognoz situacii v Agro­
promyslennom Komplekse do 2003 
goda, in: Ekonomist 1 2  (1 998) 1 4-20. 

7 Vgl. Jusupov, R. ,  Problemy zanjatosti v 
regional'nom APK, in :  Ekonomika 
sel'skogo chozjajstva Rossii 9 (1 998) 14 .  

8Vgl .  Strela, G. l . ,  Papy - bezrabotnye, deti -
besprizornye, in: EKO 2 (1 999) 1 1 2-1 1 5. 

9 Vgl. dazu ausführlicher: Füllsack, M. ,  Auf 
Wunder hoffen . . .  Zur tristen Situation der 
russischen Provinzbibliotheken, in: ost­
europa 6 (1 999) 584-596. Vgl .  auch: Füll­
sack, M., Von der vollbeschäftigten zur ar­
beitslosen Gesellschaft? Zur Lage am 
postsowjetischen russischen Arbeits­
markt, in: Osteuropa 1 1 /12 (1 999} 1 1 97-
1 209. 

10 Vgl. dazu u.a. das Sonderheft der Ros­
sijskaja Gazeta "Prava bezrabotnych 
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grazdan i pravila ich trudoustrojstva", Vy­
pusk 22 (1 998), das die offiziellen Stati­
stiken bis 1 998 und einige Prognosen 
enthält. 

11 Vgl. dazu Volkov, V., 1 998 god. Ekonomika 
i social'naja dejstvitel'nost', in :  Ekono­
mist 1 2  ( 1 998) 3-1 3. Nach den offiziellen 
Zahlen des russischen Arbeitsmarktser­
vices waren gegen Ende 1 998 2,8 Mil lio­
nen Menschen als arbeitslos registriert. 

12 Vgl. Eetvernina, T. ; Lakunina, L., 
Naprjazenost' na rossijskom rynke truda 
i mechanizmy ee preodolenie in: Voprosy 
Ekonomiki 2 (1 998) 1 1 5- 130. 

13Vgl. Kabalina, B. ;  Ryzikova, Z., Nepolnaja 
zanjatost' v Rossii, in: Voprosy Ekonomi­
ki 2 (1 998) 1 31 -143. 

14 Vgl .  Kostrjukov, V., Voprosy zanjatosti, in: 
Ekonomist 8 (1 998) 57-6 1 .  

1 5  Aus diesem Grund ist die Zahl der "ge­
nügsameren" Schwarzarbeiter aus dem 
"Nahen Ausland", also etwa aus der 
Ukraine, aus Weißrußland oder aus 
Moldavien, in Rußland sehr hoch. 

16 Vgl .  dazu: Chasaev, G. R. ,  Osobennosti 
regional'noj bezraboticy, in: SOCIS 4 
( 1 998) 4 1 -48. 

1 7Vgl. Trud-7, Nr. 1 1  (22. 1 . 1 999). 
18Vgl. Kruglyj stol, Novyj zakon o zanjatosti 

neobchodim kak vosduch, in: Eelovek i 
trud 12 (1 998) 37-42 . 

19 Das Gesetz "0 zanjatosti naselenija v RF" 
("Über die Beschäftigung der Bevölkerung 
in der Russischen Föderation") aus dem 
Jahr 1 991 , das im April 1 996 mit einigen 
Konsequenzen revidiert worden ist. 

20 ln  der Höhe von zunächst 75,  nach den 
ersten drei Monaten 60 und nach weite­
ren vier Monaten 45 Prozent des letzten 
Einkommens, für das länger als drei Mo­
nate gearbeitet wurde. 

21 Vgl. Kruglyj stol, Novyj zakon o zanjatosti 
neobchodim kak vosduch, in:  Eelovek i 
trud 1 2  ( 1 998) 37-42. 

22Vgl. dazu Eetvernina, T.; Lakunina, L. ,  
Naprjazenost' na rossijskom rynke truda 
i mechanizmy ee preodolenie, in :  Vopro­
sy Ekonomiki 2 ( 1 998) 1 1 5- 130. 

23 Vgl .  ltogi 3.8.1 999. 
24Vgl. etwa die Äußerungen des stellvertre­

tenden Arbeitsministers, in :  Segodnja 
(27.3. 1 997). 

25Amosov, A., Prognoz situacii v Agropro­
myslennom Komplekse do 2003 goda, 
in: Ekonomist 1 2  (1 998) 14-20. 
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26 ln Tatarstan etwa machten diese Geschäf­
te bereits offiziell ein Drittel des Einzelhan­
dels aus und liefern unter anderem 70 
Prozent der Bekleidungsartikel, die in der 
Republik verkauft werden. Vgl. Jusupov, 
R. ,  Eelnoenyj biznes, in: SOCIS 1 1  (1 997). 

27 Vgl. Kruglyj stol, Ochrana truda na ma­
lychpredprijatijach, in: Ochrana truda i 
social'noe strachovanie 6 (1 998). 

28 Temnickij, AL. ;  Bessokirnaja, G.P. ,  Vto­
rienaja zanjatost' i ee social'nye pos­
ledstvija, in: SOCIS 5 (1 999) 34-44. 

29 Rudenko, Galina, Vtorienaja zanjatost' 
na agrarnom rynke truda, in: 
Mezdunarodnij sel'skochosjajstvennyj 
Zurnal 5 (1 998) 51 -53. 

3° Kljukovie, Zinaido, APK v sisteme novych 
nalogovych otnosenij , in: Mezdunarodnij 
sel'skochosjajstvennyj Zurnal 3 (1 999) 
1 7-2 1 . 
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31 Was auch mit der nach wie vor ungere­
gelten Frage nach den Bodenbesitzver­
hältnissen in Rußland zusammenhängt. 
Vgl. dazu: Buzdalov, 1.; Smelev, G., Fakto­
ry i uslovija stabilizacii i razvitija 
sel'skochosjajstvennogo proizvodstva, 
in: Obseestvo i ekonomika 4-5 (1 998) 68-
87. 

32 Allerdings soll, so FNPR, das Heer der 
tatsächlich Arbeitslosen bei weitem noch 
nicht so groß sein, wie es sein könnte. Zu 
rechnen wären real nicht mit 9 Mill ionen , 
sondern mit 23,5 Mill ionen Arbeitslosen. 
(Die Gewerkschafter gehen bei ihren Ar­
beitslosenzahlen vom ILO-Standard 
aus. )  Die Hälfte der gegenwärtig noch 
tätigen Unternehmen hält der FNPR für 
potentiell bankrott. Vgl. Vremja MN 31 
(23.2 .1 999). 
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BUCHER 

Makroökonomische Ursachen 

der Arbeitslosigkeit 

Rezension von: Wolfgang File, Claus 
Köhler (Hrsg.), Macroeconomic Causes of 

Unemployment: Diagnosis and Policy 
Recommendations, Duncker & Humblot, 

Berlin 1999, 442 Seiten, öS 1 .445,-. 

Das Institut für Empirische Sozialfor­
schung veranstaltete im März 1 998 ein 
Symposium zum wohl vordringl ichsten 
wirtschaftlichen ,  sozialen und politi­
schen Problem der meisten OE CD-Län­
der in den neunziger Jahren, der anhal­
tend hohen Arbeitslosigkeit. 

Sowohl die Diskussion auf internatio­
naler Ebene (OECD, EU) als auch der 
Diskurs in vielen von hoher Arbeitslosig­
keit betroffenen europäischen Ländern -
besonders in Deutschland - werden 
noch von der neoklassisch inspirierten 
mikroökonomischen Sichtweise des 
Phänomens dominiert. Arbeitslosigkeit 
wird von Vertretern dieser Orthodoxie 
überwiegend als strukturelles Problem 
des Arbeitsmarkts diagnostiziert, wel­
ches ausschließlich durch Veränderun­
gen auf diesem Markt beseitigt werden 
könne, nämlich durch Schaffung zusätz­
licher Anreize für Unternehmungen, 
mehr Personen zu beschäftigen, und für 
Arbeitslose, eine Stelle auch dann an­
zunehmen, wenn die Entlohnung nicht 
jener des jeweils letzten Arbeitsverhält­
nisses entspricht. 

Neben zu hohen Reallöhnen ist diese 
,strukturelle' bzw. ,klassische' Arbeitslo­
sigkeit aus dieser Perspektive das Er­
gebnis wachstums- und beschäfti-

gungsbehindernder Regulierungen, wel­
che die Arbeitskosten erhöhen und Pro­
duktionsmöglichkeiten unrentabel werden 
lassen. Zur Begründung des Anstiegs der 
Arbeitslosigkeit wird häufig auch auf eine 
zunehmende ,inflationsstabile Arbeitslo­
sigkeit' (NAIRU - non-accelerating-inflati­
on-rate of unemployment) hingewiesen. 

,Klassische' Arbeitslosigkeit entsteht 
nur auf dem Arbeitsmarkt und ist auch 
ausschließlich dort zu bekämpfen, un­
abhängig von den Zusammenhängen mit 
den Güter- und Kapitalmärkten. Sie stellt 
ein rein reales Phämomen dar, dem 
durch monetäre Maßnahmen nicht beizu­
kommen ist, und sie bildet ein mikroöko­
nomisches Problem, welchem durch 
entsprechende Korrekturen (Deregulie­
rung etc. ) beizukommen ist. Gemäß 
dieser Sichtweise ist makroökonomi­
sche Politik zur Bekämpfung der Ar­
beitslosigkeit nicht bloß unwirksam, 
sondern sogar kontraproduktiv- sie wür­
de die Probleme eher noch verschlim­
mern. Neben Maßnahmen zur Deregulie­
rung und Flexibilisierung auf dem Ar­
beitsmarkt ist demnach entscheidend, 
daß die Arbeitskosten längerfristig lang­
samer als die durchschnittl iche gesamt­
wirtschaftl iche Arbeitsproduktivität stei­
gen und somit die Lohnstückkosten fort­
während sinken. 

Die meisten der zu dem eingangs ge­
nannten Symposium eingeladenen Öko­
nomen vertreten bezüglich des Problems 
der Arbeitslosigkeit eine andere Ansicht. 
Die wissenschaftl iche Tagung sollte 
dazu dienen, die insbesondere in 
Deutschland sträfl ich vernachlässigten 
makroökonomischen Aspekte der Ar­
beitslosigkeit ausführlich zu diskutieren. 

Die insgesamt zwanzig Beiträge sind, 
wie das in Sammelbänden meist der Fall 
ist, sehr heterogen, und leider stellen 
nicht alle Verfasser makroökonomische 
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Bezüge in den Vordergrund der Überle­
gungen. Alles in allem geht dennoch aus 
dem vorliegenden Band klar hervor, daß 
eine bloß angebotsseitig und mikroöko­
nomisch orientierte Strategie zur Be­
kämpfung der Arbeitslosigkeit viel zu 
kurz greift. Die zentrale Schlußfolgerung 
ist, daß makroökonomische Maßnah­
men einen notwendigen Bestandteil der 
Beschäftigungspolitik bilden. 

Folgende wichtige Ergebnisse wurden 
von den Teilnehmern des Symposiums 
herausgearbeitet: 
- Alle Beiträge (bis auf einen) sehen ra­

sches Wirtschaftswachstum als wich­
tigste Voraussetzung für steigende Be­
schäftigung. 

- Die meisten Autoren betonen, daß un­
zureichende gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage ein wesentlicher Grund der 
anhaltend hohen Arbeitslosigkeit ist. 
Immer bedeutsamer wird eine hinrei­
chend rasche Entwicklung der Nachfra­
ge nach Dienstleistungen mit schwa­
chem Produktivitätsfortschritt 

- Eine Notenbank, die nach absoluter 
Preisstabilität strebte, würde eine Ver­
ringerung der Beschäftigungsquote her­
beiführen. Eine moderate Inflation von 
bis zu 4% hingegen würde eine höhere 
Flexibil ität der Reallohnstrukturen er­
möglichen: Im Unterschied zum Fall 
weitgehend konstanter Preise wären 
Änderungen in der Reallohnstruktur un­
ter diesen Bedingungen auch ohne No­
minallohnsenkungen zu erzielen. 

- Im Sinne der Vermeidung von realen 
Reibungsverlusten in Form höherer Ar­
beitslosigkeit ist dem Zusammenwir­
ken zwischen Geld- und Fiskalpolitik 
sowie zwischen Geld- und Lohnpolitik 
in der EU verstärkte Aufmerksamkeit 
zu widmen. 

- Entwicklungen auf den Finanzmärkten 
haben immer Auswirkungen auf die rea­
le Wirtschaft, auf Einkommen und Be­
schäftigung. 

- Die verstärkte Internationalisierung der 
wirtschaftlichen Beziehungen ist nicht 
unbedingt gleichbedeutend mit Arbeits-
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platzverlusten im Inland. Ausländische 
Direktinvestitionen heimischer Unter­
nehmungen können auch Arbeitsplätze 
im Inland schaffen. 

- Aus der Sicht der meisten Autoren vor­
teilhaft sind konzertierte mikro-, meso­
und makroökonomische Maßnahmen 
auf der Grundlage einer beschäfti­
gungspolitischen Gesamtstrategie, 
welche neben den staatlichen Akteu­
ren auch die Sozialpartner einbindet. 
Von besonderem I nteresse aus öster­

reichischer Perspektive ist der Beitrag 
von Ewald Nowotny: , The Rote of 
Macroeconomic Po/icy in Overcoming 
Slow Economic Growth. International 
Comparisons and Po/icy Perspective'. 
Nowotny analysiert den Zusammenhang 
zwischen Wirtschaftswachstum und Be­
schäftigung sowie die Rolle der Geld­
und der Fiskalpolitik für die gesamtwirt­
schaftliche Entwicklung. Die Hauptursa­
che für die hohe Arbeitslosigkeit in 
Westeuropa ist das schwache Wirt­
schaftswachstum, welches in den mei­
sten Ländern unter der Beschäftigungs­
schwelle blieb. 

Die unzureichende Dynamik ist in er­
ster Linie das Resultat restriktiver Geld­
politik, die vorrangig auf Preisstabil ität 
abzielte. Mittel- und längerfristig ist die 
Relation zwischen Zinssatz und Wachs­
tumsrate des Sozialprodukts von ent­
scheidender Bedeutung: Liegt der Zins­
satz über der Wachstumsrate, müssen 
Unternehmungen und öffentliche Hände 
jeweils einen primären Überschuß erzie­
len, um ihre Schuldenquote zu stabili­
sieren. 

Seit Ende der siebziger Jahre ist ge­
nau dies der Fall: Der Zinssatz liegt über 
der Wachstumsrate. l n  den neunziger 
Jahren stiegen die Unternehmensgewin­
ne deutlich, aber dies führte nicht zu hö­
heren Realkapitalinvestitionen, denn die 
Unternehmungen verwendeten diese zur 
Verringerung ihrer Netto-Verschuldung. 
Die hohen Realzinsen machten zudem 
Investitionen in Finanzkapital attraktiver. 
All d ies trug zu einer erheblichen (und 
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anhaltenden) Senkung der Netto-Kredit­
aufnahme des Unternehmenssektors 
bei .  Letzteres mußte ,automatisch' 
durch eine höhere Netto-Kreditaufnahme 
von seiten der öffentlichen Hände ausge­
glichen werden. 

Zurückhaltende Lohnpolitik ist gemäß 
Nowotny kein geeignetes Instrument zur 
Beschäftigungsschaffung. Sowohl in 
Deutschland als auch in Österreich sank 
die Lohnquote über mehrere Jahre hin­
weg, und gleichzeitig stieg die Arbeitslo­
sigkeit. 

Makroökonomische Politik, welche 
stärkere wirtschaftl iche Fluktuationen 
und sprunghaftes Ansteigen der Arbeits­
losigkeit in Rezessionen zu verhindern 
trachtet, muß auf enger Kooperation zwi­
schen Fiskal-, Geld- und Einkommens­
politik beruhen. ln Österreich war dies 
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der Fall. Die indirekt (via Musterabschluß 
im Leitsektor, der Metallindustrie, und 
Orientierung der übrigen Lohnabschlüs­
se an diesen Ergebnissen) koordinierte 
Lohnpolitik ermöglichte ein hohes Maß 
an makroökonomischer Reallohnflexibili­
tät Die beschäftigungspolitische Strate­
gie, die sowohl makro- als auch mikro­
ökonomische Elemente enthielt, war 
zwischen Regierung und Sozialpartnern 
abgestimmt. Die Erfahrungen Öster­
reichs und anderer Länder mit funktionie­
renden neokorporatistischen Systemen 
verweisen auf die Vorteile eines koordi­
nierten Handeins aller wesentlichen wirt­
schaftspolitischen Akteure und auf die 
Notwendigkeit, auf der Ebene der EU die 
entsprechenden Kooperationsmecha­
nismen zu stärken. 

Michael Mesch 
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Vom Wohlstand der Nationen 

zum Wohlstand der Personen 

Rezension von: Fritz Helmedag, Norbert 
Reuter (Hrsg.), Der Wohlstand der 

Personen. Festschrift zum 60. Geburtstag 
von Karl Georg Zinn, Metropolis Verlag, 

Marburg 1999, 589 Seiten, öS 364,-. 

Der Titel der Festschrift "Der Wohl­
stand der Personen" weckt durch seine 
Assoziation des Klassikers "Der Wohl­
stand der Nationen" (1 776) hohe Erwar­
tungen beim Leser. Dennoch ist das 
Wortspiel im Titel kein ehrgeiziger Ver­
such der Herausgeber, den Jubilar Karl 
Georg Zinn mit Adam Smith zu verglei­
chen oder ihn auf dessen Schultern zu 
stellen. Vielmehr soll der Titel des Bu­
ches auf den notwendigen Perspektiven­
wechsel innerhalb der Politischen Öko­
nomie hinweisen .  ln entwickelten Indu­
striegesellschaften geht es erfahrungs­
gemäß nicht mehr vorrangig um das Er­
reichen eines absoluten Wohlstands, 
d .h .  um eine ausreichende materielle 
Grundversorgung der Bevölkerung, son­
dern um eine egalitäre Verteilung des 
bestehenden Wohlstands und dessen 
ökologisch verträgliche Erhaltung. Denn 
während Smiths Forderung nach einem 
steigenden Wohlstand für die Nationen 
zumindest in westlichen Gesellschaften 
umgesetzt werden konnte, stellt die 
gleichmäßige Verteilung des Wohl­
stands eine bleibende politökonomische 
Herausforderung dar. 

Diese Problematik eines egalitären 
Wohlstands zieht sich wie ein roter Fa­
den durch die ansonsten sehr heteroge­
nen Beiträge der Festschrift, die anläß­
lich des 60. Geburtstags zu Ehren von 
Karl Georg Zinn von Fritz Helmedag und 
Norbert Reuter herausgegeben wurde. 
Die Festschrift dient als Schmelztiegel 
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bedeutender Politökonomen, deren Bei­
träge über den verengten Bereich der 
herkömmlichen Mainstream-Ökonomie 
hinausgehen. Die Vielfalt der Festschrift 
ist jedoch kein Zufallsprodukt, sondern 
reflektiert die Bandbreite des Zinn'schen 
CEuvre. Dabei gruppieren sich die Beiträ­
ge der beteiligten Ökonomen und Polito­
logen um fünf Themenbereiche, die in 
besonderer Weise die Arbeit des Jubi­
lars prägen: 
1.) Perspektiven sozialtheoretischer 

Entwürfe mit Beiträgen von Kurt 
Lenk, Wilfried Röhrich, Fritz Helme­
dag, Hans G. Nutzinger und Günther 
Chaloupek; 

2.) ökonomische Konzepte und Akteure 
mit Beiträgen von Ulrich Peter Ritter, 
Werner Wilhelm Engelhardt, Fritz 
Vilmar, Siegtried Katterle und Herbart 
Schui; 

3.) Handlungsoptionen im Kapitalismus 
mit Beiträgen von Harald Mattfeldt, 
Xose Luis Outes Ruso und Jorge 
Falagan Mota, Rudolf Hickel, Jörg 
Huffschmid und Kurt W. Rothschild; 

4.) Grenzen des Wachstums mit Beiträ­
gen von Hermann Bartmann, Jan 
Priewe und Norbert Reuter; 

5.) zur Praxis von Wirtschaft und Wis­
senschaft mit Beiträgen von Wilhelm 
D. Schäffer, Dirk Nolte und Herbert 
Schaaff, Erich Hödl und Wolf Zegelin 
sowie Werner Meißner und Eric No­
wak. 

Das breite Spektrum der Festschrift 
erlaubt es nicht, auf alle Beiträge einzu­
gehen, obwohl jeder für sich lesenswert 
ist. Deshalb wird aus den einzelnen The­
menkomplexen jeweils ein Artikel ex­
emplarisch vorgestellt, der in besonderer 
Weise mit dem Titel der Festschrift "Der 
Wohlstand der Personen" im Zusam­
menhang steht. 

Eine zentrale Voraussetzung für eine 
gerechte Verteilung innerhalb einer Nation 
sind staatliche lnterventionsmöglichkei­
ten. lm Gegensatzzum ad hoc-Dirigismus 
ist - wie auch Zinn immer wieder festge­
stellt hat- der Interventionismus theorie-
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geleitet. Jedoch gibt es schon auf der 
theoretischen Ebene seit langem erheb­
lichen Widerstand gegen Eingriffe, u.a. 
seitens der Österreichischen Schule. 

Günther Chaloupek stellt in seinem 
Beitrag entgegen der üblichen Einschät­
zung klar, daß es vor dem Zweiten Weit­
krieg durchaus kritische Stimmen inner­
halb der Österreichischen Schule gab, 
die die stark anti-interventionistische 
Haltung eines Ludwig Mises und August 
Hayek relativieren. Mises und Hayek 
gingen davon aus, daß Interventionismus 
zu einer suboptimalen Allokation der 
wirtschaftl ichen Potentiale und langfri­
stig zu sozialistischen Systemen führen 
würde. I nsbesondere Mises akzeptierte 
den Liberalismus als theoretische Basis 
der Nationalökonomie. Chaloupek zeigt 
gleichwohl, daß innerhalb der Österrei­
chischen Schule durchaus Kritik am 
wissenschaftl ichen Liberalismus exi­
stierte und eine größere Flexibilität der 
ökonomischen Theorie und die pragma­
tische Überprüfung wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen anhand realer Auswirkun­
gen gefordert wurde. Insbesondere Os­
kar Morgenstern wies - so Chaloupek ­
auf die Begrenztheit theoretischer Uni­
versalaussagen hin, da das wirtschaftli­
che Geschehen einem permanenten 
Wandel unterworfen und verschiedenen 
Machtverhältnissen ausgesetzt sei. 
Dies führte dazu, daß Morgenstern eine 
theoretisch begründete Wirtschaftspoli­
tik verneinte und von der Wirtschaftspo­
litik primär forderte, daß diese zumin­
dest keine immanenten Widersprüche 
produzieren und flexibel auf realwirt­
schaftliche Änderungen reagieren solle. 
Chaloupeks Schlußfolgerung ist, daß 
Morgensterns Position interventionisti­
sche Eingriffe nicht grundsätzlich aus­
schließt und er damit die generelle und 
theoriegeleitete anti-interventionistische 
Position von Mises und Hayek überwun­
den hat. Neben Morgenstern haben auch 
andere Vertreterinnen der Österreichi­
schen Schule wie Martha Stephanie 
Braun und Richard Stringl für Eingriffe, 
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z.B. in der Lohn- und Sozialpolitik argu­
mentiert. Der Grund, warum sich der 
Kern der Österreichischen Schule trotz 
innerer Kritik auf Mises und Hayek 
stützt, erklärt Chaloupek mit der Emigra­
tion vieler ihrer kritischen Denker nach 
1 938. Aufschlußreich ist ferner, daß 
Chaloupek eine Übereinstimmung des 
aktuellen I nterventionismus mit den For­
derungen Morgensterns feststellt. Der 
heutige lnterventionismus, Zinn bezeich­
net ihn auch als kreislauftheoretischen 
lnterventionismus, unterscheidet sich 
von dem der Zwischen- und direkten 
Nachkriegszeit, da ersterer nunmehr an 
gesamtwirtschaftlicher Konsistenz und 
der Anpassungsfähigkeit an veränderte 
Gegebenheiten orientiert ist. Somit lei­
stet der moderne Interventionismus den 
Forderungen Morgensterns Folge, wenn 
auch auf ihn nicht Bezug genommen 
wird. 

Werner Wilhelm Engelhardt befaßt 
sich in seinem Artikel mit der Bedeutung 
von Utopien und deren Leitfähigkeit für 
die sozial ausgewogene Entwicklung von 
Gesellschaft und Ökonomie. Zunächst 
stellt Engelhardt anhand verschiedener 
dogmengeschichtlicher Beispiele den 
Zusammenhang von Idee und materiel­
len Gegebenheiten dar. Er weist dabei 
auf Marx und seine Auffassung einer 
überwiegend monokausalen Beziehung 
zwischen Überbau und Produktionswei­
se hin, bei der Ideologien von ökonomi­
schen Verhältnissen geprägt werden. 
Utopien jedoch wirken entgegengesetzt, 
indem utopische Ideen und Ideologien die 
materielle Realität selbst verändern. En­
gelhardt bezeichnet die Potentiale von 
Utopien in ihrer Wirkung als "Stimulanti­
en zukunftsoffener Gestaltungen". Dabei 
erkennt er jedoch gleichzeitig die Proble­
matik radikaler, weltumfassender Utopi­
en und plädiert für "kleine Utopien", d .h .  
realitätsbezogene Überlegungen, die zu 
praktischen Lösungen führen. Engel­
hardt bezeichnet diese kleinen Utopien 
als notwendige Leitbilder in Wirtschaft 
und Gesellschaft. Im Anschluß syste-
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matisiert Engelhardt Utopien und unter­
sucht ihre Relevanz exemplarisch im 
Hinblick auf genossenschaftliche Koope­
rationsformen. Engelhardts Beitrag ist 
Teil eines neuerwachten I nteresses an 
der Diskussion um "Utopie und Ökono­
mie", die spätestens seit der Veröffentli­
chung Geoffrey M. Hodgsons "Econo­
mics and Utopia" neuen Nährboden er­
halten hat.1 

Daß Ideologien durchaus auch eine 
negative Leitbildfunktion übernehmen 
können, zeigt Kurt W. Rothschilds Bei­
trag "Kapitalismus im Global Village". Er 
beinhaltet eine kritische Beurteilung der 
"utopische[n] Vision der neoklassischen 
Theorie", welche am Beispiel aktueller 
Globalisierungstendenzen verdeutlicht 
wird. Zunächst gibt Rothschild einen 
knappen historischen Überblick über die 
Entwicklung der Globalisierung. ln Ana­
logie zu Zinn geht auch Rothschild davon 
aus, daß Globalisierung ein relativ altes 
Phänomen ist, jedoch seine dritte Etap­
pe seit Ende des 20. Jahrhunderts auf­
grund der Kombination revolutionärer In­
novationen im Produktions-. und Korn­
munikationsbereich und einer neoklassi­
schen Freihandels- und Deregulierungs­
ideologie eine besondere Brisanz erhal­
ten hat. Rothschild fordert eine alternative 
Wirtschaftstheorie, die negative sozio­
ökonomische Entwicklungen zu analy­
sieren und zu verändern in der Lage ist, 
damit das Ziel der Ökonomie, den Wohl­
stand der Personen zu erreichen, nicht 
durch die Eigendynamik eines unkontrol­
lierten Marktes zerstört wird. Auch Rudolf 
Hickel weist in seiner detaillierten Be­
standsaufnahme der Wirtschaftspolitik 
seit den 1 960er Jahren auf die negativen 
Auswirkungen der neoklassisch fundier­
ten Angebotsdoktrin hin. Dabei betont 
Hickel die Notwendigkeit der Revitalisie­
rung eines modernen Keynesianismus. 

Daß der Wohlstand der Personen ins­
besondere auch von einer nachhaltigen 
Entwicklung abhängig ist, zeigt der Bei­
trag von Jan Priewe. Priewe fordert von 
staatl icher Seite "makro-ökologische 
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Leitplanken", innerhalb derer ein freier 
Markt agieren soll. Je nach ökologischer 
Notwendigkeit werden diese Leitplanken 
in Form einer zulässigen Menge an 
Schadstoffen und Emissionen enger de­
finiert. Entscheidend für den wachsen­
den, stagnierenden oder schrumpfenden 
Verlauf einer Volkswirtschaft bei gleich­
zeitig ökologisch nachhaltiger Entwick­
lung sind nach Priewe innovative Techno­
logien . Denn diese suchen bei Ressour­
cenknappheit und Minimierung des zu­
lässigen Schadstoffausstosses auf­
grund des Preismechanismus nach Sub­
stitutionsmöglichkeiten in der Produkti­
on. Priewes Ziel ist es, eine Verlagerung 
von Arbeitsrationalisierung zu einer Res­
sourcenrationalisierung ("Ressourcenef­
fizienz") zu erreichen. 

Eine Festschrift zu Ehren von Karl 
Georg Zinn wäre keine Festschrift ohne 
Beiträge zum Problem der Erwerbsar­
beitslosigkeit Wilhelm D. Schäffer be­
tont in seinem Beitrag die Bedeutung ei­
ner ergänzenden Kombination von regio­
naler und bundesweiter Arbeitsmarktpo­
litik. Dabei setzt Schäffer auf das Kon­
zept des "aktivierenden Staates", der 
eine Zwischenfunktion zwischen Nacht­
wächterstaat und Staatsinterventionis­
mus darstellt. Dieser Staat orientiert sich 
an Werten des Konsenses und der de­
zentralen Kooperation zwischen Staat, 
Wirtschaft und Bevölkerung und strebt 
eine Partnerschaft zwischen öffentlicher 
Hand und freier Wirtschaft an. Da sich 
Schäffer zufolge diese konsensorientier­
te Arbeitsmarktpolitik in der Zeit der Um­
strukturierung der Montanregion in Nord­
rhein-Westfalen Ende der achtziger Jah­
re bewährt hat, wurde dieses Konzept 
des aktivierenden Staates auf die aktuel­
le regionale Arbeitsmarktpolitik Nord­
rhein-Westfalens übertragen. Ein 
Schwerpunkt der gegenwärtigen SPD­
geführten Landesregierung liegt dabei 
auf den Bemühungen einer Integration 
arbeitsloser Jugendlicher. Konsens und 
Kooperation ist Schäffers Einschätzung 
nach auch auf Bundesebene beim Bünd-
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nis für Arbeit und Ausbildung der einzige 
Weg zum Erfolg. I nsbesondere durch 
den konsensualen Abbau von Überstun­
den und die Förderung von Teilzeit kön­
nen seiner Einschätzung nach erhebli­
che Beschäftigungspotentiale eröffnet 
werden. Ob diese Vorstellungen, die 
dem niederländischen ,Beschäftigungs­
wunder' und der neuen britischen Wirt­
schaftspolitik entlehnt sind, realistisch 
sind , bleibt allerdings abzuwarten. 

Nach Abschluß der umfangreichen 
Festschriftlektüre steht jedoch eine Fra­
ge weiterhin im Raum: Warum wird der 
Wohlstand der Personen ausschließlich 
aus männlicher Sicht diskutiert? Kann 
immer noch davon ausgegangen werden, 
daß die Interessen der Frauen in denen 
der Männer inbegriffen sind, quasi eine 
Interessenidentität besteht? Zwar impli­
ziert die Vernachlässigung der Frauen­
perspektive nicht grundsätzlich, daß die 
in der Festschrift angesprochenen The­
men für Frauen irrelevant sind oder trau­
enspezifische Themen nicht auch von 
männlichen Wissenschaftlern adequat 
analysiert werden können. Dennoch 
zeigt das Ergebnis eine verdächtige Neu­
tralität, so daß zu vermuten bleibt, daß 
der Blickwinkel bei einer Betei ligung von 
Wissenschaftlerinnen auf frauenspezifi­
sche Problematiken ausgeweitet worden 
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wäre. Erhält zum Beispiel die Vertei­
lungsfrage ein neue Schärfe, wenn man 
die zunehmende Armut von Frauen und 
Kindern besonders berücksichtigt? Wie 
wirken sich veränderte Erwerbsbiogra­
phien von Frauen auf die Entwicklung von 
Erwerbsarbeitslosigkeit aus? Wie müß­
te der Sozialstaat reformiert werden, da­
mit Frauen und Männern eine bessere 
Synthese von gleichberechtiger Er­
werbsarbeit und Familie gelänge? Spie­
len Frauen eine besondere Rolle in der 
Ökologiedebatte? Können maskuline 
Werte in der ökonomischen Theoriebil­
dung nachgewiesen werden? Weitere 
Fragen ließen sich problemlos anführen. 
Im Grunde kann dieses Manko jedoch 
den Herausgebern nicht angelastet wer­
den, denn insbesondere Festschriften 
sind retrospektive Spiegel von Hoch­
schulstrukturen. Und hier nehmen Frau­
en vor allem auf professoraler Ebene 
nach wie vor wenig Einfluß auf den öko­
nomischen Diskurs - und sind folglich in 
Festschriften selten vertreten. 

Hella Hoppe 

Anmerkung 
1 Hodgson, Geoffrey M, Economics and 

Utopia. Why the learning economy is not 
the end of history (London I New York 
1 998). 
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Ursachen und Folgen der 

Globalisierung 

Rezension von: Hartmut Berg (Hrsg.), 
Globalisierung der Wirtschaft: Ursachen -

Formen - Konsequenzen, Schriften des 
Vereins für Socialpolitik, Band 263, 

Verlag Duncker & Humblot, Berlin 1999, 
206 Seiten, öS 686,-. 

ln diesem Buch werden die Referate 
der Jahrestagung 1998 des Wirtschafts­
politischen Ausschusses des Vereins für 
Socialpolitik vorgelegt. Von den acht Bei­
trägen möchte ich zwei herausgreifen 
und beginne mit Wolf Schäfers "Giobali­
sierung: Entmonopolisierung des Natio­
nalen?". 

"Giobalisierung bedeutet Abbau von 
Marktsegmentierungen im Weltmaß­
stab. Sie impliziert eine zunehmende 
Vernetzung von Märkten und repräsen­
tiert damit eine Entwicklung vom Zustand 
der geschlossenen über den der offenen 
Volkswirtschaften bis hin zur vollständig 
integrierten Weltwirtschaft. Als vollstän­
dig integriert läßt sich die Weltwirtschaft 
beschreiben, wenn die nationale und in­
ternationale Mobilität von Gütern und 
Produktionsfaktoren völlig ungehindert 
ist." (S. 9) 

Mit dieser Definition beginnt Schäfer 
seine Ausführungen und führt dann wei­
ter aus: "Die Globalisierung verändert die 
morphologische Struktur der Weltwirt­
schaft: vom Nebeneinander mehr oder 
minder geschlossener Systeme zur mo­
nopolistischen Systemkonkurrenz. Mo­
nopolistische Konkurrenz ist allgemein 
wohl - neben dem heterogenen Oligopol 
- die empirisch bedeutsamste Markt­
form der Weltwirtschaft geworden." (S. 
1 0) Schäferfolgert weiter, daß die mono­
polistische Konkurrenz und somit die 
Globalisierung gegenüber dem Monopol-
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fall abgeschlossener Nationalstaaten mit 
maximaler Regulierungskompetenz und 
exklusiver Durchsetzungsmacht in bezug 
auf die von ihnen gesetzten Arrange­
ments den Effekt einer Entmonopolisie­
rung der Handlungsmöglichkeiten natio­
nalstaatlicher Politik, also den Schwund 
an traditioneller Staatlichkeit bedeutet. ln 
diesem Umfeld versuchen die Wirt­
schaftsakteure das passende Regulie­
rungssystem zu finden - es kommt zu in­
stitutioneller Arbitrage. Setzt man den 
Gedanken fort, würden die Regulierungs­
systeme (Nationalstaaten) zu "optimalen" 
Zuständen konvergieren. 

Nun ist aber eine solche arbitragever­
ursachte Harmonisierung keineswegs 
zwingend. Vielmehr kommt es aus zwei 
Gründen nicht dazu. Erstens unterschei­
den sich die Präferenzen der internatio­
nalen Regulierungsnachfrager und zwei­
tens kommt es nicht zu einem Regulie­
rungsoptimum, sondern zu einem evolu­
torischen Prozeß, in dem die Regulie­
rungsanbieter in den ihnen zur Verfügung 
stehenden Regulierungsfeldern kontinu­
ierlich nach überlegenen Lösungen su­
chen. Ein solcher Innovationswettbewerb 
steht dem Ziel der Harmonisierung entge­
gen, schließt sie geradezu aus. "Aus 
dieser Sicht gibt es auch keine ökono­
mische Rechtfertigung für Ideen, den Sy­
stemwettbewerb durch politische Har­
monisierungs- und Kooperationsabspra­
chen einzuschränken. Derartige Vor­
schläge, die vor allem in der politischen 
Arena populär sind und sich konkret auf 
die internationale Abstimmung z.B. von 
Wechselkursen und Zinsen, von Steu­
ern , Umwelt- und Sozialstandards und 
anderen Reglements beziehen, sind , 
wenn sie als Konzeption einer "Neuen 
Weltwirtschaftsordnung" in einer globali­
sierten Welt bezeichnet werden, wohl 
eher als Versuch einer semantisch un­
verfänglichen Umschreibung eines politi­
schen Kartells gegen den Systemwett­
bewerb zu interpretieren." (S. 1 3) 

Nachdem Schäfer feststellt, "daß kein 
Land und keine Institution sich dem öko-
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nomischen Gesetz des globalen Wett­
bewerbs dauerhaft entziehen kann, ohne 
selbst Schaden zu nehmen" (S. 1 3), be­
leuchtet er auch einige Gegenargumen­
te. Er beginnt mit dem "Ievel p/aying 
field', also dem Wettbewerbsfeld mit ein­
geebneten, gleichen institutionellen Be­
dingungen, die Wettbewerbsverzerrun­
gen eliminieren. Hier hält Schäfer dage­
gen, daß institutionelle Regulierungen 
zu den immobilen Faktoren eines Lan­
des gehören, Ausdruck unterschiedli­
cher länderspezifischer Faktorausstat­
tungen und Präferenzen sind und daher 
komparative Vor- und Nachteile reprä­
sentieren. 

Auch die Befürchtung, daß sich im 
Systemwettbewerb die Regierungen ge­
genseitig im Regulierungsniveau so weit 
herunterkonkurrieren, daß sie das Opti­
mum unterschreiten ("race to the bot­
tom") oder im Extremfall die Regulierung 
sogar vollständig verschwindet ("zero re­
gulation"), entkräftet Schäfer. Im weite­
ren betrachtet er "Löhne und Beschäfti­
gung", wobei er zu dem Schluß kommt, 
daß "auch hier der Versuch der politi­
schen Karteliierung gegen die internatio­
nale Konkurrenz einfacher Arbeit in 
Form von Mindestlohnstandards eine 
Arbeitsmarktprotektionierung darstellt, 
die -wie alle Defensivstrategien - wohl­
standsmindernd wirkt". (S. 1 6) Daraus 
folgen drei Forderungen. Erstens kann 
sich nur langfristig behaupten, wer gut 
ausgebildet ist. Zweitens muß sich ein­
fache Arbeit mit modernem Sach- und 
Humankapital verbinden, um seine Pro­
duktivität zu erhöhen. Drittens müssen 
sich Arbeitnehmer stärker am Produkti­
onsvermögen der Unternehmen - insbe­
sondere auch der internationalen - betei­
ligen, damit sie an der Mobilitätsrente 
des Kapitals partizipieren. 

Der Beitrag von Norbert Berthold und 
Jörg Hilpert trägt den Titel "Sozialstan­
dards unter globalem Druck: Erhalten, 
senken, erhöhen?" und setzt bei dem/der 
Leserln zumindest Grundkenntnisse der 
Volkswirtschaftslehre voraus. Bereits in 
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der Einleitung wird man mit dem Heck­
scher-Ohlin-Samuelson-Modell und dem 
Stolper-Samuelson-Theorem konfron­
tiert. Es findet sich auch der Hinweis, 
daß die Sozialstandards eines Landes 
nicht ausschließlich durch die dort gel­
tenden Löhne festgelegt sind. Minde­
stens drei Wege stehen immer offen, um 
einen anderen Sozialstandard als das 
Ausland durchzusetzen:  Die Arbeitneh­
mer sind bereit, einen größeren Teil ihrer 
Entlohnung in Form sozialer Wohltaten 
zu erhalten; oder die Regierung finanziert 
den Standard über das allgemeine Steu­
eraufkommen; oder eine Abwertung der 
heimischen Währung reduziert den 
Lohnkostennachteil gegenüber dem 
Ausland. (S. 1 28) Natürlich sind mit je­
der Möglichkeit größere oder kleinere 
Probleme verbunden. Wichtig ist aber 
der Grundgedanke: Eine Gesellschaft 
kann sich das erwünschte Niveau des 
Sozialstandards "erkaufen". 

Bei der Suche nach "sinnvollen Sozial­
standards" verweisen die Autoren auf 
Adam Smith: Internationaler Handel ist 
deshalb vorteilhaft, weil er neue, im na­
tionalen Rahmen nicht vorhandene Gele­
genheiten zur Arbeitsteilung erschließt. 
Ziel des Außenhandels ist also letzten 
Endes die Allokation der vorhandenen 
Ressourcen in ihrer produktivsten Ver­
wendung. Auf dieser Ebene ist zu unter­
suchen, wie sich der zunehmende Au­
ßenhandel auf die Sozialstandards eines 
Landes auswirkt. Es geht darum, welche 
al lokativen Konsequenzen ein Sozial­
standard hat. (S. 1 29) Anhand der "Dis­
kriminierung" wird dargestellt, daß es 
sich hier um ökonomisch unsinnige Ver­
haltensweisen handelt. Daher sollte es 
aus allokativer Sicht selbstverständlich 
sein, daß jede Regierung, die im Interes­
se all ihrer Bürger handelt, diese Aktivi­
täten unterbindet. Gerade die M indest­
normen muß man deshalb nicht interna­
tional festschreiben. Mehr noch: Diese 
Normen sollten sich in ansonsten ein­
wandfrei funktionierenden Märkten 
selbst durchsetzen .  Unsoziale Verhal-
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tensweisen können stabil sein, wenn zu­
gleich weitere Marktunvollkommenheiten 
auftreten. Je nachdem, welche Kombina­
tion von Mängeln auftritt, empfehlen sich 
also auch unterschiedliche Korrektur­
maßnahmen. Ein schlichtes Verbot so­
zial unerwünschter Aktivitäten wird meist 
nicht durchsetzbar sein. (S. 1 31 )  

Die "Kern"-Sozialstandards sind alle­
samt gegen Marktunvollkommenheiten 
unterschiedlicher Art gerichtet. Negative 
externe Effekte, die eine Marktseite zu 
Lasten der anderen Marktseite oder der 
Gesellschaft insgesamt auslöst, können 
als verbindendes Element dieser markt­
liehen Mängel angesehen werden. Das 
Externalitätenkonzept ist ein brauchba­
res Hilfsmittel ,  um das I nteresse einer 
Volkswirtschaft an effizienten Sozial­
standards abstrakt darzustellen. Solan­
ge negative externe Effekte nicht mit Hil­
fe sozialpolitischer Regelungen internali­
siert sind, besteht eine Lücke zwischen 
den privaten und den sozialen Grenzko-
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sten einer Aktivität. Aufgrund der auf die 
Gesellschaft abgewälzten Kosten fällt 
die privat hergestellte Menge zu groß 
und der Preis zu niedrig aus. Nach eini­
gen theoretischen Überlegungen kom­
men die Autoren zu einem vorläufigen 
Fazit: Ein kleines Land sollte stets jene 
Sozialstandards verankern, die Marktun­
vollkommenheiten - hier pauschal als 
negative externe Effekte dargestellt -
korrigieren. Außenhandel gefährdet die­
se Standards nicht, ganz im Gegenteil: 
Die potentiellen Gewinne des Außen­
handels können nur bei effizienten Märk­
ten im Inland völlig ausgeschöpft werden. 
(S. 1 35) Die Offenheit einer Volkswirt­
schaft hat nicht nur den Vorteil, daß auf 
Dauer ineffiziente Standards aufgegeben 
werden, sondern wirkt, über steigenden 
Wohlstand, positiv auf nationale Sozial­
standards. Reichere Bürger wünschen 
sich höhere soziale Standards, und sie 
können dafür bezahlen. 

Roland Marcon 
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Wirtschaftliche Folgen der 

Immigration in Deutschland 

Rezension von: Hans Dietrich von 
Loeffelholz, Günter Köpp, Ökonomische 

Auswirkungen der Zuwanderung nach 
Deutschland, Duncker & Humblot, Berlin 

1998, 166 Seiten, öS 7 15,-. 

Etwa 20 Millionen Migranten (netto) 
sind zwischen dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs und 1 995 nach Deutschland 
gekommen: 14 Mill ionen deutscher so­
wie 6 Millionen nichtdeutseher Herkunft. 
Über Zuwanderung und Aufnahme der 
deutschen Vertriebenen und Aussiedler 
sagen die Autoren nur soviel, daß sie 
nach anfänglichen Infrastrukturproble­
men im Zuge des Wirtschaftsauf­
schwungs rasch integriert werden konn­
ten und Arbeitskräfte in den sechziger 
Jahren schon wieder knapp wurden. Im 
weiteren Verlauf widmet sich das Buch 
Fragen der Integration von Ausländern. 
Nicht nurfür historisch Interessierte wäre 
es durchaus informativ gewesen, an die­
ser Stelle auch etwas mehr über den ln­
tegrationsverlauf der erstgenannten 
Gruppe zu erfahren. 

Die Erwerbsbeteiligung der Ausländer 
war anfangs aufgrund der Anwerbege­
schichte deutlich höher als die der Ein­
heimischen, hat sich aber inzwischen 
weitestgehend dieser angeglichen. Ob­
wohl sie 1 995 in allen Wirtschaftsgrup­
pen vertreten waren, ist die Verteilung 
ausländischer Arbeitnehmer bis heute 
von den Anwerbephasen geprägt: verar­
beitendes Gewerbe, Bauwesen und die 
weniger attraktiven Dienstleistungen 
sind überproportional besetzt. Ausländer 
haben nach Meinung der Autoren in 
Deutschland vor allem die "schlechten 
Jobs", d .h .  solche, aus denen sich die 
Deutschen längst zurückgezogen haben 
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- und sei es in die Arbeitslosigkeit. 
Schlechte Jobs sind durch geringe Ver­
dienstmöglichkeiten, ungünstige Ar­
beitsbedingungen und hohes Arbeitslo­
sigkeitsrisiko gekennzeichnet. Interes­
sant ist allerdings der hohe Selbständi­
genanteil, der nur noch geringfügig unter 
dem deutschen liegt. 

Im Vergleich zu Deutschen sind Aus­
länder überporportional von Arbeitslosig­
keit betroffen, ihre Arbeitslosenquote ist 
etwa doppelt so hoch. Sie sind allerdings 
im Schnitt drei Monate kürzer arbeitslos 
und weisen geringere Langzeitarbeitslo­
sigkeit auf. Aufgrund der bisherigen Ent­
wicklung der sektoralen Struktur der 
Ausländerbeschäftigung ist auch für die 
Zukunft zu erwarten, daß Ausländer wei­
terhin übermäßig von Beschäftigungs­
schwankungen bzw. -abbau betroffen 
sein werden, und daß ihnen ein verstärk­
ter Übergang in Berufe des tertiären 
Sektors nur möglich sein wird, wenn es 
gelingt, ihre Bildungsbeteiligung deutlich 
zu erhöhen. 

Es ist aus anderen Arbeiten zum The­
ma bekannt, daß relativ moderat verlau­
fende Entwicklungen bei Nettozuwande­
rungen und Ausländerbeständen oft mit 
enormen Umschlagsprozessen verbun­
den sind. Für manche der in dieser Ar­
beit erörterten Fragen hätte eine Einbe­
ziehung der Wanderungsdynamik viel­
leicht noch interessante Einblicke er­
möglicht. 

Zuwanderer sind Substitute für gering­
qualifizierte Arbeitskräfte und Komple­
mente für Besserqualifizierte. Damit ist 
zumindest partiell eine Verdrängung von 
deutschen Arbeitnehmern durchaus 
möglich. Die Autoren gehen jedoch da­
von aus, daß ein nennenswerter Einfluß 
auf das Lohnniveau der Einheimischen 
nicht zu beobachten war. Bei den derzeit 
geltenden Zumutbarkeitsbestimmungen 
für (deutsche) Arbeitslose kann auch 
nicht von Verdrängungseffekten gespro­
chen werden. Neue Zuwanderer könnten 
allerdings mittel- bis langfristig durchaus 
bereits ansässige Ausländer und Aus-
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siedler auf den Arbeitsmärkten verdrän­
gen. 

Ohne Zuwanderung würden die bevor­
stehenden demographischen Verschie­
bungen nach derzeitiger Prognoselage 
bis 2030 zu einem Rückgang der Er­
werbsbevölkerung um etwa 1 2  Millionen 
Personen führen. Auch eine Zuwande­
rung im Umfang der demographischen 
Lücke, also von 300.000 Personen im 
Jahr, könnte den Alterungsprozeß der 
Bevölkerung und die Abnahme des Ar­
beitskräfteangebots nur verlangsamen. 
Nach den Berechnungen der Autoren 
bleibt auch im günstigsten Fall bis 2030 
ein Verlust von 2 Mil lionen Arbeitskräf­
ten. 

Es wird auch versucht abzuschätzen, 
inwieweit die Zuwanderer zu einer Bela­
stung der öffentlichen Haushalte geführt 
haben. Mögliche Belastungen hängen 
nicht zuletzt davon ab, wie schnell es 
gelingt, diese in den Arbeitsmarkt zu in­
tegrieren und damit zu Steuer- und Bei­
tragszahlern zu machen. Aufgrund ver­
schiedenster Ursachen (geringere Ver­
trautheit mit den Institutionen, ungesi­
cherter aufenthaltsrechtlicher Status 
etc. ) werden jedoch öffentliche Güter 
und Leistungen von Ausländern im 
Durchschnitt deutlich weniger in An­
spruch genommen als von Einheimi­
schen. Das führt nach den Berechnun­
gen von Loeffelholz und Köpp mittel- und 
langfristig zu einer günstigen Bilanz in 
den fiskalischen und parafiskalischen 
Haushalten: Zuwanderer entlasten die 
einheimische Bevölkerung. Hierbei ist 
allerdings zu beachten, daß eine gerin­
gere Inanspruchnahme von öffentlichen 
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Leistungen, wie im Fall von Bildungsbe­
teiligung, langfristig durchaus auch eher 
ungünstig wirken kann. Die Autoren plä­
dieren in diesem Fall ausdrücklich für 
Förderungsmaßnahmen. 

Erfahrungsgemäß führt nennenswerte 
Zuwanderung zu einer Dynamisierung 
der Wirtschaft in den aufnehmenden 
Ländern. So hat sich auch auf die deut­
sche Wirtschaft der Einstrom im Zuge 
der Ostöffnung im Aggregat positiv aus­
gewirkt. Gemäß Modellrechnungen mit 
dem RWI-Konjunkturmodell entstanden 
zwischen 1 988 und 1 991 85.000 zusätz­
liche Arbeitsplätze für die Ansässigen ,  
das Sozialprodukt lag 1 991 um 5% hö­
her und die durchschnittliche Wachs­
tumsrate war um 1 ,3 Prozentpunkte pro 
Jahr höher als im Szenario ohne Zuwan­
derung. Nach 1 99 1  fielen die entspre­
chenden Werte aufgrund niedrigerer Zu­
wanderung merklich geringer aus. Es 
wird allerdings wenig darüber gesagt, 
wie robust diese Ergebnisse gegenüber 
Änderungen in den zugrundeliegenden 
Annahmen sind. 

Das vorliegende Buch bietet eine Fül­
le von Informationen über Zuwanderung 
nach Deutschland und über die sozio­
ökonomischen Folgen im Aggregat. Für 
Leser, die an Migrations- und Integrati­
onsfragen ein spezielles Interesse ha­
ben, wäre allerdings eine stärker disag­
gregierte Betrachtungsweise - etwa im 
Hinblick auf die Integrationserfahrungen 
einzelner Zuwanderungsgruppen und die 
Verteilungswirkungen der Immigration ­
befriedigender gewesen. 

Kai Biehl 
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Markwirtschaft im 
Überfluß 

Rezension von: Helmut Steiner, Der 
Kurzschluß der Marktwirtschaft. 

Instrumentalisierung und Emanzipation 
des Konsumenten, Duncker & Humblot, 

Berlin 1999, 245 Seiten, öS 934,-. 

Ein Axiom der Ökonomik lautet, daß 
die Unbegrenztheit der menschlichen 
Bedürfnisse das Phänomen der Knapp­
heit als ökonomisches Problem 
schlechthin definiert. An dieser Maxime 
hat sich seit Adam Smith nichts We­
sentliches geändert, obwohl sich die so­
zioökonomischen Verhältnisse funda­
mental verändert haben. Für den ökono­
mischen Mainstream ist es jedoch offen­
sichtlich unerheblich, ob die Mehrheit 
der Bevölkerung in großer materieller Ar­
mut lebt, nicht in der Lage ist, dauerhaft 
ihre Grundbedürfnisse nach Nahrung, 
Wohnung und Kleidung zu befriedigen, 
oder ob Verhältnisse bestehen, in denen 
die/der einzelne immer weniger in der 
Lage ist, von sich aus unbefriedigte Kon­
sumbedürfnisse zu artikulieren. Zwar hat 
John Kenneth Galbraith bereits Ende der 
fünfziger Jahre auf den fundamentalen 
Unterschied zwischen vorindustriellen 
Mangel- und nachindustriellen Überfluß­
gesellschatten aufmerksam gemacht, 1 
auf den Gang der theoretischen Entwick­
lung im ökonomischen Mainstream hat 
seine Analyse allerdings keinen Einfluß 
gehabt, was zweifellos damit zusam­
menhängt, daß ansonsten die dominie­
rende Wachstumsphilosophie und die 
hieraus abgeleitete wirtschaftspolitische 
Lehre fundamental in Frage gestellt wor­
den wären. Bis heute gelten sinkende 
bzw. niedrige Wachstumsraten nicht 
etwa als Indikator einer erfolgreichen 
wirtschaftlichen Entwicklung und einer 
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zunehmenden Bedürfnisbefriedigung,2 
sondern umgekehrt als Ausweis wirt­
schaftlichen und vor allem wirtschaftspo­
litisch verursachten Versagens. Nur eine 
Ökonomie mit dauerhaft hohen Wachs­
tumsraten gilt - losgelöst vom jeweiligen 
Entwicklungsstand - als erfolgreiche 
Ökonomie. 

Helmut Steiner bewertet diese Unfä­
higkeit der Ökonomik, den als "ökonomi­
sche Zeitenwende" (S. 64) bezeichneten 
Übergang vom Mangel zum Überfluß 
theoretisch zu verarbeiten, als schwer­
wiegenden "Kurzschluß der Marktwirt­
schaft", wie der programmatische Titel 
seines von ihm selbst als "häretisch" ein­
geschätzten Buches lautet. Seine 
grundlegende These ist, daß "im Bereich 
des Konsums nicht mehr Knappheit, 
sondern Überfluß" herrsche, so daß dem 
"gegenwärtigen Primat der Konsumma­
ximierung und den daraus abgeleiteten 
ökonomischen Sachzwängen der Boden 
entzogen" sei (S. 1 6). 

Den Nachweis der Gültigkeit dieser 
Annahme tritt er in siebzehn übersicht­
lich gehaltenen Kapiteln an, in denen er 
den in der Vergangenheit immer enger 
gezogenen Tellerrand der Ökonomik be­
wußt überschreitet und historische, so­
ziologische, anthropologische und poli­
tikwissenschaftliche Erkenntnisse ein­
bezieht. Mit Blick auf die EU und die 
USA resümiert er zunächst empirische 
Studien, die trotz ansteigender Wirt­
schaftsleistung pro Kopf seit Jahren ein 
stagnierendes Zufriedenheitsniveau ver­
melden, woraus er folgert, "daß die sub­
jektive Zufriedenheit der Menschen -
nach Sicherung der Existenz - vom ab­
soluten Wohlstandsniveau und dessen 
Steigerung so gut wie unabhängig ist" (S. 
20). Hiermit korreliert die Tatsache, daß 
in den USA mittlerweile neunzig Prozent 
der Letztverbrauchermärkte stagnieren, 
während d ies in den sechziger Jahren 
noch genau umgekehrt war. 3 Auch die 
Tatsache, daß der Anteil der Werbeaus­
gaben am Sozialprodukt in allen entwik­
kelten Industriegesel lschaften ständig 
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zunimmt, untermauert die These abneh­
mender Bedürfnisdringlichkeit und zu­
nehmender Sättigung. 

Damit ist freilich nicht gesagt, daß das 
Phänomen der Knappheit grundsätzlich 
aufgehoben oder im Begriff ist, aufgeho­
ben zu werden. Neben den gewöhnli­
chen Konsumgütern, die aufgrund ihrer 
Vermehrbarkeit immer mehr zu Über­
flußgütern werden, gibt es Güter, die ge­
sellschaftlich bedingt knapp sind und 
durch wirtschaftliche Anstrengungen 
prinzipiell nicht zu vermehren sind. Hier­
zu gehört das Haus am See ebenso wie 
die Mobilität oder das Freiheitserlebnis 
des Autofahrens. Ersteres ist wegen der 
natürlichen Begrenztheit der Erde immer 
knapp, letzteres wird durch massenhaf­
te Nutzung knapp (S. 141 ff). Diese 
Knappheiten können aber durch Wachs­
tum entweder nicht beseitigt werden 
oder entstehen erst als dessen Konse­
quenz. 

Auf der Grundlage des diagnostizier­
ten Bedeutungswandels von Wachstum 
in Überflußgesellschaften thematisiert 
Steiner das vielbeschworene Phänomen 
der Konsumentensouveränität (S. ?Off). 
Angesichts des offensichtlichen Wider­
spruchs, daß einerseits die Freiheit des 
Konsumenten als höchstes Gut in der 
Ökonomik gilt, andererseits alles getan 
wird, den Konsumenten mittels umfang­
reicher Werbe- und Marketingstrategien 
zu einem bestimmten (Konsum-)Verhal­
ten zu bewegen, stellt sich für Steiner 
die Bedürfnisfrage neu. 

Er kritisiert zu Recht das ökonomi­
sche Bedürfnisverständnis, demzufolge 
der Mensch '"ein wohlformuliertes und 
ein für allemal festgelegtes Nutzensy­
stem aufweist'" (S. 76). Wenn diese 
simple Annahme stimmen würde, wäre 
jede Werbestrategie von vornherein zum 
Scheitern verurteilt. Für Steiner ist es 
eine Selbstverständlichkeit, daß der 
konkrete Konsum der Menschen gesell­
schaftlich bedingt ist, mit Blick auf die 
Werbeindustrie sogar gezielt produziert 
wird. Mit anderen Worten: ab einem be-
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stimmten Versorgungsniveau muß die 
Marktwirtschaft nicht nur Güter produzie­
ren ,  sondern darüber hinaus auch den 
darauf gerichteten Bedarf wecken, so 
daß von Konsumentensouveränität 
kaum noch die Rede sein kann. Damit 
stehen die Unternehmen vor dem Dilem­
ma, "daß nicht der Zweck das Mittel, 
sondern umgekehrt das Mittel den 
Zweck setzt. Solch sinnwidrige Umkeh­
rung des Mittel-Zweck-Verhältnisses 
müßte die Unternehmung angesichts 
der Aufgabe, ihre Zwecke selbst zu set­
zen, in die peinlichste Verlegenheit brin­
gen, weil ja die Zwecke nicht durch die 
Mittel bestimmt werden können" (S. 86). 

Steiner sieht die einzig denkbare Lö­
sung dieses Widerspruchs darin, daß -
was mittlerweile zur Selbstverständlich­
keit geworden ist - "die Unternehmung, in 
Bejahung ihrer Mittelhaftigkeit, die Ver­
mehrung ihrer Mittel als Zweck setzt. 
Vermehrung der Mittel ist aber nichts an­
deres als Gewinn bzw. Wachstum" (S. 
86). Mit diesen für die gesamte Argu­
mentation zentralen Ausführungen zur 
Zweck-Mittel-Verkehrung zeigt Steiner, 
daß die Selbstverständlichkeit, mit der 
heute die Gewinnerzielung und vor allem 
-steigerung in den Mittelpunkt Unterneh­
merischen Handeins gerückt ist, letzt­
lich Ausdruck fehlender bedürfnismoti­
vierter Nachfrage, somit Folge allgemei­
ner Sättigungserscheinungen ist. 

Diesen auf der Unternehmensebene in 
Überflußgesellschaften herrschenden 
Zustand nutzt Steiner zur Unterschei­
dung zwischen dem idealtypischen Kon­
zept der Marktwirtschaft, das auf der 
Annahme einer ewig gleichbleibenden 
Bedürfnisdringlichkeit unter ebenso 
gleichbleibenden Knappheitskonstella­
tionen beruht, und ihrer heutigen Ausprä­
gung: " Im Konzept der Marktwirtschaft 
ist der Konsument alleiniger Zweck und 
die Wirtschaft bloß Mittel; in der real exi­
stierenden Marktwirtschaft hingegen ist 
die Wirtschaft alleiniger Zweck und der 
Konsument bloß Mittel für die Wirt­
schaft" (S. 1 1 3). Oder anders ausge-
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drückt: "Die atavistischen Verhaltens­
muster der Not wirken im Überfluß fort, 
obgleich uns weiter wachsender Wohl­
stand (gemeint ist hier das Sozialpro­
dukt, N.R.) und weitere Bedürfnisbefriedi­
gungen (um d ie es sich genaugenom­
men eigentlich gar nicht mehr handelt, 
N . R.) nachgewiesenermaßen nicht zu­
friedener machen." Kurz: "Die Marktwirt­
schaft steht kopf' (S. 1 1 2f). 

Im folgenden unterstreicht Steiner das 
gesellschaftliche Problem der industriel­
len Produktion von Konsumbedürfnissen 
durch eine qualitative Analyse der Art der 
produzierten Bedürfnisse. Unter der 
Überschrift "Schlagseite der Bedürfnis­
produktion" (S. 1 1 6ff.) weist er darauf hin, 
daß unter marktwirtschaftl iehen Bedin­
gungen selbstverständlich nur solche 
Bedürfnisse produziert werden, deren 
Befriedigung gewinnbringend ist. Ohne 
Gewinnaussichten bleiben Bedürfnisse 
unbefriedigt, auch wenn Konsumenten 
sie vital empfinden, was vor allem für Be­
dürfnisse im sozialen und Umweltbe­
reich gilt (S. 145, 1 69ff). 

Als Ergebnis dieser sukzessiven Ab­
kopplung der Wirtschaft von den konkre­
ten Bedürfnissen der Menschen drängt 
sich für Steiner automatisch "die Frage 
nach dem Sinn endlosen Wirtschafts­
wachstums" (S. 1 50) auf. Sein Fazit lau­
tet: "Weiteres Wirtschaftswachstum 
bringt dem Konsumenten kaum zusätz­
lichen Nutzen, sondern eher zunehmen­
de Beeinträchtigung der Lebensqualität 
( . . .  ). Wirtschaftswachstum ist zum 
Selbstzweck geworden: Manifestation 
des Kurzschlusses der Marktwirtschaft ­
und zugleich deren absehbares Ende" 
(S. 1 51 ). 

Die letzten Kapitel sind gesellschafts­
politischen Konsequenzen gewidmet, 
d ie aus dem diagnostizierten "Kurz­
schluß der Markwirtschaft" zu ziehen 
sind. Hierbei setzt Steiner in erster Linie 
auf die I nitiierung eines gesellschaftsum­
spannenden Aufklärungsprozesses mit 
dem Ziel einer der Überflußsituation ent­
sprechenden "Gesinnungsänderung der 
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Konsumgesellschaft": "Um Bedürfnisbil­
dung in diesem Sinn zu ermöglichen, 
bedarf es eines pluralistischen Angebo­
tes alternativer Wünsche und Bedürfnis­
se im Wege einer Bildungsinitiative" (S. 
1 94 ). Hierzu müsse auch "in den sauren 
Apfel Werbung" gebissen werden, um 
Alternativen zu dem von der kommerziel­
len Werbung gewiesenen Lebensstil auf­
zeigen zu können. Gegebenenfalls müs­
se im Fall gesellschaftlich nachteiliger 
Wirkungen auch über eine Einschrän­
kung der kommerziellen Werbung nach­
gedacht werden (S. 209). Damit es zu ei­
nem schlagkräftigen Gegenwerbefeld­
zug kommen kann,  fordert Steiner "ei­
gens zu schaffende Institutionen", deren 
Finanzierung durch eine "zweckgebun­
dene Werbeabgabe der Unternehmun­
gen in Höhe eines geringen Teiles ihrer 
Werbeausgaben" (S. 209) sicherzustel­
len sei. 

Angesichts der klar und überzeugend 
begründeten "Zeitenwende" von der Man­
gel- zur Überflußgesellschaft und der 
aufgezeigten Mechanismen, die auch 
im Uberfluß auf weiteres Wachstum pro­
grammiert sind, erscheinen die von Stei­
ner gezogenen Konsequenzen, lediglich 
mittels forcierter Aufklärung den Profit­
und Wachstumsfetischismus brechen 
zu wollen, bemerkenswert schwach. 
Während Darstellung und Analyse der 
Veränderungsprozesse von der Mangel­
zur Überflußgesellschaft davon leben, 
daß sie nicht auf die ökonomische Be­
trachtungsweisen reduziert werden, 
wäre für die Auseinandersetzung mit 
den Konsequenzen eine stärkere Be­
rücksichtigung ökonomischer Zusam­
menhänge von Vorteil gewesen. 

Die Probleme heutiger Überflußgesell­
schaften können nicht allein auf man­
gelnde Aufklärung und falsches Konsu­
mentenverhalten zurückgeführt werden, 
sondern müssen auch als Ausdruck 
handfester ökonomischer Ungleichge­
wichte gewertet werden. Zu denken ist in 
diesem Zusammenhang vor allem an 
das Problem der Massenarbeitslosig-
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keit, an die Krise des Sozialstaates, an 
die zunehmende Polarisierung von Ein­
kommen und Vermögen etc. Zu ihrer Lö­
sung bedarf es zweifellos mehr als ledig­
lich eines anderen Konsumverhaltens, 
zumal dieses wiederum selbst erhebli­
che Probleme nach sich ziehen würde. 
Unter den Bedingungen einer stagnieren­
den Wirtschaft wären umfangreiche und 
grundlegende ökonomische Reformen 
nötig, um alle Gesellschaftsmitglieder an 
der vorhandenen Erwerbsarbeit und am 
vorhandenen Wohlstand zu beteiligen . 
Fragen der Erwerbsarbeitsverteilung, der 
Besteuerung, des Grades der staatl i­
chen Intervention wären völlig neu zu be­
antworten . Insofern wirft d ie veränderte 
Situation in heutigen Überflußgesell­
schaften aus ökonomischer Sicht we­
sentlich mehr Fragen auf, als es die 
Analyse des Autors erahnen läßt. Ver­
mutlich liegt hier auch die tiefere Ursa­
che dafür, daß die meisten Ökonomen 
unbeeindruckt am Dogma von der ewigen 
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Notwendigkeit wirtschaftl ichen Wachs­
tums festhalten und bislang nicht bereit 
sind, Sättigung und Überfluß als real exi­
stierende Phänomene zur Kenntnis zu 
nehmen. Seit dem Erscheinen von Hel­
mut Steinars "Der Kurzschluß der Markt­
wirtschaft" ist es jedoch schwieriger ge­
worden, stagnationstheoretischen Fra­
gestellungen weiterhin auszuweichen .  

Norbert Reuter 

Anmerkungen 
1 Vgl. Galbraith, John Kenneth: Gesell­

schaft im Überfluß ( 1 958, München/Zü­
rich 1 970). 

2 Vgl. hierzu die Position von Zinn,  Karl Ge­
erg, Die Wirtschaftskrise. Wachstum oder 
Stagnation. Zum ökonomischen Grund­
problem reifer Volkswirtschaften (Mann­
heim u.a. 1 994) 34. 

3 Vgl. hierzu Ni lson, Torsten H., Competiti­
ve Branding. Winning in the market place 
with value-added brands (Chichester u.a. 
1 998) 1 5. 
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Historische Soziologie der 

Wirtschaft 

Rezension von: Gertraude Mikl-Horke, 
Historische Soziologie der Wirtschaft, 

Oldenbourg Wissenschaftsverlag, 
München und Wien 1999, 

799 Seiten, öS 715,-. 

Der Reiz, den dieses neue soziologi­
sche Lehr- und Handbuch aufden Leser 
ausübt (es ist zu wünschen, daß seine 
Wirkung über das studentische Publi­
kum hinausgeht), liegt in seinem trans­
disziplinären Ansatz. Es verbindet eine 
Geschichte der Wirtschaftsformen vom 
dritten vorchristlichen Jahrtausend bis 
zur Gegenwart mit der profunden Darstel­
lung der paral lelen Evolution des Wirt­
schaftsdenkens und mündet in eine 
Standortbestimmung der zeitgenössi­
schen Wirtschaftssoziologie, die einiger­
maßen ernüchternd ausfällt. Nachdem 
die Soziologie sich zwischen 1 890 und 
1 920 vor allem in jenen Ländern, in de­
nen es eine große Tradition abstrakt-for­
malisierter nationalökonomischer Theo­
rie gab (z.B. Frankreich), als akademi­
sche Wissenschaft mit eigenständigem 
Erkenntnisziel positionieren konnte - im 
Mittelpunkt stand die Frage nach der 
Möglichkeit von "Ordnung" in hochkom­
plexen Gesellschaften -, verlor sie in den 
darauffolgenden Jahrzehnten ihre kriti­
sche Distanz zur Ökonomie, insbeson­
dere zur neoklassischen Auffassung 
vom Marktmechanismus als Vorbild für 
sämtliche sozialen Interaktionen. Bis vor 
kurzem schien sie darauf beschränkt, 
jene sozialen Rahmenbedingungen des 
"eigentlich wirtschaftl ichen Prozesses" 
untersuchen zu dürfen, die sich die Öko­
nomen nicht selbst erklären können. 

Den Ausweg aus diesem Dilemma 
sieht Gertraude Miki-Horke in der Rück-
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besinnung auf den historischen Blick. 
Wer historisch vergleichende Sozialwis­
senschaft betreibe, sei imstande, das 
Marktparadigma als Ausdruck einer 
ganz spezifischen - vergänglichen - so­
ziopolitischen Konstellation zu erfassen 
und sich am Entwurf lebenspraktisch 
vernünftiger Alternativen zur herrschen­
den ökonomischen Rationalität zu betei­
ligen. 

Im Einklang mit diesem emanzipatori­
schen Programm steht die ausführliche 
Diskussion präindustrieller Wirtschafts­
formen und ihrer ideellen Grundlagen, 
der insgesamt neun Kapitel der "Histori­
schen Soziologie der Wirtschaft" gewid­
met sind . Hier wird ein äußerst informa­
tiver Überblick über die Wirtschafts- und 
Dogmengeschichte der antiken Welt, 
des Mittelalters, des Handelskapitalis­
mus und der Reformationszeit sowie 
schließlich der agrarisch-gewerblichen 
Transformationsperiode des 18. Jahrhun­
derts geboten, mit verdienstvollen Exkur­
sen über die Grenzen der "europäischen 
Weltwirtschaft" hinaus nach Indien, Chi­
na, ins moslemische Afrika und Vorder­
asien. Niemanden darf verwundern, daß 
sich in eine derart ambitiöse Darstellung 
hie und da kleine Unrichtigkeiten und 
Mißverständnisse einschleichen, die 
aber wirklich nur peripher bleiben. 

Mischna und Talmud sind z.B. nicht 
"heilige Schriften der Hebräer'', sondern, 
wie übrigens auch die Gemara, Exege­
sen der heiligen Schrift, der Thora (S. 
44 ). Die babylonischen Zikurrat spiegeln 
nicht "den Symbolismus des Turmbaus 
zu Babel" wider, sondern derTurmbau zu 
Babel transponiert die reale Existenz der 
Zikurrat (der sumerischen Tempelbauten) 
ins Symbolische (S. 44 ). 

Die Vereinigten Niederlande an der 
Wende vom sechzehnten zum siebzehn­
ten Jahrhundert umfaßten sieben und 
nicht sechs Provinzen, und die Kammer­
organisation der 1 602 gegründeten Ost­
indischen Kompanie (VOC) hatte weni­
ger mit dem Einfluß dieser Provinzen als 
mit den Empfindlichkeiten der städti-
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sehen Vor-Kompanien zu tun, aus deren 
Fusion die VOC entstand (S. 308). Die 
konfessionellen Auseinandersetzungen 
in der niederländischen Politik des frü­
hen siebzehnten Jahrhunderts (primär 
zwischen gemäßigten und radikalen 
Calvinisten) sind mit der Frontstellung 
Amsterdamer Kaufleute versus Orangi­
sten-Calvinisten-Zeeländer alles andere 
als exakt umrissen, und die Niederlande 
gründeten nicht nur eine Kolonie in Bata­
via, sondern eroberten u.a. Curacao von 
den Spaniern, das sich rasch zum wich­
tigsten Umschlagplatz des holländi­
schen Westatlantikhandels entwickelte 
und heute einen autonomen Teil (Union 
der niederländischen Antillen) des König­
reichs bildet.1 Ein Lapsus in punkto 
Österreichische Geschichte: Venedig 
war 1797-1 805 und 1815-1 866 eine Stadt 
des Habsburgerreiches und wurde nicht, 
wie mißverständlich angedeutet, schon 
vor 18 1 5  abgetreten. (S. 416) 

Am Ende des achtzehnten Jahrhun­
derts konstatiert die Autorin einen Sün­
denfall des europäischen Geistes, der 
darin bestand, Wirtschaft auf einmal "als 
rationales Unterfangen mit grundsätzlich 
positiven Zielen und selbsttätiger Kon­
trolle im Sinne des Gemeinwohls" aufzu­
fassen (S. 9). Von diesem Zeitpunkt an 
(dem Zeitpunkt der "Geburt der moder­
nen Gesellschaft") seien Ethik und Wirt­
schaft - vorher "selbstverständlich" ver­
bunden - auseinandergedriftet, bis 
schließlich die l iberale Ökonomie sich 
eine neue Ethik zurechtzimmern habe 
müssen: diejenige des Utilitarismus. 
Warum wir den "inhärenten Hedonismus" 
der gemäßigten Util itaristen geringer 
schätzen sollen als die thomistischen 
Moralvorstellungen, läßt Miki-Horke im 
Unklaren. Robert Musil hat dazu ironisch 
vermerkt, daß "einem alten Vorurteil zu­
liebe ein Leben, das zuerst dem eigenen 
und dadurch erst dem allgemeinen Vor­
teil dient, tiefer bewertet wird als Ritter­
lichkeit undStaatsgesinnung." 2 

Immerhin wird eingeräumt, daß Adam 
Smith , Ahnherr der l iberalen Schule, 
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sich der "Moralisierung der Selbstsucht" 
nicht schuldig gemacht habe, anders als 
Ricardo oder J. B. Say. Auch habe 
Smith seine invisible hand nicht als "völ­
lig staatsfreie Harmonisierung atomisti­
scher Individuen" verstanden wissen wol­
len. Diese Vorstellung sei späteren Libe­
ralen und, in extremis, der Neoklassik 
vorbehalten geblieben. 

Ein von der Verfasserin mehrfach her­
vorgehobener Umstand ist die Diskre­
panz zwischen dem Siegeszug der libe­
ralen Nationalökonomie in gleichge­
wichtstheoretischer Gestalt und der fak­
tischen Nichtexistenz von Märkten. Das 
Marktparadigma etablierte sich unter den 
realen Bedingungen einer reifen ständi­
schen Gesellschaftsordnung. Es erreich­
te den Höhepunkt seiner intellektuellen 
Wirksamkeit, als die freie Konkurrenz 
unabhängiger Privatunternehmer (nach 
kurzer Hochblüte) längst schon dem ver­
trusteten Finanzkapitalismus unter 
staatl icher Schirmherrschaft Platz ge­
macht hatte. 

Woher kam diese offenkundige Attrak­
tivität einer bloßen Chimäre? Frau Miki­
Horke ist fair genug, die Erfindung des 
Marktregulativs -das immerhin dazu be­
stimmt war, die Vorstellung einer gelenk­
ten Ökonomie mit dem Fürsten als om­
nipotentem Zentrum abzulösen - als 
emanzipatorische Utopie zu würdigen. 
Außerdem konzediert sie zumindest ei­
nem der geistigen Väter der Neoklassik, 
Altred Marshall, Einsicht in die Grenzen 
der Anwendbarkeit der Gleichgewichts­
analyse. Interessant ist ihr Hinweis auf 
einen ungewollten Effekt der marxisti­
schen Kapitalismuskritik: Durch die Ver­
wendung eines mit Marktmetaphern ge­
spickten Vokabulars habe sie geholfen, 
die Überzeugung von der Realität der 
Marktgesellschaft im Denken der Zeitge­
nossen zu verankern. 

Für die wirtschaftspolitische Praxis in 
großen Teilen der Weit waren seit dem 
neunzehnten Jahrhundert vielfach ande­
re als die liberalen Traditionen aus­
schlaggebend: eine etatistische in 
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Deutschland und Österreich, eine szien­
tistisch-planerische in Frankreich, eine 
kollektivistische in Rußland. 

Ausführlich behandelt Miki-Horke 
demzufolge Phänomene wie den organi­
sierten Kapitalismus im Hohenzollem­
und Habsburgerreich (samt seiner theo­
retischen Analyse durch Rudolf Hi lfer­
ding) oder die russische Planwirtschaft 
unter Lenin und Stalin, letztere mit einem 
Schuß ungewollter "po/itica/ incorrect­
ness" - wenn es etwa verharmlosend 
heißt, Stalin sei mit der Großen Säube­
rung von 1 936/37 der Ineffizienz und dem 
Widerstand der Bauernschaft "gewalt­
sam entgegengetreten" (S. 575). Das 
Kulakenkapitel ist nichts weniger als 
eine Tragödie der sowjetischen Ge­
schichte. 

Besonders engagiert wirkt das Buch 
Miki-Horkes in jenen Passagen, die den 
Weg der Wirtschaftssoziologie von einer 
ursprünglich eng mit Ökonomie und Kul­
turphilosophie verbundenen, historisie­
renden Disziplin (Max Weber und Wer­
ner Sambart waren sowohl Ökonomen 
als auch Soziologen) über die Versuche 
zur Schaffung einer sozialwissenschaft­
liehen Universaltheorie (Talcott Parsons, 
Niklas Luhmann) bis zum heutigen Sta­
dium einer bedrohten Wissenschaft 
nachzeichnen. Die Bedrohung resultiert 
aus dem theoretischen Imperial ismus 
der Rational Choice-Ökonomen, dem die 
Soziologie zunächst wenig entgegenzu­
setzen hatte. Inzwischen gibt es eine 
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neue Wirtschaftssoziologie, die sich 
u.a. mit persönlichen Netzwerken in Un­
ternehmen, mit der Kultur des Marktes 
(im Sinne des Bourdieu'schen Kulturbe­
griffs) oder mit der I nterpretation von 
Konsumentscheidungen als Ausdruck 
eines Lebensstils (Mary Douglas) be­
faßt. Größere Perspektiven eröffneten 
Scott Lash und John Urry mit ihrer Visi­
on eines "ent-organisierten Kapitalis­
mus" (charakterisiert durch weltweite ln­
formationsvernetzung und eine neue Re­
flexivität), aber auch Ulrich Beck und An­
thony Giddens mit ihren Überlegungen 
zur "zweiten Moderne". Frau Miki-Hor­
kes Leser werden allerdings am Schluß 
ihres Buches noch einmal nachdrücklich 
vor modischen soziologischen Zukunfts­
bildern gewarnt: "Während Visionen im­
mer einen wichtigen Beitrag gerade der 
Soziologie zu unserem Weltverständnis 
darstellen, so bedarf es doch einer kriti­
schen Distanz zu den ( . . .  ) Denkmustern 
der jeweiligen Gegenwart." (S. 757) Dem 
ist - aus der Sicht des insgesamt sehr 
beeindruckten Rezensenten - nichts 
hinzuzufügen. 

Peter Berger 

Anmerkungen 
1 Zu all diesen Punkten vgl. Jonathan Isra­

el, The Dutch Republic. lts Rise, Great­
ness, and Fall 1477-1 806 (Oxford 1 995). 

2 Mann ohne Eigenschaften (Reinbek bei 
Harnburg 1 972). 
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Gemeinsamer Wirtschaftsraum 

einst und jetzt 

Rezension von: Friedrich-Wilhelm 
Henning (Hrsg.), Die Regionen des 

ehemaligen Habsburgerreiches und ihre 
heutigen Wirtschaftsbeziehungen, Peter 

Lang Verlag, Frankfurt am Main u.a. 
1998, 163 Seiten, öS 367,-. 

Fragen derwirtschaftlichen Außenbe­
ziehungen und der Integration in Mittel­
und Ostmitteleuropa besitzen ange­
sichts der geplanten EU-Osterweiterung 
besondere Aktualität und entbehren im 
Hinblick auf die bekannten Vorbehalte 
der EU-Osterweiterungskritiker auch 
nicht einer gewissen politischen Bri­
sanz. Es liegt nahe, diesen Themen­
komplex auch in bezug auf seine histori­
sche Dimension zu behandeln, zumal 
schon das rasche Ende des RGW nach 
1 989 Anlaß zur Beschäftigung mit histo­
rischen Parallelen des Zerfalls der Do­
naumonarchie und des COMECON als 
Wirtschaftsraum gegeben hat. Dieser 
Aufgabe haben sich die Teilnehmer des 
1 9. Wissenschaftl ichen Symposiums 
der Gesellschaft für Unternehmensge­
schichte gestellt. Die Ergebnisse dieses 
Symposiums finden sich in dem bespro­
chenen Band. 

Einleitend beschäftigen sich Herbert 
Matis mit der Habsburgermonarchie als 
Wirtschaftsstandort und Zdenek Jindra 
mit den Entwicklungslinien des tschechi­
schen wirtschaftlichen Aufstiegs in der 
zweiten Hälfte des 1 9. und zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts. Matis konstatiert 
für Cisleithanien den Status eines ledig­
lich partiell "industrialisierten Agrarstaa­
tes" mit einer entsprechenden Domi­
nanz der Verbrauchsgüterindustrie, 
überwiegend klein- und mittelbetriebli­
cher Betriebsstruktur mit Defiziten beim 
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technischen Ausstattungsgrad und der 
Kapitalorganisation. Davon ausgenom­
men waren jedoch die industriellen Kern­
zonen der Monarchie, die sich im ausge­
henden 1 9. Jahrhundert als Motoren des 
"industriellen Durchbruchs" erwiesen. 
Dieser Durchbruch sorgte für eine durch­
aus mit dem Deutschen Reich und den 
westeuropäischen Ländern vergleichbare 
Wachstumsdynamik, die allerdings 
durch starke regionale Differenzierung 
und Komplementarität der Regionen er­
kauft war. Diese sollten sich als ent­
scheidende Bürde für die Nachfolgestaa­
ten erweisen. J indras Beitrag hat die 
Entwicklung in einer der wirtschaftlichen 
Kernzonen, den böhmischen Ländern, 
zum Gegenstand. Er geht dabei von ei­
ner nationalen Perspektive aus und ver­
weist auf die unterschiedliche demogra­
phische und wirtschaftliche Entwicklung 
der überwiegend von tschechischspra­
chiger bzw. deutschsprachiger Bevölke­
rung besiedelten Teile der böhmischen 
Kronländer. Während sich im späten 1 9. 
Jahrhunderts die alten, überwiegend von 
deutscher Bevölkerung bewohnten Textil­
regionen im Abstieg befanden, boomten 
die neuen industriellen Zentren, die mit 
Ausnahme von Brünn traditionelle Sied­
lungsgebiete der Tschechen waren. Zu­
dem verstärkte sich in diesen Zentren 
teils durch Zuwanderung, teils durch un­
terschiedliche Fertil ität der tschechi­
sche BevölkerungsteiL Aus dieser öko­
nomischen und demographischen Dyna­
mik konnte im Schatten des "Aus­
gleichs" von 1 867 die bürgerliche tsche­
chische Nation entstehen und sich ent­
wickeln. Eine tragende Rolle spielten da­
bei die (Groß-)Bauern und vor allem das 
städtische Bürgertum in den entwickel­
ten industriellen Regionen, während die 
Aristokratie national indifferent blieb. ln  
der Hochindustrialisierung war der Auf­
stieg der Nahrungsmittel- und der Koh­
len- und Eisenhüttenindustrie stark von 
tschechischen Unternehmern getragen. 
Defizite bei "tschechischen" Unterneh­
men blieben vor allem im Bereich der Ka-



2 5 .  Jahrgang ( 1 999),  Heft 4 

pitalaufbringung (Aktiengesellschaften, 
Bankwesen), die trotz einiger Erfolge im 
wesentlichen in den Händen des 
"deutschösterreichischen" Kapitals 
blieb, bestehen. Als letztlich entschei­
dende Motivation der "Tschechen", eine 
nationalstaatliche Lösung unter Auflö­
sung des gemeinsamen Wirtschaftsrau­
mes anzustreben, erwies sich jedoch 
der verstärkte politische und wirtschaftl i­
che Einfluß des Deutschen Reiches, der 
während des Ersten Weltkrieges im Fall 
eines Kriegserfolges der Achsenmächte 
eine bedrohliche (ökonomische) deut­
sche Dominanz heraufbeschwor. 

Den Nachfolgestaaten sind zwei weite­
re Beiträge gewidmet, welche die slowe­
nischen Wirtschaftsbeziehungen mit den 
Ländern der ehemaligen Habsburger­
monarchie 19 1 0-1 960 und die Probleme 
der ungarischen Wirtschaft nach 1 945 
zum Gegenstand haben. Die langen Lini­
en des gemeinsamen Wirtschaftsrau­
mes werden insbesondere am Beispiel 
der slowenisch-österreichischen Han­
delsbeziehungen deutlich, die eine un­
gebrochene Kontinuität über das gesam­
te 20. Jahrhundert aufweisen. 

ln einem sehr anregenden Beitrag ge­
lingt es Felix Butschek, auf die histori­
sche Kontinuität einer engen außenwirt­
schaftliehen Verflechtung der Österrei­
chischen Wirtschaft mit den Nachfolge­
staaten der Donaumonarchie hinzuwei­
sen, die bemerkenswerterweise erst in 
den späten vierziger Jahren mit der kom­
munistischen Machtübernahme in Prag 
und der Schaffung des RGW ein jähes 
Ende fand. Dennoch, daß Österreich 
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selbst 1 949 noch rund ein Viertel seiner 
Exporte in die Nachfolgestaaten abwik­
kelte und die Importe trotz anlaufender 
Marshall-Plan-Hilfe noch fast 1 7% betru­
gen, dürfte ein wenig bekanntes Faktum 
sein. 

Die Beiträge des Bandes liefern im 
großen und ganzen also das Bild einer 
von gewissen Kontinuitäten geprägten 
Entwicklung der Wirtschaftsbeziehun­
gen nach 1 91 8, die lediglich durch den 
"Kalten Krieg" und die Schaffung zweier 
Wirtschaftsblöcke artifiziell unterbro­
chen bzw. stark eingeschränkt wurden. 
Unüberhörbar istjedoch in den Beiträgen 
der osteuropäischen Autoren die unver­
ändert dominante nationale Perspektive 
herauszulesen, eine Perspektive, die 
sich im Hinbl ick auf die geplante EU­
Osterweiterung noch als Stolperstein er­
weisen könnte. 

Conclusio: ein lesenswerter Sammel­
band, in dem sich bedauerlichweise - wie 
so oft in Zeiten moderner Buchprodukti­
on - eine Reihe von Fehlern in den Satz 
geschlichen hat, die den positiven Ge­
samteindruck etwas stören. Daß etwa 
der Autorenname am Beginn eines Bei­
trages in griechischen Buchstaben ge­
druckt wurde, deutet auf das Fehlen ei­
nes Lektorats hin. Auch die Uneinheit­
lichkeit der Zitierweise innerhalb der ein­
zelnen Beiträge hätte wohl vermieden 
werden können. Insbesondere der Bei­
trag von Zdenek Jindra scheint überhaupt 
nicht redigiert worden zu sein, was sich 
etwa in der Wiederholung ganzer Satz­
teile zeigt. 

Andreas Weigl 
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EU-Beitrittskandidaten der 

zweiten Welle aus historischer 

Perspektive: Rumänien und 

Bulgarien 

Rezension von: Ekkehard Völkl, 
Rumänien. Vom 19. Jahrhundert bis in die 

Gegenwart, Regensburg 1995, 280 
Seiten, öS 364,-; Hans-Joachim Härtel, 

Roland Schönfeld, Bulgarien. Vom 
Mittelalter bis zur Gegenwart, 

Regensburg 1998, 3 19 Seiten, öS 364,-; 
beide Verlag Friedrich Pustet. 

l n  den mittel- und osteuropäischen 
Ländern (MOEL) führten der Zusammen­
bruch der kommunistischen Herrschaft 
und das Ende der zentralen Planwirt­
schaft zunächst zu ungeordneten Ver­
hältnissen in Politik und Wirtschaft, zur 
Zersplitterung der Interessen, ja zur Auf­
lösung des sozialen Gefüges. Der starke 
Produktionsrückgang während der 
schweren ökonomischen Übergangskri­
se verstärkte diese Schwierigkeiten und 
Unsicherheiten , welche wiederum die 
Bewältigung der wirtschaftlichen Depres­
sion beeinträchtigten. Die Hyperinflation 
nach der Freigabe der (meisten) Preise 
bewirkte einen massiven Kaufkraftverlust 
fürweite Teile der Bevölkerung. 

Zehn Jahre nach dem politischen Um­
bruch leiden die MOEL immer noch unter 
den Problemen im Gefolge der teils unzu­
länglichen Reformen der Wirtschaftsord­
nung, des Finanzsektors und der öffentli­
chen Verwaltung, unter den Schwierigkei­
ten des wirtschaftlichen Strukturwandels, 
unter Kapitalmangel wegen meist zu ge­
ringer ausländischer Direktinvestitionen, 
unter hohen Zinssätzen und wachsender 
Auslandsverschuldung. Die Entwick­
lungsunterschiede unter den MOEL ver­
stärkten sich in diesem Jahrzehnt weiter. 

540 

25. Jahrgang ( 1 999),  Heft 4 

Rumänien und Bulgarien zählen unter 
jenen Ländern, mit denen die EU Ver­
handlungen über eine zukünftige Mit­
gliedschaft aufgenommen hat, zur soge­
nannten zweiten Welle. Die zukünftigen 
Chancen beider Staaten werden beein­
trächtigt durch die Rückständigkeit in der 
Wirtschaftsstruktur und im Entwick­
lungsniveau, welche sie aus vorkommu­
nistischer und kommunistischer Ära erb­
ten und sich durch wirtschaftspolitische 
Fehler in jüngster Zeit noch akzentuierte. 

Rumänien und Bulgarien sind ähnlich 
und verschieden: ähnlich, da sie zu den 
Nachzüglern unter den MOEL zählen 
und zur traditionell eher instabilen Bal­
kanregion gehören, was ihre Benachtei­
ligung verstärkt; verschieden, da die 
Ausgangsbedingungen (Regierende und 
deren politische Vorhaben, Außenhan­
delsstrukturen, Auslandsverschuldung 
usw.) unterschiedlich waren und die po­
l itischen Entwicklungen seither vonein­
ander abwichen. 

Beide Länder wurden bei ihren Re­
formbemühungen im Unterschied zu den 
meisten anderen Beitrittswerbern behin­
dert durch die längerfristig geringere wirt­
schaftliche Verflechtung mit Westeuro­
pa, durch die agrarischen und anti-de­
mokratischen Traditionen aus der Zeit 
vor dem Kommunismus und durch das 
Fehlen von reformorientierten Eliten in­
nerhalb der KP-Nomenklatura. Die Män­
ner aus der zweiten Reihe der KP und 
die Bürokraten leisteten nach dem Um­
bruch hinhaltenden und zähen Wider­
stand gegen Reformen, kontrollierten bis 
zu einem gewissen Grad die Innenpolitik 
und sicherten sich wichtige Positionen in 
der privaten Wirtschaft. Unter diesen 
Umständen war es für die neuen demo­
kratischen Parteien besonders schwie­
rig, in ihre Rollen als Regierungs- oder 
Oppositionsteilhaber zu finden. Die Zahl 
der Parteien und Verbände war sehr 
groß, die Interessen waren dementspre­
chend zersplittert. Die Korruption in Wirt­
schaft und Bürokratie ist tief verwurzelt. 
Eine breite Mittelschicht, die rasche und 
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effektive Reformen unterstützen könnte, 
fehlt. 

Die politischen und ökonomischen 
Probleme verstärkten einander wechsel­
seitig, so daß Bulgarien im Winter 1 996/ 
97 in eine schwere Krise stürzte. Im April 
1 997 nahm bereits die neunte Regierung 
nach dem Umbruch ihre Tätigkeit auf. ln 
Rumänien blieben ehemalige KP-Funk­
tionäre bis 1 996 an der Macht. Erst nach 
den Wahlen vom November jenes Jahres 
erhielt das Land eine tatsächlich reform­
orientierte Regierung. Dies sind die je­
weils jüngsten Marksteine der politi­
schen Entwicklung der beiden Länder. 
Die Instabilität währtjedoch fort. 

Wie tief die wirtschaftliche Krise nach 
dem Zusammenbruch der kommunisti­
schen Herrschaft war und ist, wird an fol­
genden Zahlen deutlich: Das reale B IP 
erreichte in Rumänien 1 997 82% des 
entsprechenden Wertes von 1 989, in 
Bulgarien sogar nur 63%! Und während 
für Bulgarien im Jahre 1 999 mit einem 
Anstieg auf 66% gerechnet wird , sinkt in 
Rumänien die wirtschaftl iche Leistung 
weiter ab, und zwar deutlich; der progno­
stizierte Wert für 1 999 beläuft sich auf 
74% des BIP von 1989! 

Gegenüber dem EU-Durchschnitt lie­
gen Rumänien und Bulgarien mittlerwei­
le weiter zurück als alle anderen Bei­
trittswerber aus Mittel- und Osteuropa. 
1 997 betrug das rumänische B IP pro 
Kopf (verglichen in Kaufkraft-Paritäten) 
laut Eurestat 3 1 %  des EU-Durch­
schnitts, das bulgarische gar nur 23%. 
Und beide Länder verloren in den letzten 
Jahren weiter an Boden! Das am weite­
sten entwickelte der MOEL-Länder, Slo­
wenien, erreichte 1 997 immerhin bereits 
68% des EU-Mittels und schloß damit 
zum ärmsten EU-Mitglied, Griechen­
land, auf. 

Ein weiterer und gerade im Hinblick 
auf die EU-Ambitionen besonders wich­
tiger Indikator für den ökonomischen 
Rückstand der beiden Länder bildet der 
Anteil der Landwirtschaft an Erwerbstä­
tigkeit und BIP. ln der EU waren 1 996 
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durchschnittlich nur noch 5, 1 %  der Er­
werbsbevölkerung in der Landwirtschaft 
tätig, und diese trugen 2,5% zum BIP 
bei. ln den beitrittswilligen MOEL belief 
sich der agrarische Anteil an den Er­
werbspersonen 1 996 auf durchschnittlich 
25%, in Bulgarien auf 24,7% und in Ru­
mänien sogar auf 34,4%! Die Einbezie­
hung dieser Länder in die Gemeinsame 
Agrarpolitik würde letztere somit zusam­
menbrechen lassen. 

lnfolge des starken Produktionsrück­
gangs in der Industrie, der auch auf die 
Beschäftigung durchschlug, und der un­
zureichenden Dynamik des Dienstlei­
stungssektors, aber auch wegen der 
Agrarreformen sind Rumänien und Bulga­
rien die einzigen der beitrittswilligen 
MOEL, in denen die Beschäftigung im 
Landwirtschaftssektor seit dem Umbruch 
sogar zunahm. Besonders ausgeprägt 
ist diese ,regressive' Tendenz in Rumäni­
en. Die Rückgabe von Land an Privat­
eigentümer trug zur Ausbreitung der 
Subsistenzwirtschaft bei. Personen, die 
ihren Arbeitsplatz in einem der verstaat­
lichen Großbetriebe oder in der aufge­
blähten Verwaltung verloren, bewirt­
schaften nun eine kleine Parzelle, kon­
sumieren den Großteil des Ernteertrags 
und verkaufen den Rest auf lokalen 
Märkten. Da die Privatisierung von Indu­
strie und Dienstleistungen noch längst 
nicht abgeschlossen ist, wird der Zu­
wachs der Beschäftigung in der Landwirt­
schaft kurz- und mittelfristig anhalten. 

ln Rumänien befinden sich derzeit be­
reits rund 85% des bebaubaren Bodens 
im Privatbesitz. Über die zukünftigen Be­
sitzverhältnisse auf dem übrigen Land, 
51 7 staatlichen Gütern , die sich auf Ge­
treideanbau spezialisierten, wird unter 
den politischen Parteien seit Jahren hef­
tig gestritten.  Derdurchschnittliche priva­
te Bauernhof ist sehr klein, umfaßt weni­
ger als 3 Hektar ( ! ) - viel zu wenig für ef­
fektive Agrarproduktion.  Der großen 
Masse der Kleinbauern fehlt das Kapital 
für Investitionen in Maschinen und Gerät­
schaften, für Dünger und hochwertiges 
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Saatgut - oder auch nur für d ie Repara­
tur existierender Maschinen. Die land­
wirtschaftl iche Produktivität ist deshalb 
sehr gering. 

Wie sehr der Agraroutput unter diesen 
Umständen vom Wetter abhängt, zeigen 
die extremen Schwankungen der rumä­
nischen Weizenernte: 7,7 Mio. t 1 995, 
aber nur katastrophale 3,2 Mio. t 1 996, 
wieder 7,2 Mio. t 1 997, jedoch nur 5,2 
bzw. 4,8 Mio. t 1 998 bzw. 1 999. 

Kernprobleme der rumänischen und 
der bulgarischen Geschichte lassen sich 
anhand dervorliegenden Bände ausge­
zeichnet über einen längeren Zeitraum 
hinweg verfolgen. So bildete (und bildet, 
siehe oben) die Agrarfrage eines der gra­
vierendsten politischen,  ökonomischen 
und sozialen Probleme Rumäniens: 

Mitte des 1 9. Jahrhunderts lebte der 
allergrößte Teil der Bevölkerung auf dem 
Lande. "Rumänien war zwar ein Bauern­
land, aber nicht ein Land der Bauern." (S. 
32) Der Boden in der Walachei und der 
Moldau gehörte, von den wenigen Frei­
bauern abgesehen, den Grundherren. 
Die Bauern durften Flächen zwar eigen­
ständig bewirtschaften, mußten dafür 
aber Fronarbeit leisten. 1 863, vier Jahre 
nach der Vereinigung der beiden Lan­
desteile, säkularisierte der junge, halb­
souveräne rumänische Staat die Kloster­
gründe, die rund ein Viertel des bebau­
baren Bodens umfaßten, und brachte sie 
zur Verteilung. 

1 864 setzte der Fürst Alexandru Ion 
Cuza eine Agrarreform durch. Die Bau­
ern erhielten diejenigen Felder, die sie 
bislang schon eigenständig bewirtschaf­
tet hatten ,  als Eigentum, allerdings nur 
bis zu einer Obergrenze. Die Grund­
eigentümer hatten bis zu zwei Drittel ih­
rer Güter zur Verteilung abzutreten. Fünf­
zehn Jahre lang mußten die Bauern Ent­
schädigung zahlen . Fronarbeit und Ab­
gaben fielen weg. I nsgesamt erhielten 
rund 500.000 Bauern ein eigenes Stück 
Land. Bald zeigte sich jedoch, daß die 
zugeteilten Flächen (meist unter 5 ha) 
infolge der altertümlichen Produktions-
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methoden vielfach nicht einmal für das 
Existenzminimum ausreichten. Die Bau­
ern verschuldeten sich, pachteten gegen 
relativ hohe Gebühren weitere Felder 
oder arbeiteten zu sehr ungünstigen 
Konditionen auf den Gütern der Grund­
herren. Diese legten den überschuldeten 
Bauern hohe Arbeitsverpflichtungen auf, 
die sich sogar über mehrere Jahre er­
strecken konnten. Jene, die ihre Arbeits­
leistungen nicht erbracht hatten, durften 
den Dorfbereich nicht verlassen. Aus die­
sem Grund bestand die eigentlich abge­
schaffte Hörigkeit der Bauern fort. Zwi­
schenpächter übernahmen ganze Güter, 
bewirtschafteten nur Teile davon eigen­
ständig und verpachteten den Rest - zu 
überhöhten Beträgen. Jene Zwischen­
pächter, welche Trusts bi ldeten, die 
Pachtverträge nach Belieben diktieren 
konnten, wurden zu den meistgehaßten 
Personen des Landes. 

Der Haß der Bauern entlud sich im 
großen Bauernaufstand von 1 907, der 
letzten großen Bauernerhebung Euro­
pas. Bald befanden sich die ganze Mol­
dau und dann auch die Walachei im Auf­
ruhr. Bewaffnete Bauernscharen zogen 
plündernd und zerstörend umher. Noch 
wesentlich brutaler war die Art und Wei­
se, wie das Militär diesen Aufstand nie­
derschlug - sogar mit Hilfe von Artillerie. 
Diese Unterdrückung forderte mehrere 
Tausend Todesopfer. An den Verhältnis­
sen auf dem Lande erfolgten dennoch 
nur geringe Korrekturen.  

Erst nach dem Ersten Weltkrieg, un­
ter dem Druck der Ereignisse in Ruß­
land, wurde ein weiterer Versuch unter­
nommen, die Lage der bäuerlichen Be­
völkerung, rund drei Viertel der Gesamt­
heit, zu verbessern. Die Agrarreform aus 
den Jahren 1 920 und 1 921 beinhaltete 
u.a. die vollständige Enteignung der Län­
dereien von Ausländern, von Personen, 
die ihr Land über längere Zeit hinweg ver­
pachtet hatten, und von Körperschaften. 
Aller übrige Großgrundbesitz war eben­
falls zu enteignen, wobei allerdings je 
nach Bodenqualität 1 00 bis 500 ha ver-
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bleiben durften. Die Entschädigung 
übernahm der Staat durch langfristige 
Schuldverschreibungen. Die von der Re­
form begünstigten Bauern hatten jeweils 
die Hälfte der Entschädigung zu über­
nehmen. Alles in allem gingen rund 30% 
der Nutzungsfläche an Klein- und 
Kleinstbauern über. 

Die soziale Lage entspannte sich 
zwar, aber längerfristig war das Resultat 
der Agrarreform ernüchternd: 1 938 hat­
ten immer noch etwa 75% der Bauern 
weniger als 5 ha Land. Aufgrund der 
Übervölkerung auf dem Land war ein bes­
seres Ergebnis nicht zu erzielen.  Die 
Zahl der Arbeitsplätze in der Industrie 
und in den Dienstleistungen war zu ge­
ring, um diesen Bevölkerungsdruck zu 
mindern. Rentabilität und Leistungsfähig­
keit der bäuerlichen Kleinbetriebe ver­
besserten sich nicht. Da die weizener­
zeugenden Großgüter verschwanden, 

Wirtschaft und Gesellschaft 

sank auch die für den Export früher so 
wichtige Weizenproduktion. 

Der Gebrauchswert der beiden Bände, 
die eindrucksvolle I l lustrationen enthal­
ten, wird jeweils durch einen Anhang ge­
steigert, der eine Zeittafel ,  ausgewählte 
Biographien, eine Liste historischer Se­
henswürdigkeiten, ein Personen- und ein 
Ortsregister sowie ein Literaturverzeich­
nis enthält. All jenen, die an einem ein­
führenden Text über die längerfristigen 
politischen, wirtschaftl ichen und sozia­
len Entwicklungen in Rumänien und Bul­
garien interessiert sind, können die bei­
den vorliegenden Bände nurwärmstans 
empfohlen werden. Monographien zur 
Geschichte der übrigen südosteuropäi­
schen Länder in gleicher Aufmachung 
sind bei Pustet in Vorbereitung, jene 
über Griechenland und Albanien liegen 
bereits vor. 

Martin Mailberg 
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